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Antrag der Abgeordneten 

Probst, Zingler und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Elektrizitäts­
förderungsgesetz 1953 neuerlich verlängert 
wird (75/A) 

Anfragen der Abgeordneten 

Libal, Steininger und Genossen an den 
Bundesminister für Justiz, betreffend ein 
im Zusammenhang mit der sogenannten 
Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministers für 
Bauten und Technik Dr. Kotzina eingeleitetes 
Strafverfahren (935/J) 

Müller, Babanitz und Genossen an den 
Bundesminister für Verkehr und verstaat­
lichte Unternehmungen, betreffend die Nicht­
aufnahme der burgenländischen Orte Deutsch 
Kaltenbrunn, Rudersdorf, Dobersdorf und 
Rohrbrunn im Amtlichen Telephonbuch für 
Niederösterreich und Burgenland (936/J) 

Kostroun, Adam Pichler und Genossen an 
den Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft, betreffend die Gewährung von 
Subventionen an landwirtschaftliche Ge­
nossenschaften (937/J) 

Ströer und Genossen an den Bundeskanzler 
betreffend Beflaggung am 12. November 1968 
(938/J) . 

Ströer, Lane und Genossen an den Bundes­
minister für Inneres; betreffend die Hand­
habung des Bundesgesetzes vom 31. März 1950, 
BGBI. Nr. 97 (939/J) 

Mondl, Lano und Genossen an den Bundes­
minister für Bauten und Technik, betreffend 
Ergä.nzungen der Planungen während des 
Baues das Bürohauses in Wien V, Straußen­
gasse 11 (940/J) 

Pater, Dr. van Tongel und Genossen an den 
Bundesminister für Verkehr und verstaat­
lichte Unternehmungen, betreffend Zemen­
tierung des parteipolitischen Proporzes in der 
verstaatlichten Industrie (941/J) 

Moser, Dr. TuB und Genossen an den Bundes­
kanzler, betreffend die völlig unzureichende 
Beantwortung einer Anfrage über die Heraus­
gabe der Propagandaschrift "für alle" (942/J) 

Haberl, Josef Schlager, Troll und Genossen 
an die Frau Bundesminister für soziale 
Verwaltung betreffend Stipendien aus dem 
Ausgleichstaxfonds (943/J) 

Anfragebeantwortungen 

Eingelangt sind die Antworten 

des Bundesministers für Unterricht auf die 
Anfrage der Abgeordneten Heinz und Ge­
nossen (882/A. B. zu 874/J) 

des Bundesministers für Unterrioht auf die 
Anfrage der Abgeordneten Peter und Ge­
nossen (883/A. B. zu 900/J) 

des Bundesministers für Verkehr und verstaat­
lichte Unternehmungen auf die Anfrage der 
Abgeordneten Brauneis und Genossen (884/ 
A. B. zu 881/J) 

Beginn der Sitzung: 10 Uhr 
Vorsitzende: Präsident Dr. Maleta, Zwei­

ter Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner, Dritter 
Prä.sident Wallner. 

Präsident: Die Sitzung ist eröffnet. 
Die amtlichen Protokolle der 112. und 

113. Sitzung des Nationalrates vom 23. Okto­
ber 1968 sind in der Kanzlei aufgelegen, un­
beanständet geblieben und gelten daher als 
genehmigt. 

Entschuldigt haben sich die Abgeordneten 
Dr. Kranzlmayr und Meiß!. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um 10 Uhr 3 Minuten -
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesminjsterium für Verkehr und verstaat­
lichte Unternehmungen 

Präsident: l. Anfrage: Abgeordneter Mayr 
(OVP) an den Herrn Bundesminister für Ver­
kehr und verstaatlichte Unternehmungen, be­
treffend Fernschreibgebühren. 

1886/M 
Werden die Fernschreibgebühren erhöht? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr und verstaat­
lichte Unternehmungen Dipl.-Ing. Dr. Ludwig 
Weiß: Herr Abgeordneter! Es besteht nicht 
die Absicht, die Fernschreibgebühren der 
Post- und Telegraphenverwaltung zu erhöhen. 

Präsident: 2. Anfrage: Abgeordneter Haas 
(SPO) an den Herrn Verkehrsminister, be­
treffend Neubau des Grenzbahnhofes GmÜnd. 

1860/M 

Wann wird nun endlich der Neubau des 
wichtigen Grenzbahnhofes Gmünd in Angriff 
genommen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Herr 
Abgeordneter I Die Arbeiten für den Neubau 
des Aufnahmsgebäudes befinden sich derzeit 
in Ausschreibung. Durch Freistellung von 
8 Millionen Schilling für das kommende Jahr 
kann mit dem Bau des neuen Aufnahmsgebä.u­
des zum Eintritt der Bausaison 1969 begonnen 
werden. Dieser Bau kann zu zwei Drittel 
(Betriebsräume) bis Ende 1969 bezugsfertig 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß 
erstellt werden, wenn die heikle Fundierung 
im hohen Grundwasserstand keine zusätz­
lichen Schwierigkeiten verursacht. 

Präsident: 3. Anfrage: Abgeordneter Peter 
(FPO) an den Herrn Verkehrsminister, be­
treffend Gesamtverkehrskonzept. 

1862/M 
Bis wann wird ein Gesamtverkehrskonzept 

ausgearbeitet werden, das - im Gegensatz 
zu dem mit Bericht der Bundesregierung vom 
9. Oktober 1968 (III-164 der Beilagen) vor­
gelegten - diese Bezeichnung tatsächlich ver­
dient? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Das 
vorliegende Verkehrskonzept, das auch Ihnen 
zugekommen ist, wurde von Fachleuten aus­
gearbeitet und von der Bundesregierung ge­
nehmigt. Ich kann aber bei bestem Willen 
Ihre Frage nicht beantworten, wann die 
Bundesregierung ein Gesamtverkehrskonzept 
vorlegen will, "das diese Bezeichnung tat­
sächlich verdient" , weil ich Ihre Ansichten 
darüber, wie ein Gesamtverkehrskonzept aus­
sehen soll, zu meinem Bedauern nicht kenne. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Das, 
Herr Abgeordneter, kann ich Ihnen im Augen­
blick nicht sagen, weil das auch mit dem 
Regionalkonzept zusammenhängt, das sich 
ebenfalls in Ausarbeitung befindet. (Abg. 
Zeillinger: X minus 1 !) 

Präsident: 4. Anfrage: Abgeordneter Guggen­
berger rOV P) an den Herrn Verkehrsminister, 
betreffend Koordinierung und Kooperation 
in der Elektrizitätswirtschaft. 

1859/M 
Konnten Sie, Herr Minister, der Entschließung 

des Nationalrates, betreffend die Fortsetzung 
der Bemühungen um Koordinierung und Ko­
operation in der österreichischen Elektrizitäts­
wirtschaft, bereits Rechnung tragen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Herr 
Abgeordneter ! Nach dem derzeitigen Stand 
haben von den neun Landesgesellschaften 
sieben mit der Verbundgruppe Koordinierungs­
verträge abgeschlossen, und zwar die 
STEWEAG, die BEWAG, die Wiener Elektri­
zitätswerke, die SAFE, die OKA, die NEW AG 

Präsident: Zusatzfrage. und die KELAG. Auf Grund der geographi-
Abgeordneter Peter: Herr Bundesminister! schen und ~lektrizi~ätswirtschaftlichen L~ge 

Die von der Bundesregierung ausgegebene der B~deslander ~~rol un~ V ~rarlberg ~nd 
Broschüre trägt den Titel "Gesamtverkehrs-' ~?ordimerungsv~rtrage mIt diesen b.~lden 
konzept". Im Rahmen dieses Gesamtverkehrs- L~n~ern von mcht so großer gesamtosoor­
konzeptes finde ich den Satz: Nach Vorliegen relChischer Bedeutung. 
der Untersuchungsergebnisse ... ist ein alle Ein weiterer wichtiger Schritt ist die Ab. 
Verkehrsträger umfassender Generalverkehrs- stimmung der Ausbauprogramme. Die gestrige 
plan auszuarbeiten. Sitzung des Koordinierungskomitees läßt mit 

H B d .. t I H"tt S· d· F d großer Wahrscheinlichkeit annehmen, daß über err un esmllllS er. a en Je le reun - . 
li hk't . h"b d U t h' d . h das Ausbauprogramm ebenfalls bald eIne 

c el, mlC u er en n ersc le ZWlSC en Eini un zustandekommt. 
Gesamtverkehrskonzept und Generalverkehrs- g g 
plan aufzuklären 1 Präsident: Zusatzfra.ge. 

Präsident: Herr Minister. Abgeordneter Guggenberger: Herr Bundes-

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Das 
Gesamtverkehrskonzept, Herr Abgeordneter, 
hat die Aufgabe, die Konkurrenzfragen zwi­
schen den einzelnen Verkehrsträgern zu klären. 
Ich glaube, daß das mit den Grundsätzen, 
die im Verkehrskonzept festgelegt sind, auch 
geschehen ist. Der Generalverkehrsplan ist 
eine wesentlich größere und weitergehende 
Aufgabe, weil er sich mit den Details und auch 
mit den einzelnen Regionen zu beschäftigen 
hat. Das läßt sich keinesfalls in zehn Monaten 
erledigen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Peter: Herr Bundesministerf 
Bis zu welchem Zeitpunkt glauben Sie in 
der Lage zu sein, der Öffentlichkeit den 
Generalverkehrsplan vorlegen zu können 1 

minister I Was ist der wesentliche Inhalt der 
von Ihnen jetzt erwähnten Koordinierungs­
verträge 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Bei 
den Koordinierungsverträgen ist es darum 
gegangen, zwischen der Verbundgesellschaft 
und den Landesgesellschaften ein prozentuelles 
Ausmaß festzulegen, wieviel Energie die Lan­
desgesellschaften von der Verbundgesellschaft 
abnehmen. Diese Verträge beinhalten Prozent­
sätze, die sich zwischen 35 und 100 Prozent 
bewegen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Guggenberger: Für welche 
Zeiträume sind diese Verträge abgeschlossen 
worden 1 
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Präsident: Herr Minister. eine sehr große Bedeutung zukommt, weil das 
Bundesheer und auch die Heeresverwaltung 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Das bei weitem nicht über jenes technische Kader­
ist ebenfalls verschieden: mindestens 10 Jahre personal verfügen, das notwendig wäre. 
bis zu 25 Jahren. (Abg. Libal: Steht alles im 
"Volksblatt" 1 - Heiterkeit. - Abg. Dr. W it- Präsident: Zusatzfrage. 
halm: Das ist aber sehr erfreulich, daß Sie das Abgeordneter Dipl.-Ing. Wiesinger: Wie 
"Volksblatt" 80 genau lesen! - Abg. We i k- hoch, Herr Bundesminister, ist die Anzahl der 
hart: Aber der Guggenberger nicht 1 - Abg. facheinschlägig technisch vorgebildeten Prä­
Probst: Aber unerfreulich für den Guggen- senzdiener 1 
berger I) 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Landes verteidigung 

Präsident: 5. Anfrage: Abgeordneter Dipl.­
Ing. Wiesinger (ÖV P) an den Herrn Bundes­
minister für Landesverteidigung, betreffend 
Einsatz von Wehrpflichtigen auf ihren Fach­
gebieten. 

1883/M 
Besteht für Wehrpflichtige des Präsenz­

dienstes mit einer facheinschlägigen technischen 
Vorbildung die Möglichkeit, sie im Rahmen 
des Blmdesheeres auf ihrem Fachgebiet ein­
zusetzen beziehungsweise weiterzubilden ? 

Präsident: Herr Minister .. 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Dr. Prader: Herr Abgeordneter! Es ist erlaß­
mäßig angeordnet, daß Präsenzdienst leistende 
Wehrpflichtige mit absolviertem technischem 
Hochschul- beziehungsweise Universitätsstu­
dium, sowoit sie nach ihrer Grundausbildung 
nicht an die Heeresfachschule für Technik 
zur Weitorbildung als Reserveoffiziere des 
höheren militärtechnischen Dienstes verSetzt 
werden, ihren Truppendienst in technischen 
Verwendungen abzuleisten haben. 

Hinsichtlich der Absolventen der höheren 
technischen Lehranstalt, die sich als Einjährig­
Freiwillige zum verlängerten ordentlichen 
Präs~mzdienst auf die Dauer von zwölf Monaten 
verpflichten, ist festgelegt, daß dies3, soweit 
sie ebenfalls nicht an der Heeresfachschule 
für Technik zum Reserveoffiziersanwärter des 
technischen Dienststandes ausgebildet und 
weitergebildet werden, im Anschluß an ihre 
einjährige Ausbildung eine bis zu drei Monaten 
dauernde Zusatzausbildung, die sie schließlich 
als Truppführer im Truppeninstandsetzung8-
q.ienst qualifiziert, erhalten. 

Für handwerklich Vorgebildete besteht die 
Möglichkeit einer Verwep.dung als technischer 
Gehilfe auf dem Kraftfahrzeug-, Panzer-, 
Pioniermaschinen-, Waffen-, Munitions-, Fern­
melde- und fliegertechnischen . wie auch elek­
tronisohen Gebiet. 

Herr, Abgeordneter! . Ich darf hier noch 
darauf verweisen, daß der Verwendung Wehr­
pflichtiger besonders im technischen Bereich 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Die Zahl der 
Präsenzdiener, die in technischen Sparten 
eingesetzt werden, schwankt zwischen 1700 
und 2000. 

Präsident: 6. Anfrage: Abg. DDr. Pitter­
mann (S PÖ ) an den Herrn Verteidigungs­
minister, betreffend Ausnützung der Zeit nach 
der Grundausbildung. 

1890/M 

Ist bei der derzeitigen Organisation des 
Bundesheeres die Gewähr gegeben, daß die 
Zeit nach der Grundausbildung optimal genützt 
wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter! Die Ausbildung ist erstrangig eine 
Frage des Ausbildungspersonals, des Geldes, der 
Ausbildungsmittel und der Ausbildungsstätten 
und erst zweitrangig auch eine Frage der 
Organisation. 

In bezug auf letztere bin ich der Meinung, 
daß die derzeitige Organisation des Bundes­
heeres, wie sie auf Vorschlag des Landes­
verteidigungsrates von der Bundesregierung 
festgelegt wurde, die Voraussetzung gibt, daß 
die Zeit nach der Grundausbildung optimal 
ausgenützt wird. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter DDr. Pittermann: Aus welchen 
Erwägungen haben Sie dann, Herr Minister, zu­
letzt eine neue Funktion im Bereich Ihres Res­
sorts geschaffen, der die steirische "Südost­
Tagespost" die Bezeichnung "Leerlaufinspek­
tor fiir das Heer" gibt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter! Jeder Dienstbetrieb muß überprüft 
werden. Mir sind in der letzten Zeit Beschwer­
den über eine nicht ausreichende Ausübung des 
Dienstes zugekommen, und es wird daher die­
sem Bereich eine besondere Inspektionstätig­
kcit gewidmet. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 
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Abgeordneter DDr. Pittermann: Halten Sie, 
Herr Bundesminister, daher die Kritik an der 
Vol1ziehung des Wehrgesetzes für berechtigt, 
die der steirische Landeshauptmann Krainer 
bei einer Tagung des Bauernbundes in die 
Worte gekleidet hat: "Es muß den Militärs 
halt mehr einfallen, als daß man die Soldaten 
drei Monate ausbildet und dann sechs Monate 
herumlungern läßt" ~ 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: ,Diese Kritik 
halte ich pauschaliter nicht für berechtigt. 
Es wird sicherlich auch hier menschliches 
Versagen geben wie in jeder Institution auf 
dieser Welt. (Heiterkeit bei der SPO. - Abg. 
Moser: Aber nicht soviel Versager wie bei 
Ihnen!) 

Präsident: 7. Anfrage: Abgeordneter Zeil­
Jinger (F PO) an den Herrn Verteidigungs­
minister, betreffend Abgabe von Waffen und 
Uniformen. 

1865/M 
Warum wurde verfügt, daß die mit 21. Okto­

ber 1968 in die Reserve rückversetzten Soldaten 
ihre Waffen und Uniformen schon am 3. Oktober 
1968, also vier Tage vor Urlaubsantritt, abzu­
geben hatten, obwohl weiterhin Alarmbereit­
schaft bestand? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter! Eine solche Anordnung ist vom Bun­
desministerium für Landesverteidigung nicht 
erfolgt. 

In dem bezüglichen Erlaß Zl. 314.363-0rg/68 
vom 2. Oktober 1968 heißt es unter Punkt 2: 
"Der Abrüstungsvorgang ist so zu beenden, 
daß die abrüstenden Wehrpflichtigen die 
DienstfreisteIlung am 7. 10. 1968 möglichst 
frühzeitig antreten können." 

Im Gruppenbereich I wurde erst am Sonntag 
mit den Abrüstungsmaßnahmen begonnen. 

Im Gruppenbereich II wurden schon am 
Samstag Abrüstungsmaßnahmen durchgeführt. 

Das gleiche gilt auch für den Gruppenbereich 
III, allerdings mit der Ausnahme, daß das 
Versorgungsregiment III bereits am 4. 10. 
1968 Waffen und Bekleidung abgegeben hat. 
Dieses Vorgehen stellt eine Eigenmächtigkeit 
dar. 

Im Bereich der Luftstreitkräfte erfolgte 
beim Flugmelde-Regiment die Abgabe von 
Waffen und Gerät ebenfalls bereits am Freitag, 
den 4. 10. 1968. Dieses Vorgehen beruht 
ebenfalJs auf keiner Weisung. 

Die Bewältigung der Fülle administrativer 
Aufgaben, die die Abrüstung unumgänglich 
mit sich bringt, wie die ärztliche Untersuchung 
der Abrüstenden, die Abgabe von Bekleidung, 

Waffen und Gerät, die Auszahlung und Fest­
stellung der Gebühren und so weiter, bean-
8prucht erfahrungsgemäß je nach den jewei­
ligen dienstlichen Gegebenheiten und Elfor­
dernissen einen Zeitraum von ungefähr zwei 
Tagen. 

Im übrigen ist festzustellen, daß die Alarm­
bereitschaft der abrüstenden Welr pfllchtigen 
jedenfalls im vollen Umfange bis zum 7_ Ok­
tober 1968 durch ihre Anwesenheit in den 
Kasernen gegeben war. 

Darüber hinaus möchte ich nochmals fest­
stellend bemerken, daß der Zweck der Ver­
längerung des P; äsenzdienstes ja nicht eine 
Verstärkung der Zahl der aktiven TIUppen war. 
(Abg. Z eillinger: lek habe diesen letzten 
Satz nicht verstanden!) Der Zweck des ver­
lä:lgerten Pläsenzdienstes war ja nicht eine 
Verstärkung der Zahl der aktiven Truppen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger : Nachdem mir die 
letzte Bemerkung nicht klar ist, Herr Bundes­
minister, und ich hier, ohne Geheimnisse des 
Landesverteidigungsrates au~plaudern zu wol­
len, doch den Eindruck in der Öffentlich­
keit wiedergeben will, daß die Verlä:lgerung 
des Präsenzdienstes, diese besondere Hä- te 
notwendig war, weil die aktive aU8gebildete 
TI uppe nicht ausreichte, um in der damaHgen 
Situation eine entsprechende Sicherheit zu 
gewährleisten, f.-age ich Sie: Was war denn der 
Zweck der Verlängerung, wenn nicht eine Ver­
stärkung der Zahl der aktiven Soldaten ~ 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Der Zweck war, 
wie ich festgestellt habe - und das steht in 
keinem Widenp:::uch zu dem vorher Gesagten-, 
daß der Übergang beim Einbau der 
aus den Ausbildungsverbänden in den 
Einsatzverband überstellten Truppen und da­
mit die Neuformielung der Truppe mit neuem 
Personal reibungslos und ohne Schwäche­
momente vor sich gehen kann. (Zwischenrufe 
bei der SpO.) 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter ZeiIlinger: Nachdem wir beide 
offenbar nicht der gleichen Auffassung und 
Meinung sind, ob die Stä:-ke eines Heeres neben 
der Ausrüstung auch von der Truppenzahl, 
also seiner zahlenmäßigen Stärke, abhä:lgt, 
frage ich Sie, Herr Minister, ob Sie tatsächlich 
der Ansicht sind, daß die Zahl der Soldaten in 
bezug auf die Stä:-ke der Truppe keine Rolle 
spielt, und zwar deswegen, weil dann die Frage 
offenbleibt: Warum wurden die Soldaten unter 
Waffen gehalten, wenn es nicht auf die zahlen­
mäßige Stärke ankommt 1 
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Präsident: Herr Minister. Radaranlagen nicht verfügen - übrigens auch 
nicht unsere Wetterradaranlage in Langenle­
barn. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Glaser: Herr Bundesminister! 
Hat es derartige Störungen früher schon 
gegeben, oder war es das erstemal, a.ls in der 
Nacht vom 20. zum 21. August Truppen der 
Union der Sozialistisohen Sowjetrepubliken 
in die Tsoheohoslowakische Sozialistisohe Repu­
blik eingerückt sind ~ 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Das habe ioh 
bereits bei Beantwortung der ersten Zusatz­
frage gesagt, Herr Abgeordneter. Der Zweck 
war der reibungslose übergang, und zwar ohne 
Schwäohemomente eintreten zu lassen, beim 
Einbau der Überstellten in den neuen Einsatz­
verband, weil sich da ja bekanntlioh die 
neuen Teams erst zusammenspielen müssen. 
Das war der Sinn, und das sollte unter zeit­
weiliger Beibehaltung der älteren Soldaten 
erfolgen. Aber die Verstärkung der Truppen­
zahl - ich betone das noch einmal - war 
nicht der Zweck dieser Maßnahme. Bundesminister Dr. Prader: An sich ist sie 

ja bekanntlich nicht neu, sie wurde schon 
Präsident: 8. Anfrage: Abgeordneter Glaser früher verwendet. Aber Störungen dieser Art 

(OVP) an den Herrn Verteidigungsminister sind uns vordem nicht bekanntgeworden. 
betreffend Störung von Radargeräten. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Sind Ihnen, Herr Minister, Berichte zu­ Bundesminlsterium für Justiz 
1887/M 

gegangen, wonach während der Besetzung Präsident: 9. Anfrage: Abgeordneter Konir 
der ÖSSR durch die Warschauer-Pakt-Staaten (8PO) an den Herrn Bundesminister für Justiz, 
unsere Radargerä.te gestört worden sind? betreffend Strafverfahren gegen Viktor Müllner. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abgeord­
neter! Vor einiger Zeit brachten Presse und 
Rundfunk Meldungen, wonach während der 
Besetzung der ÖSSR durch die Truppen der 
Warschauer-Pakt-Staaten auch militärische 
Radargeräte gestört worden seien. Hiezu ist 
zu bemerken, daß während des genannten 
Zeitraumes seitens der Radarüberwachung des 
Bundesheeres passive Radarstörungen, so­
genannte Düppelstörungen, vereinzelt fest­
gestellt wurden. Derartige Störungen entstehen 
durch den Abwurf von Reflexionsmaterial 
und sind vor allem darauf gerichtet, die Ver­
folgung von Luftzielen zu erschweren. Der 
Abwurf des erwähnten Materials erfolgte vor­
nehmlich über tschechoslowakischen Flug­
plätzen. Der örtlichen Lage nach hatten diese 
Störungen offenbar nicht eine Beeinträchtigung 
österreichischer Radaranlagen als Zielsetzung. 
Direkt gegen die österreichische Luftraumüber­
wachung gerichtete elektronische Störungen 
wurden während dieser Zeit nicht festgestellt. 

Präsident: Zusatzfrage. 
Abgeordneter Glaser: Herr Bundesminister! 

Ist Ihnen bekannt, ob von diesen, wie Sie jetzt 
sagten, vereinzelt feststellbaren Störungen 
auch die Radargeräte der zivilen Luftfahrt 
betroffen waren ~ 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Diese Radar­
geräte waren von diesen Störmaßnahmen in 
noch viel stärkerem Maße betroffen, und zwar 
deswegen, weil militärische Radaranlagen Stör­
schutzeinrichtungen haben, über die die zivilen 

1874/M 

In welchem Stadium befindet sich das Straf­
verfahren gegen den ehemaligen ÖVP-Landes­
hauptmannstellvertreter Viktor Müllner ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Klecatsky: 
Herr Abgeordneter! Das mit Urteil des Landes­
gerichtes für Strafsachen Wien als Schöffen­
gericht vom 12. Juli 1968 in erster Instanz 
beendete Strafverfahren gegen Viktor Müllner 
senior befindet sich derzeit im Stadium des 
Rechtsmittelverfahrens. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Kanir: Herr Minister! Es ist 
uns bekannt, daß der Herr Müllner zu vier 
Jahren schwerem Kerker verurteilt worden ist, 
daß aber in diesem Strafverfahren nicht das 
gesamte angelastete Tatsachenmaterial zur 
Verhandlung gekommen ist. Es wird also noch 
weiter untersucht. Wann kann mit dem Ende 
dieser Untersuchung gerechnet werden ~ 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Klecatsky: Herr Abge­
ordneter I Das Strafverfahren gegen Viktor 
Müllner senior, das die aus dem ersten und in 
erster Instanz erledigten Strafverfahren aus­
geschiedenen Fakten zum Gegenstand hat, 
befindet sich derzeit im Stadium der Vorunter­
suchung. Der Strafakt bezüglich dieser ausge­
schiedenen Fakten umfaßt bereits 13 
Bände. Er befindet sich derzeit bei der Staats­
anwaltschaft Wien zur Prüfung der bisherigen 
Untersuchungsergebnisse und zur Konkreti­
sierung der weiteren AntragsteIlung der Staats-
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BUDdesminiater Dr. K1ecatak,. 
anwaltschaft Wien. Ich kann derzeit einen 
Zeitpunkt für den Abschluß dieser Vorunter­
BUchung noch nicht angeben. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Konir: Herr Minister! Können 
Sie nicht ungefähr sagen, wann mit einem 
Abschluß zu rechnen ist? Wird das noch heuer 
sein oder im Jahre 1969, oder dauert es darüber 
hinaus? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Klecatsky: Ich bin 
überzeugt, Herr Abgeordneter, daß die Staats­
anwaltschaft und das Gericht alles tun werden, 
um dieses Verfahren möglichst rasch abzu­
schließen. Ich kann aber einen Zeitpunkt 
nicht nennen. 

Präsident: 10. Anfrage: Abgeordneter Dok­
tor Hauser (OV P) an den Herrn Justiz­
minister , betreffend Haftentschädigungsgesetz. 

1839/M 
Wie weit sind die Arbeiten an einem neuen 

Haftentschädigungsgesetz gediehen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Klecatsky: Herr Abge­
ordneter! Das Bundesministerium für Justiz 
hat einen Gesetzentwurf ausgearbeitet, mit dem 
die derzeit in den Gesetzen vom 18. August 
1918 und vom 2. August 1932 vorgesehene 
Entschädigungspflicht des Bundes für straf­
gerichtliche Haft und Verurteilung in völliger 
und zweifelsfreier übereinstimmung mit der 
Europäischen Menschenrechtskonvention neu 
geregelt werden soll. Dieser Gesetzentwurf 
wurde Mitte August dieses Jahres allgemein 
zur Stellungnahme versendet. Die Begut­
achtungsstellen wurden ersucht, ihre Stellung­
nahmen bis 10. November dieses Jahres ab­
zugeben. Unter Berücksichtigung der Ergeb­
nisse dieses Begutachtungsverfahrens werden 
dann die Arbeiten an diesem Gesetzentwurf 
so rasch wie möglich abgeschlossen werden. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Hauser: Herr Bundes­
minister! Können Sie uns sagen, welche 
wesentlichen Änderungen vermutlich der neue 
Gesetzentwurf gegenüber der jetzigen Rechts­
lage bringen wird 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Klecatsky: Herr Ab­
geordneter I Von den für die einzelnen Be. 
troffenen praktisch bedeutsamen Änderungen 
darf ich hervorheben, daß nach dem Ent­
wurf dem zu Unrecht rechtskräftig Ver­
urteilten, der dann nach einer allfälligen 
Wiederaufnahme des Verfahrens freigesprochen 
oder sonst außer Verfolgung gesetzt wird, 

auch dann ein Ersatzanspruch zustehen soll, 
wenn der gegen ihn ursprünglich vorgelegene 
Verdacht nicht zur Gänze entkräftet worden 
ist, er also etwa in diesem zweiten Verfahrens· 
gang mangels an Beweisen außer Verfolgung 
gesetzt wurde. Die derzeit im Bundesgesetz 
vom 2. August 1932.vorgesehene Anspruchs­
voraussetzung der Verdachtsentkräftigung soll 
damit entfallen. Ferner soll jedem von einem 
Strafgericht gesetzwidrig Angehaltenen ein 
unbedingter Ersatzanspruch zustehen. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Bauten und Technik 

Präsident: 11. Anfrage: Abgeordneter Koni~ 
(s p(j) an den Herrn Bundesminister für 
Bauten und Technik, betreffend Kosten und 
Vergabebeträge der Autobahnbaulose. 

1855/M 
Aus welchen Gründen sind Sie nach wie vor 

nicht in der Lage, eine Gegenüberstellung der 
tatsächlichen Kosten und der VergaJ:>ebeträge 
der einzelnen Autobahnbaulose der Öffentlich­
keit vorzulegen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Dr. Kotzina: Herr Abgeordneter! Ich bin 
seit einiger Zeit in der Lage, eine Gegen­
überstellung der tatsächlichen Kosten und 
der Vergabeanträge der einzelnen Autobahn­
baulose vorzulegen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Konir: Herr Minister! Darf 
ich dann fragen, wann das Hohe Haus diese 
Unterlagen sehen wird. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Herr Ab­
geordneter! Ich habe am 3. Juli 1968 dem 
Unterausschuß des Bautenausschusses die 
darauf bezughabenden Unterlagen zur Ver­
fügung gestellt. 

Präsident: Die 12. Anfrage wurde wegen 
Erkrankung des Abgeordneten MeißI zurück­
gezogen und wird schriftlich beantwortet. 

13. Anfrage: Abgeordneter Luptowits (Sp(J) 
an den Herrn Bautenminister, betreffend Um­
fahrung Spittal. 

1856/M 
Wann wird mit den Arbeiten am Bauprojekt 

"Umfahrung Spittal" begonnen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina : Die Anfrage 
lautet: Wann wird mit den Arbeiten am Bau­
projekt "Umfahrung Spittal" begonnen ~ 
Anwort: Noch im Herbst dieses Jahres. 
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Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Luptowits: Herr 
minister! Welche Arbeiten sind 
Herbst dieses Jahres vorgesehen 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundes· 
für den 

Bundesminister Dr. Kotzina: Es ist die Sa. 
nierung des sogenannten W olfbergtunnels, ein 
Teilstück der Umfahrung Spittal damit ge­
meint. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Luptowits: Können Sie mir 
sagen, ob die kontinuierliche Finanzierung 
80 gesichert ist, daß das Bauprojekt in drei 
Jahren fertiggestellt werden kann ~ 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Das kann 
ich Ihnen im Augenblick nicht sagen, weil 
der Wolfbergtunnel, der zunächst die Um. 
fahrungsfunktion im Raume Spittal auf Bun­
desstraßenebene hat, in der weiteren Folge 
mit dem Ausbau der sogenannten Tauern­
Autobahn zusammenhängt, und zwar des 
südlichen Teiles, der unabhängig von der so­
genannten Scheitelstrecke beziehungsweise der 
Tunnelstrecke gebaut werden wird. Dies­
bezügliche finanzielle Sicherstellungen für den 
Weiterbau dieser von mir genannten Strecke 
sind gegenwärtig noch nicht erfolgt. 

Präsident: 14. Anfrage: Abgeordneter Horejs 
(SPÖ) an den Herrn Bautenminister, be· 
treffend Inntalautobahn von Kufstein nach 
Innsbruck. 

1881/M 

Bis wann ist mit der Aufnahme des durch­
gehenden Verkehrs auf der Inntalautobahn von 
Kufstein nach Innsbruck zu rechnen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina : In etwa sechs 
Jahren. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Horejs: Herr Minister! Wird 
die Kompetenz für die Bundesstraßen und die 
Autobahnen in Tirol im Wege der mittel­
baren Bundesverwaltung vom Landeshaupt­
mann von Tirol persönlich oder, wie im Fern­
sehen am 25. Oktober behauptet wurde, von 
dem für die Landesstraßen zuständigen so­
ziaJistischen Landesrat Zechtl ausgeübt? 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Kotzina: Für die mit­

telbare Bundesverwaltung in diesem Verwal­
tungszweig ist der Herr Landeshauptmann 
zuständig. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

. Abgeordneter Horejs: Herr Minister! Am 
Landesparteitag der Tiroler OVP am 28. Sep-

tember hat der Landeshauptmann von Tirol, 
Ökonomierat Wallnöfer, der also für die 
Autobahnen in Tirol ressortzuständig ist, 
über die Fertigstellungstermine der. Inntal. 
autobahn unter anderem wörtlich erklärt: 

"Unser Ziel ist, daß die Autobahn im Herbst 
des Jahres 1970 den Verkehr aus dem Achen­
und Zillertal aufnehmen und in die Landes· 
hauptstadt und zum Brenner führen kann. 
Die Bauarbeiten zwischen Wiesing und Kuf· 
stein sollen bis zum Jahre 1972 abgeschlossen 
werden können." 

Herr Minister! Da Ihre Termine davon 
abweichen, frage ich Sie: Hat der Landes· 
hauptmann von Tirol und Landesparteiob­
mann der ÖVP seine Parteifreunde am Lan­
desparteitag falsch informiert ~ 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Herr Abge­
ordneter! Obwohl das eine Frage 
ist, die in die Parteiführung hinein­
spielt, bin ich bereit, auch darauf Antwort 
zu geben. Meine Antwort stützt sich auf 
meine gegenwä- tigen Ressortunterlagen, näm­
lich darauf, inwieweit bei der gegenwä-tigen 
Finanzierungsmethode und den gegenwä: ti· 
gen FinanzierungEquellen dieses Autobahn­
stück beziehungsweise diese Autobahn fertig­
gestellt werden kann. 

Die Mitteilung beziehungsweise die Infor­
mation, die der Herr Landeshauptmann im 
Herbst dieses Jahres in Innsbruck gegeben 
hat, betrifft eine Zielsetzung, an der das 
Land Tirol emsig arbeitet. Auch ich per­
sönlich wä:-e gerne gewillt, eine solche Ziel­
setzung zu eIfüllen, aber um diese Zielsetzung 
zu erwirken, ist zunächst eine zusätzliche 
Finanzierungsquelle für den Bau die~p.r Auto­
bahn notwendig. (Beifall bei der OVP. -
Abg. Weikkart: Und diese hat die OVP ver­
weigert!) 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundeskanzleramt 

Präsident: Die Anfrage 15 wurde zurück­
gezogen. 

16. Anfrage: Abgeordneter Moser (SPO) 
an den Herrn Bundeskanzler, betreffend Kosten 
der September-Ausgabe der Propagandaschrift 
"für alle". 

1833/M 
Wie hoch waren die Gessmtkosten der 

Propagandaschrift der Bundesregierung "für 
alle" vom September 1968? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 
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Bundeskanzler Dr. Klaus: Die Gesamtkosten 
der "Propagandaschrift" , wie Sie sie nennen, 
der "Informationsschrift" , wie ich sie nenne, 
"für alle", betrugen 833.766,60 S. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Moser: Herr Bundeskanzler! 
Dem Klub der sozialistischen Abgeordneten 
wurden durch den Herrn Staatssekretär Pisa 
zehn Ausgaben dieser Propagandaschrift als 
Belegexemplare übermittelt. Ein Vergleich 
dieser dem Klub der sozialistischen Abge­
ordneten übermittelten Belegexemplare mit 
jenen, die dann an die Bevölkerung verteilt 
wurden, zeigt, daß das Imp-:,essum in diesen 
Ausgaben verschieden ist. Ich kann das nur 
so auffassen, daß durch den Herrn Staats­
sekretä-:, Pisa hier der Klub der sozialistischen 
Abgeordneten getäuscht werden sollte. 

Herr Bundeskanzler! Ich frage Sie daher: 
Wie rechtfertigen Sie diese Täuschungsab­
sicht des Herrn Staatssekretärs Pisa? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Ich kann nicht 
annehmen, Herr Abgeordneter, daß hier eine 
Täupchungsabsicht vorliegt. (Rufe bei der 
B pO : Was denn sonst?) Ich bin bis zum 
heutigen Tage über dieses verschiedene Im­
pressum nicht informiert worden, werde aber 
sofort eine Untersuchung darüber einleiten, 
wie es zu verschiedenen Impressa gekommen 
ist. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Moser: Herr Bundeskanzler! 
Ich hätte nun gerne von Ihnen endlich authen­
tisch erfahren, was Ihre Rechtsansicht über 
diese Impressa überhaupt ist, was im Imp:-es­
sum zu stehen hat; denn offenbar scheinen 
sich die Regierung oder Teile dieser Regie­
rung darüber übel haupt nicht im klaren zu 
sein, welche Bestimmungen des Pressegesetzes 
hier anzuwenden sind. 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Ich habe schon 
bei Anfragen in der ver gangenen Session 
mitgeteilt, daß der Wortlaut des Impressums 
vom Bundespressedienst und dem hiefür zustän­
digen Justizministerium genau nach dem 
Pressegesetz festgelegt worden ist, und dieses 
Impressum wird gebraucht. 

Präsident: 17. 
Dr. Scrinzi (F P(J ) 
kanzler, betreffend 
gesetz. 

Anfrage: Abgeordneter 
an den Herrn Bundes­
Minderheitenermittlungs-

1834/1\1 
Wann wird die von Ihnen schon im Herbst 

1966 in Aussicht gestellte Alternative zu dem 
vom Minderheitenausschuß des Kärntner Land­
tages seinerzeit einstimmig geforderten und 
von Bundeskanzler Dr. Gorbach 1960 anläßlich 
der 40 Jahr·Feier der Kärntner Volksabstim­
mung angekündigten Minderheitenermittlungs­
gesetz vorgelegt werden? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Bei Durchfüh-
rung des Artikels 7 des Staatsvertrages soll 
man schon ausaußen-, aber auch aus staats­
politischen Gründen gerade im Interesse des 
Landes Kä-:,nten eine Lösung suchen, die sich 
auf eine weitgehende übereinstimmung der 
politischen Kl äfte im Lande Kä~ten und im 
Bund stützen kann und damit auch eine 
gemeinsame außenpolitische Auffassung aller 
KI äfte widerspiegelt. Unter diesen Aspekten, 
sehr geehrter Herr Abgeordneter, scheint es im 
Augenblick nicht opportun zu sein, einen 
solchen Entwmf betreffend die Minderheiten­
feststellung im Lande Kärnten a.uszuarbeiten 
und vorzulegen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundes­
kanzler! Unser Frage- und Antwort~piel in 
dieser Sache der Durchführung des Artikels 7 
des Staatsvertages geht nun zwei Jahre und 
ist, glaube ich, für beide Teile wenig befriedi­
gend. 

Ich stimme Ihnen zu, daß hier eine Regelung 
gesucht werden muß, die nicht nur den dauern­
den Frieden im Zusammenleben der beiden 
Volksgruppen in Kä-'nten gewährleistet, son­
dern auch vor der internationalen Öffentlich­
keit Anelkennung finden kann. Ich glaube 
aber, 13 Jahre wären Zeit genug gewesen, um 
diesen Artikel 7 durchzuführen. 

Ich erlaube mir, nun noch einmal zu fragen, 
Herr Bundeskanzler: Stehen Sie nach wie 
vor auf dem Standpunkt, daß es außer halb 
eines Minderheitenermittlungsgesetzes andere 
Möglichkeiten gibt, die uns im Artikel 7 
aufgetragenen Velpflichtungen zu erfüllen ~ 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Ja; ich habe das 
schon wiederholt zum Ausdruck gebracht. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundes­
kanzler! Sind Sie dann bereit und in der Lage, 
zu sagen, welche anderen Möglichkeiten Ihnen 
hier vorschweben 1 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Mir schwebt die 
vom Amt der Kä~ntner Landesregierung seit 
1955 praktizierte Lösung vor, die im Wege 
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BUJldeskaazler Dr. Klaus 
von Verwaltungsanordnungen die Inanspruch- I 

nahme der slowenischen Sprache vor den 
Behörden ermöglichen soll. 

Präsident: 18. Anfrage: Abgeordneter Glaser 
(OVP) an den Herrn Bundeskanzler, be­
treffend Bundesvergabegesetz. 

1830/M 
Welohes Ergebnis ha.tten die bisherigen Be· 

mühungen des Bundeskanzleramtes um die 
Vorbereitung des Entwurfes eines Bundes­
vergabegesetzes '! 

Präsident: Bitte, Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Das Bundes-
kanzleramt hat im Jänner 1967 eine Punkta­
tion ausgearbeitet, in der die wichtigsten Punkte 
eines künftigen, dem Hohen Hause vorzu­
legenden Vergabegesetzes enthalten waren. 
Um nun die Meinungen der betroffenen Interes­
senvertretungen zu hören, sind diese Punkta­
tionen in der ersten Hälfte des Jahres 1967 
verschiedenen Instanzen, wie dem Bundes­
ministerium für Finanzen und dem Rech­
nungshof, vorgelegt und zur Diskussion gestellt 
worden. Das Bundeskanzleramt hatte diese 
Stellen eingeladen, ihre Meinung hiezu und 
Vorschläge für eine Neuregelung mitzuteilen. 

Auf Grund dieser Mitteilungen sind in der 
zweiten Hälfte 1967 in einer weiteren ein­
gehenden Punktation die Auffassungen der 
unmittelbar interessierten Kreise erkundet 
worden. Vor allem die Bundeswirtschafts­
kammer ist um ihre Vorstellungen zu diesem 
Problem befragt worden. Es ist begreiflich, 
daß vor Erstellung eines Gesetzentwurfes die 
beteiligten Kreise ihre Auffassung zu diesem 
wichtigen Problem zur Geltung bringen sollen, 
bevor an eine Formulierung des Gesetzent­
wurfes geschTitten wird. Nun sind wir jedoch 
dabei, einen Gesetzentwurf fertigzustellen, der 
dann in das Begutachtungsverfahren geleitet 
wird. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Glaser: Herr Bundeskanzler! 
Es ist verständlich und war von vornherein zu 
erwarten, daß in einer so schwierigen Materie 
die Auffassungen auseinandergehen. Ist nach 
dem derzeitigen Stand der Beratungen und 
Gespräche damit zu rechnen, daß ein dies­
bezüglicher Gesetzentwurf noch in dieser 
Legislaturperiode vorgelegt werden kann ~ 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Ja. Das Begut­
a.chtungsverfahren kann noch in diesem Jahre 
eingeleitet werden, sodaß einer Beratung dieses 
Gesetzes im Hohen Haus im Laufe des Jahres 
1969 meiner Ansicht nach nichts mehr im 
Wege stehen wird. 

Präsident: Danke, Herr Bundeskanzler. 

Bundesministerium für Inneres 

Präsident: Die 19. Anfrage wurde zurück. 
gezogen. 

20. Anfrage: Abgeordneter Kostelecky (8 pO) 
an den Herrn Bundesminister für Inneres, 
betreffend Beförderung des stellvertretenden 
Leiters des Sicherheitsbüros in Wien. 

1869/M 
Welche Gründe waren maßgebend, daß der 

stellvertretende Leiter des Sicherheitsbüros der 
Bundespolizeidirektion Wien im Widerspruch 
zu dem Erlaß des Bundesministeriums für 
Inneres, Zl. 67.678/12/66, zur Beförderung in 
die Dienstklasse VTII eingegeben wurde, obwohl 
nach dem obzitierten Erlaß dieser Posten 
lediglich in der Dienstklasse VII eingestuft ist T 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Soronics: Herr 
Abgeordneter! Die Beförderung des Ober­
polizeirates Dr. Friedrich Kuso zum wirklichen 
Hofrat wurde von meinem Amtsvorgänger 
ausschließlich auf Grund der hervorragenden 
fachlichen Leistungen dieses Beamten be­
antragt. 

Die Bundespolizeidirektion Wien hat als 
Dienstbehörde des Genannten dem Bundes­
ministerium für Inneres am 6. Dezember 1967 
berichtet, daß die besonders erfolgreiche und 
qualifizierte Dienstleistung Dr. Kusos, der 
seit dem Sommer 1959 als Stellvertreter des 
Vorstandes des Sicherheitsbüros und als Re­
ferent für Kapitalverbrechen fungiert, eine 
dienstrechtliche Sonderbehandlung des Ge­
nannten rechtfertige. 

Die Personalvertretung hat damals darauf 
hingewiesen, daß sie nur für eine Beförderung 
wäre, Wenn dieser Dienstposten entsprechend 
bewertet würde, das heißt also, wenn er die 
VIII. Dienstklasse-Bewertung erhielte. Das 
ist bei den Verhandlungen leider nicht möglich 
gewesen. Und nun ist die Beförderung des 
Herrn Dl.'. Kuso mit 1. Juli, also als ich 
schon im Amte war, wieder zur Diskussion 
gestanden. 

Ich habe mich auf den Standpunkt gestellt, 
daß diese Richtlinien wohl Richtlinien sind, 
aber daß sie nicht so feststehend sein können, 
daß man einen. verdienten Beamten deshalb 
nicht befördern kann. Ich habe daher überlegt, 
was man in diesem Fall tun könnte. Es waren 
zwei Möglichkeiten: den Beamten auf einen 
Dienstposten zu versetzen, wo er wohl einen 
Dienstposten der Dienstklasse VIII innehätte, 
wo er aber nicht die Leistungen entsprechend 
erbringen könnte, weil er nicht die Vorbildung 
hat; oder a.ber - das wäre auch möglich 
gewesen - ihn ins Ministerium herein zu 
berufen und ihn einem jüngeren Beamten vor­
zusetzen. 
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Bundes",inister Soronies 
Ich habe den Herrn Polizeipräsidenten I amt vorzuschlagen, diesen Dienstposten auch 

mündlich angewiesen, diese Möglichkeit zu als VlIIer-Posten bewerten zu lassen. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Soronics: Herr Abgeord­
neter! Gestatten Sie mir zunächst eine Fest­
stellung: 

ventilieren, und er hat mir auch entsprechende 
Vorschläge gemacht, mit denen ich allerdings -
das möchte ich auch nicht verheimlichen -
nicht ganz einverstanden war. Ich habe da.her, 
um eine Möglichkeit zu finden, einen ver­
dienten Beamten, der überall Anerkennung 
gefunden hat und deI' auf seinem Gebiete Diese Richtlinie, die zwischen dem Bundes­
Initiative entwickelt hat, doch auf einen ent- kanzleramt und der Gewerkschaft vereinbart 
sprechenden Posten zu bekommen, die Ge- war, kann ja nur eine Richtlinie sein. Die 
legenheit wahrgenommen, um nochmals mit Gewerkschafter selbst kommen oft mit WÜll­
dem Bundeskanzleramt und dann, im letzten Bchen, daß man den einen oder anderen be­
Augenblick, auch mit dem Herrn Bundes- fördert, wenn er auch nicht einen entspre­
kanzler persönlich zu sprechen und ihm die chenden Dienstposten innehat. Es wird also 
Gründe darzulegen, warum ich besonders auch von der anderen Seite ein Wunsch 
Wert darauf lege, daß Dr. KUBa befördert wird. herangetragen. 
Das Bundeskanzleramt hat sich diesen Argu- Selbstverständlich werde ich mich bemühen, 
menten nicht verschlossen, hat den Antrag es beim Bundeskanzleramt zu erwirken - 80 

genauso, wie er von der Polizeidirektion wie ich es auch in einem anderen Fall bereits 
W~.e~l gestellt wurde, dem Herrn Bundes- getan habe, nämlich bei der Schaffung des 
pr~s~denten vor~elegt, un~ der Herr Bundes: neuen Referates in der Gruppe B der Bundes­
praslde~t hat .~IlIt EntschlIeßung vom 5. JulI I gendarmerie, das von einem Juristen besetzt 
1968 die Beforderung von Dr. Kuso zum I wurde und welches mit einem Posten der 
wirklichen Hofrat durchgeführt. Dienstklasse VII bewertet wurde; das ist 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Kostelecky: Herr Minister! 
Ich möchte einmal grundsätzlich feststellen, 
daß ich nichts gegen die fachlichen Qualitäten 
des Hofrats Dr. Kuso sagen möchte. Im 
Gegenteil: Auch wir anerkennen seine fach· 
lichen Qualitäten. Worum es mir aber bei 
dieser Frage geht, ist doch, daß Erlässe und 
Vereinbarungen mit der Gewerkschaft in 
diesem Falle nicht eingehalten worden sind. 
Und wenn Sie sa.gen, Sie hätten die Möglich. 
keit gehabt, den Hofrat Dr. Kuso auch auf: 
einen anderen Platz im Ministerium zu setzen 
und dann vielleicht wieder zurückzuversetzen, 
dann möchte ich darauf hinweisen, daß das 
ja auch ein Umgehen der Vereinbarung ge~ 
wesen wäre, umsomehr, als ja die fachliche 
Qualität des Hofrats Dr. KUBa auf seinem 
jetzigen Platz unangefochten ist. 

Aber wenn Sie selbst der Meinung sind, 
Herr Minister, daß dieser Platz ein VIIIer­
Posten wäre, dann wäre doch meines Erachtens 
der richtige Weg gewesen, dem Bundes­
kanzleramt vorzuschlagen, daß dieser Posten 
tatsächlich mit der Dienstklasse VIII bewertet 
werden soll, so wie es die Gewerkschaft 
seinerzeit bei den Verhandlungen verlangt 
hat_ Ich darf aber feststellen, daß gerade 
vom Bundeskanzleramt bei diesen Verhand­
lungen absolut und mit Schä.rfe dagegen 
protestiert wurde, diesen Platz als VIIIer­
Posten zu bewerten. 

Ich möchte Sie also fragen, Herr Minister, 
ob Sie nun bereit wären, dem Bundeskanzler-

dort geschehen. Aber diese Verhandlungen 
haben sich in die Länge gezogen, und ich 
konnte deshalb nicht einen verdienten Beam­
ten warten lassen. Sie wissen, wie eS im 
öffentlichen Dienst ist; wenn man um ein 
halbes Jahr später befördert wird, dann ist 
das während der ganzen Dienstzeit ein N ach­
teil. Ich konnte deshalb nicht warten, bis 
diese Verhandlungen abgeschlossen werden, 
umsomehr, weil ja die Gewerkschaft einige 
Wünsche auf diesem Gebiete hat. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Kostelecky: Herr Minister 1 
Ich anerkenne diese Antwort sehr gerne und 
nehme es gerne zur Kenntnis, doch möchte 
ich eines festeIlen: Sie selbst sind ja Ver­
trauensmann der Gewerkschaft gewesen. Wäre 
es nicht einfacher gewesen, entsprechend dem 
Personalvertretungsgesetz mit den Vertrauens­
männern vorher darüber zu sprechen, bevor 
Sie einen solchen Antrag loslassen ~ 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Soronics: Zunächst eine 
Richtigstellung: Ich bin noch immer Mit­
glied der Gewerkschaft und noch Vorsitzender 
der Gewerkschaft. (Abg. Ing. Häuser: Aber 
nickt Vertrauensmann!) 

Zweitens möchte ich Ihnen sagen, daß die 
Personalvertreter von diesem Vorhaben Be­
scheid wußten, dies auch dadurch, weil der 
Herr Polizeipräsident mit ihnen wegen der 
allfälligen Besetzung eines Dienstpostens der 
Dienstklasse VIII gesprochen hat. 
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Präsident: 21. Anfrage: Abgeordneter Ofen­
böck (Ö V P) an den Herrn Innenminister , 
betreffend Verkauf von Feuerlösch-Spray­
dosen. 

1894/M 

Sind, Herr Minister, die bestehenden recht­
lichen Grundlagen ffu:. den Verkauf von Feuer­
lösch-Spraydosen in Osterreich ausreichend? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Soronics: Herr Abgeord­
neter! Die gegenständliche Anfrage bezieht 
sich auf eine Angelegenheit, die in das Gebiet 
des Gewerberechtes und allenfalls auch des 
Kraftfarurechtes fällt und daher zum Zu­
ständigkeitsbereich des Bundesministeriums 
für Handel, Gewerbe und Industrie gehört. 
Wie in Erfahrung gebracht wurde, hat sich 
die genannte Zentralstelle auch bereits ein­
gehend mit dem gegenständlichen Problem 
befaßt. Vertreter meines Ressorts sind bei 
dieser Besprechung anwesend gewesen. Die 
Besprechungen sind aber noch nicht abge­
schlossen. (Ruf bei der Ö V P: ARB(j! -
Ruf bei der SP(j: Touring-Club!) 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Ofenböck: Herr Minister! Aus 
einigen Zeitungsmeldungen wurde die prä­
gnante Formulierung für diese Spraydosen mit 
"Handgranaten im Handschuhfach" oder 
"Bomben" gefunden. 

Wenn nun diese Spraydosen als Feuerlösch­
geräte bei höheren Temperaturen tatsächlich 
keinen entsprechenden Sicherheitsfaktor hin­
sichtlich einer möglichen Eyplosion aufweisen 
oder wenn etwa durch vorschriftswidrige 
Beschriftung in der Öffentlichkeit nicht ge­
rechtfertigtes Vertrauen geweckt wird, welche 
Handhabe zum Einschreiten hat dann, Herr 
Minister, das Ministerium, um den Käufer oder 
Besitzer einer solchen Löschdose vor Schäden 
an Leben oder Gesundheit beziehungsweise 
-auch vor Sachschäden an seinem Fahrzeug oder 
an sonstigem Eigentum zu bewahren? (Ruf 
bei der SPÖ: Wo ist ein FalZ bekannt, daß 
etwas passiert wäre?) 

Präsident: Herr Minister. 

. Bundesminister Soronics: Herr Abgeord­
neter! Ich habe bereits darauf hingewiesen, 
daß dies· eine Angelegenheit eines anderen 
Ressorts ist, wo wir lediglich mitarbeiten. Sie 
werden verstehen, daß ich dem zuständigen 
Ressortminister in dieser Frage nicht vor­
greifen möchte. (Abg. Weikhart: Daß eine 
Bewilligung da ist, scheint Herr Ofenböck 
auch nicht zu wissen! Der Konkurrenzkampf! -
Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident: Ich bitte, sich zu beruhigen, sonst 
muß ich mir auch eine Spraydose kaufen. 
( Heiterkeit.) 

22. Anfrage: Abgeordneter Robert Weisz 
(s PÖ) an den Herrn Innenminister , betreffend 
Beförderungsantrag für eine Bedienstete der 
Polizeidirektion Wien. 

1871JM 

Welche Gründe waren maßgebend, daß Sie 
die Polizeidirektion Wien schriftlich angewiesen 
hatten, einen Beförderungsantrag für Amts­
sekretär Maria. Frey einzubringen, obwohl 
die Voraussetzungen des Erlasses des Bundes­
ministeriums für Inneres, Zl. 76.359-12/66, für 
eine Beförderung nicht gegeben waren? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Soronics: Herr Abgeord­
neter! Ich glaube, ich kann mir die Ausfüh­
rungen, die ich vorher bei der Anfrage be­
treffend Dr. Kuso hinsichtlich der Dienst­
postenbewertung gema ,h~ habe, ersparen und 
lediglich darauf hinweisen, daß Frau Amts­
sekretär Maria Frey wohl keinen Dienstposten 
bei der Polizeidirektion Wien innegehabt hat, 
der eine Beförderung in die VI. Dienstklasse 
gerechtfertigt hätte; sie hat aber bei der 
elektronischen Datenverarbeitung derart her­
vorragend mitgearbeitet, daß sie nun über­
wiegend in diesem Dienstzweig beschäftigt 
ist. Wir haben für diese Personen einen 
Sondervertrag mit dem Bundeskanzleramt 
erhalten. Es war gerechtfertigt, nun auch der 
sich um die Schaffung der elektronischen 
Datenverarbeitung hervorragend bewährten 
Fachkraft Frey eine Beförderung zuteil werden 
zu lassen, damit sie finanziell nicht benach­
teiligt ist. Im übrigen ist ja der Ingenieur 
Johann Fuchs, der ebenfalls auf Grund dieser 
Arbeit in die VI. Dienstklasse befördert wurde, 
von der Polizei direktion Wien zur Beförderung 
eingegeben worden. Ich habe dann, damit die 
bei den Fälle gleich behandelt werden, veran­
laßt, daß auch Frau Maria Frey zur Beförde­
rung eingegeben wird. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Robert Weisz: Herr Minister! 
Es wird Ihnen genauso wie uns bekannt sein, 
daß die Beamtin der Verwendungsgruppe B 
Maria Frey bei den Vorbereitungsarbeiten für 
die Datenverarbeitung einen Posten einer 
niederen Dienstklasse bekleidet hat, und zwar 
einen Dienstposten D. Es ist sonderbar, daß 
sie gerade auf Grund dies3r D-Verwendung 
dann auf einen höheren Dienstposten der 
Gruppe B VI zur Beförderung eingegeben wurde. 
Ich glaube aber, daß dafür nicht ihre Dienst­
leistung, die sicherlich auf diesem Posten der 
Gruppe D - das möchte ich nochmals fest­
stellen - eine gute war, maßgeblich gewesen ist, 
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Robert Weisz 
sondern eher, daß Frau Frey ein aktives Präsident: Zweite Zusatzfrage. 
Mitglied des ÖAAB ist. (Abg. HartE: Ist das Ab d t R b t W . H M·· t I . S hand ? ) geor ne er 0 er elsz: err miS er 
e~nHe c M. ~·t I I ··b· ß . h 1 Ich möchte nur nochmals feststellen, daß dia 

err InIS er. m UrIgen mu lC asS II h d P I h . 
G ks h ft f kt· .. d ··ir tl· h B I te ungna me es ersona aussc usses em· 

ewer c a s un lOnar er Ollen IC e- t· . ·t d St· d . I· . h 
di t t 't B f d .c t t II d ß S· s ImmIg ml en Immen er sozIa JStlSC an 

ens e en ml e rem en l.es seen, a Je F k· d d s· h· . . h h· d· F I] . d b hl S· ra tlOn un en tImmen der e rlsthchen BIC auc In lesem a WIe er, 0 wo le G k h f .c 

Ib t h F nkt· .. d G k h ft d ewer se a ter gelaßt wurde. Es war also 
se saue u lOnar er ewer sc a er· . t· . B hl ß d k· N·d 
··CC tl· h B di t t . d ··b V . eIn ems Immlger esc u un ?eme el· Ollen Ie e ens e en SIn, u er ereIn- k d· s· . 
b di"t d t·· d· G komponente, Je le In Ihre Beantwortung 

arungen, e ml er zus a~ Igen ewer - hineinbri en. 
schaft abgeschlossen und Im Erlaßwege ng 
geregelt wurden, einfach hinwegsetzen. Herr Minister I Ich frage Sie daher nochmals; 

Herr Minister! Es war auch Ihnen bekannt, Beabsichtigen Sie, sich auch in Zukunft über 
daß die zuständige Personalvertretung genau- die Bestimmungen des Personalvertretungs. 
so wie in dem vorangegangenen Fall Kuso i gesetzes und im Erlaßwege geregelter Verein· 
einstimmig gegen diese Befördenmg Stellung ~ barungen mit der Gewerkschaft hinweg. 
genommen hat, und zwar auch mit den zusetzen und den gesetzlichen Bestimmungen 
Stimmen der ÖVP-Fraktion. Ich möchte das beziehungsweise den gegebenen Vereinbarungen 
auch hier mit aller Deutlichkeit feststellen: widersprechende Weisungen an die unterstell. 
ein einstimmiger Beschluß d~ r Pel sonalver. ten Behörden zu erteilen sowie die gesetzlich 
tretung. Welche Gründe waren daher für Sie f0stgelegten Rechte der Personalvertreter weiter 
maßgebend, daß Sie unter Mißachtung der zu mißachten ~ 
Bestimmungen des Personalvertretungsge- Präsident: Herr Minister. 
setzes, welche nämlich bei Nichtübereinstim-
mung zwischen Dienstbehörde und Fachaus- Bundesminister Soronics: Herr Abgeord­
schuß vorsehen, daß der Zentralausschuß neter! Ich möchte zunächst feststellen - und 
neuerlich befaßt werden soll, es unterlassen Sie können sich leicht davon überzeugen -, 
haben, den Zentralausschuß der Personal- daß eine generelle Weisung besteht, daß jede 
vertretung bei Ihrem Ministerium von diesem Personalmaßnahme mit der Personal vertretung 
Beförderungsantrag zu informieren ~ abzusprechen ist. Diese Erklärung hat übrigens 

Präsident: Herr Minister. auch der Herr Bundeskanzler für das ~undes-
Bundesminister Soronics: Herr Abgeord- i kan~lera~t abgeg~ben.. (Ruf be~ der 

net r ' Ihm"" ht a··ch t . ht· t 11 .1 SPO: S~e halten s~ch mcht daran! - Abg. e. c oe e zun s rlC Igs e en" . . .. 
Maria Frey wurde nicht deshalb befördert, R?bert W e~s~: Wenn es n~cht durc?gefuhrt 

W 1·1 . d m ÖAAB ngeho" t (Z t· w~rd, was nutzt das? - Abg. We~khart: 
e SIe e a r us ~mmung I E' Ab h h D h,~"h . k 

bei Abgeordneten der (JVP-Abg. Libal: Weil I ~ne spr~c e 0 ~e urc'Ju ~ung ~st z~ec-
der Minister ein (JAABler ist! _ weitere i los! - !f~~tere Zw.t8chenrufe be1, d~r SP(J. -
Zwischenrufe bei der SP(J _ der Präside nt Der Pras~dent g~bt das Glockenze~chen.) 
gibt das Glockenzeichen.) - das bin ich, Sollte das, was Sie hier gesagt haben, 
Gott sei Dank I (Abg. Weikhart: stimmen, daß hier mit der Personalvertretung 
Und danach handeln Sie!) -, sondern, wie ich nicht nochmals Fühlung genommen wurde -
schon vorher gesagt habe, weil mit allen Ange- das kann ich im Augenblick nicht beurteilen -, 
stellten, die hier verwendet wurden, ein Sonder- werde ich den zuständigen Beamten zur 
vertrag abgeschlossen wurde und diese dadurch Rechenschaft ziehen, weil die generelle Weisung 
finanziell besser gestellt sind, als es Maria vorhanden ist, daß die Personal vertretung in 
Frey gewesen wäre. Die Personalvertretung solchen Anliegen zu befragen ist. Und damit 
hat nicht dagegen Stellung genommen, sondern ist auch die andere Frage beantwortet. SJlbst­
sie wollte hier nur einen höheren Dienstposten verständlich habe ich die Absicht, wenn 
erhalten. irgendwelche Ausnahmen es rechtfertigen, auch 

Herr Abgeordneter I Ich selbst bin lange Beförderungsanträge zu stellen. Sie werden 
genug Perl:lonalvertreter gewesen. Der be- überrascht sein, daß zum kommenden Termin 
treffende Herr, der Ihnen die Informationen Beförderungsantrage gestellt werden, bei denen 
gibt - ich werde ja noch das Vergnügen Sie mir bestimmt nicht unterschieben können, 
haben, auf eine audere Anfrage, die Sie an daß das Leute meiner Parteirichtung sind. 
mich gestellt haben, zu antworten -, scheint (Lebhafter Beifall bei der Ö V P.) 
Sie falsch zu informieren. Es tut ihm anscheinend 
weh, daß jetzt nicht immer das geschieht, was 
er will, sondern das geschieht, was der Minister 
zu verantworten hat. (Bravo-Rufe und Beifall 
bei der (JV P. - Zwischenrufe bei der SP(J. -
Der Präsident gibt das Glockenzeichen.) 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Unterricht 

Präsident: 23. Anfrage: Frau Abgeordnete 
Dr. Hertha Firnberg (S PÖ) an den Herrn 
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Prisident 
Bundesminister für Unterricht, betreffend Kür· 
zung von Lehraufträgen. 

1877/M 
Bezug nehmend auf meine mündliche Anfrage 

vom 27. Juni 1968 betreffend Kürzung von 
Lehraufträgen frage ich, ob auch die Redu­
zierung der Lehraufträge in jenem Ausmaß, 
wie sie jetzt praktiziert wird, auf Wünsche 
"aus dem universitären Raum" zurückgeht? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Piffl.· 
Percevic: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 
Es wäre ein Widerspruch in sich, würden 
Anträge mit dem Antrag auf Nichtgenehmi­
gung vorgelegt werden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifft·Per~vic: Sehr 
geehrte Frau Abgeordnete! Zunächst darf 
ich feststellen, daß von diesem Ihrem Platze 
und von vielen anderen Plätzen Ihrer Frak­
tion mir immer wieder der Vorwurf gemacht 
wurde, daß ich zuwenig jene gesetzlichen 
Bestimmungen handhabe, die mich ermä.chti· 
gen, in das Hochschulgeschehen einzugreifen. 
Es ist al,3o Ihre heutige Überlegung, daß ich 
hier in die Autonomie eingriffe - obwohl 
das Gesetz vorschreibt, daß ich zu genehmi. 
gen habe (Zwi8chenruf der Abg. Dr. Bertha 
Firnberg) -, im Widerspruch mit Ihrer 
bisherigen Haltung. Dies möchte ich zunächst 
festgehalten haben. 

Zum anderen: Wenn ich sage, daß es aus 
Abgeordnete Dr. Hertha Firnberg: Herr Hochschulkreisen begrüßt wurde, war mir 

Minister! Ich muß feststellen, daß der Wider- selbstverstä.ndlich klar, daß nicht jede Maß. 
hall von den Hochschulen keineswegs im nahme von allen Angehörigen des Hoch. 
Einklang mit dem war, was Sie seinerzeit zu schulbereiches begrüßt wird, sondern von 
dieser Frage geäußert haben. Ganz im Gegen- vielen - und gerade im Bereiche dieser 
teil! Nach Zeitungsnachrichten und nach vielen Individualisten höchsten Grades wird 
allem, was ich aus dem Hochschulbereich das ganz natürlich erscheinen müssen 
erfahre, werden meine Bedenken, die ich auch kritisiert wird. 
damals geäußert habe, durchaus geteilt; näm- Es ist also so gekommen, wie ich es der 
lieh die Bedenken, daß es sich bei diesem Frau Abgeordneten gesagt habe und in der 
Erlaß einerseits um einen Eingriff in die "Wochenpresse" zum Ausdruck brachte: Ich 
Hochsohulautonomie handelt und daß auf der war mir bewußt, daß diese Maßnahme nicht 
?,nder~n Seite natürlich diese Aktion absolut ungeteilte Zustimmung finden würde, sondern 
1m WIderspruch zu de,r;t .Slogan "Vorrang von auch Kritik auslösen würde, obwohl sie von 
Forschung und Lehre 1st. der anderen Seite auch wieder Begrüßung 

Ich darf Sie, Herr Minister, doch auch auf erfuhr. 
einen Widerspruch in Ihren eigenen Äu~?run-I Die Beantwortung der Frage, die Sie 
gen aufmerksam maohen und um Aufklarung gestellt haben hinsichtlich der ziffernmäßigen 
bitten. L~ut ,"~ochenpresse" vo~ 23 .. Oktober Ausmaße und der nominellen Bezeichnung 
haben SIe geauße~, daß SIe SICh voll der nicht genehInigten Lehraufträge, glaube 
bewußt waren, daß dieser Erlaß unangeneh~e ich kann ich in einer mündlichen Frage­
Schwierigk~i~en auslösen ~~r~, und ~aß SIe stu~de kaum bewältigen. Ich bin aber 
also sohneldig - "schneIdig '. das 1st der durchaus bereit _ ich würde allenfalls vor. 
elegante. Ausdruck, .. der ~hnen In den .~und schlagen, daß Sie die nä.here Spezifizierung in 
gelegt WIrd - daruber hInweggehen wurden. einer schriftlichen Anfrage vorlegen -, das 

Auf meine Frage haben Sie mir damals dann schriftlich zu beantworten. Sie werden 
geantwortet, daß dieser Erlaß in Hochschul- dann sehen, daß wir in vielen Fä.llen doch 
kreisen begrüßt wurde. Von Sohwierigkeiten wohl sehr gerechtfertigt und mit dem Gesetz 
haben Sie damals nichts gesagt. Ich würde in Einklang die Bewilligung leider nicht ertei­
also sehr gerne wissen, ob Sie nicht gewußt len konnten. 
haben, welche Reaktion kommen wird, oder 
ob Sie mir nur die halbe Wahrheit gesagt 
haben. 

Darf ich auch gleich um konkrete Angaben 
bitten: Nach der "Wochenpresse" wurden 
3293 Wochenstunden als Lehraufträge bean­
tragt, und 501 wurden nicht genehmigt. 
Ich würde Sie bitten, mir zu sagen, ob diese 
Angaben stimmen oder nicht. 

Ich würde Sie ferner ersuchen, Herr Minister, 
mir die Frage zu beantworten, ob Sie bereit 
sind, genaue Angaben zu machen, welche 
Anträge a.bgelehnt wurden. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Hertha Firnberg : Herr 
Bundesminister! Ich kann nur feststellen, 
daß es nicht richtig ist, daß das, was ich Sie 
heute frage, im Widerspruch zu dem steht, 
was ich Sie seinerzeit in der gleichen Ange­
legenheit gefragt habe. Ich habe Ihnen damals 
gesagt - ich habe das Protokoll hier -: "Ich 
frage Sie, Herr Minister, ob Sie es für richtig 
halten, auf administrativem Weg derart tiefe 
Eingriffe in eine Hochschule zu machen, oder 
ob Sie es nicht doch für richtiger halten wür· 
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Dr. Hertha Fimberg 
den, das den akademischen Behörden zu 
überlaßsen. " - Das ist genau der Standpunkt, 
den ich heute auch einnehme. 

Eine zweite Frage, Herr Minister: Wonach 
wurde die Auswahl der für die Studienfort­
gänge notwendigen Fächer, wie Sie seinerzeit 
sagten, getroffen? Mir ist bekannt, um ein 
Beispiel zu nennen, daß der Lehrauftrag 
für Biophysik gestrichen wurde, obwohl wir 
keine Lehrkanzel dafür haben. In der Bun­
desrepu blik gibt es in einigen Universi~äten 
Lehrkanzeln hiefür - ich habe diesbezüg­
lich recherchiert -, zum Beispiel gibt es 
solche in Gießen, Frankfurt, Berlin, Karls­
ruhe und in verschiedenen Instituten. Wir 
in Österreich haben jetzt keine. 

Ich darf Sie fragen, Herr Minister, ob hier 
bei Streichungen die Ministerialbürokratie ent­
scheidet oder welche anderen Gründe maßgeb­
lich sind. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifft-Percevic: Ich 
möchte nochmals darauf zurückkommen, daß 
Ihre Anfrage den Vorwurf inkludierte, daß 
mit administrativen Maßnahmen in eine Auto­
nomie eingegriffen würde. Genau den umge­
kehrten Vorwurf habe ich beispielsweise in 
Fällen von Habilitationen von Ihrem Platze 
aus gehört. Darauf habe ich mich bezogen. 
Man kann nicht in dem einen Fall bei Habili­
tationen vom Minister verlangen, er solle in 
die Autonomie eingreifen, bei Bewilligung 
von außerordentlich in die budgetäre Situa­
tion eingreifenden Aufgaben des Ministers 
ihm dagegen vorwerfen, daß er es tue. (Zwi-
8chenruf der Abg. Dr. Hertha Firnberg.) 
Das ist mein Hinweis darauf, daß Ihre Stel­
lungnahme nicht im Einklang mit Ihrer bis­
herigen Haltung steht. Aber ich nehme es 
mit Interesse zur Kenntnis, daß Sie mich 
nunmehr auch etwa von dem Vorwurf los­
sprechen, daß ich mich damals nicht in die 
Autonomie eingemischt habe, als es um Habili­
tationen ging. 

Nun aber zur konkreten Frage: Ich werde 
die Frage Biophysik selbstverständlich prüfen. 
Sie werden aber, wenn Sie mir die Anfrage 
so detailliert stellen sollten, ersehen, daß es 
sich vielfach darum handelt, daß Pflichtvor­
lesungen von Dozenten, die nach dem Gesetz 
vorgeschrieben sind, nicht gehalten werden. 
Es ist möglich, daß es sich um einen solchen 
Fall handelt. Ich werde ihn untersuchen. 
Ich habe der Hochschülerschaft bereits zuge­
sichert, daß jeder einzelne Fall, der mir 
begründet vorgelegt wird, einer genauen zu­
sätzlichen Überprüfung und nötigenfalls einer 
Revision unterzogen werden wird. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 
Die 60 Minuten der Fragestunde sind abge­

laufen. Somit ist die Fragestunde beendet. 
Seit der letzten Haussitzung sind drei 

schriftliche Anfragebeantwortungen ein­
gelangt, die den Anfragestellern zugegangen 
sind. Diese Anfragebeantwortungen wurden 
auch vervielfältigt und an alle Abgeordneten 
verteilt. 

Seitens der Bundesregierung sind folgende 
Regierungsvorlagen eingelangt: 

Internationales Kaffee-Übereinkommen 1968 
(959 der Beilagen) und 

Vertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und 
der Republik Österreich, betreffend die Errich­
tung einer Diözese Feldkirch (999 der Bei­
lagen). 

Ich werde diese Vorlagen gemäß § 41 
Abs. 4 Geschäftsordnungsgesetz in der näch­
sten Sitzung zuweisen. 

Den von der Bundesregierung vorgelegten 
Jahresbericht und Jahresabschluß 1967/68 
des ERP-Fonds und 

den Achten Bericht des Bundesministers 
für Finanzen gemäß § 1 Abs. 2 des Bundes­
gesetzes vom 9. September 1966, BGBL 
Nr. 207 (Katastrophenfondsgesetz), betref­
fend das dritte Kalendervierteljahr 1968, 
weise ich dem Finanz- und Budgetaus­
schuß zu. 

Ich schlage vor, die heutige Tagesordn ung 
gemäß § 38 Abs. 5 Geschäftsordnungsgesetz 
um folgenden Punkt zu ergänzen: 

Bericht des Justizausschusses über die Regie­
rungsvorlage (988 der Beilagen): Bundesgesetz 
über eine Amnestie aus Anlaß des fünfzig­
jährigen Bestandes der Republik Österreich 
(Amnestie 1968) (lOI9 der Beilagen). 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der 
von mir soeben angeführten Ergänzung der 
heutigen Tagesordnung ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig angenommen. Die Tagesordnung 
ist somit um den von mir angeführten Punkt 
ergänzt. 

Ich stelle - falls kein Einwand erhoben 
wird - die Tagesordnung in der Weise um, 
daß dieser Punkt, um den die Tagesordnung 
soeben ergänzt worden ist, nach Erledigung 
des Punktes 1 der heutigen Tagesordnung 
in Behandlung genommen wird. - Einwand 
wird nicht erhoben. 

1. Punkt: Erste Lesung der Regierungsvor­
lage betreffend das Bundesfinanzgesetz für 

das Jahr 1969 (990 der Benagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum 1. Punkt: Erste Looung 
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Präsident 
der Regierungsvorlage betreffend das Bun-I der Diagnose eigen, als daß es Professor 
desfinanzgesetz für das Jahr 1969 (990 der Dr. Koren gelungen wäre, überzeugende Thera. 
Beilagen). pien aufzuzeigen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Als erster Ich muß Ihnen auch den Vorwurf machen, 
zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete Herr Bundesfinanzminister, daß Sie in weiten 
Peter. Ich erteile es ihm. Teilen Ihrer Ausführungen zu op!imistisch 

Abgeordneter Peter (FPÖ): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir haben nun­
mehr Gelegenheit, die Unterscheidungsmerk­
male zwischen den Budgetreden des Finanz-

argumentiert und daß Sie dem Auseinander­
klaffen zwischen der Dynamisierung der Aus­
gaben und der Einnahmenentwicklung zu­
wenig Beachtung zugewendet haben. 

ministers Dr. Schmitz und des nunmehrigen "Berichte und Informationen" haben dem 
Finanzministers Dr. Koren festzustellen. nunmehrigen Bundesfinanzminister bei sei-

lst auf der einen Seite vom Vorgänger des nem Einstand ein Wort mit auf den Weg 
derzeitigen Finanzministers vor allem· eine gegeben, das nach wie vor Gültigkeit hat. 
Politik des guten Zuredens und eine Politik Der Finanzminis' er, meinten "Berichte und 
der "homöopathischen" Mittel angewendet Informationen", darf in dieser wirtschaftlichen 
worden, um zu einer Budgetgesundung zu Situation keine Parteipolitik treibea. Diese 
gelangen, die aber nie erreicht wurde, so Budgetrede stellt eine Mischung zwischen der 
bemüht ßich Pi'ofessor Dr. Koren, Wege zu Meinung des Fachmannes und der des Partei­
beschreiten, die dem Ziel zugeordnet sind, mannes dar, wobei die ParteiauffJ.ssung zu 
überzeugender als sein Vorgä-:1ger zu wirken. stark durchschlägt. Es ware meines Erach­
Die Finanzpolitik der Schlagworte des Mini- tens verfehlt., die Analyse über die Ausfüh­
sters Dr. Schmitz wurde durch die Finanz- rungen des Finanzministers in einer "Schwarz­
politik des Fachmannes Dr. Koren ersetzt, Weiß-Manier" vornehmen zu wollen. Wir 
der aber in den Wein des Fachmannes das Freiheitlichen wollen ung viel mehr auf die 
Wasser des Politikers gießen mußte und in sachliche als auf die polemische Auseinander-
zu reichem Maße gegossen hat. setzung beschränken und von unserem Stand-

. .... . punkt aus feststellen, wo der Finanzminister 
. WIr FreIheI_thchen smd der Memun~, daß I mit unseren Auffa.ssungen übereinstimmt und 

dIe letzte~ ~eIden Jahre a:uf dem GebIet der wo die Differenzen unüberbrückbar sind. Sicher 
Budgetp~hbk du~ch ZWeI Wese~smerkm~le sei Dr. Koren eingeräumt, daß er die Sünden 
gekennzeIchnet s~~d: auf de.r em~n. SeIte der Vergangenheit, die weit in die Zeit der Koa­
durch das Bemuhen der ÖsterrelChlschen lition zurückgehen nicht in einigen Monaten 
Volkspartei, die Budgetsituati?n gesundzu- I gutmachen kann. ' 
beten, und auf der anderen SeIte durch das I 
Bestreben der Sozialigten, die Wirtschafuslage Der Gesamteindruck des Budgets 1969 und 
krank zu jammern. Und nun liegt es am Fi- im besonderen der Erläuternden Bemerkun­
nanzminister, aus diesem konkursreifen Nach-I gen ist der, daß der Finanzminister in einer 
laß herauszufinden. gewählten nationalökonomischen Sprache die 

Wir haben uns die Frage vorzulegen: Ist! tatsäc~lichen Schwierigkeiten ver~ch~eigt 
der Budgetentwurf 1969 jener neue Anfang, oder Ihnen aus dem Weg geht. WIChtIgste 
jener neue Weg, der zur Gesundung der wirt- Tatsachen werden oft nur in geringfügigen 
schafdichen und der finanzpolitischen Situa- Nebenbemerkungen erwähnt. Internationale 
tion unseres Landes führen wird 'l Vergleiche führt der Finanzminister nur dort 

.. . . _ an, wo sie für Österreich sprechen; er ver-
.. Der SachlIchkeIt ~alber .h~ben WIr emzu- schweigt diese internationalen Vergleiche, wo 
r~ume~. daß der ~manzmmlster Sachwalter sie in ihrer Sachaussage gegen die derzeit 
emes uberaus zerru.t~eten und hyp.otheken- in Österreich gegebenen Zustände sprechen. 
beladenen finanzpohtlschen Erbes Ist. Ich 
halte fest, daß der Rede des Herrn Finanz­
ministers sehr ernsthaf~e Wesensmerkmale 
eigen sind, kann mich aber des Eindruckes 
nicht erwehren, daß die Budgetrede Dr. Ko­
rens unvollständig ist und in wesentlichen 
Bestandteilen nicht zu überzeugen vermochte. 
Ich bin der Überzeugung, daß es sich um 
eine Bestandsaufnahme und um eine Darstel­
lung eines leider sehr desolaten finanzpoli­
tischen Zustandes handelt. Diesen Erklärun­
gen des Bundesfinanzministers zum Haus­
haltsvoranschlag für 1969 ist mehr der Zweck 

Es ergibt sich daher die Frage: Enthält 
der Bundeshaushaltsvoranschlag 1969 echte 
konkrete Ansätze zu einer langfris! igen Bes­
serung und zu einer endgültigen Budgetsanie­
rung 1 Die Aussichten für das Jahr 1969 zeich­
net Professor Dr. Koren sehr oplimistisch; 
aber mit dieser optimistischen PJ:ognose für 
1969 vermag er jenes Unbehagen nicht zu 
beseitigen, das in weiten Kreisen der Bevölke­
rung vorhanden ist, jenes Unbehagen näm­
lich, das-auf die Jahre 1970 und 1971 gerichtet 
und bezogen ist. 
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Peter 
Wir haben es bei der Budgetrede Dr. Ko­

rens mit einer isolierten Darstellung zu tun, 
die aus der Gesamtentwicklung herausgeris­
sen ist und die keine Schlü"lse auf die weitere 
Entwicklung enthält. Die Darstellungen des 
Finanzminister<! gehen jedem Hinweis auJ die 
budgetären Kri~enjahre 1970 und 1971 aus 
dem Weg. Er setzt sich nicht mit dem ins 
Uferlose gehenden Defizittrend auseinander, 
obwohl er gam: genau weiß, daß seiner Finanz­
politik eine Defizitdynamik drobt. All diesen 
Themen ist der Bundesfinanzminister in seiner 
Budgetrede ausgewichen. Daher müssen wir 
Freiheitlichen ihm sehr ernsthafte Vorhal­
tungen machen, daß er es sich zu leicht ge­
macht hat. 

Weiter erklärte der Bundesfinanzminister , 
daß durch das Eventualbudget der Anschluß 
an die Aufwärtsentwicklung der Konjunktur 
gefunden wurde. Stimmt es, trifft es zu, daß 
wir Österreicher den Anschluß an diese auf­
strebende Konjunktur schon gefunden haben, 
oder unterliegt der Finauzminister einer Fehl­
beurteilung ? 

Wir Freiheitlichen sind der Meinung, daß 
man die Situation nicht überbewerten sollte, 
weil wir es in erster Linie mit einer Mengen­
konjunktur zu tun haben; mit einer Mengen­
konjunktur , die unserer Wirtschaft nicht jenen 
Gewinnanteil ermöglicht, dessen sie bedürfen 
würde, um die erforderlichen Investitionen 
vornehmen zu können. Der Bundesfinanz­
minister weiß genau, daß die Investitionskür­
zungen für das Jahr 1969 einen alarmierenden 
Charakter haben, ohne daß er wirklich mit 
aller Offenheit in seiner Budgetrede darauf 
eingegangen wäre. 

Haben wir den Anschluß an die Konjunk­
tur gefunden 1 Meine Antwort, Herr Bundes­
finanzminister, lautet nein, wenn ich an die 
derzeitige Lage der österreichischen Bauwirt­
schaft denke. Viele Wirtschaftszweige stehen 
einer ähnlichen Situation wie die Bauwirt­
schaft gegenüber. 

Wie war die Entwicklung der letzten Jahre 1 
Lassen Sie mich das in Erinnerung rufen. 

1967 trat jene Konjunkturverflachung ein, 
die in Österreich vor allem der Wirtschaft, 
aber auch den Arbeitnehmern unendlich viel 
Kopfzerbrechen bereitete. In diesem Jahr 
begann man bei uns nachzudenken, daß es 
auch anders kommen könnte, als die Entwick­
lung jahrelang abgelaufen ist. In dem Augen­
blick, in dem der Österreicher nachzudenken 
begann, welch ernsthafte Problematik auf 
unsere Wirtschaft zukommt, setzten verschie­
dene Nachbarländer Maßnahmen auf gesetz­
licher Grundlage, um diese Konjunkturver­
flachung zu steuern und zu bewältigen. Wäh­
rend die Bundesrepublik Deutschland diese 

Konjunkturabschwächung mit entsprechenden 
gesetzlichen Maßnahmen zu bewältigen ver­
suchte, beschränkte sich die derzeitige Bun­
desregierung auf Konzepte und Pläne ohne 
jede legistische Konsequenz. 

Die Konjunkturerholung kam in erster 
Linie von außen her auf uns zu, ohne daß die 
ÖVP-Alleinregierung vom Inneren her ent­
sprechende Maßnahmen gesetzt hätte, um 
die Konjunkturverflachung zu bewältigen. 
Während die Regierungspartei den unverbind­
lichen Koren-Plan vorlegte, ist der zustän­
dige Ressortminister der Bundesrepublik 
Deutschland mit dem Gesetz zur Förderung 
der Stabilität und des Wachstums der Wirt­
schaft vor den Deutschen Bundestag getreten 
und hat die Voraussetzungen dafür geschaffen, 
daß gesetzliche Maßnahmen zur Bewältigung 
der Konjunkturverflachung beschlossen wer­
den konnten. 

Herr Bundesminister für Finanzen! Ich 
sehe eine der größten Gefahren bei uns der­
zeit darin, daß wir im Augenblick durch die 
Mengenkonjunktur in eine günstigere Optik 
geraten sind, daß aber andererseits die not­
wendigen Investitionsmittel zur Modernisie­
rung und Rationalisierung der österreichischen 
Wirtschaft weitestgehend fehlen. Es vollzieht 
sich in Österreich etwas, das man als schlei­
chende, derzeit nicht sichtbare Krise bezeich­
nen könnte. Wir laufen Gefahr, daß unser 
wirtschaftspolitisches Instrumentarium ver­
altet, daß dadurch die Wettbewerbs-, Kon­
kurrenz- und Leistungsfähigkeit der österreichi­
sehen Wirtschaft Schaden erleidet und,., daß 
unsere Wirtschaft eines Tages vor einer Situa­
tion steht, die sie dann nicht mehr bewältigen 
kann. 

Ein weiteres Wort, Herr Bundesminister für 
Finanzen, haben Ihnen "Berichte und Infor­
mationen" noch mit auf den Weg gegeben. 
Diese Fachzeitschrift sagte Ihnen, daß Sie 
nicht mehr weiter improvisieren dürfen, daß 
Sie nicht so wie Ihr Vorgänger Dr. Schmitz 
in den Fehler dieser unmöglichen und nicht 
zielführenden Improvisationen verfallen sol­
len. Trotzdem konnten Sie sich aus dieser 
Improvisation nicht lösen, um zu einem um­
fassenden Gesamtkonzept zu gelangen. 

Was wir Freiheitlichen in Ihrer Budgetrede 
am meisten vermißten, war dieses Gesamt­
konzept über eine umfassende Finanz-, 
Whtschafts-, Struktur- und Konjunkturpolitik. 
Ich erachte es als einen grundlegenden Fehler 
der Politik der Einparteienregierung, daß sie 
immer nur mit Detailvorschlägen und mit 
Detailentscheidungen vor den Nationalrat 
tritt und sich mehr als zwei Jahre nach der 
Amtsübernahme noch immer nicht entschlie-

635 
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Peter 
ßen konnte, ein umfassendes finanzielles und! Sie sagten weiter: "Der Aufschwung hat bisher 
wh tschaftliches Gesamtsanierungskonzept I die Investitionsneigung der Wirtschaft nicht 
vorzulegen. I angeregt." - Auch dieser Satz, Herr Bundes-

Nun daIf ich mich mit wö-::-tlichen Feststel- minister für Finanzen, stimmt. Warum 1 Weil 
lungen Ihrer Budgetrede auseinandersetzen. d~e Ö~P-Alleinregierung zuwenig Impulse für 
Sie sagten: "Die Budgetpolitik der demokrati- dIe Wutschaft gesetzt hat. 
sehen Gesellschaft ist heute das zentrale Instru­
ment der Wli tschaftfpolitik." Ich bin mit dieser 
Feststellung einverstanden. Aber, Herr Bun­
desminister für Finanzen, wie sieht dieses 
Instl umentarium der Budgetpolitik aus 1 Es 
ist nicht umfassend, es ist unzulänglich, und es 
wirkt meines Elachtens nicht überzeugend. 

Sie betonten dann in Ihrer Rede, daß die 
Konjunkturpolitik, die Budgetpolitik und die 

Auf diese Feststellung gibt es eine klare 
Antwort: Die Wirtschaft hat zuwenig Investi­
tionsmittel, Herr Bundesminister für Finanzen, 
weil das Vertrauen der Wirtschaft in die Regie­
rung sehr stark in Frage gestellt ist und weil die 
Wirtschaftstreibenden glauben, das mit der 
Investition veI bundene Risiko deIzeit nicht 
übernehmen zu können. 

Strukturpolitik die Schwel punkte der Politik Ich beziehe minh auf eine weitere Feststel­
der ÖVP-Einparteienregierung sind. Wiederum lung des Herrn Bundesministers für Finanzen. 
einverstanden. Aber wie sieht es um die Ver- Sie lautet: "Ich glaube sagen zu dürfen, daß 
wirklichung dieser Schwerpunkte aus 1 In Ihrer die österreichische Budgetpolitik ... in hohem 
Budgetrede haben Sie diese SchweJpunkte an- Maße ... auf Konjunkturschwankungen anti­
gerissen; die Ausführung dieser Zielsetzungen zyklisch reagiert hat." - Ich stelle die Richtig­
ist nach wie vor offen und stellt die österreichi- I keit dieser Behauptung in Abrede, Herr Bun­
sche WiItschaft vor unlösbare Probleme, weil desminister. Sie und Ihre Vorgänger haben bis 
die Bundesregierung in Verzug ist. zur Stunde keine antizyklische Wirtschafts-

Sie machten es sich, Herr Bundesminister, politik betrieben. Die Finanzpolitik dieser 
wahrlich zu leicht, wenn Sie in Ihrer Rede fest- Einparteienregierung bestand genau in der sel­
stellten, daß keine Demokratie in der Lage ist, ben Praxis wie die der Koalitionsparteien: 
ihre Ziele auf längere Sicht zu fixieren. Das den Staatssäckel bis auf den letzten Schilling 
bezwe;:fb ich. Verschiedene Demokratien um auszUläumen, selbst wenn man in Institutionen 
uns haben den Beweis erbracht, daß sie in der wie die Sozialversicherung greifen muß, um 
Lage sind, wenigstens mittelflistige Ziele und nur halbwegs über die budgetären Hürden 
Programme zu fixieren. Sie aber stellen das hinwegzukommen. Von einer antizyklischen 
exp:essis veIbis in Abrede. Ich hoffe, nicht des- Wirtschaftspolitik kann aber wahrlich 
wegen, Herr Bundesminister, weil die Einpar- nicht die Rede sein. 

teienregielung nicht bereit ist, die notwendige Sie sprechen von Erfolgen. Diese einstigen 
SelbstkIitik zu üben. Genau diese Selbstkritik Erfolge sind trotz der bisherigen Budgetpolitik 
vermisse ich nämlich in Ihrer Budgetrede der dank der internationalen Konjunktur und dank 
vergangenen Woche. Mit etwas Selbstkritik dem Fleiß aller am WiItschaftfprozeß Beteilig­
hätten Sie überzeugender vor dieses Hohe Haus ten sichergestellt worden. _ Herr Dr. Hauser, 
hintreten können. Aber auf diese Selbstkritik Ihr Lächeln ist voreilig, ich glaube, Sie beur­
haben Sie - meines Erachtens unverständ- teilen diese Dinge zu obe: :flächlich. ( Abg. Doktor 
lichel weise - vel zichtet. Hau /3 er: Zuerst war die K onjunkturverjlachung 

Sie machten es sich in einem weiteren Punkt Schuld der (j V P, und jetzt ist sie offenbar ein 
zu leicht, nämlich dort, Herr Bundesminister, I Glück der (j V P !) N ein, Herr Dr. Hauser, so 
wo der Nationalökonom Professor Dr. Koren I leicht macht es sich die freiheitliche Opposition 
Teile seiner Budgetrede WOI twö: tlich aus dem i nicht, denn wir haben festgestellt, daß nicht 
Monatsbericht des Instituts für Wirtschafts- die Konjunkturvei fi lchung daran schuld wäre, 
forschung abgeschrieben hat. Ich habe jene sondern die Ursachen, die zu dieser Konjunk­
Sätze angestrichen, die Sie wortwö~ tlich in Ihre turvelfi1Chung gefühlt haben, und die Tat­
Budgetrede übernommen haben. Ich bin neu- i sache, daß die Bundesregierung die Konjunk­
gierig, wer ~an? für den. Inhalt des ?esagt.en I turabschwächung von innen her nicht besser 
veIantworthchlst, wenn dIe Plognose wIeder em- abstützen konnte. (Abg. Dr. Hauser: Wir 
mal nicht stimmen sollte: Sie oder Professor hatten eine bessere Abstützung als die West­
N emschak. deutschen mit ihren Maßnahmen ! Ist das nicht 

Seien Sie daher künftig mit der Beurteilung sehr viel?) Das nehme ich nicht zur Kenntnis, 
der PIognosen etwas vorsichtiger, als es von I weil es nicht wahr ist, daß die Bundesregielung 
dieser Regierungsbank aus bisher der Fall die Konjunkturvel B!tchung besser abgestützt 
war. Durch Übernahme wortwö~ tlicher Zitate I hat als die Bundesrepublik Deutschland. Wo 
aus Professor Nemschaks Monatsbericht haben waren denn die Mittel für die Abstützung der 
Sie es sich leicht gemacht. : Konjunkturvelfiachung~ (Abg. Dr. Hauser: 
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In der 3. Budgetnovelle 1967 I) Warum, 
Herr Dr. Hauser, hat dann die ö3terreichische 
Wirtschaft nicht im erforderlichen Maß inve­
stiert 1 Warum waren die Mittel nicht vor­
handen 1 Warum sagte dann der Bundes­
minister für Finanzen: Mit dem halben Even­
tualbudget ist das Ziel erreicht, wir brauchen 
die zweite Hälfte des Eventualbudgets über­
haupt nicht einzusetzen!, wo wir doch aus 
allen betroffenen Kreisen der Wh tschaft hö-en, 
daß sie derzeit nicht im etforderlichen Maß 
investieren können, um der Situation gerecht 
zu werden 1 Es stellt eine ausgesp .... ochene Irre­
führung dar, wenn Sie behaupten, die äußeren 
Dinge allein wä:-en schuld gewesen. (Abg. Dipl.­
Ing. Dr. Zittmayr: Da.s war doch schon ein Jahr 
vorher, wo die Deutschen gekürzt haben, und wir 
haben nicht gekürzt. Deshalb ist in Deutschland 
die Konjunktur wesentlich stärker abgefallen ala 
bei uns I) Natürlich, aber dadurch, daß die 
Bundesrepublik Deutschland die Konjunktur­
ve: H1Chung rascher aufgefangen hat, sind wir 
nicht ganz so tief hinuntergefallen, was unser 
Glück gewesen ist. Stellen Sie das auch in Ab­
rede, Herr Dr. Zittmayr ~ (Abg. Sandmeier: 
Wir haben doch im Budget 1967 um 20 Prozent 
mehr Mittel für Investitionen eingesetzt 1 Sie sind 
auch g~ macht worden, und das 8treiten Sie jetzt 
ab 1 E8 i8t nichts gEmacht worden, 8agen Sie I) 
Die Notwendigkeit von elforderlichen Investi­
tionen läßt sich mit dem Schlagwort ,,20 Pro­
zent" nicht begründen. Fest steht, daß die 
österreichische Wirtschaft nicht im eIforder­
lichen Ausmaß investieren konnte. Ich stelle 
nicht in Abrede, daß die Mittel und Möglich­
keiten begrenzt sind. Aber wal um sind die 
Mittel und Möglichkeiten begrenzt ~ Weil eben 
von der schwarz-roten Koalition bis zur Ein­
parteienregierung eine Finanzpolitik betrieben 
wurde, die die Staatskasse auch in guten Zei­
ten bis zum letzten Schilling ausräumte, weil es 

Er stellt die budgetä~e Situation des Jahres 
1969 wesentlich optimistischer dar, als sie sich 
in der weiteren Entwicklung vollziehen wird. 
Er geht auf die Situation der Krisenjahre 1970 
und 1971 übel haupt nicht ein. Herr Bundes­
minister ! Warten wir ab, mit welchen Vor­
stellungen Sie in einem Jahr vor die ö3terreichi­
sehe Öffentlichkeit treten werden, ob Sie im 
Wahljahr 1970 übel haupt in der Lage sein 
werden, mit einem ordentlichen Haushalts­
voranschlag vor die österreichische Öffentlich­
keit zu treten, oder ob Sie durch die Vorwahl­
entwicklung überrollt werden! Sie Ep:-echen 
nichts von der drohenden Dc:fizitdynamik. Sie 
setzen sich nicht eingehend damit ausei­
nander, daß die Ausgaben immer g: ößer wer­
den, sich immer mehr ausweiten, ohne daß die 
Einnahmenseite damit Schritt halten kann. 

Und nun, Herr BundeEfinanzminister, kom­
me ich zu jener Aussage, die die velwirrendste 
Ihrer Budgetrede ist. Sie behaupteten zum wie­
deI holten Male, daß 3,2 Milliarden Schilling 
im Jahre 1968 einge~palt werden. Wir warten 
immer noch auf die Elklä:ung, wie und wo Sie 
die 3,2 Milliarden Schilling einsparen werden. 
Auf der Seite 15 Ihrer Rede verbreiten Sie 
den stä:-ksten Budgetnebel. Wahrscheinlich 
haben Sie während des Krieges bei der Nebel­
weIfergruppe gedient. Hier verschleiern Sie 
den Sachverhalt vom Anfang bis zum Ende. 
(Zwischenrufe bei der Ov P.) 

Sie sagen, daß Abstriche von 8,6 Milliarden 
Schilling notwendig sind, behaupten dann, 
daß diese Summe auf 6,6 Milliarden Schilling 
fallen wird, weil man mit 2 Milliarden Schilling 
Mehreinnahmen rechnen kann, und führen 
dann ein Ziffernspiel auf, aus dem nicht heraus­
zubringen ist, wo die 3,2 Milliarden Schilling 
tatsächlich eingespart werden. 

genau jene antizyklische WiItschaftspolitik, Ich richte namens der freiheitlichen Fraktion 
die der Herr Finanzminister darlegte, in den an Sie die höfliche, aber nachhaltige Bitte, 
guten Jahren der Konjunktur nicht gegeben noch heute mit konkreten Ziffern zu be­
hat und weil die Bundesregierung es verab- weisen, wie die 3,2 Milliarden Schilling einge­
säumt hat, Rücklagen zu bilden, um in Zeiten spart werden. Und ich nehme Sie, Herr 
der Konjunkturve: Hlchung mit den Rücklagen, Bundesminister für Finanzen, beim Wort, 
den WiItschaftspl'ozeß beleben zu können. wenn Sie Arnold Klima vom "Kurier" wört­
Warum. sind ?enn. einige Bundesländer in der lieh sagten: "Die Liste der 3,2 einge­
Lage, dIeser SItuatIOn besser gerecht zu werden sparten Milliarden wird eS geben - all er­
als der Bund? Weil sie zum Unterschied vom I dings erst am Ende der Verhand­
B~nd eine vorsorgende Rücklagenpolitik be- lungen." - Die Budgotverhandlungen sind 
tneben haben. beendet, das Budget für das Jahr 1969 liegt 

Ich darf also noch einmal unterstreichen, dem Nationalrat vor. Bitte lösen Sie heute 
daß es zwischen den Worten und den Taten der das Wort ein, das Sie dem Redakteur Klima 
Bundesregierung eine nicht überbrückbare des "Kuriers" vor einigen Wochen gegeben 
Kluft gibt. Wir Freiheitlichen bedauern außer- haben. Sind die 3,2 Milliarden Schilling im 
ordentlich, daß der Bundesminister für Finan-, Ziffernausweis auf Seite 15 Ihrer Budgetrede 
zen bei seiner Budgetrede über die wesentlichen enthalten ~ Das ist die konkrete Frage, die 
Kriterien hinweggegangen ist, ohne sich mit ich Sie zu beantworten bitte. Denn meines 
ihnen auseinanderzusetzen . I Erachtens haben Sie einen Eiertanz par ex-
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cellence aufgeführt, um den einzusparenden weiteren Folge zu interpretieren. (Abg. Doktor 
3,2 Milliarden Schilling aus dem Weg gehen W ithalm: Ich habe es leider nicht gehört!) 
zu können. Wir haben zweifelsohne auch die Pfiicht, 

Wenn der Bundesminister für Finanzen einen sehr positiven Budgetposten zu ver· 
für das Jahr 1969 ein Wirtschaftswachstum merken: das sind die vermehrten Ausgaben 
von 5 bis 6 Prozent annimmt, so ist dasselbe für die Bildungspolitik. Der Finanzminister 
nach Ansicht der Freiheitlichen deswegen hat sich bemüht, Schule und Bildung 1969 
noch keinesfalls gewährleistet, weil die hie- wesentlich mehr Mittel zu geben, als es im 
für notwendigen Investitionen nicht gesichert abgelaufenen Jahr der Fall war. Nur wird 
sind. Die Verschuldungspolitik der Bundes- es notwendig sein, diese Mittel richtig ein­
regierung schreitet rüstig vorwärts. Die Til- zusetzen. Sie sprachen, Herr Minister, von 
gungsraten werden immer höher, und die einem zusätzlichen Schulbauprogramm, das 
Budgetreden der Finanz minister der Ein- einen Aufwand von 1 Milliarde Schilling er­
parteienregierung sind leider nicht überzeu- fordern würde. Sie stellten weiter fest, daß 
gender geworden. bei der Finanzierung dieser Vorhaben neue 

Nun zu einem Thema, das die Öffent- Wege beschritten werden würden. Ich bitte 
lichkeit stark bewegt: zur Auto-Sondersteuer. namens meiner Fraktion um Auskunft: Wie 
Glauben Sie wirklich, daß sich die mit dieser werden diese neuen Wege aussehen ~ Wie 
Sonderabgabe verbundenen Erwartungen, die wird dieses zusätzliche Schulbauprogramm, 
Sie und die ÖVP-Einparteienregierung in das einen Rahmen von 1 Milliarde Schilling 
diese Maßnahme gesetzt haben, erfüllen wer- hat, finanziert ~ Man darf in einer Budget­
den ~ (Abg. Dr. Pittermann: Wir glauben rede nicht nur andeuten und die Auskunft 
es nicht, Herr Peter!) Werden sich diese Er- über die Finanzierung schuldig bleiben! 
wartungen auch dann erfüllen, wenn der Dem Strukturwandel der Landwirtschaft 
Kraftwagenabsatz im Jahre 1969, so wie die I haben Sie breiten Raum eingeräumt. Die 
Autogroßhändler eS vermuten, um 25 bis I Ziffern des Grünen Planes sind allerdings 
35 Prozent rückläufig sein wird 1 Welche Aus-! nicht überzeugend, wenn die 730 Millionen 
wirkungen hat eine derartige Entwicklung auf i Schilling des Jahres 1968 auf 750 Millionen 
Ihre überlegungen zu diesem Gegenstand ~ Schilling im Jahre 1969 aufgestockt werden. 
Auch darüber erbitten wir von Ihnen eine In einem Punkt ist Ihnen ein schwerer 
konkrete Stellungnahme. Rückfall in die Ära Schmitz passiert, als Sie 

Im Bundeshaushaltsplan für das Jahr 1969 feststellten: "Der vorliegende Entwurf des 
ist das volkswirtschaftlich außerordentlich Haushaltes für 1969 hat die großen 
wichtige Gebiet des Fremdenverkehrs leider Probleme bewältigt, die seine Vorbereitung 
nur dürftig berücksichtigt. Bedenkt man, und Entstehung überschattet haben. Damit 
daß das Aktivum des Fremdenverkehrs der verlieren aber auch jene düsteren Vorhersagen 
wesentlichste Ausgangsposten der Zahlungs- ihre Basis, die noch bis in die jüngste Zeit 
bilanz ist, so nimmt sich die Größenordnung unlösbare Budgetprobleme für 1969 und 
der Fremdenverkehrsförderung geradezu un- die folgenden Jahre angekündigt haben."­
bedeutend aus. Immer wieder hören wir vom Ich befürchte das Gegenteil, Herr Bundes­
Handelsminister in der Fragestunde, daß minister für Finanzen: daß sich diese Pro­
hinsichtlich der Fremdenverkehrsfärderung phezeiung nämlich schon für das Jahr 1969 
mehr getan werden muß; aber leider ver- nicht erfüllt und schon gar nicht für die 
missen wir die Taten bis zum heutigen Tag. Jahre 1970 und 1971 zutreffen wird. 

Herr Bundesminister! Einen Satz Ihrer Bei einer zusammenfassenden Beurteilung 
Budgetrede muß ich der Regierungserklärung, des ~ud~ets kommt ~a:r: nicht über das große 
die der Herr Bundeskanzler abgegeben hat, DefiZIt hmweg, das beI, e.Iner Gesam~a':lsgabe~­
gegenüberstellen. Sie stellten fest, daß jene' summe :o~ 93,5 MIllIarden SchIlling mIt 
klassische Formel nicht mehr anwendbar sei, I fast 8 MIlha~den 8,~ Prozent .des .. Ausgab?n­
wonach die Ausgaben des Staates sich nacht rahmens erreIcht. DIeses DefiZIt ware an SICh 
den Einnahmen zu richten hätten. Bundes- 1

1 

noch nicht so bedenkHch, wenn eine vor­
kanzler Dr. Klaus hat in der Regierungs- sichtig~ Prognose Grund zu o~t,imistischer 
erklärung genau das Gegenteil behauptet. BeurteIlung der Zukunft geben konnte. 
Ich bitte um Aufklärung! Was gilt für die Wir Freiheitlichen machen nicht in Pessi­
Einparteienregierung 1 Das, was Klaus sagte, mismus, aber bei der Beurteilung der Staats­
oder das, was Koren feststellte ~ (Abg. Doktor finanzen spielt die Sorgfalt des redlichen Kauf­
Pittermann: Klaus kann sowohl als auch! - manns nach unserer Ansicht na.ch wie vor 
Abg. Dr. van Tongel: Im Zweifel Withalm! - eine wesentliche Rolle. Aber gerade unter 
Heiterkeit.) Der Herr Generalsekretär der Hinweis auf den redlichen Kaufmann muß 
ÖVP wird gebeten, dieses Problem dann in der man dem Finanzminister vorwerfen, daß 
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er sich seine Aufgabe zu leicht gemacht hat. 
Ein Beispiel für viele: die einzusparenden 
3,2 Milliarden Schilling, die er noch immer 
nicht aufgeklärt hat! 

Finanzminister Dr. Koren geht in seiner 
Budgetrede auch dort konkreten Aussagen 
und Konzepten aus dem Wege, wo es sich um 
ein Gesamtkonzept zwischen Finanz-, Wirt­
schafts- und Strukturpolitik handelt. Er ver­
langt nicht mehr und nicht weniger, als daß die 
Staatsbürger optimistisch bleiben sonen, ohne 
der österreichischen Bevölkerung sagen zu 
können, wie er die chronische Budgetmisere 
zu lösen beabsichtigt. 

Nun zu einem Satz der Rede Dr. Korens, 
der weise Selbsterkenntnis beinhaltet. Der 
Finanzminister schloß seine Rede: "Wer zu 
dieser Zeit für die Zukunft vorzusorgen hat, 
darf nicht dem Opportunismus des Tages ver­
haftet sein ... " Sicher, hier hat der Finanz­
minister recht. Gerade er darf nicht dem 
Opportunismus des Tages verhaftet sein. Er 
darf aber mit seiner Budgetpolitik nicht nur 
Parteipolitik treiben, wie er eS nach Ansicht 
von uns Freiheitlichen in seiner Budgetrede 
getan hat, und er darf vor allem nicht über 
jedes Maß hinaus improvisieren, ohne dem 
Nationalrat ein Gesamtkonzept vorzulegen. 

Aus diesen Gründen sind wir Freiheitlichen 
außerstande, dem Bundesfinanzgesetz für 1969 
die Zustimmung zu erteilen. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Kreisky. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kreisky (SPÖ): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! (Abg. 
Weikhart: Das ist auch erstmalig: zwei Opposi­
tionsredner hintereinander I) Es findet sich 
halt momentan keiner, der bereit wäre, die 
Politik der Bundesregierung in Schutz zu 
nehmen. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe 
bei der ÖV P. - Abg. Weikhart: Das ist ja 
auch nicht leicht I) 

Die bisherige Budgetpolitik Österreichs ist 
gekennzeichnet durch haarsträubende Ober­
flächlichkeit und Kurzsichtigkeit. (Ironische 
Heiterkeit bei der Ö V P.) Sie lachen. Ich kann 
mir schon vorstellen, daß dem einen oder 
dem anderen diese Kritik als allzu extrem, 
vielleicht sogar als impertinent erscheinen mag. 
(Abg. Dr. W ithalm: Wir nehmen das nicht 
80 ernst I) Eben, Herr Dr. Withalm. (Abg. 
Ozettel: Sie haben ja die Mehrheit!) Aber 
das müssen Sie nicht an meine Adresse richten, 
Herr Dr. Withalm, sondern an die des Heraus­
gebers der "Finanz-Nachrichten". Er hat 
nämlich Anfang Oktober dieses vernichtende 
Urteil über die österreichische Budgetpolitik 
anläßlich der ersten meritorischen Stellung­
nahme des Beirates gefällt. 

Der Bundesminister für Finanzen, Herr 
Professor Koren, hat vorige Woche eine 
Budgetrede gehalten, die dazu verleitet, ein 
Wort Talleyrands abzuwandeln, das dieser 
für die Diplomaten geprägt hat, wonach Gott 
den Diplomaten die Sprache gegeben hat, 
um ihre Gedanken zu verbergen. Dem Herrn 
Finanzminister hat er offenbar die Sprache 
gegeben, um eine ganze Menge von Budget. 
wahrheiten zu verhüllen, und so ist es die 
Aufgabe der Opposition, hier aufhellend und 
aufklärend zu wirken. 

Ich werde mich in meiner Rede nur mit 
einigen Fragen der Budgetpolitik beschäftigen 
und bitte meine Parteifreunde Benya und 
Czettel, sich den anderen wichtigen Fragen 
zuzuwenden. 

Es besteht Grund zur Annahme, daß das 
Budget, das uns die gegenwärtige Regierung 
vorlegt, ihr letztes sein wird. Ganz gleichgültig, 
Herr Dr. Withalm, wann die Nationalrats­
wahlen stattfinden werden, ob im nächsten 
Herbst, weil Sie in Niederösterreich Müllner­
Wahlen zudecken wollen, oder im Frühjahr 
1970; eine gute demokratische Praxis würde 
es gebieten, die nächste Regierung, der diese 
gegenwärtige ohnedies ein furchtbares Erbe 
hinterläßt, nicht noch durch ein Budget für 
1970 zu präjudizieren. 

Wenn wir also davon ausgehen, daß dieses 
Budget das letzte dieser Regierung ist, dann 
scheint es im 4öchsten Maße gerechtfertigt 
zu sein, sich die· Mühe zu nehmen, zu einem 
vorläufigen üb~rblick über die Tätigkeit der 
Bundesregierung in dieser Legislaturperiode zu 
kommen. Am besten und am korrektesten 
wird man wohl hier vorgehen, wenn man 
sich an die Regierungserklärung selber hält, 
an die konkreten Versprechungen, die in 
dieser Regierungserklärung gemacht wurden, 
und prüft, was von diesen Versprechungen 
bisher gehalten wurde. Auch hier bin ich 
nur in der Lage, einige Fragen herauszugreifen, 
aber freuen Sie sich nicht zu früh, eS werden 
andere während dieser Budgetdebatte noch 
auf die anderen Fragen zu sprechen kommen. 

So versprach der Herr Bundeskanzler und 
die Regierung im Hohen Hause, nachstehende 
Probleme einer raschen, konkreten Verwirk­
lichung zuzuführen und die notwendigen Regie­
rungsvorlagen und Berichte ehestens zu unter­
breiten: 

1. das nach Abschluß der zügig fortzu­
führenden Verhandlungen mit der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft erzielte Ergeb. 
nis So rasch als möglich dem Hause vorzu­
legen. 

Ich möchte feststellen, daß von zügig ge­
führten Verhandlungen mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft schon lange keine 
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Rede mJhr ist. Noch weniger scheint ein 
VerhandlungfDrgebnis in Sichtweite zu sein. 
Es ist gar keine Frage, daß sich hier die 
Regierung verrannt hat und daß sie nicht 
den Mut hat, der Öffentlichkeit zu sagen, daß 
hier für absahbare Zeiten mit Lösungen, 
wie Sie sich's einmal vorgestellt haben, nicht 
gerechnet werden kann. Dur Herzog in der 
Gestalt d-Js, Vizekanzlers Bock ist gefallen, 
aber der Mantel einer falschen Integrations­
politik nicht mit ihm. So darf man sich 
nicht wundern, daß man allgemein den Ein­
druck hat, daß hier die Regierung vollkommen 
ratlos ist. Ratlos ist auch die Volkspartei, 
weil ihr hier nicht mehr der Fluchtweg off tm­
steht, d'm sie s)inerzeit in dJr Koalitionszeit 
benützte, nämlich die Ausrede auf den sozia­
listischen R )gierungspartner, der angeblich 
diese Verhandlungen sabotiere. 

L'1Sinn Sie mich bei dieser G3legenheit 
gleich sl.gen: Wir hielten es für richtig, daß 
die R Jgierung offJn einbekennt, wenn es ihr 
wirklich auf eine verlä.3liche Information der 
Staatsbürger ankäme - und es ist eine 
VoraussJtzung in der DJmokratie, daß es gut­
informierte S~aatsbürger gibt; und es ist 
die Pilicht d)r RJgierung, hier mitzuhelfen -, 
daß es in der gegenwärtigen Situation die 
Möglichk3it einer zügigen W dterführung der 
Verhandlungen nicht gibt, daß es aber - und 
auch dl.s zu s3.gen scheint mir im Interesse 
einer ordmtlichen Information der Öfföntlich­
keit notwendig zu sein - nicht nur 
am Veto Italiens liegt, sond'9rn vor allem 
in der Haltung Frankreichs Schwierigkeiten 
begründ)t sind. Man soll die Sympathie zu 
einer kons)rvativen Regierung nicht so weit 
treiben, daß man sich einer Mißinformation 
schuldig macht. 

Es wurd3 unlängst im Rundfunk, allerdings 
sehr spät am Abend, als die meisten Leute 
schon abgedreht hatten - aber wir Politiker 
haben ja am Abend, wenn wir von unSaren 
Versammlurigen nach Hause fahren, Gelegen­
heit, R3.dio zu hören -, ftlstgestellt, daß bei 
den s )in Jrzeitigen Verhandlungen über die 
Kennedy.Runde von österreichischer Saite sehr 
viel versäumt wurde. 

Es wäre also im höchsten Maße zweck· 
mäJig, w:mn man sich ein bißchen den seiner. 
zeitigen Droiphas3nplan anschauen würde und 
den Versuch unternähme, wenigstens die erste 
Phase di0s 1S Plans, die übrigens im höchsten 
Maße GATT·konform wäre, einer praktischen 
Behandlung zuzuführen. S Jlbst wenn uns 
das nicht gelänge, müßte eS doch möglich sein, 
sich in einer Art Nachziehverfahren in 
Brüss31 eine R3ihe von Zollvorteilen zu holen, 
auf die m'1n s3inerzeit aus L3ichtgläubigkeit 
und Wunschdenken verzichten zu können 
glaubte. 

Ich folge nun der Regierungserklärung und 
ihrer Numerierung und komme zum Punkt 2. 
Der Punkt 2 spricht von der ehestmöglichen 
Weiterführung von Verhandhmgen mit der 
italienischen Regierung zwecks endgültiger 
Bereinigung der Südtirol.Frage. 

In der letzten Zeit - so liest man 
ist eS zu einer Weiterführung 

der Expertengespräche gekommen und, wio 
ich in den Zeitungen las, auch zu Kontak­
tp,n zwischen den Ministern anläßlich der 
U NO· Generalversammlung . 

Daß die gegenwärtige italienische Regierung 
wirklich Zugeständnisse machen kann, das 
möchte ich bezweifeln. Inwieweit es also 
Zugeständnisse - wie es in der Regierungs­
erklärung verlangt wird - zur "endgültigen 
Bereinigung der Südtirol.Frage" sein sollen, 
das wage ich wirklich nicht zu entscheiden. 
Aber eine politische Faustregel sagt, daß 
von Interimsregierungen bestenfalls nur Inte. 
rimslösungen zu erwarten sind. Aber solche 
Interimslösungen brauchen wir eigentlich nicht, 
denn deren hat es in der 50jährigen Geschichte 
seit der A btrennung Südtirols von Österreich, 
in diesen 50 Jahren, in denen die Südtiroler 
zu passivem Material der Geschichte Europas 
geworden sind, genug gegeben. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit mit be­
sonderem Nachdruck sagen, wora uf es uns 
in der Südtirol.Frage ankommt. Wir haben 
nie einen Zweifel darüber gelassen - ich selber 
habe das dem italienischen Außenminister 
S )gni in Mailand bei den ersten Begegnungen 
direkt gesagt -, daß sich die gerechteste 
Lösung des Südtirol-Problems auf der Grund· 
lage des Salbstbestimmungsrechtes finden ließe. 
Aber wir sind uns vollkommen im klaren 
darüber, daß nach diesem Grundsatz eine 
Lösung nicht gefunden werden kann. Der 
Osten und der Westen würden hier gleicher­
maßen heftigen und unüberwindbaren Wider­
stand leisten. 

Da also das Selbst bestimmungsrecht für 
Sädtirol nicht zu erreichen ist, müSSen wir 
mit umso größerer Energie das Sdbstver­
waltungsrecht für die Südtiroler verlangen und 
eine haltbare völkerrechtliche Verankerung 
dieses SJlbstverwaltungsrechtes dazu., (Beifall 
bei der SPÖ.) Ich glaube, es ist gut, wenn 
wir bei dieser Gelegenheit der Regierung 
sehr deutlich sagen, daß sie nur für solche 
Lösungen unSere Unterstützung erwarten kann. 
Wir haben jedenfalls keine Lust, einer Schein­
lösung zuzustimmen, die nicht zu einer end­
gültigen Bereinigung dieses Problems und 
zur Herstellung echter kooperativer Zustände 
mit unserem Nachbarn Italien führen kann. 
(Neuerlicher Beifall bei der SpO.) 
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DJr 3. Punkt im Katalog der Regierungs-I wenigstens den Versuch unternommen, dort 

vorla~e verspricht die eheste Verabschiedung Ersatzarbei~splätze zu schaffen. (Zustimmung 
der Wirtschaftswachstumsgesetze. Dieses Ver- bei der SPÖ.) 
sprechen hat die Regierung wahrlich ein- Im Punkt 9 versprachen Sie eine dauer­
gehalten; nur kostet das den Staat über 2 hafte Lösung der Reorganisation der ver­
Milliard'Jn Schilling jährlich, und falls sich staatlichten Industrie. Sie haben ein ÖIG­
die Wirtschaftslage den Wünschen des Herrn Gesetz gemacht, aber von einer Reorganisation 
Finanzministers entsprechend entwickeln sollte, ist bis heute keine Rede. Darüber, wie Sie 
wird's noch mehr kosten; das wissen Sie ja die verstaatlichte Industrie behandeln, werden 
s:3lber. Dies3 Wirtschaftswachstumsgesetze Sie auch noch einiges bei den verschiedensten 
sind ja geradezu der Grundstein für das Anlässen zu hören bekommen; ebenso über 
gigantische Dsfizit gewesen, das uns diese das, was Sie in Ihrem Punkt 10, der von der 
Regierung nun Jahr für Jahr beschert. Sa,nierung der Österreichischen Bundesbahnen 

Im Punkt 4: verspricht die Bundesregierung handelt, versprochen haben. (Präs'ident Dipl.­
Maßnahmen zur Milderung d'3r Lohn- und Ing. Waldbrunner übernimmt den Vorsitz.) 
Einkomm9nsteuerprogression. Ich möchte dazu Lassen Sie mich auch noch mit aller Deut­
nur sagen: Dies3 Regelungen sind aber zu einem lichkeit sagen: Daß es zur Verabschiedung 
großen Teil durch die Teuerung und vor allem der land- und forstwirtschaftlichen Schulgesetze 
durch neu1rliche steußrliche BJlastungen immer bis jetzt nicht gekommen ist, ist einzig und 
wieder rückgängig gemacht worden. Hier hat allein darauf zurückzuführen, daß sich Ihre 
ein und dieselbe Hand gegeben und genommen. niederösterreichischen Parteifreunde nicht dazu 

Im Punkt 5 wird der sogenannte Sozial- entschließen konnten, jene Vereinbarungen 
bericht versprochen. D3r wird erstattet, aber einzuhalten, die seinerzeit im Zusammenhang 
auch nicht m3hr. Von der berühmten Sozial- mit der Sohulgesetzgebung getroffen wurden. 
off,msive ist längst keine Rede mehr, aber (Zustimmung bei der SPÖ. - Ruf bei der ÖVP: 
darüber werden Sie von auf diesem Gebiet Gemeinde Wien!) , 
Kenntnisreicheren meiner Parteifreunde noch Meine Damen und Herren! Wir veranstalten 
einiges zu hören bekommen. seit Monaten überall in der ganzen Republik 

Im Punkt 6 wird eine gerechte und soziale Diskussionsversammlungen, bei denen wir allen 
G3s::lomtreform d3r österreichischen Wohnungs- unseren Gegnern volle Redefreiheit zusagen. 
wirtschaft versprochen. Wie wenig eine bolohe Am Anfang sind Funktionäre ... (Ruf bei 
verwirklicht wurde, wird Ihnen in der kom- der Ö V P: So wie beim N enning !) Was ist 
menden Budgetdebatte gleichfalls in aller mit dem Nenning ~ (Abg. Dr. W ithalm: 
D.mtlichkeit vor Augen geführt werden. Das wissen Sie besser!) Es ist sonderbar, 

Im Punkt 7 spricht die R3gierungserklärung wieviel Sympathie die Österreichische Volks­
von MJ.ßnahm')n für eine regionale Struktur- partei für diesen etwas überwuzelten Cohn­
politik unter BJd'ltchtnahme auf die in ihrer ß.:mdit der Neuen Linken in Österreich emp­
wirtschaftlichen E~"ltwicklung zurückgebliebe- findet. Das muß ich schon sagen. (Heiterkeit 
nen GJbiete. Was ist daraus geworden ~ - und Beifall bei der SPÖ.) 
Nichts, das blanke Nichts, meine Damen und Bei diesen Diskussionsversammlungen sind 
Herren! in den letzten Monaten alle zu Wort gekommen, 

Im Punkt 8 wird der Energieplan ver- die gegen uns etwas vorzubringen haben. 
sprochen - der wird immer wieder ver- Das sind gelegentlich auch Leute von Ihnen 
sprochen; auch im Koren-Plan steht er drin. gewesen. Die Zahl dieser Leute nimmt aller­
Und dann sagen Sie, daß Sie dies3n Energieplan dings in der letzten Zeit etwas ab, Herr General­
erstellen w.3rd')ll unter B3rücksichtigung der s3kretär! Man hat uns gesagt, daß nämlich 
mmschlichan Problem3 d3s Kohlenbergbaues. Sie die Teilnahme Ihrer Funktionäre an diesen 
Was Sie unter "B Jrücksichtigung der mensch- öffantlichen Diskussionsversammlungen unter­
lichen Problem3 d3s Kohlenbergbaues" ver- sagt haben. (Abg. Dr. W ithalm: Sie sind 
stehen, das haben die BJrgarbeiterimLavanttal schlecht informiert!) Ich muß Ihnen aber be­
vor einem halben Jahr erfahren, als sie sozu- richten, daß man feststeHen kann: Je weiter 
sagen über Nacht von ihren Arbeitsplätzen man in den Westen kommt, desto weniger 
vertrieben wurd3n. (Abg. Dr. Hauser: Und wird das strenge Regiment des Herrn General­
die 8on-lerunterstützung ist nichts? Dztvon l sekretärs gefürchtet, und desto eher sind 
wollen Siß nichts wissen!) H~ute sind noch I auch Ihre Vertrauensmänner und -frauen be­
viele von ihn,:m arh,itslos oder müssen sich reit, an diesen Diskussionsversamm]ungen teil­
als WJ.nd3rarbaiter H:.lnderte Kilometer weit zunehmen. (Abg. Dr. Withalm: Sie haben 
weg von ihren Familien ihr Brot verdienen. ja teilgenommen, das müssen Sie genau wissen! 
(Zwischenrufe bei der ÖVP.) Gäbe es eine Ein in der letzten Zeit schlecht informierter 
wirkliche R.3gionalpolitik, dann hätten Sie Kreisky!) In den Diskussionen, die es dort 
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Dr. Kreisky 
gibt, pflege ich, Herr Dr. Withalm, wenn einer SPÖ hat das Mißtrauen der Wähler verdient." 
den Versuch macht, zu sagen, wie großartig (Ruf bei der 0 Y P : Jawohl I) Ach, jetzt 
die Leistungen der Regierung gewesen sind - stimmt es auf einmal! Dann geht es weiter, 
damit fängt er ja an -, ihn aufzufordern, er dann geht es gegen Pittermann, gegen Benya, 
möge doch in dieser Versammlung - es sind gegen Kreisky, und so weiter. Dann kommen 
meistens sehr große Versammlungen - er- die geballten Verleumdungen gegen mich. 
klären, worin diese Leistungen bestehen. (Rufe bei der 0 Y P: Welche?) Ich werde sie 
Sagen Sie uns: Worin bestehen die "groß- Ihnen schon mitteilen. (Abg. Dr. Withalm: 
artigen Leistungen der ÖVP-Regierung"? Wie lauten sie, bringen Bie sie 1- Abg. Weik­
(Abg. Ozettel: Im Bchuldenmachenl) hart: In Ihrer Aktentasche haben Sie sie jal-

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner gibt das 
Glauben Sie mir: Ihre Herren tun sich da Glockenzeichen. - Abg. Dr. Withalm: Wo 

sehr schwer. Ich würde Ihnen empfehlen, Herr sind die Dinge, die sich gegen Kreisky richten 
Dr. Withalm, ihnen eine bessere Sprachrege- und der Wahrheit nicht entsprechen?) Das steht 
lung angedeihen zu lassen, statt daß Sie ihnen ja drin! Eines nach dem anderen! Sie haben 
kleine Handbücher voll von Verleumdungen doch gesagt, Sie kennen es nicht, und nun 
und Lügen über meine Person in die Hand wissen Sie auf einmal, daß nichts gegen mich 
drücken, die außerdem nicht einmal mit einem drinsteht. (Abg. Dr. W ithalm: Mich interes­
Impressum versehen sind, damit ich nicht die siert das!) 
notwendigen gerichtlichen Schritte unterneh-
men kann. (Abg. Dr. Withalm: Wieso wagen Damit Sie es genau wissen: Ich getraue mich 
Sie zu behaupten, daß das von mir kommt? das auch im Hohen Haus zu sagen, da sich das 
Beweisen Bie das I) Ich wage das zu behaupten, ja unlängst auf unserem Parteitag so deutlich 
weil das aus dem Inhalt hervorgeht. (Abg. manifestiert hat, wenn Sie mir diese Unbe­
Dr. Withalm: Wenn Sie meinen, Sie können scheidenheit gestatten. Es fängt an: "Bruno 
das dem N enning gegenüber machen, mir gegen- Kreisky - ein Versager." Schön, das kann 
über werden Sie das nicht machen! _ Abg. ich Ihnen nicht verübeln. (Abg. Dr. Wit­
Weikhart: Beim letzten Wahlkampf haben halm: Das haben Sie vom Bundeskanzler auch 
Sie genau das gleiche gemacht I Siehe Scheiben- schon behauptet I) Es genügt mir, das Vertrauen 
reifl - Zwischenrufe bei der OYP. _ Abg. meiner Freunde zu haben. 
Dr. Withalm: Eine Vermutung ist das nicht, Jetzt geht es weiter, jetzt kommen Ver­
eine Verleumdung ist das!) Herr Dr. Withalm! leumdungen, durch die der Eindruck erweckt 
Also schön, ich nehme dieses Wort auf. Sie wird, daß ich mich an Realitätengeschäften, 
sagen, daß das, was ich hier über dieses Hand- wie der Herr Bundeskanzler und seine Familie, 
buch gesagt habe, eine Verleumdung ist. Nun beteiligt habe, obwohl der Herr Vizekanzler 
werde ich vor dem Hohen Hause feststellen, Dr. Withalm alle Unterlagen hat und weiß, 
womit das beginnt. "Achtung" - steht ein- daß es sich um die Abtretung eines Vorkaufs­
gerahmt -, "dieses Argumentationsmaterial rechtes gehandelt hat, bei dem ich nicht einen 
für 1968 ist an Stelle des gelben Teiles ,Ein Jahr Groschen für mich behalten beziehungsweise 
Regierung Klaus' in das Ringbuch einzu- verdient habe. Aber Sie verbreiten diese Ge­
heften." (Lebhafte Heiterkeit bei der SPO. - rüchte, ohne zu sagen, wie es sich wirklich 
Abg. Weikhart: Dem Generalsekretär ver- verhalten hat, und so weiter, und so weiter. 
schlägt es die Rede! - Abg. Dr. Pittermann: Sie lügen hier ... (Abg. Dr. W ithalm: 
Das hat der Pisa dem W ithalm nicht gesagt I - W elche Unterlagen habe ich in Händen?) Ich 
Weitere Zwischenrufe.) habe sie Ihnen zugeschickt, Herr General-

sekretär (Abg. Dr. Withalm: Ich habe nicht 
Jetzt kommt der Verleumdung zweiter Teil. eine einzige Unterlage! Wir haben einmal ein 

Er lautet - dick gedruckt -: "Klaus und flüchtiges Gespräch darüber geführt I), und der 
Withalm: der Kurs stimmt!" Sie werden doch Redakteur Zerbs, den ich eingeladen habe, 
nicht behaupten, daß wir das publiziert haben. sie zu prüfen, hat sie Ihnen ebenfalls geschickt. 
Das können Sie uns doch nicht zutrauen. 
(Lebhafter Beifall bei der SPO. - Abg. Dok- So geht es weiter. (Abg. Dr. Withalm: 
tor Withalm: Der Kurs stimmt ja! - Abg. Wie geht es weiter?) Sie bringen eine unwahre 
Guggenberger: Der Kurs stimmt! Nur keine Behauptung über mein Verhalten in einem 
Borge!) Ich freue mich, daß Sie das zugeben, Nachtklub in St. Moritz, was überhaupt nicht 
es wird schon langsam lichter hier. stimmt. Jetzt kommt der Schluß der Ver-

leumdung. Er lautet: "Jede Stimme für die 
Dann geht es weiter mit allen möglichen ÖVP!" (Abg.Dr. Withalm: Das paßt Ihnen 

Behauptungen, und es heißt dann - dritter nicht? - Abg. Weikhart: Davon weiß der 
Beweis für die Verleumdung -: "Die ÖVP Generalsekretär nichts 1 Das ist der reinste 
hat das Vertrauen der Wähler gerechtfertigt." Unschuldsengel! - Abg. Probst: Etwas muß 
"Zur Budgetgesundung" und so weiter. "Die ja stimmen dabei I) 
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Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Ich bitte, Nein, das geht nicht, das dürfen Sie nicht 
den Redner weitersprechen zu lassen. . sagen: Wenn es Ihnen paßt! - Sie sind 

Abgeordneter Dr. Kreisky (fortsetzend): nämlich auch Regierungsmitglied, und da 
Meine Damen und Herren! Ich wollte mir müssen Sie die Möglichkeit haben, zuzuhören. 
eigentlich nur die Bemerkung gestatten, daß (Zustimmung bei der SPO. - Abg. Minko­
Sie Ihren Leuten statt einer guten Sprach- witsch: Sie hören ja auch nicht immer zu, 
regelung solche Dinge in die Hand geben. wenn andere sprechen! - Abg. Dr. W ithalm: 
Wenn Sie, Herr Generalsekretär, mich nicht So eindrucksvoll ist das wieder nicht, Herr 
provoziert hätten, hätte ich mich mit dem Minister Kreisky!) 
Inhalt dieses üblen Dokuments, das voll von Ich stelle fest, daß es der Vizekanzler der 
Verleumdungen ist, gar nicht abgegeben. Bundesregierung dem Oppositionsredner nicht 
Hier haben Sie recht, Herr Dr. Withalm! ermöglicht, seine Kritik an der Budgetrede des 
(Abg. Dr. W ithalm: Sie haben das zum Redner- Finanzministers hier weiterzuführen. Ich er­
pult mitgenommen, um nicht davon Gebrauch suche Sie darum, das zu erlauben. (Abg. 
zu machen, Herr Minister Kreisky, was? Dr. Withalm: Bleibt Ihnen überlassen! Ob 
Warum haben Sie das zum Rednerpult mitge- ich zuhöre, ist eine andere Frage!) 
nommen, Herr Dr. Kreisky? Jetzt tun Sie so, Was ist nun also zu dieser zweiten Roh­
als ob Sie das zufällig sagen würden!) Es steht bilanz zu sagen 1 Daß die ÖVP-Regierung das 
alles da, was die Herren damit tun sollen. österreichische Volk - so wie man das Budget 
(Abg. Altenburger: Sagen Sie, wen Sie be- 1969 jetzt sieht - 25 Milliarden, also pro 
schuldigen wollen! Nennen Sie einen Namen! - Einkommensbezieher ungefähr 7560 S, ge­
Weitere Zwischenrufe. - Abg. Weikhart: kostet hat. Wenn Sie sich für die Rechnung 
Wir beschuldigen die Ö V P, wenn Sie es wissen interessieren und Sie soweit Geduld haben 
wollen!) mir zuzuhören, darf ich es Ihnen vorlesen: 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner (das Glok- (Abg. Dr. Withalm: Das haben wir eh schon 
kenzeichen gebend): Der Redner ist am Wort. in der "Arbeiter-Zeitung" g~lesen! Das ist 
Ich bitte, die Diskussion nicht von den Bänken nicht8 N eues!) Nein, ich habe aber ver-
aus zu führen. sprochen, die Detailangaben im Parlament 

b d 
vorzulegen, und das mache J'ch J·etzt. 

A geor neter Dr. Kreisky (fortsetzend) : 
Nachdem Sie mich gezwungen haben, mich bei Die Steuererhöhungen betrugen für 1966 
dieser Sache über Gebühr lange aufzuhalten 600 Millionen, für 1967 2,3 Milliarden (Abg. 
_ ich hätte es nicht getan _, erlauben Sie Dr. W ithalm: Das ist nichts Neue8, da8 stand 
mir, mich dem zweiten Teil der Rohbilanz auch schon in der "Arbeiter-Zeitung" I), für 1968 
über die Regierungspolitik zuzuwenden. (Abg. 4,8 Milliarden (Abg. Dr. W ithalm: Das stand 
Altenburger: Der erste Beitrag war schon alles schon in der "Arbeiter-Zeitung" I), 1969 
schlecht!) Daß Ihnen, Herr Abgeordneter 8,4 Milliarden. Das alles ist schon in der 
Altenburger, das nicht gefällt, das weiß ich "Arbeiter-Zeitung" gestanden. (Abg. M in­
schon. (Abg. Dr. Withalm: Bis jetzt war kowitsch: Und die Einkommenserhöhungen?) 
das nicht so eindrucksvoll!) Meine Herren! Ich verspreche Ihnen: Das wird 

Auf dem Parteitag der Sozialistischen Partei noch sehr oft in der "Arbeiter-Zeitung" und auch 
habe ich die Feststellung gemacht, daß, wenn in anderen Zeitungen stehen. (Lebhafter Beifall 

bei der S pO.) 
man das Jahr und das Budget ... (Abg. 
Dr. Mussil: Parteipropaganda! _ Zwischen- Dazu kommen Mehrbelastungen von über 
rufe bei der SPO.) Ich glaube, Sie werden 9 Milliarden, hervorgerufen durch Einnahmen­
sich einigen müssen, was das, was ich vor- entfall, Wachstumsgesetze, Steigerung der 
gelesen habe, eigentlich ist, ob Parteipropa- Preise für Grundnahrungsmittel durch Sub­
ganda oder Verleumdung oder beides auf ein- ventionsabbau, Senkung der Erbschafts- und 
mal. (Abg. Dr. Withalm: Was war wirklich Schenkungssteuer, die Rundfunkgebühren­
drin ? Wo wurde Kreisky verleumdet? Der erhöhung, die Sie ja ermöglicht haben, und 
Nachweis ist ihm nicht gelungen! _ Abg. so weiter. 
Weikhart: Er hat es ja vorgelesen! - Abg. Ich darf Ihnen also das jetzt hier vortragen. 
Benya zum Abg. Dr. Withalm: Herr Doktor! Wenn Sie noch zusätzliche Auskünfte haben 
Sie stehen dazu? - Abg. Dr. Withalm: wollen, können wir sie immer wieder - und 
Freilich, was ist dabei?) Ich darf jetzt fort- wir werden das gerne tun - zur Verfügung 
setzen. Ich darf das Regierungsmitglied Herrn stellen. (Abg. Dr. Haider: Nicht gefragt! -
Dr. Withalm bitten, zuzuhören, wenn der Abg. Weikhart: Das glaube ich schon!) 
Oppositionsredner die Regierungspolitik kri- Da kommt nun die Regierung und ßagt: Das 
sielt. Ich darf ihn darum bitten. (Abg. mag schon sein - denn abstreiten kann man 
Dr. Withalm: Wenn es mir paßt, 8chon! Wenn das ja schwer -, aber hat es in diesen Jahren 
nickt, dann eben nicht!) nicht auch eine beträchtliche Einkommen-
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steigerung gegeben ~ Freilich I Es hat eine 
gewisse Einkommensteigerung gegeben; aber 
diese Einkommensteigerung hel beigeführt zu 
haben, ist das ausschließliche Verdienst (Abg. 
Dr. Withalm: Der Opp'Jsitionl) des Öster­
reichischen Gewel kschaftsbundes I (Lebhafte 
Zustimmung bei der SPÖ) Sie glauben doch 
nicht ... (Abg. Dr. Withalm: Herr Kollege 
Kreisky! Wollen Sie wirklich ernst genommen 
werden, wenn Sie 80lche Dinge verzapfen? -
Abg. Weikhart: Sie werden doch nicht sagen: 
Ihr Verdienst ist das I) Das geht Ihnen offenbar 
sehr auf die Nerven, meine Damen und Herren! 
Uberdies ist das das erste Mal, daß Herr Kollege 
Altenburger keinen WiderE'p"uch erhebt, denn 
er weiß das besser. (Abg. Weikhart: Er wird 
wissen, u'arum! - Allgemeine Heiterkeit und 
Beifall bei der SPO.) 

Die Unternehmer haben den Gewerkschaften 
diese Lohn- und Gehaltserhöhungen nicht auf 
dem PIäsentiertellel' gebracht, sondern sie sind 
das Ergebnis harter und zäher Verhandlungen 
gewesen. Um jedes halbe Prozent wurde ge­
kämpft, und das ist der GI und für die Ein­
kommeneIhöhungen, die es gegeben hat. 

Meine Damen und Herren! Auf das Thema 
der Entwicklung der Staatsschulden, mit dem 
ich Sie schon voriges Jahr molestiert habe, 
werde ich mir in einem späteren Teil meiner 
Rede noch kurz zurückzukommen erlauben. 
Aber schon jetzt möchte ich dem Kollegen 
Graf sagen, daß ich voriges Jahr erklä·_t habe: 
Wir we: den uns schon im nächsten Jahr mit der 
berühmten Milliarde, die da kurzfl istig aus­
gebOJ gt wurde, zu befassen haben. Ich da: f 
Sie darauf aufmerksam machen, Herr Kollege 
Graf: Sie fi:aden die Milliarde unter Post 911. 
DOIt steht nämlich die Rückzahlung dieser 
Milliarde. (Abg. Dr. Withalm: Das haben Sie 
nock nickt vergessen die kleine Kontroverse mit 
dEm Graf I Herr KollEge Kreisky! Daran 
erinnern Sie sich noch immer ungern!) 

So möchte ich mich nun ein bißehen aus­
führlicher mit der Budgetrede des Finanz­
ministers beschäftigen. Aber ehe ich das tue ... 
(Abg. Weikkart: Nur nicht so nervö<JI - Abg. 
Dr. Withalm: Wir werden noch miteinander 
reden, 'Uns noch ein bi8serl unterhalten I - Abg. 
Weikkart: Nur die Ruhe, Herr General­
sekretär! - Abg. Dr. W ithalm: Das sagt 
aU8gerechnet der W €ikhart I Er redet von der 
Ruhe! - Abg. Weikhart: Ich bin ja kein 
Generalsekretär!) Aber ehe ich das tue, 
möchte ich ... (Weitere Zwischenrufe.) Ich 
nehme schon zur Kenntnis, daß Sie sich vor­
genommen haben, meine Budgetrede so zu 
stöl'en, daß sie nicht zu Ende geführt werden 
kann, aber ich kann Ihnen diesen Gefallen 
nicht tun. (Abg. Dr. Withalm: Diese Ab­
sicht habe ich wirklich nicht I) 

Ich möchte Ihnen - es tut mir leid, daß das 
neuerlich Widersp':uch fi::lden wird; ich habe 
aber nicht el wa: tet, daß ich bei Ihnen be­
geisterte Zustimmung fhden werde (Abg. 
Dr. Haider: Für die Wahrheit schon I) -vor 
Augen führen, wie das mit der Budgetpolitik 
in den letzten Monaten gemacht wurde. Daß 
der Herr Dr. Withalm offenbar diesen Tl'ick 
el funden hat und daß ihn der sehr gefreut hat, 
kann ich schon verstehen! Aber daß Sie, Herr 
Professor Koren, sich dafür hKgegeben haben, 
das hat einige von uns eigentlich sehr erstaunt. 

Da haben Sie für das Jahr 1969 schon im 
Frühjahr eine Finanzielungslücke von 16 Mil­
liarden festgestellt und uns gesagt, daß Sie 
sich bemühen werden, diesen Abgang auf 
8 Milliarden zu reduzieren. Schon damals habe 
ich in einer öffentlichen E~'klä-_ ung festgestellt, 
daß das Ganze ein billiger Trick ist: Zuerst 
lizitiert man den Abgang in die Höhe, um sich 
dann selber einen Lorbeerkranz zu winden, 
wenn es einem gelungen ist, ihn wieder herunter­
zubringen. 

Da hat ein Karikaturist in einer Zeitung 
(Unruhe bei der ()V P) - Moment, nur keine 
Aufregung! -, die übrigens den Herren in 
den hinteren Bänken sehr nahesteht, ein 
gutes Bild gebracht: Der Herr Dr. Klaus 
hängt dem Herrn Dr. Klaus den Lorbeer­
kranz für die großartige Arbeit um, die da 
geleistet wurde. Jetzt möchte ich Ihnen 
sagen, was da wirklich geschehen ist, ich spreche 
da aus meiner 13jährigen Praxis in der Bundes­
regierung. 

Wie war denn das und wie ist es denn in 
der Bundesregierung 1 Da kommen die Mini­
ster vor dem Sommer, rufen sich ihre Beamten 
und sagen ihnen : Jetzt macht einmal einen 
Entwurf! In ihn soll all das kommen, was gut und 
teuer ist. Die Erfahrung lehrt - das werden 
Ihnen alle Fachleute im Finanzministerium 
bestä~.igen -, daß das in der Regel mindestens 
doppelt soviel ist, wie man sich von den 
Herren zu bekommen erwartet. (Abg. Doktor 
Withalm: "Doppelt soviel" war nur auf 
Ihrer Seite, bei uns war das nicht Praxis!) 
Dann beginnen die Verhandlungen auf Be­
amtenebene, da werden die ersten Abstriche 
vorgenommen, und dann gibt es die Kür­
zungen, die die Beamten nicht zu akzeptieren 
wagen; diese überläßt man dann den Be­
ratungen des Ressortministers mit dem Fi­
nanzminister. So ist es doch in Wirklichkeit! 

Diesmal ist das Groteske eingetreten, daß 
sich der Finanzministerselber hinauflizitiert und 
diese Poli' ik sozusagen in sich gemacht, 
ein 16 Milliarden-Defizit festgestellt hat und 
dann das durch Abstriche, wie er je~zt sagt, 
reduziert hat, wie er fl üher sagte: durch Ein­
sparungen! (Abg. Maehunze: Herr Mini8ter 
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Dr. Kreisky 
Kreisky! Kennen Sie "Arbeit und Wirtschaft"? Herr Finanzminister. (Abg. Dr. Withalm: Ich 
- Abg. Dr. Withalm: Das hat der Be'irat glaube, da müssen wir noch einmal in die 
in der Budgetvorschau festgestellt!) Moment, Schule gehen und subtrahieren lernen! -
lassen Sie mich ausreden! Diese 16 Milliarden Abg. Weikhart: Ihr! - Abg. Dr. Pitter­
haben Sie als Phantasiezahl präsentiert, so mann: Schaden könnte es nicht!) 
wie alle Minister insgesamt so etwas auch Der Herr Finanzminister stellte in seiner 
immer zustandegebracht haben. Das ist gar Budgetrede die Behauptung auf, daß nur der, 
keine Frage gewesen! (Abg. Dr. Withalm: der die Zahlen nicht kenne, behaupten könne, 
Herr Minister Kreisky! Jetzt kann ich mir daß es in Österreich in den letzten Jahren 
vorstellen ... ) Aber wissen Sie, warum Sie keinen tiefgreifenden Prozeß wirt schaf licher 
das gemacht haben? Der wirkliche Grund Umstrukturierung gegeben hätte. Die Zahlen­
war ein anderer: Der wirkliche Grund war angaben, die er macht, auch die über den 
die psychologische Vorbereitung der Bevölke- Rückgang der selbständig Erwerbs1ä~igen 
rung auf die neuerlichen Belastungen in der und die Abwanderung aus der Landwirtschaft, 
Höhe von 3,2 Milliarden und auf die Aus- sind sicherlich ein Beweis für diese sehr tief­
räumung der Sozialversicherung. (Lebhafte greifende Strukturveländerung. Gar keine 
Zustimmung bei der SPÖ. - Abg. Dr. Wit- Frage! 
halm: Wenn Sie so über Wirtschaftspolitik 
reden, Herr Kollege Kreisky, kann ich mir Aber das, was er bezüglich der Struktur-
vorstellen, daß das Wirtschaftsprogramm der veränderung in der Industrie sagt, ist wenig 
Sozialistischen Partei wirklich nur ein Wirrwarr überzeugend, und der Hinweis auf die Ver­
werden konnte! - Abg. Probst: Herr Vize- lagerungen im Export von HalbfabIikaten 
kanzler, Sie sitzen da herinnen und stören und Rohwaren ar:f Fertigwaren scheint mir 
dauernd den Redner! - Abg. Dr. Withalm: in erster Linie auf die Umstrukturierung unseres 
Wenn Sie gestatten: Als Klubobmann bleibe Exportes in die EFTA-Staaten zurückzu­
ich da sitzen!) führen zu sein, denn die EFTA-Staaten 

sind ja bekanntlich in erster Linie Abnehmer 
Und jetzt kann ich dem Herrn Finanz- von Fertigwaren, während im EWG-Handel 

minister gleich auch einen guten Rat geben, die Halbfabrikate eine entscheidende Rolle 
er möge sich für die weitere Budgetdebatte gespielt haben. 
gut vorbereiten, denn meine Freunde werden 
den Herrn Finanzminister fragen. (Zwischen- Ich glaube, Herr Finanzminister, es gibt 
ruf.) Wenn der Herr Bundeskanzler so ein- viel zuwenig strukturelle Veränderungen in 
deulig in der Führung wäre, würde er seinem der österreichischen Wirtschaft, als daß man 
Vizekanzler ja sagen, er soll sich hinaufsetzen damit auch nur im entferntesten zufrieden 
und ein bißchen Ruhe geben. Aber das traut sein könnte, und Sie sagen das ja an einer 
er sich offenbar nicht! (Beifall bei der SPÖ. _ spä~eren Stelle Ihrer Rede auch selber. 
Abg. Minkowitsch: N1·cht von sich auf Der Herr Finanzminister hat von einer 
andere schließen! - Abg. Dr. Withalm: zielbewußten Wirtschaf.spolitik der Bundes­
Berr Kollege Kreisky, das bestimmen wir auch regierung gesprochen, die auf gewisse Schwer­
ausschließlich allein! Weder die Anregungen punkte ausgerichtet war. Hier muß ich dem 
des Abgeordneten Probst noch die des Abgeordneten Herrn Finanzminister schon den Vorwurf 
Kreisky dazu werden zur Kenntnis genom- machen -ich kann ihn ihm jedenfalls nicht 
men!) - Abg. Probst: Sind Sie Claque-Chef ersparen -, daß er mit geradezu unwissen­
oder Mitglied der Regierung?) schaLlicher Großzügigkeit in drei Absä':zen 

Ich kann dem Herrn Finanzminister schon Andeutungen von Maßnahmen gemacht hat, 
ankündigen, daß er in dieser Budgetdebatte es aber dann unterläßt, diese Maßnahmen 
ununterbrochen gefragt werden wird, wo praZlse anzugeben. Eine solche Wirtschafts­
die berühmten Einsparungen eigentlich ge- polilik, wie sie der Herr Finanzminister an­
schehen sind. Abstriche hat es gegeben, die deutet, hat es in Österreich nicht gegeben, 
üblichen Abstriche, die sich jeder Minister und sogar die Industrie urgiert ununterbrochen 
immer gefallen lassen mußte. Wo sind eigent- eine Industriepolitik. Und dazu würde ja 
lich die Einsparungen in dem Budget? Das das gehören, von dem hier die Rede ist. 
werden Sie uns alles mit großer Deutlichkeit Und dann stellt der Herr Finanzminister 
sagen müssen. in einem Anfall seltener Aufgeschlossenheit 

Wenn man nun den Vorgriff mit den neuen fest, daß der Aufschwung die· Investi­
Steuern jetzt wirklich einkalkuliert, dann gibt tionsneigung der Wirtschan bisher nicht 
es kein Defizit von 8 Milliarden Schilling, angeregt hat; die Nachfrage nach Ausrüstungs­
sondern in Wirklichkeit eines von 13 Milliar- investi~ionen habe sich nicht belebt, und die 
den Schilling. Sie haben ~;ich nur das alles Bauwirtschaft habe nur knapp das Vorjahrs­
schon früher geholt und ein beträchtliches niveau - das schon nicht gut war, Herr 
Körberlgeld auch noch für dieses Jahr gemacht, Finanzminister - erreicht. 
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Dr. Kreisky 
Ja, wer so wie ich jede Woche - und das 

tun ja viele meiner Freunde, sofern sie nicht 
aus Betrieben überhaupt kommen und mit 
diesen Betrieben in direktem und ständigem 
Kontakt sind - in die Betriebe geht, und zwar 
nicht nur vor Wahlen, sondern lange vor 
diesen Wahlen, der wird sehen, daß zu diesem 
Optimismus durchaus kein Anlaß ist. 

Die Fahrzeugmittelindustrie lebt von der 
Hand in den Mund. Das wissen Sie. Ich habe 
in den letzten 14 Tagen eine kleine österrei­
chisehe Automobilfabrik, eine Lastwagen­
fabrik, und eine sehr große, die kleinste und 
die größte, besucht, und immer wieder hat 
man mir gesagt ... (Abg. Altenburger: 
Das war schon vor den Wahlen!) Aber nicht 
vor den zentralen Wahlen. (Abg. Altenbur­
ger: Nein, Betriebsratswahlen !) Sie nehmen 
da den kommunistischen Betriebsratsobmann 
ein bißchen in Schutz, nicht wahr, Herr 
Kollege Altenburger 1 (Heiterkeit bei der 
SP(J. - Abg. Dr. Withalm: Steyr-Daimler­
Puch!) Die Wahlen haben noch nicht statt­
gefunden, die werden erst stattfinden. (Abg. 
Dr. Withalm: Darum waren Sie vorher dort! 
Ist eh klar!) Nein, sondern das hat sich so 
ergeben. In Österreich wird halt immer 
irgendwo gewählt. Das kann man nicht 
berücksichtigen. (Abg. Dr. W ithalm: Das 
ist ein Zufall! Das hat sich rein zufällig er­
geben, daß sechs Wochen später die Betriebs­
ratswahlen sind! Ich habe nichts dagegen! 
Aber bleiben wir bei der Wahrheit! ) Nein, 
das ergibt sich so, wie es sich für mich am 
besten ausgeht, weil ich ein großes Programm 
habe. 

Aber ich sage Ihnen dazu - und das ist 
das wesentlichste -, daß einem die Direk­
toren dort und die Betriebsräte immer wieder 
dasselbe sagen: daß sie jedem Monat mit 
Sorge entgegensehen, daß sie in Wirklichkeit 
ihre Produktion nur aufrechterhalten können, 
auf dieser Höhe halten können, weil das 
Ausland nicht ausgelassen hat und weil 
sie aus dem Ausland Aufträge bekommen, 
die ihnen die Überbrückung ermöglichen. 
Und überall klagt man über die schlechte 
Konjunktur im Baugewerbe, die in erster 
Linie die Ursache für die Schwierigkeiten 
dieser Industrie ist. Es ist schon so, wie der 
Herr Finanzminister sagt: Diese Probleme 
gibt es in anderen Industrien auch. (Abg. 
Dr. Withalm: Na sehen Sie, jetzt sind Sie 
wieder mit dem Herrn Finanzminister ein­
verstanden!) 

Als es vor eineinhalb Jahren bei uns schlech­
ter wurde, da hat sich der Herr Bundeskanzler 
und die ganze Regierung auf die Entwicklung 
im Ausland berufen, und das zum Teil mit 
Recht. Es ist tatsächlich so gewesen, daß es 

in Deutschland sehr markante Rezessions­
erscheinungen gegeben hat, die zu einer Stor­
ni~rung oder Reduzierung der Aufträge an 
die österreichische Wirtschaft geführt haben. 

Aber was damals recht war, muß heute au..:h 
billig sein, Herr Finanzminister. Wenn sich 
die Entwicklung in manchen Industrien belebt 
hat, dann ist das in erster Linie darauf zurück­
zuführen, daß die Auslandsaufträge in einem 
größeren Umfang eingeflossen sind, als das 
voriges Jahr der Fall war. 

Aber der Herr Finanzminister sagt ja 
in dieser Anwandlung von Aufgeschlossen­
heit, "daß uns die konjunkturelle Welle des 
heurigen Jahres nicht dazu verleiten darf, 
die im Vorjahr deutlich zutage getretenen 
Schwächen unserer wirtschaftlichen Struktur 
wieder zu vergessen, weil sie von der Konjunk­
tur nun schon teilweise verdeckt werden". 
(Abg. Dr. Mussil.· Und vor allem weniger 
zu arbeiten! - Abg. Dipl.-Ing. Dr. O. Weihs: 
Paßt auf den eigenen Schuh, Herr Dr. Mussil!) 
Herr Dr. Mussil! Das werden Sie bei späterer 
Gelegenheit ausführlich begründet bekommen. 
(Abg. Dr. Mussil.· Darauf bin ich neugierig!) 
Da werden Sie sich noch wundern. 

Der Herr Finanzminister kommt am Schluß 
seiner Ausführungen auf die Strukturpolitik 
zu sprechen und erwähnt da einige Maßnahmen, 
die wir keineswegs unterschätzen wollen, 
weil wir sie zum Teil auch vorgeschlagen 
haben. (Abg. Dr. Withalm: Da schau her! 
Der Koren-Plan ist vom Kreisky! Das ist das 
Neueste!) Das kann ich Ihnen nachweisen, 
auch zeitlich, daß es lange vor dem Koren­
Plan den ersten Entwurf des Wirtschaftspro­
gramms und die ersten Beiträge gegeben hat 
und daß dort der Erneuerungsfonds und die 
Investitionsbank drinnen enthalten sind. 
r Beifall bei der SPtJ.) Das wird Ihnen noch 
ein anderer sagen. (Abg. Dr. Withalm: 
Sie sagen: "zum Teil vorgeschlagen"! Die 
guten Ideen, die drinnen sind!) Herr Doktor 
Withalm! Genügt Ihnen das mit der kleinen 
Propagandabroschüre nicht ~ Soll Ihnen der 
Herr Dr. Staribacher später einmal eine 
zweite Vorlesung über die Richtigkeit dieser 
Behauptung halten ~ (Abg. Dr. Withalm: 
Ich kann e8 ihm nicht verbieten! I eh hohe 
ja keinen Einfluß darauf! Das wird er sowieso 
machen!) 

Da gibt es - und da möchte ich eines zu 
überlegen geben, Herr Finanzminister - eine 
Fülle von Einrichtungen, und es wird sie 
geben, die sich bemühen, der österreichischen 
Wirtschaft zusätzliche Investitionsmöglich­
keiten zu schaffen. Wie vollzieht sich die 
Beurteilung einer solchen Investitionsmöglich­
keit t Da müssen eine Fülle von Unter­
suchungen vorgenommen werden, einerseits 
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Dr. Kreisky 
über die Bonität der Firma, andererseits I es gelungen, alle Klippen, die doktrinäre Mar­
über die Zweckmä.ßigkeit des Investitions- xisten, neoliberale Puristen und ständische 
vorhabens. Das wird ja seit Jahren vom Konservative boten, sicher zu umschiffen. 
ERP-Büro praktiziert und auch von anderen Eine vielgestaltige, flexible Förderungspolitik 
Institutionen, die sich zum Beispiel mit der und das Vertrauen darauf, daß nur die Chance 
Exportfinanzierung beschä.ftigen. vorhanden sein muß, um private Initiative zu 

Ich würde dem Herrn Finanzminister zur erwecken, stellen die Grundströmungen des 
Anregung geben, zu überlegen, ob man Ent~~fes dar. Di~ser Geist verdient es, 
nicht für alle diese vielen Einrichtungen, die Reahtat zu werden. 
wir schon haben und die wir noch bekommen Ich könnte dieser Beurteilung unseres Wirt­
- die Leute, die sich mit diesen Recherühen schaftsprogramms noch eine ganze Reihe 
beschäftigen, müssen ja hochqualifiziert anderer anfügen, die noch positiver sind und 
sein, denn sie sollten es ja von Ökonomen stammen, die Ihnen, meine 
theoretisch besser verstehen als der Unter- Damen und Herren auf der rechten Seite, 
nehmer beziehungsweise das Unternehmen, politisch näherstehen. Ich glaube, daß es 
das die Investition vorhat -, ob man nicht wenig Sinn hat, heute einen Streit über Wert 
für alle diese Stellen, die wir da haben, eine oder Unwert eines Programms zu führen j 
zentrale Prüfungs- und Begutachtungsein- darüber entscheidet letztlich nur seine Ver­
richtung mit hochqualifizierten Leuten wirklichung. So möchte ich mich heute ledig­
schaffen sollte, die dann auf Wunsch dieser lich darauf konzentrieren, dieses Programm 
verschiedenen Institutionen diese Unter- in einen größeren Zusammenhang zu stellen, 
suchungsarbeit vornehmen. Es handelt sich und das gerade jetzt tun, weil wir in wenigen 
ja nicht so sehr um eine Konzentration, Tagen hier im Hause zur Feier der Gründung 
sondern um eine Maßnahme, die gewährleisten unserer Republik versammelt sein werden. 
würde ... (Abg. Dr. M ussil: Das n.~nnt man Die Frage der Lebensfähigkeit der Ersten 
zentralen Len.~u'!l'gsapparat!) Es .ware doch Republik hat sie vom ersten Tag ihrer Existenz 
s~hr ~weck~aßIg: wenn man dIese .~e."te, an begleitet. Das mangelnde Vertrauen in 
die SI?h mIt dI~se? Fr~gen beschafllgen ihre Lebensfähigkeit hat unter anderem auch 
und ~Ie hochqualIfizIert .. smd,. z~samn:~nfaßt dazu geführt - und das können und sollen 
und dIese zentrale Stelle hatte, dIe auch glanz end wir doch nicht bestreiten oder verheimlich _ 
ausgerüstet sein könnte mit modernen Ma- daß sich die konstituierende Natio:? .~ 
schinen, die dann auf Wunsch dieser verschie- sammlung der Republik veranlaßt sa: ~eI 
denen Institutionen diese begutachtende Anschluß Österreichs an Deutschland ~us~~ 
Tätigkeit durchführt, statt daß jede dieser sprechen. 
Einrichtungen es für sich tut. Aber das ist 
nur eine überlegung, die ich anläßlich der 
Gründung dieser neuen Einrichtung anbringen 
möchte. 

Nun möchte ich zur Strukturpolitik und 
zu den Strukturproblemen ein paar Bemer­
kungen machen. 

Die Sozialistische Partei hat auf ihrem 
Parteitag ein Programm zur Reform der öster­
reichischen Wirtschaft beschlossen. Ich werde 
hier nicht im einzelnen darauf eingehen; auch 
dazu wird die Budgetdebatte genügend Ge­
legenheit bieten. 

Der Professor für Nationalökonomie an der 
Hochschule in Linz Riese hat in der Zeit­
schrift "Arbeit und Wirtschaft" einen durch­
aus nicht unkritischen Ar·tikel über unser 
Wirtschaftsprogramm geschrieben, aber er 
schließt doch seinen durchaus nicht unkriti­
schen Artikel mit folgender Feststellung: 

"Das aber" - nämlich die kritischen An­
merkungen - "dalf den Tatbestand nicht ver­
wischen, daß das Wirtschaftsprogramm der 
SPÖ eine industriepolitische Konzeption aus 
einem Guß darstellt. Das Ergebnis ist beein­
druckend: In einer liberalen Grundhaltung ist 

Die Republik Österreich war in im'en ersten 
Jahren von schweren strukturellen Krisen ge­
schüttelt, die dann, als eine Verschärfung 
durch eine tiefgreifende konjunkturelle Krise 
dazukam, geradezu katastrophale Ereignisse 
nach sich zog. Es ist meine tiefe Überzeugung, 
daß die besonders katastrophale wirtschaftliche 
Situation der Ersten Republik die Ursache für 
die tiefen Risse im politischen überbau unseres 
Staates gewesen ist. Ich kann mir ganz ein­
fach nicht vorstellen, daß es in einem pro­
sperierenden Österreich ähnliche politische 
Symptome gibt, wie es sie bei uns am 
Ende der zwanziger Jahre und in den dreißiger 
Jahren gegeben hat. Deshalb sollten wir in 
diesen Tagen ein Wort des aufrichtigsten und 
wä~msten Dankes denen sagen, die sich nach 
1945 zusammengefunden haben, um die Zweite 
Republik unter Bedachtnahme auf die Lehren 
der Ersten Republik aufzubauen. (Beifall bei 
der SP(J.) 

. Ich glaube, es war der Philosoph Hegel, der 
einmal gesagt hat, daß die Geschichte vor allem 
eines lehre: daß die Menschen aus ihr nichts 
lernen. Meiner Meinung nach hat dieser Satz 
Hegels für die Männer und Frauen, die sich 
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Dr. Kreisky 
nach 1945 an die Arbeit gemacht haben, keine 
Geltung gehabt. Ihnen war die Lektion, die 
ihnen die Geschichte erteilt hat, wahrlich eine 
gute Lehre. Sie haben sich an die Arbeit ge­
macht, um zuallererst die TI ümmer wegzu­
räumen, um die Produktion in Gang zu bTingen, 
die Menschen zu nähren, zu kleiden und ihnen 
wieder ein Dach über dem Kopf zurecht­
zuzimmern. 

Aber bald hat sich gezeigt, daß die zu­
künfliige wirtschaftliche Entwicklung der Re­
publik neu überdacht weTden muß. Ein Zurück 
zur E-:sten Republik und ihrer Wii tschafts­
struktur konnte und du:flie es nicht wieder 
geben. So kam es zum ersten großen lnvesti­
tionsp:-og:- amm, dem zehnjäh· igen Investitions­
prog; amm, von dem man sich erwa:tete, daß 
es die Grundlagen eines modernen Industrie­
staates vel wirklichen und schaffen sollte. 

Ich will Sie hier nicht damit ä-gern oder 
auf egen (Abg. Dr. M ussil: Höchstens lang­
weilen! - Abg. Dr. Tull: Langweiliger als 
MU88il geht es nicht m2hr I), indem ich jetzt 
näher ausführe, wen ich für den wi~ klichen 
Architekten dieses Investitiomprogramms 
halte. Ich sage es aber nur andeutungsweise: 
Es war der Mann, dem Sie damals die Ehre 
gaben, der Republik ein eigenes Königreich 
zu schenken. (Beifall bei der SPÖ.j 

Wir haben in diesem zehnjährigen lnve­
stition~programm die Schwerindustrie aus­
gebaut, weil das eben die Voraussetzung eines 
Indust:iestaates ist, und unsere Energiereser­
ven ausgebaut. Hätten wir das damals nicht 
getan, hätte es nie dieses hohe Maß an wi: t­
schaftlicher Intensität und Vollbeschäftigung 
ge ben können, weil unsere Wir tschafli am 
Mangel an Energie zusammengebrochen wä-."e. 
Wir haben eine Modernisimung unseres Tlans­
portwesens auf den Schienen und auf den 
StTaßen durchgeführt. Es kam zur Moderni­
sierung unseres Telefonnetzes und vielem 
anderen, was zur Herausbildung einer guten 
Infrastruktur gehört. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit aber doch 
dar an erinnern, daß es damals immer wieder die 
Frage gegeben hat: Woher werden wir die 
10 Milliarden Schilling nehmen, die wir brau­
chen? Diese Frage war berechtigt, denn die 
Einnahmen des Staates betrugen 1953 ungefähr 
22 Milliarden Schilling. Wissen Sie, was einge­
treten ist ~ Sie wissen es natürlich, und ich 
will Sie nur daran erinnern: Wir haben für das 
Investitionsp-l'ogramm nicht 10 Milliarden 
Schilling ausgegeben, sondern 15 Milliarden. 
In denselben Zeitraum fielen die Zahlungen 
an die Sowjetunion in Form von Warenliefe­
rungen, und ich schätze, daß diese Waren­
lieferungen zusammen mit dem Öl, das wir 
für den Rückkauf unserer Ölfelder zu liefern 

hatten, ungefähr 7 bis 8 Milliarden Schilling 
bekagen haben. Es war also möglich, in 
diesen J ahLen diese gigantische Summe aufzu­
b: ingen, und kotz dem hat es in diesen J ah:Len 
einen wh tschaftlichen Aufstieg wie nie zuvor 
in der Geschichte unserer Wi~ tschaft gegeben, 
ist es nie zuvor so vielen so gut gegangen -
um ein Wo:t Churchills abzuwandeln - wie 
damals. Ich möchte daran erinnern, daß es 
in diesen Jahren zu Einnahmensteigerungen 
im Staatshaushalt von 33 Milliarden gekom­
men ist, und zwar betr ug die Einnahmenseite 
unseres Budgets 1963, also gegen Auslaufen 
aller dieser Vel pfI.:chtungen, 55 Milliarden 
Schilling. 

Was will ich damit sagen 1 Daß eine gute 
Wh tschaftrpolitik, eine WiItschaftEpolitik der 
Vollbeschäftigung, eine Wir tschaftrpolitik, die 
versucht, eine echte St-. uktu~ politik zu be­
tl-eiben - in diesem Falle eine Inf:.. astruktur­
politik -, den Staat nicht nur etwas kostet, 
sondern ihm auch bet: ächtliche Einnahmen 
bringt. Es ist nun einmal so, daß sich ein 
armer Staat - und kein Staat in der Welt ist 
in Wirklichkeit heute reich - nicht mehr den 
Luxus der Al beitslosigkeit oder einer niedrigen 
Beschäftigungsrate leisten kann. (Beifall bei 
der SPÖ_ - Abg. M ayr: Das war der bei 
Ihnen so verpönte Raab-Kamitz-K urs!) Da. 
kann ich Ihnen auch etwas zitieren, was Bun­
deskanzler Raab, für den ich auch zu Lebzeiten 
bet· ächtlichen Respekt aufgebracht habe und 
auch eine gewisse Portion Bewunderung, da­
mals gesagt hat: Das mit den 10 Milliarden -
wo werden wir denn das Geld hernehmen ~ -, 
das ist ja alles nicht möglich! - Die Älteren 
hier werden sich vielleicht daran erinnern. 
Wenn schon Namen gefallen sind: Diese 
Argumentation galt vor allem den Tläumen 
und Wunschvorstellungen des damaligen Ver­
kehrsministers Waldbl unner. 

Vielleicht da-f ich bei dieser Gelegenheit 
noch kurz ausführen, daß nach dieser Ent­
wicklung die Zeit der großen Prosperität kam, 
und zwar einer europäischen Prosperität, denn 
in Amerika gab es damals eine Reihe von 
Rezessionen, und diese Prosperität hat das 
bewirkt, was der Herr Finanzminister auch für 
die gegenwä- ti ge Situation befürchtet, daß 
nämlich in einer solchen Situation die Struktur­
schwächen nicht zum Vorschein kommen, nicht 
sichtbar werden. 

Bei dem Stoß vor zwei Jahren sind sie aber 
sichtbar geworden, und deshalb hat sich die 
Sozialistische Partei entschlossen, ein Pro­
gramm zur Reform der österreichischen Wirt­
schaft zu erstellen, mit dem Ziel, die Struktur­
schwächen der österreichischen Wirtschaft zu 
üb~Iwinden. Da wir der Meinung sind, daß die 
gegenwärtige Bundesregierung eine Struktur-
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politik nicht durchführt, daß es in Österreich 
eine Indust: ie-politik im eigentlichen Sinne des 
Wortes bis jetzt nicht gibt, da Ihre Budget­
politik eine solche Politik geradezu unmöglich 
macht, stellt das Wh tschaft~p7ogramm der 
Sozialistischen Partei die gToße wij tschafts­
politische Alternative zur gegenwä-_ tigen Re­
gierungspolitik dar. Wir werden daher in 
dieser Budgetdebatte immer dort, wo es 
richtig ist, bei den jeweiligen Kapitehl unsere 
wh tschaftEpolitischen Auffassungen mit denen 
der Bundesregierung konf:..ontieren. 

Der Herr Finanzminister, von dem ich ge­
sagt habe, daß er sehr geschickt im Verhüllen 
vei schiedener Budgetwah: heiten war, geniert 
sich allerdings nicht, anzugeben, wie wenig 
Geld er im Bundeshaushalt für die Forschung 
hat: den lächerlichen Betrag von 133 Millionen. 
Was soll man denn damit anfangen ~ Ich ge­

Falle der Jugend, die schon im Arbeitsprozeß 
steht - von der muß man nämlich auch hie 
und da reden, glaube ich -, ist es die Summe 
aller Maßnahmen, die dazu führen, Österreich 
wi', tschaftlich zu modernisieren, denn nur so 
wh d es für die Jungen in Österreich echte 
Chancen geben, nur ein modernes Österreich 
wb:d den Vorstellungen der jungen Menschen 
von heute gerecht werden. (Beifall bei der 
SPtJ.) 

Zu einem modernen Österreich aber gehört 
auch die Entschlossenheit, der demokratischen 
Idee in allen gesellschaftlichen Bereichen neue 
Entwicklungen zu schaffen. Österreich wird 
umso moderner sein, je mehr die Ideen der 
Demokratie, die Ideen der Mitbestimmung 
und der Mitwirkung in allen sozialen Bereichen 
zum Durchbruch gelangen. 

hÖ','e sicherlich nicht zu denen, die die Be- Wir haben vor ein paar Tagen "den National­
deutung der Bundestheater unterschätzen. feieltag begangen, und wir werden in wenigen 
Ich bin nicht dafür, daß man die Bundes- Tagen des 50. Geburtstages der Gründung 
theater schließt, aber ich lasse mir nicht ein- unserer Republik gedenken. Bei solchen An­
reden, daß ein Defizit von über 350 Millionen lässen wird zum Ausdruck gebracht, wie sehr 
Schilling so stillschweigend das Haus passieren wir G:und haben, Unser Vaterland zu lieben; 
und die Frage der Mittel für die Forschung so und ich bin durchaus nicht dagegen, denn wir 
einfach unter den Tisch fallen soll. Das ist alle haben unser Vaterland verloren, und seither 
nicht möglich. wissen wir, was es uns wert ist. "Der Oster-

Ich hätte eigentlich einen Vorschlag zu reicher hat ein ,Vaterland.' un~, lieb~'s, u~d 
machen Herr Finanzminister ! Sie haben zwar I hat auch Ursach , es zu heben - ICh WIll 
die Pro~agandaausgaben der Bundesregielung der Wa.hlhe~~ dieses schönen. Wort~s nu~ eiI?-es 
wieder sehr geschickt in verschiedenen Budget. noch hinzufugen, und das Tlchte ICh WIrklIch 

k . d . b h an alle Damen und Herren dieses Hohen 
posten verstec t, WIr wer en SIe a er sc on H .. l' h d ß b . d kr" h H 1 
finden, das können wir Ihnen versp:-echen. auses, nam .10 a el er . ItlSC en. a-
Ich mache hier den Vorschlag: Verzichten tun.? der heutIgen Juge~~ n?ch em Wort hInzu­
Sie auf die Propagandaausgaben für die Bun- gefug~ .werden x,nuß, namhch das des großen 
desregielung und eIhöhen Sie mit dieser Ein- I ~ranzosIschen DI~hters A~be~t Camus - und 
spalung die Mittel für die östArreichisohe ICh sagte es unlangst beI ~mer. Ju~endku~d­
Forschung! (Beifall bei der SPÖ. _ Abg. gebu.ng -, das er, glaube ICh, In em~m B-;:'Ief 
Dr. Withalm: Herr Dr. Kreisky, heute ente an emen deutsch~n ~reu~d so formul~ert hat: 
täuschen Sie mich wirklich!) Es ist nicht meine Der wahre Pat:-aot 1st emer, der sem Land 
Aufgabe Herr Dr Withalm mir Ihre Be- liebt, weniger für das, was es war, sondern 

, ., f" d . llt 
wundel ung zuzuziehen! Das wäre ja eine ur as, was es sem so e. 
verkehrte Welt. " 

Hohes Haus! Der Herr Finanzminister hat 
in seiner Budgekede auch von der Jugend ge­
sprochen. Es ist jetzt sehr modern, daß man 
auch auf konservativer Seite vor der radikalen 
Gesinnung der Jugend seinen Kotau macht. 
(Acg. Dr. Haider: Peter Kreisky!) Den be­
rechtigten Forderungen der jungen Menschen 
kommt man aber nicht mit Veranstaltungen 
sogenannter behö:"dlich lizenzielter und kon­
zessionierter Happenings entgegen, sondern 
ihnen kommt man vor allem entgegen, wenn 
man dieser Jugend auf ihrem eigenen Be­
tätigungsfeld - und im Falle der studen­
tischen Jugend sind das die Hochschulen, 
sind das Wissenschaft und Forschung - neue 
und große Möglichkeiten erschließt, und im 

Herr Finanzminister ! Sie schließen Ihre 
Rede, indem Sie Ihrer Meinung Ausdluck 
geben, daß der, der für die Zukunft vorzu­
sorgen hat, nicht dem Opportunismus des 
Tages vel haftet sein dal f. Lassen Sie mich 
jetzt fragen, wie denn diese Regierung fÜl' die 
Zukunft vorgesorgt hat (Abg. Dr. Haider: 
Gut !), wenn sie eine Schuldenlast in einer Höhe 
von nahezu 15 Milliarden Schilling der nä.chsten 
Rpgierung überläßt. (Abg. M inkowitsch: 
Nationale Vergleiche anstellen! ) Neben all den 
ungelösten PlOblemen, von denen Sie ver­
sp"ochen haben, sie einer raschen Lösung 
zuzuführen, hinterlassen Sie dieser kommenden 
Regierung, wer immer sie bilden wird (Abg. 
Dr. Haider: Die ÖVP!), diese gigantische 
Schuldenlast. 
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Dr. Kreisky 
Sie beenden Ihre Rede, Herr Finanzminister , 

wie Sie sie begonnen haben: mit Formulie­
rungen, die in krassem Gegensatz zur Wirklich­
keit stehen, zu der Wirklichkeit, die diese 
Regierung geschaffen hat. 

Aber es gibt doch etwas Versöhnliches und 
Optimistisches in Ihrer Budgetrede, Herr 
Finanzminister, und in dieser Budgetdebatte 
wird das sehr deutlich werden: daß das Jahr 
1969 das letzte Jahr dieser Regierung sein 
wird! ( Anhaltender Beifall bei der S pO.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
minister für Finanzen Dr. Koren. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Koren: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Ich möchte zu 
der politischen Prognose, die der Herr Minister 
Dr. Kreisky gegeben -hat, nicht Stellung 
nehmen. über Prognosen und ihren Unsicher­
heitscharakter habe ich mich oft genug hier 
ausgesprochen. 

Nur auf einen Punkt darf ich eingehen, Herr 
Minister außer Dienst Dr. Kreisky. Ich glaube, 
man muß sich für eine einheitliche Marsch­
route entscheiden. Sie haben in Ihrer Rede 
nun eben dargetan, daß Sie die Meinung ver­
treten, die 16-Milliarden-Lücke im Staats­
haushalt, die ich im Frühjahr dieses Jahres 
aufgezeigt habe und auf Grund deren die 
budgetpolitischen Maßnahmen gesetzt worden 
sind, sei eine Art von Spiegelfechterei 
gewesen, ein Kampf mit sich selbst, um es sich 
zu erleichtern, später zu einer Lösung zu 
kommen, und später sei sowieso nur das weg­
gestrichen worden, was man vorher vorsorg1ich 
dazugegeben habe. 

Ich glaube, Sie haben dabei überseheu, daß 
sich der Beirat für Wirtschafts- und Sozial­
fragen mit diesen Vorschauen beschäftigt hat; 
einmal im Frühjahr dieses Jahres und dann 
zuletzt noch im S.jptember dieses Jahres. Er 
ist dabei jeweils zu Ergebnissen gekommen, die 
noch weit ungünstiger gewesen sind als jene, 
die ich mir im Frühjahr aufzuzeigen erlaubt 
habe. (Abg. Dr. Withalm: Das hat er wirk­
lich übersehen!) Und in Ihren Schlußsätzen, 
Herr Abgeordneter, haben Sie nun wiederum 
diese Vorausschauen als Grundlage Ihrer 
vorausschauenden Angaben, welche Schulden­
last die Regierung hinterlassen wird, zum 
besten gegeben. Dort also sind es Voraus­
sagen, die sicher sind. Meine Voraussage vom 
Frühjahr haben Sie als eine Spiegelfechterei 
bezeichnet. Ich fürchte, daß Sie hier einem 
Widerspruch in sich unterlegen sind. (Zwischen­
ruje.) 

Einen zweiten Punkt darf ich nur ganz kurz 
angehen, ohne die Bedeutung des seinerzeitigen 
Zehnjahresinvestitionsprogramms zu ver­
kleinern. Ich bitte Sie doch, die Proportionen 

im Auge zu haben, um die es damals gegangen 
ist und um die eS heute geht. Als das Zehn­
jahresinvestitionsprogramm in einem Gesamt­
volumen von 1 Milliarde Schilling pro Jahr 
beschlossen wurde, handelte es sich durchwegs 
um Ausgaben im außerordentlichen Haushalt 
des Staates für den Autobahnbau, für die Elek­
trifizierung der Bundes bahnen und für den 
Ausbau des Fernsprechnetzes. Die übrigen 
Investitionen, die Sie angeführt haben, Herr 
Minister a. D. Dr. Kreisky, waren in diesem 
Investitionsprogramm nicht enthalten. (Zwi-
8chenrufe bei der SPÖ. - Abg. Dr. Withalm: 
Koren weiß das besser!) Alle diese Arbeiten, die 
damals in das Zehnjahresinvestitionsprogramm 
aufgenommen wurden, laufen heute in einem 
weit größeren Umfang weiter, als sie damals 
begonnen worden sind. Damals also ein 
Investitionsprogramm von 1 Milliarde Schil­
ling pro Jahr im Bundeshaushalt, heute 
betragen die Bundesinvestitionen, die direkten 
Ausgaben im Staatshaushalt für Investitions­
zwecke über 16 Milliarden Schilling; in einem 
Jahr also mehr, als dieses gesamte Zehnjahres­
investitionsprogramm umfaßte. (Widerspruch 
und Zwischenrufe bei der SPO. - Abg. Ing. 
Häuser: Aber sonst haben wir nichts gemacht? 
Keine anderen Investitionen im Jahre 1953? -
Abg. Mo s er: Das ist doch eine M ilch­
mädchenrechnung, was Sie sagen! - Abg. Dipl.­
Ing. Dr. O. Weihs: Lächerlich! Das ist aus­
gesprochen falsch! - Ruf bei der S PÖ: Und das 
sagt ein Universitätsprofessor! - Abg. Dok­
tor G r u be r: Der Weihs ist -ja so gescheit!) 

Ich darf noch einmal festhalten ... (A n­
haltende Zwischenrufe bei der SPÖ. - Präsident 
Dipl.-Ing. Waldbrunner gibt das Glocken­
zeichen.) Ich kann nur, Herr Abgeordneter 
Probst, die Gesamtinvestitionen von damals 
mit den Gesamtinvestitionen von heute ver­
gleichen. {Beifall bei der ÖVP.-Abg. Probst: 
Das tun Sie aber nicht! -Abg. Ing. Häuser: 
Das haben Sie nicht getan!) Ich wollte nur 
Größenordnungen darstellen und darauf hin­
weiSen, daß man die Bedeutung dieses Pro­
gramms, das, wie gesagt, in vollem Umfange 
weiterläuft, nicht so maßlos überschätzen soll. 
Wir alle wissen, daß die Ursachen des Wirt­
schaftswachstums der fünfziger Jahre ja nicht 
von einem solchen Investitionsprogramm ab­
hingen, sondern von einer Ausgangssituation, 
die damals eine ganz andere war als heute. 
Diese zwei kleinen Bemerkungen wollte ich 
machen. Danke. (Beifall bei der ÖVP.j 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Machunze das Wort. 

Abgeordneter Machunze (ÖVP): Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren! Der Abgeordnete 
Kreisky hat seine Rede mit der Frage einge-
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Machunze 
leitet, ob sich denn niemand finde, der das 
Budget verteidige. Ich möchte dazu sagen: 
Die Österreichische Volkspartei verteidigt das 
Budget nicht, sie steht zu diesem Budget! 
(Beifall bei der ÖV P. - Abg. Weikhart: 
Herr Kollege, das soll sie auch n1'cht tun?) 

Der Herr Abgeordnete Kreisky hat immer 
wieder gesagt: Andere werden auch noch zu 
verschiedenen Kapiteln sprechen. So möchte 
ich gleich vorweg sagen: Ich werde auch nicht 
alles das, was die Österreichische Volkspartei zu 
diesem Budget zu sagen hat, vorbringen, 
sondern es werden auch andere bei anderer 
Gelegenheit noch manches Notwendige sagen. 

Eine der wichtigsten Aufgaben des National­
rates ist alljährlich die Beschlußfassung über 
den Staatshaushalt. Wer sich ernsthaft mit 
dem Budget und der BudgetpoW ik aus­
einandersetzen will, muß zur Kelmtnis neh­
men, daß gerade auf diesem Gebiet, auf dem 
Gebiet der Finanz- und Budget politik, be­
deutende Veränderungen eingetreten sind, 
und zwar Veränderungen nicht nur in der 
Zweiten Republik. Wenn sich früher der Staat 
oder der Finanzminister darauf beschränken 
konnte, jene Ausgaben in das Budget aufzu­
nehmen, die für die Verwaltung notwendig 
sind, so ist heute jeder Finanzminister, in 
welchem politischen Lager er auch immer si ehen 
mag, gezwungen, große Ausgaben für die Wirt­
schafvRpoli~ik, die ein moderner Staat treiben 
muß, einzusetzen. 

Die Finanzwissenschaft definiert die Auf­
gaben einer modernen Budgetpolitik wie folgt: 

"Die Entwicklung der Staatseinnahmen wie 
der Staatsausgaben stellt eine verdeckte Ab­
wendung von der wirtschaLlichen Einzel­
planung, eine kollektive Bestimmung von 
PiOduktion und Verbrauch dar. Die Finanz­
politik ist auf diese Weise zu dem wichtigsten 
gesellschafcs- und wirtschafLisgestaltenden Fak­
tor unserer Welt geworden." 

Worin bestehen nun die Probleme der staat­
lichen Finanzpolitik? 

1. Sie muß die Zielsetzungen feststellen, 
auf die durch spezielle staatliche Ausgaben 
und Einnahmen politisch hingewirkt werden 
soll. 

2. Sie muß die Art und Höhe der Ausgaben 
fest legen, mit deren Hilfe die zu erreichenden 
Ziele verwjrklicht werden sollen. 

3. Sie muß die Methoden der Einnahmen­
beschaffung und die Höhe der Einnahmen fest­
legen, mit deren Hilfe die zu erreichenden 
Ziele verwirklicht werden sollen. 

Über d,ie Zielsetzung des Budgets 1969, über 
die Art und Höhe der Ausgaben und Ein-

nahmen hat der Herr Bundesminister für 
Finanzen heute vor einer Woche in diesem 
Hause sehr ausführlich berichtet. 

In der österreichischen Finanz- und Wirt­
schaft,spolitik - und das sollten auch die 
Sozia1isten als Oppositionspartei zur Kenntnis 
nehmen - lassen sich seit dem Ende des zweiten 
Weit krieges deutlich drei Phasen umreißen: 

Die erste Phase, die die Jahre 1945 bis 1950 
ein'5chließt, war gekennzeichnet durch das Weg­
räumen der Trümmer und des Schutts. In 
diese Phase fällt der MarshaJlp1an. Man wird 
rückschauend immer wieder feststellen müs~en, 
daß wir ohne diese großzügige amelikanische 
Hilfe mit der Bewältigung der unmittelbaren 
Nachkriegsprobleme nicht so rasch fertig 
geworden wären, wie es tatsächlich der Fall 
war. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die zweite Phase fällt in die Jahre 1950 
bis 1960. Meine Damen und Herren! Erinnern 
wir uns doch alle an diese Zeit! Es war ein 
ungeheurer Nachholbedarf auf allen Gebieten 
zu decken, nicht nur auf dem Gebiete der 
Wohnung, sondern bei der Bekleidung ebenso 
wie bei der Wohnungseinrichtung. Österreich 
konnte in dieser zweiten Phase ein Höchst­
maß an Vollbeschäf.igung erreichen. Ein 
starkes Wirtschafeswachstum war die Folge. 

In dieser zweiten Phase aber, meine Damen 
und Herren, zeichneten sich bereits no~ wendige 
Strukturveränderungen in der österreichischen 
WirtschafG ab. Denken wir an das Jahr 1958! 
Wir standen vor einer bedenklichen Rezession. 
D"arch geschickte finanz- und wirtschaLs­
poli ~ ische Maßnahmen des damaligen Finanz­
ministers Dr. Kamitz blieb Österreich von 
einer Wirtschaftsklise verschont. Ich weiß, 
Sie hören es nicht gerne, wenn man Tatsachen 
feststem, aber Sie können nicht bestreiten, 
daß es damals der Finanzminisi er der Öst er­
reichischen Volkspartei Dr. Reinhard Kamitz 
war, der in den entscheidenden Monaten ent­
scheidende Maßnahmen traf, sodaß sich die 
Rezession 1958 nicht so auswirkte wie in 
anderen europäischen Ländern. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

In der dritten Phase befinden wir uns jetzt. 
Und auch das, Herr Abgeordneter Kreisky, 
müssen wir zur Kenntnis nehmen: Der Nach­
holbedarf ist weitgehend gedeckt. Ad den 
Inlands- und Auslandsmärkten aber wird die 
Konkurrenz immer s~ ärker spürbar. Wer das 
nicht wahrhaben will, der kennt die wirt­
schaf,lichen Zusammenhänge nicht. Nach 
Österreich strömen ausländische Produkte 
herein, die unseren Markt zu überschwemmen 
und zu erobern versuchen. Die Konkurrenz 
im In- und Ausland wird immer stärker 
spürbar. 

636 
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Machunze 
Daß sich in den letzten Jahren in Österreich 

bedeutende Strukturveränderungen ergaben, 
läßt sich daran erkennen - der Herr Bundes­
minister für Finanzen hat das heute vor einer 
Woche angeführt -, daß von 1960 bis 1967 
die Zahl der Selbständigen um 12 Prozent 
zurückging und daß die Zahl der Unselbstän­
digen in gleichem Ausmaß anstieg. Zu den 
Strukturveränderungen gehört auch die Tat­
sache, daß aus der Landwirtschaft in diesem 
Zeitraum 150.000 Menschen abgewandert sind, 
die in Industrie , Handel, Gewerbe und Fremden­
verkehr Aufnahme fanden. 

minister - auch Sie könnten es nicht - ein­
fach etwas wegstreichen, weil gesetzliche Aus­
gaben und gesetzliche Verpflichtungen, die von 
diesem Haus beschlossen wurden, von jedem 
Finanzminister zu respektieren und zu erfüllen 
sind. 

80 Prozent aller Ausgaben sind alf'o durch 
gesetzliche Verpflichtungen gebunden. Für 
plötzlich auftretende wirtschaftspolitische Not­
wendigkeiten, die zu Umschichtungen zwingen 
können, stehen daher nur etwa 20 Prozent 
zur Verfügung. Aber auch das nur bedingt, 
denn unter den sogenannten Ermessenskrediten 

Die fortschreitende Technik hat aber auch scheinen Ausgabeilverpflichtungen auf, die 
dazu geführt, daß bei den Angestellten- unbedingt erfüllt werden müssen. Man mag 
berufen eine starke Zunahme zu verzeichnen ist, jetzt stteiten, ob es richtig ist, daß zum Bei­
während ""ir bei den Arbeiterberufen einen spiel die Kosten für die Truppenverpflegung 
echten Rückgang feststellen. Das alles, meine bei den Ermessenskrediten untergebracht sind. 
Damen und Herren, sind Strukturverände- Die Truppenverpflegung figuriert unter den 
rungen, mit denen wir uns auseinanderzusetzen Ermessenskrediten. Welcher Finanzminister 
haben. aber wird in der Lage sein, von den Ermessens-

In den Jahren 1966 und 1967 machte sich in krediten für die TrupPcllverpflegung etwas 
fast allen Industriestaaten - es gibt nach wegzunehmen? Sie sehen also, daß nicht ein­
internationalen Berechnungen nur zwei, in mal die 20 Prozent voll ausgeschöpft werden 
denen das nicht der Fall war, nämlich Japan könnten, wenn sich wirtschaftspolitische Not­
und Italien - eine starke Abschwächung wendigkeiten ergeben sollten. 
bemerkbar. Auch Österreich blieb von dieser Eine weitere Schwierigkeit besteht darin, 
internationalen Abschwächung nicht ver- daß die Ausgaben in vielen Fällen progressiv 
schont. ~ie ~undesregierung hatte ?ich mit der I ansteigen, daß der Finanzminister diesem 
neuen SItuatIOn zu befassen. Meme Damen ständigen Ansteigen Rechnung tragen muß, 
und Herren! Sie mögen es jetzt wahrhaben I daß sich aber auf der anderen Seite die Ein­
wollen oder nicht.: Heute darf festgestellt wer- nahmen nicht in gleichem Ausmaß entwickeln. 
den, daß uns die Krise 1966/67 ernstlich Dadurch wird die Spanne zwischen Einnahmen 
bedrohte, daß aber durch gezielte Maßnahmen und Ausgaben immer O'rößer. Eine solche Ent­
der Bundesregierung unser Land von einer wicklung läßt sich :uch nicht über Nacht 
ernsten wirtschaftlichen Erschütterung ver- ändern. 
schont blieb. (Beifall bei deI' (JV P.) 

Worin bestanden denn diese Maßnahmen 1 
Es wurden um rund 20 Prozent höhere Aus­
gaben für Investitionen durch den Bund 
mobilisiert. Es wurden zusätzlich ERP-Mittel 
freigegeben. Es wurde die Exportförderung 
ausgeweitet. Es wurde der Diskontsatz gesenkt, 
und es wurde der Kreditspielraum für die 
Banken erweitert. Diese Maßnahmen führten 
dazu, daß auch im sogenannten Krisenjahr 1967 
das Bruttonationalprodukt in Österreich um 
2 % Prozent stieg. Daraus ergibt sich aber 
auch, daß die Budgetpolitik nicht starr sein 
kaIUl, sondern flexibel sein muß, um notwendig 
werdende Anpassungen möglichst rasch durch­
führen zu können. 

Wo liegen nun die besonderen Schwierig­
keiten der österreichischen Budgetpolitik ? 
Herr Abgeordneter Kreisky, Sie haben es nicht 
erwähnt, aber Sie wissen sehr genau aus Ihrer 
langjährigen Zugehörigkeit zur Bundesregie­
rung: 80 Prozent aller im Budget vorgesehenen 
Ausgaben beruhen doch auf gesetzlichen Ver­
pflichtungen; an denen kann doch kein Finanz-

Herr Abgeordneter Kreisky! Ich hätte es 
nicht für möglich gehalten, daß Sie, als Sie 
von einem Abgang von 16 Milliarden für 1969 
gesprochen haben, Ihrem Parteifreund Dok­
tor Staribacher eine so schlechte Zensur erteilen. 
(Abg. Dr. 8taribacher: Seien Sie vorsichtig, 
Herr Kollege Machunze I) Die Berechnung der 
16 Milliarden - Kollege Staribacher, ich lese 
"Arbeit und Wirtschaft" sehr genau 
stammt doch vom Beirat für Wirtschafts­
und Sozialfragen, und ich habe bisher daran 
geglaubt, daß in diesem Wirtschafts- und 
Sozialbeirat unser Kollege Dr. Staribacher 
ein ganz entscheidendes Wort mitzureden hat. 
(Abg. Dr. Withalm: Als Vorsitzender sogar!) 
Sie aber haben so getan, als wären diese 
16 Milliarden erfundenes Defizit so ein Luft­
ballon des Herrn Finanzministers ! Nein, meine 
Damen und Herren, das war eine Berechnung 
des Wirtschafts- und Sozialbeirates. Stimmt's, 
Kollege Staribacher 1 (Abg. Dr. Staribacher: 
Es war zuerst ein Luftballon, dann ist eine 
Prognose gekommen, die hat aber auch auf 
ganz anderen Grundlagen aufgebaut, dann hat 
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Machunze 
der Beirat eine Stellungnahme abgegeben! Aber unabhängigen Wirtschaftsjournalisten Horst 
man kann beide nicht miteinander vergleichen! Knapp zitieren, der uns ein anschauliches 
Das ist Ihr Pech!) Nein, ich lese "Arbeit und Bild dafür gibt,welchen StlUkturveländerungen 
Wirtschaft", und dort steht, daß der Sozial- nicht nur Österreich, sondern die ganze Welt 
beirat 16 Milliarden errechnet hat. (Abg. unterwOlfen ist. Horst Knapp stellt im 
Dr. Staribacher: Ne'in, nein, 16 Milliarden "Wirtschaftsfeuilleton" vom Juli 1968 fest: 
und 16 Milliarden ist nicht dasselbe, Herr "Schon in den Zeiten der Assyrer war das 
Kollege Machunze ! - Heiterkeit bei der ÖVP.j schnellste Fortbewegungsmittel für Mensch 
Ach so! (Abg. Dr. $taribacher: Wir werden und Material der Pferdewagen gewesen, und 
darauf zurückkommen!) Da kann ich jetzt dabei ist es etwa 5000 Jahre geblieben; 
nicht mehr mit, Herr Kollege Staribacher! von der Eisenbahn bis zum Auto dauerte es 
Für mich sind 16 Milliarden 16 Milliarden. (Abg. dann keine 100, vom Auto zum Flugzeug 
Dr. Withalm: Der Kontakt zwischen Kreiskyunil keine 50 Jahre, und keine 30 Jahre nach dem 
Staribacher hat nicht ganz funktionirt! - Abg. letzten Zeppelin flug wurden die ersten Men­
Dr. Kreisky: Keine Sorge! Der funktioniert!) schen mit Raketen ins All gesehossen." 

Ich möchte noch einmal sagen: Herr Ab- Horst Knapp sagt dann weiter: 
gemdneter Kreisky hat es so dargestellt, "Ist e.s in der Wirtschaft anders? In Amerika 
als seien die 16 Milliarden eine Elfindung hat man ausgerechnet, daß von den Waren, 
des FinaDzmii1it-ltm"s gewesen, damit er dann, die 1960 verkauft wurden, etwa 40 Prozent 
wenn er zusätzliche Einnahmen hat oder! 20 Jahre vorher überhaupt noch nicht bekannt 
die BudgetverhanrUungen ZU eineT StTeichung \ waren (zum Beispiel Nylonstrümpfe, Transi­
führen, sagen kann, er hätte das Budget- storradios, Kugelschreiber, Penicillin, DDT 
defizit von 16 Milliarden auf 8 :Milliarden I und ElO weiter); im Jahre 1980 werden es 
veningm-t. Ich habe nachgewiesen, daß dem aber voraussichtlich schon 60 Prozent aller 
eben nicht so ist. I Waren sein, die erst nach 1960 entwickelt 

Die Bundesregierung mußte also, da sie I worden sind, und man schätzt, daß von den 
mit einem 16-Milliarden-Defizit konfrontiert I im Jahre 2000 angewandten Pmduktions­
wurde, handeln. Und wir mÜRBen der Bundes-I verfahren zwei Drittel erst entdeckt werden 
regierung das Zeugnis ausstellen, daß sie müssen." 
gehandelt hat. Dieses Handeln war nicht Die Welt hat sich verändert, und der 
immer populär, aber ein Finanzminister kann Prozeß der strukturell notwendigen Maß­
nicht nur populäre Maßnahmen treffen; in nahmen ist noch lange nicht abgeschlossen. 
dm" Regel sind es sehr unpopuläre Dinge, die Solche Umstellungen werden sich aber, soweit 
er vertreten und verlangen muß. es auf das Budget ankommt, nicht in einem 

Die Bundesregierung war gezwungen, die Jahr und al.ch nicht in einer Legislaturperiode 
Einnahmen um 3,4 Milliarden zu el'höheIl.l verwirklichen lassen. 
Sie hat die geRetzlichen Verpflichtungen um I Wieweit nimmt nun das Budget 1969 auf 
1,5 Milliarden Schilling verringert. Aber nicht 1 diese Erfordernisse Rücksicht 1 In den Jahren 
einmal der Herr Abgeordnet.e Kreisky hat 1960 bis 1969 stiegen die Ausgaben des 
bestritten, daß diese Verringerung möglich I Bundes um 106 Prozent. Die Ausgaben für 
war, ohne daß deshalb h'gendwo gesetzliche I Unterricht stiegen im gleichen Zeitraum um 
Leistungen oder gesetzliche VeTpflichtungen 1207 Prozenc, für soziale Aufgaben um 194 Pro­
angetastet werden mußten. (Beifall bei der I' zent, für landwirtschaftliche Aufgaben (ohne 
() V P.) Preisausgleiche ) um 188 Prozent, für Bauten 

Es WUTden feIner echte Eimpmungen in i und Technik um 122 Prozent. Alle übrigen 
der Höhe von 3,2 Milliarden C1ziclt. Der Bereiche abc!' liegen unter der Entwicklung 
Herr Finanzminister hat genau angeführt, dieser Ausgaben. 
aufweIchen Gebieten und bei welchen Kapiteln Meine Damen und Herren! Es ist für uns 
diese Einsparungen elzielt wurden. Wir werden Abgeordnete von der Östeneichischen Volks­
ja ab kommendem Montag im Finanz- und paTtei besonders erfTeulich, daß gerade die 
Budgetausschuß Gelegenheit haben, uns jeden Ausgaben für die Heranbildung der jungen 
einzelnen Posten genau anzusehen und überall Generation so gesteigert werden konnten, 
dort zu fragen - der Herr Finallzminister denn die Jugend von heute wird sich morgen 
wird sicher antworten -, wo es zu diesen mit ganz anderen Problemen zu befassen 
echten Einspal'ungen gekommen ist. hahen, a1s es die heutige Generation zu tun hat. 

Jedenfalls konute durch diese Maßnahmen Die Welt der Computer und Raumschiffe ist 
der drohende Abgang VOll 16 Milliarden auf eine andeI"e als die der PferdefuhTwerke und 
die Hälfte heruntergeclrückt werden. Fahrräder. Immer aber wird es der Mensch 

Ich sprach vorhin von notwendigen Struktur- sein, der mit dür Technik feltig zu werden 
veränderungen. Meine Damen und Herren! hat. In dieser Hinsicht kann nicht genug 
Ich möchte in diesem Zusammenhang den getan werden, um unRerer Jugend das geistige 
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Rüstzeug zu geben, um dem Wettbewerb in 
jeder Hinsicht gewachsen zu sein. 

Meine Damen und Herren! Wir sollten 
uns aber doch ab und zu die Frage stellen: 

problemen viel zuwenig Aufmerksamkeit. Laut 
Rechnungsabschluß 1965 - das letzte Jahr 
der Koalitionsregiel ung - betl ugen die Aus­
gaben im Bundesministerium für soziale Ver­
waltung 9.451,096.485,66 S. Im kommenden 
Jahr werden es 13.808,570.000 S sein. 

Ein besonderes Gebiet ist die Sozialver­
sicherung. Sie war sicher gemeint, als der 
Herr Abgeordnete Kreisky von gesetzlichen 
VeJ pftchtungen sp- ach. Der Beitrag des 
Bundes zur Sozialversicherung bet: ug 1965 
5.687,375.787,51 S. Im kommenden Jahr 
werden es 8.951,210.000 S sein. DiAse Zahlen, 
meine Damen und Herren, beweisen, daß die 
Bundesregierung nicht nur Vorsorge für die 
Jugend t-.ifft, sondern daß sie auch den 
Lebensabend unserer alten und kranken Mit­
bÜJ ger absolut sichelt! 

Ist denn die Bildung und die Ausbildung 
unserer jungen Gener ation in Österreich so 
schlecht oder so mangelhaft, wie das manchmal 
da] gestellt wir d 1 Ich sehe mir immer, wenn 
ich daheim bin, die Sendung "Einer wi~ cl 
gewinnen" an. Ich nehme an, die meisten 
von Ihnen kennen diese Sendung. Es werden 
junge Leute aus den ver schiedensten Ländern 
an den 0: t, von dem aus die Sendung aus­
gestrahlt wird, eingeladen, um mitzuwilken. 
Ich stelle föst: Wenn man nachforscht, wer 
am öftesten den er sten Preis da vonget: agen 
hat, wh cl man feststellen können, daß es 
junge Östeneicher waren. Meine Damen und 
Hell en! Sagen wir doch das! (Beifall bei der 
OVP.j DaheI behaupte ich, daß die Ausbildung . tNOd~h Kein. VergJeich sei mir gestattet: es 

J d . ht d" ft' . k IS le negsop10Tversorgung. 1965 gaben 
U~SeI er ugen gar lllC . so . u: Ig sem ann, wir dafür 1.849 834.281 96 S au Im k _ 
wie das manche Leute m diesem Land dar- " s. ommen 
t 11 11 E . S" h d ch da a den Jahr werden es aber - Kollege Libal seen wo en. Iinnern le SIC 0 r n,. I'd . h 1 . h f" h . d 

l 'h bl d d E' d k b . d r letzte Ist eI er nIC t ca, IC urc te, er wr es we c en en en In I uc el e n I . . .. . 
S d d·· L h' K ~st' gdl:ssentbch ubmsehen (Abg. Dr. Stan-en ung Ie Junge e renn aus Ul, em '" 

ht S· h t . ht Ib t . g t bacher: Ich werde es ~hm aU8nchten 1); bitte mac e. le a nlc nur se seme u e . . 
Ausbildung genossen, sondern ich bin davon VIelmals -, ~bwohl die Zahl der zu v,er-
"b t d ß' h' gut Pa"dagogl'n so' genden Klwgsopfer stark gesunken Ist, u eIzeug, a SIe auc eme e . 
für die östeneichische Jugend ist. 2.308,846.000 S sem. 

So ist es für uns sehr erfreulich daß im Aus den Zahlen des Bundesministeriums 

U . h . h k' K'" für soziale V e1 waltung läßt sich auch der 
nteTIIC tsressort lllC t nur eme uizungen B . bl' d ß d' B d . 

el folgten, sondern eine El höhung bei Hoch- eWeIs .. a eIten, .a Ie un esreglerung 
h I . haftl' hAtalt n und rechtzeItIg entscheIdende Maßnahmen ge-sc u en, wlssensc IC en ns e . . 

Bibliotheken um 8,3 Pmzent eint:itt. Der I koffe~ .hat,. um drohenden WH tsc~afthchen 
Aufwand bet' ägt 1.779,410.000 S oder um Schwlen~keIte.n vorzub~~gen. Vor e?nem Jahr 
136,041.000 S mehr als 1968. Ein Vel gleich p~ ophezeIte dIe ?pposltI.on, d~ß mit 150.000 
mit dem Jahre 1960 ist sehr anschaulich. bI~ 200 .. 000 Al b~Itslosen I.m ~mter zu rec~nen 
Damals bet- ugen die Ausgaben in diesem sem wIrd. R.mnern SIe SICh: Von dIeser 
Kapitel 470,348.000 S; im kommenden Jahr St~lle aus wurde da~ dü~t~re Bil~ unserer 
aber werden es 1.779,410.000 S sein. Obwohl Wlltschafts- und SOZIalpolItIk gezeIchnet. 

der Pelsonalaufwand im allgemeinen gekü1zt Die höchste Arbeitslosenziffer wurde Ende 
werden mußte - also die Zahl der Bedien- Feb: uar 1968 mit 142.000 erreicht. Hätte es 
steten -, tl itt auf dem Hochschulsektor nicht im Mä- z einen bedeutenden Winter­
gegenüber 1968 nicht nur keine Kü] zung, 1 ückfall gegeben, wä~ e diese Spitze viel rascher 
sondern sogar eine Vermehlung der Lehr- abgebaut gewesen, als es möglich war. Ende 
kanzeln um 28, eine Ver meIn ung der Assisten- S0ptember 1968 gab es in Öaterreich 
tenposten um 56 ein. Auch hier ist ein Ver-142.000 Al beitsuchende gegenüber 41.000 Ende 
gleich mit 1960 interessant. Damals gab .es September 1967. Es muß also die Konjunktur 
494 Leh:kanzeln, 1969 weIden es 1624 sem. angehalten haben. Vielleicht ist eine Ver­
Assistenten gab es damals 884, im kommenden lager ung bei den AI beitsplätzen, eine U m­
Jahr weIden es 3394 sein. Das sind Ver- schichtung bei den AI'beitsplätzen eingetreten. 
gleiche, die sich durchaus sehen lassen können. Aber von einer Steigerung der Arbeitslosen-

Ich kann nun nicht auf alle Einzelheiten ziffer zu reden ist pure Parteipropaganda. 
der einzelnen RessOl ts eingehen; dazu wird Wir hatten Ende August den niedrigsten 
bei der Spezialdebatte Gelegenheit sein. Stand mit 39.000 Arbeitsuchenden, aber davon 

Ich möchte mich daher gleich einem anderen waren 21.000 oder 54 Prozent bedingt ver­
Kapitel zuwenden: dem der sozialen Ver- mittlungsfähig. Auch andere Länder haben 
waltung. Auch hier zunächst ein Velgleich, mit dem Problem einer steigenden Al beits­
weil immer wieder behauptet wild, die gegen- losenziffer in den Wintermonaten zu rechnen, 
wä: tige Bundesregiel ung schenke den Sozial- das ist keine österreichische Spezialität. 
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Um aber die Arbeitslosigkeit in Österreich 
im Winter auf ein Mindestmaß zu reduzieren, 
muß eine aktive Ar beitsmalktpolitik V01SOTg­
liehe Maßnahmen treffen. Ar beitsmal ktpolitik 
kann keine Auft: äge bringen, sie muß aber 
den Anreiz bieten, vOlhandene Arbeitsmög­
lichkeiten auszuschöpfen. 

In dieser Hinsicht ist die Produktive Arbeits­
losenfül sorge eine echte Maßnahme. Allerdings 
muß ich auch hier feststellen, daß die V01-
handenen Mittel in keinem der beiden letzten 
Jahre ausgenutzt wurden. 1965 standen 
60 Millionen zur Ve1 fügung, ausgenützt wurden 
43 Millionen. 1967 standen 66 Millionen bereit, 
und nur 63 Millionen wurden in Amp: uch 
genommen. Für 1968/69 hat die Frau Sozial­
minister Maßnahmen getroffen, um einen 
el höhten Anreiz zur Inanspl uchnahme der 
Mittel der Produktiven Al beitslosenfürsorge 
zu sichern. Es sollen die Beihilfensätze um 
20 Plozent el höht werden. Es ist eine Ver­
einfachung der Abrechnung el folgt, was be­
sonde: s für die kleineren Firmen, die die 
Produktive Arbeitslosenfürsorge in Ansp: uch 
nehmen, von Bedeutung ist. Die Al beiten 
in der Landwirtschaft, bei der Wildbach­
vel bauung, beim Lawinenschutzbau, im Maler­
und Anstreichergewer be und in der Forst­
wh tschaft wurden in die Ploduktive Al beits. 
losenfül so~ ge einbezogen. Frau Sozialminister 
Rehor hat ein modernes Al beitsmarktfö:'de­
rungsgesetz vorgelegt. Die Österreichische 
VolkspaItei steht auf dem Standpunkt, daß 
V O1SO' ge für Ar'beitslose, Invalide und Alte 
selbstverständlich ist, daß aber Vollbeschäfti. 
gung und Produktivitätssteigelungen die Vor­
aussetzungen dafür sind, daß die soziale Sicher­
heit der Menschen in diesem Land auch in Zu­
kunft gewährleistet ist. 

Über die vielen Maßnahmen des Sozial. 
ressOl ts wird in der Spezialdebatte ausführlich 
zu reden sein. Ich möchte mich aber doch 
mit einer Frage aus diesem Bereich befassen, 
und zwar mit dem Problem der Entwicklung 
der Renten und Pensionen. Ich bedaure, 
daß Kollege Häuser nicht im Saal ist, er hat 
mir ja im VOljahr den VOlwulf gemacht, daß 
ich falsche Ziffern anführe. 

Wie haben sich die Pensionen in den letzten 
Jahren entwickelt 1 Sie sind 1966, im ersten 
Jahr der Alleinregierung, um 7 Prozent ge­
stiegen; die Preise sind im ersten Jahr der 
Alleinregielung um 2,2 Prozent gestiegen. 
Im Jahre 1967 sind Renten und Pensionen 
um 8,1 Prozent, die Preise um 4,1 Prozent 
gestiegen. Im Jahre 1968 sind die Pensionen 
nach dem ASVG. um 6,4 Prozent, die Preise 
um 3,5 Prozent gestiegen. Im Jahre 1969 
werden die Pensionen um 7,1 Prozent erhöht, 
die Preise werden um etwa 3 Prozent steigen, 

man weiß es noch nicht. (Abg. Ing. Häuser: 
Der Erfolg der Bundesregierung?) Es ist sicher· 
lieh ein Erfolg der BundeSTegie: ung, denn ... 
(Abg. Ing. Häuser: Wo ist das Gesetz, das das 
festgelegt hat?) Einen Augenblick, Herr Abge­
ordneter Häuser' 

Vor einiger Zeit hat Herr Staatssekretär 
BÜJ kle - bitte, hö- en Sie mir jAtzt einige 
Sekunden zu - festgestellt, daß wir mit 
den erreichten sozialen FOl tsch' itten unter 
den europäischen Ländern an der Spitze stehen. 
Diese Aussage machte die "At beitel-Zeitung" 
zum Gegenstand eines Leitar tikels. Wissen 
Sie, was die "A beiter.Zeitung" damals sclnieb 1 
Ich muß es Ihnen vorlesen, ich fü:. chte, Sie 
kÖ·,mten es veJ gessen haben. Die "AI beiter· 
Zeitung" schrieb: 

"Österreich befindet sich mit seinen Sozial­
leistungen, gemessen am BI uttonationalp:-o­
dukt, unter den Spitzenreitern der europäischen 
Lä'lder." (Abg. H artl: Bravo I) "Im Jahre 
1967" - ich zitiere nur die "Al beiter­
Zeitung" - "waren es 17,5 P10zent des 
B: uttonationa]p~odukts, die für die soziale 
Sicherheit aufgewendet wurden. Schon 1965 
waTen es 16,3 Prozent und damit um 1 bis 
2 Prozent mehr, als Holland, Frankreich, 
die deutsche Bundesrepublik, Belgien und 
Italien jeweils in Prozenten ihres Brutto­
nationalp- oduktes für ihre soziale Sichel heit 
aufwendeten." (Abg. Dr. Withalm: Auch 
die "Arbeiter-Zeitung" ?) 

Ich zitiere wö: tlich aus der "Arbeiter­
Zeitung" , und jetzt kommt das Zitat, Herr 
AbgeOldneter Häuser, auf das es mir an­
kommt (Abg. Ing. Häuser: Ich habe Geduld!): 

"Diese Zahlen" - so schreibt die "Al beiter­
Zeitung" -, "von ÖVP-Staatssekretä-' Bürkle 
bekanntgegeben, stimmen. Der Normalbürger, 
dem die Sozialleistungen zugute kommen, 
freut sich darüber." 

Diesem ehrlichen Eingeständnis der "Arbei­
ter.Zeitung" habe ich nichts hinzuzufügen, 
es ist leider auf 1h- er Seite eine Einta.gdl;ege. 
(Beifall bei der OVP. - Abg. Ing. Häuser: 
Was soll das jetzt bedeuten? Sie komm ".ntieren, 
wie Sie es brauchen I) Herr Abgeordneter 
Häuser! Das kommt noch, abe" ich sage es 
Ihnen jetzt schon. (Abg. Ing. Häuser: Wir 
werden es Ihnen beim Kapitel Soziales noch 
genau sagen!) Das kommt schon, aber ich 
sage Ihnen gleich, was ich meine und wie ich 
es verstanden haben will. Sie welfen der 
Bundesregierung vor, daß es kp.inen sozialen 
FOltschritt gibt (Abg. Ing. Häuser: Von 
ihr au.sgehend keinen!), daß es einen sozial­
politischen Stillstand gibt, daß es eine "Sozial­
demontage" gibt. Ich werde es dann noch 

114. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 37 von 113

www.parlament.gv.at



9050 Nationa.lrat XI. GP. - 114. Sit.zung - 30. Oktober 1968 

.Machunze 
zitieren. (Abg. Ing. Häuser: Was soll das stellen, daß der Arbeitnehmer mit Recht für 
jetzt bedeuten? Das Gesetz ist 1965 beschlossen seine Arbeit den gerechten Lohn fordert. Es 
worden!) muß daher eine Selbstverständlichkeit sein, 

Herr Kollege Häuser! Haben Sie ein bißchen daß auch die Arbeit unserer Bauern und 
Geduld, Sie bekommen noch genug Zitate BäueriImen, unserer Landjugend gerecht be­
und Aussagen. Ich bin noch nicht fertig. wertet und gerecht entlohnt wird. Daher 
Warum wollen wir uns nicht offen und ehrlich Schluß mit den Neidkomplexen, sondern echte 
die Meinung sagen und uns gegenseitig an- Überlegungen und Maßnahmen, um einen 
hören ~ Dazu ist die Budgetdebatte da. gesunden Bauernstand, der mit ständig grö­
(Abg. Ing. Häuser: Warum brüsten Sie sich Ber werdenden Schwierigkeiten auf den Export­
mit einem Vorteil, der Ihnen nicht zU8teht? gebieten zu kämpfen hat (Abg. W eikhart: 
Sie haben eine gesetzliche Verpflichtung einz'll- Sagen Sie das dem M ussil I), um einen ge­
halten I) Ich habe lediglich festgestellt, daß sunden Bauernstand auch für die Zukunft zu 
Östelwich a!l clN Spitze der Sozialle.istungen si.che:n. (Beifall bei der ÖV P.) Das wer.den 
in Europa steht. (Beifall bei der ÖV P. dIe SICh schon a~smachen, das braucht mcht 
Abg. Weikhart: Durch wessen Politik? - I Ihre Sorge zu sem! 
Abg. Ing. Häuser: Durch die Politik der Ein wichtiges Gebiet ist die österreichische 
Soziali8ten!) Efl kommt darauf an, wie ma71 Exportwirtschaft. Man wird der Bundesregie­
es beurteHt. In Deutschland ist es die CDU, rung ein anerkennendes Wort auch dafür 
und in Öste~reich ist ed de~zeit die Östel'- zollen müssen, daß sie es in den letzten Jahren 
reichische Volkspa.~tei, die allein die Verallt- nicht an gezielten Maßnahm@ zur Export­
wortung tl ägt! (Beifall bei der (J V P. - Abg. förderung fehlen ließ. Produktivitätssteige­
Ofenbäck: Dann wäre der Slogan mit dem rung und Rationalisierung unserer Botriebe 
Sozialstopp überhaupt unverständlich geblieben!) sind notwendige Maßnahmen. Aber ent­
Es kommt noch, Kollege Ofenböck. (Abg. scheidender ist doch, daß die erzeugten Waren 
Weikhart: Das sind Gesetze, die es schon auch an den Mann gebracht werden. Wir 
vorher gegeben hat! Diese Regierung hat die haben nichts davon, wenn unsere Magazine 
Gesetze einzuhalten!) in den Fabriken bis zum Bersten voll ange-

'Wichtig e"scheint mir auch ein Hinweis füllt sind, aber niemand da ist, der diese er­
zum Kapitel I~and- und Forstwirtschaft. Gegen- zeugten Waren im Inland oder im Ausland 
über dem Budget 1968 sind in diesem Kapitel kauft. Daher ist Exportpolitik, gezielte und 
keine Kürzungen, sondern Velbessm ungen er- wirksame Exportpolitik für die österreichische 
folgt. Mit den sogenannten Subventionen für Volkswirtschaft eine Lebensfrage. 
die Bauem werden oft Neidkomplexe erweckt. Aber auch in diesem Zusammenhang ein 

Meine Damen und Herren! Wieder ein ganz offenes Wort: Wir müssen gründlich 
offenes Wort: Hier in diesem Hause greifen überlegen und überprüfen, ob nicht Arbeits­
Sie die Subventionen an, und draußen in plätze und Exporte gefährdet werden, wenn die 
Bauernversammlungen erzählen Sie von der Produktionskosten über ein vertretbares Maß 
schlechten Agrarpolitik, die die ÖVP betreibt. hinaus belastet werden. Meine Damen und 
Die Österreichische Volkspartei sieht in unse- Herren! Das ist auch eine ernste Sorge und ein 
ren Bauern nicht nur jene, die weitgehend. .. ernstes Anliegen des Ö8terreichischen Arbeiter­
(Rufe und Gegenrufe be1: ÖV P und SPÖ.j, und Angestelltenbundes, dem ich angehöre. 

So11 ich Ihnen mit Zitaten aus der "Arbeiter.! Ich nehme an, da~ diese Sorgen um den ~bsatz 
Zeitung" zur Agrarpolitik der ÖVP und dem, unserer Erzeugmsse (Abg. Ing. H ause~: 
was Sie draußen den Bauern erzählen. dienen? Dem Mann kann geholfen werden!) au~~ dIe 
Ich kann Ihnen eine Zitatensammlung ser- S~rgen. der Gewerkschaft_sbewegung in Ost~r­
vieren, wenn Sie es haben wollen, Kollege reICh smd. (-4 bg. Ing. Hau~er: Lohnredulctwn 

. Moser! Wir von der Österreichischen Volks- und Ab8atz8te~gerun~ - das ~8t d~s Programm! 
partei sehen in den Bauern nicht nur jene, die - Abg: Dr. Stanbacher: W~r haben doch 
weitgehend den Tisch der österreichischen Vorschlage gemacht! Wa8 hat der Bauernbund 
B "lk d k d d' Ö t . h' dazu gesagt?) evo erung ec en, son ern le S erreIC I-
sche Volkspartei sieht in unseren Bauern auch 
Konsumenten, und zwar vor allem auf dem 
Sektor der Landmaschinen und auf allen jenen 
Gebieten, deren Produkte im Bauernhaus 
nicht selbst hergestellt werden. (Beifall bei 
det' (jV P.) Für uns ist ein gesunder Bauern­
stand eine unbedingte Notwendigkeit für eine 
gesamte gesunde Volkswirtschaft. (Ruf bei 
der SPÖ: Für uns auch!) Wir müssen fest. 

Ich möchte mich noch einer Spezialfrage 
zuwenden: dem Wohnungsbau. In früheren 
Jahren hat es der damalige Vizekanzler 
Dr. Pittermann a]s besonders erstrebenswertes 
Ziel der Koalitionsregierung bezeichnet, den 
Neubau von 50.000 Wohnungen durchzu­
führen. Dieses Ziel konnte unter der Regierung 
der Österreichischen Volkspartei erreicht wer­
den. Wir haben in den letzten Jahren mehr als 
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50.000 Wohnungen pro Jahr gebaut, die schaft nicht!) Wir werden im kommenden 
Statistik wird es Ihnen beweisen. (Abg. M 0- Jahr 16,3 Milliarden ... (Abg. 171.'1. H äU8er: 
ser: Was kosten diese Wohn'ungen heute?) Was wird wirksam?) Im heurigen Budget 
Und was kosten die Bauarbeiter heute, und 115,2 Milliarden und im Eventualbudget 1,1, also 
was kosteteten sie zur Zeit der Koalitions- 16,3 Milliarden. Die Rechnung stimmt schonl 
regierung ~ Also nicht nur Einseitigkeiten. (Abg. Ing. H äU8er: Also 16,3 Milliarden, 
(Weitere Zwischenrufe. - Prä8ident Dipl.-Ing. gleich viel! Dann dürfen Sie aber keine Pro­
Waldbrunner gibt das Glockenzeichen.) Vor paganda m~chen: Wir werden die Wirt8chaft 
Jahren ist die Wohnungsnot als besonders ankurbeln, indem wir 1,1 Milliarden mehr für 
drückend empfunden worden. Ich möchte Investitionen hergeben! Das ist der Schwindel!) 
feststellen: Es ist uns dank gezielter Maß- Nein, etwas anderes! Sie behaupten, daß im 
nahmen gelungen, die Wohnungsnot weit- Budget 1969 weniger Investitionen sind als im 
gehend zu überwinden. (Abg. M oser: Wieviel Budget 1968. Das stimmt aber nicht. (Abg. 
Mittel aus dem Budget stehen zur Verfügung?) I ng. H ä u s er: Sehen Sie sich an, was der 

Wenn in den Städten die Wohnungsnot 
noch sehr stark fühlbar ist, dann aus zwei 
Gründen: die Wohnungen sind weitgehend 
veraltet, und der Zuzug vom Lande in die 
Stadt hält unvermindert an. 

Finanzminister selbst sagt. 17,45 Milliarden 
ist die Zahl für 1968! - Weitere Zwischenrufe 
bei der SP(). - Präsident Dipl.-Ing. Wald­
brunner gibt das Glockenzeichen.) 

Ich komme jetzt zu einem Kapitel, das wird 
Sie noch mehr reizen, meine Damen und Her-

Wenn aber schon die Frage aufgeworfen ren. (Abg. Ozettel: Das war aber falsch, 
wird, wieviel die Bundesregierung im kom- Herr Kollege!) Man kann doch vergleichen, 
menden Jahr für Investitionen zur Verfügung je nachdem, wie man es sieht. loh habe den Bun­
stellen wird, dann möchte ich e<.l gleich an- desvoranschlag 1968 mit dem Bundesvoran­
führen: Die gesamten Eigeninvostitionen des schlag 1969 verglichen. Das ist mein gutes 
Bundes einschließlich Investitionsförderung in Recht. Der Bundesvoranschlag 1968 brachte 
der Wirtschaft werden 1969 mit 16,3 Milliarden um 1,1 Milliarden Schilling weniger für Inve­
Sc.hilling . um 1,1 Milliarden SchiIling h~her stibionen als der Bundesvoranschlag für 1969. 
selD als Im Bundesvoranschlag des heungen Das sind die Tatsachen die können Sie nach­Ja:hres. (Abg. Ozettel: Sagen Sie gleich, ob lesen. (Abg. Dr. Staribacher: Herr Kollege 
m.t oder ohne Evenfualbu.aqe.t I) Das Bunde~- I Machunze ! Daß Sie da8 sagen, dagegen habe 
finanzg~se~~ .1968 IS~ krItISIert wo~den, w('11 ich nichts einzuwenden! Aber daß der Finanz­
dort InVeStItIOnen ~ermger waren als 1m Budget minister, der Okonom ist, das behauptet, daß er 
1967 (Abg .. Dr. !f ,thalm: Das ~ventua~budget sich das Eigengoal geschossen hat zu sagen, 
war etne etnmall.ge Sache, das wtssen Sie ganz daß es mehr ist al8 im Vorjahr das wundert 
genau!), allerdings ohne EventualvoranBchlag. mich!) , 
Die Sozill-listen habon sich bei ihrer Kritik auf 
Seite 64 der Erläuternden Bemerkungen zum Vergleiche sind immer nett, und der Öster­
Bundesfinanzgesetz 1968 bezogen. Die Fest- reicher neigt dazu, Vergleiche anzustellen, 
stellung, daß der Bundesvoranschlag 1969 Vergleiche vor allem mit dem Ausland. Wenn 
höher ist als der Bundesvoranschlag 1968 Sie einen österreichischen Beamten fragen, 
und damit den Investitionsstoß des Eventual- welche Bezüge er hat, dann wird er Ihnen einen 
haushaltes auch im kommenden Jahr fortsetzt, Betrag nennen. Aber er wird Ihnen gleich 
stimmt, da der Eventualhaushalt nicht Be- dazusagen : Aber mein Kollege in der deut­
standteil des Budgets 1968 war, sondern erst schen Bundesrepublik hat um soundsoviel 
durch ein eigenes Bundesgesetz im Nationalrat mehr. Er wird aber nicht mehr dazusagen, 
beschlossen werden mußte. (Abg. Ozettel: daß er in Österreich den Bezug 14maJ, sein 
Formalisteln Bie doch nicht!) Nein I Es wurde Kollege in der Bundesrepublik aber den Bezug 
daher der halbe Eventualvoranschlag freige- nur zwölfmal hat. Wenn Sie in Österreich 
geben, dieser betrug 1,1 MiJIiarden Schilling. einen Rentner fragen, was er für eine Rente 
Die nunmehrigen Mittel des Bundes für Eigen- hat, dann wird er sagen: Soundsoviel, aber 
investitionen einschließlich Investitionsförde- mein Bruder, mein Schwager, meine Schwä­
rung betragen daher im kommenden Jahr gerin in der Bundesrepublik - seit 1945 
16,3 Milliarden Schilling oder genau um sind ja die Verzahnungen sehr eng geworden-
1,1 Milliarden Schilling mehr als im Bundes- hat Boundsoviel an Rente. Er wird nur nicht 
voranschlag 1968. (Abg. Ing. Häuser: Herr dazusagen, daß er es 14mal hat und der in der 
Kollege Machunze, eine Frage: Was wird wirk- Bundesrepublik draußen nur zwölfmal. (Abg. 
8am? Um wieviel wird mehr wirksam für 1969 Ing. Häuser, beim Rednerpult die Erläuternden 
als für 1968?) Budgotmäßig vorgesorgt Bemerkungen vorweisend: Herr Kollege Ma-
1,1 Milliarden! (Abg. 171.'1. H äU8er: "Budget- chunze! Kennen Sie vielleicht diese Schrift 
mäßig" - darum kümmert sich doch die W irt- , hier? Da steht 17,45: 16,9 Milliarden! Das 
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Marhunze 
ist vom Herrn Finanzminister 1 - Prä.<Jident 
Dipl.-Ing. WaZdbrunner gibt das Glocken­
zeichen.) Ich nehme an, Sie werden in der 
Budgetdebatte ja noch reden, Kollege Häuser, 
da setzen wir uns halt auseinander. Ich bin 
jetzt schon um einen Schritt weiter. Ich 
bin schon bei den Vergleichen. (Abg. Moser: 
Geschwind weg davon 1 - Weitere Zwischen­
rufe bei der SP().) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner (das 
Glockenzeirhen gebend): Bitte, nur einer sollte 
reden, damit man etwas versteht! 

Abgeordneter Machunze (fortsetzend): Meine 
Damen und Herren! Ich sagte, es ist modem 
geworden, Vergleiche mit anderen Ländern 
anzustellen. Ich tue es manchmal auch gern, 
das gebe ich schon zu. Aber ich habe den Ver­
lauf des Sozialistischen Parteitages sehr genau 
verfolgt. (Abg. Gzettel: "Reden wir von etwas 
anderem /") Nein, nein, das erscheint mir 
doch wesentlich zu sein. Dort hat der Partoi­
vorsitzende der Sozialistischen Partei Schweden 
als Musterbrlispiel hingestellt. Er hat nur eines 
zu sagen vergessen: Schweden hatte 150 Jahre 
hindurch keinen Krieg (Zustimmung bei der 
() V P), während Österreich in diesem halben 
Jahrhundert mit zwei Kriegen und zweimaligen 
Kriegsfolgen fertig werden mußtA. Herr Abg~­
ordneter Kreisky hat beim Parteitag nicht 
gesagt, daß Österreich seit 1945 an Staats­
vertrags- und Besatzungskosten, Kriegssach­
schäden und Besatzungsschäden 45 Milliarden 
Schilling aufbringen mußte. Das 8ol1es blieb 
den Schweden erspart. Der Herr Abgeordnete 
Dr. Kreiaky hat beim Parteitag nicht gesagt, 
als er den Vergleich mit Schweden anstellte, 
daß Österreich im kommenden Jahr für die 
Kriogsopfer - und die Kriegsopferrenten sind 
bei uns bei Gott nicht so hoch - 2,3 Milliarden 
Schilling ausgeben muß. Die 2,3 Milliarden 
Schilling können die Schweden ebenso für 
andere Zwecke verwenden, wie sie etwa die 
45 Milliarden Schilling verwenden konnten, 
die Österreich an Kriegsfolgen allein nach dem 
zweiten Weltkrieg zu bewältigen hatte. (Zu­
stimmung bei der ()V P.) 

Aber, meine Damen und Herren, es muß -
ich kenne Schweden nicht so genau, ich war 
noch nie in diesem Lande, Herr Abgeordneter 
Kreif'ky ... (Abg. Dr. Kreisky: Wenn man 
der (JV P-Prcpaganda zuhört, geht es diesen 
"armm Teufeln" viel 8chlechter als uns 1 -
.Abg. Altenburger: Und die Sozialpolitik in 
Schweden?) Herr Abgeordneter Kreisky, Sie 
wal en ja sicher lange genug in Schweden. 

Wenn wir Österreich mit Schweden ver­
gleichen, dann: erlauben Sie mir doch noch 
einen Hinweis. In Schweden muß auch die 
Sozialversicherung ganz anders organisiert 

sein als bei uns.' Ich nehme an, daß dort die 
Versicherten wesentlich höhere Beit' äge be­
zahlen müssen, als es bei' uns der Fall ist. 
(Abg. Dr. Kreisky: Es ist ein staatlicher Ge­
sundheitsdienst I) Die Sozialversicherung muß 
also anders organisiert sein. 

Wir werden im kommenden Jahr in Öster­
reich als Beitrag des Bundes zur Sozialversi­
cherung rund 8 Milliarden Schilling aufwenden. 
Das bleibt den Schweden für andere Zwecke 
übrig, denn, Herr Minister Kreisky, "Arbeit 
und Wirtschaft", Nr.l0/1968, ve:öffentlichtauf 
Seite 22 ein Bild mit der UnteJ SChl ift: "Das 
in den schwedischen Pensionsfonds sich an­
sammelnde Kapital soll für bedeutende Inve­
stitionspl'Ojekte nutzbar gemacht werden." 

Sie sehen also, man kann nicht einfach Öster­
reich mit Schweden vergleichen. Denn wo ist 
bei uns der Pensionsfonds, den wir für Inve­
stitionen, für bedeutende Investitionen ver­
wenden könnten? (Zu8timmung bei der (JVP. 
- Abg. Moser: Herr Kollege Machunzel 
Ihr habt uns doch 3 Milliarden Schilling ge­
ncmmenl - Abg. Altenburger: Und ver­
gleichen Sie einmal nur das Pensionsalter / -
Lebhafte Rufe und Gegenrufe bei SP(J und 
()VP.j 

P: äqident Dipl.-Ing. Waldbrunner (wieder­
holt das Glockenzeichen gebend): Lassen Sie 
wieder den Redner zum W 01 t kommen! 

Abgeordneter Machunze (fortsetzend): Meine 
Damen und Herren! W OI'um ging es mir denn 
bei dieser Feststellung 1 Man kann nicht die 
sozialen und wirtschaftlichen Vel hältnisse in 
Österreich mit denen in Schweden ve~ gleichen. 
Man kann nicht die staatliche Finanzpolitik 
in Schweden mit der Finanzpolitik in Öster­
reich ver gleichen. Das läßt sich nicht mitein­
ander ver gleichen, weil die Voraussetzungen 
dafür in jedem Land anders sind. Ich habe 
hier riur ein paar Beispiele angeführt, wo die 
Voraussetzungen für eine vergleichbare Finanz­
politik nicht gegeben sind. Aber das ist eine 
Tragik: Wenn Sie das miteinander vergleichen, 
dann ist es richtig. Sie muten uns zu, daß wir 
jeden von Ihnen angeführten Vergleich vorbe­
haltlos annehmen. Wenn wir vergleichen, 
dann sind solche Vergleiche immer schlecht. 

Und nun möchte ich als Wiener Abgeordneter 
einige sachliche Feststellungen machen. In 
Zeitungen und Versammlungen _polemisiert 
die Sozialistische Partei gegen die Osterreichi­
sche Volkspartei und polemisiert sie vor allem 
gegen die Bundesregierung, wobei immer 
wieder festgestellt wird, daß die Bundesregie­
rung für die Bundeshauptstadt nichts übrig 
habe oder zuwenig tue. 

Meine Damen und Herren! Ich bin ein Ab­
geordneter des Bundeslandes Wien. Sie werden 
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Machunze 
es mir zubilligen, daß ich es niemals daran wird deutlich ein Schlußstrich unter die Koali­
habe fehlen lassen, die Inte::-essen der Bundes- tionszeit auf Bundesebene gezogen", schreibt 
hauptstadt wah' zunehmen und mich als Abge- "Die Furche". "Von sozialistischen Verkehrs­
ordneter dieses Hauses für diese Bundeshaupt- ministern, die den weiteren Ausbau der Wiener 
stadt ebenso ver antwortlich zu fühlen wie die Schnellbahn ablehnten, ist ebensowenig die 
Wiener Abgeordneten, die auf den Bänken Rede wie vom Widerwillen einzelner sozialisti­
der linken Seite dieses HauseR sitzen. (Abg. scher Landeshauptleute gegen die Beachtun.g 
Weikhart: Herr KollEge Machunze! Viel der Bundeshauptstadt Wien. Die Wiener SPÖ 
haben wir nicht gehört!) Ich mache jetzt nur scheute nicht einmal davor zurück, in einer 
Feststellungen, Ve:gleiche, sie werden Ihnen dlinglichen Anf~age im Wiener Landtag gegen 
nicht passen. - Bei festlichen Veranstal- die angebliche Benachteiligung Wiens dUlch 
tungen SP" icht man eine andere Sp" ache. den BundeswasseJ wirtschaftsfonds zu prote­
Ich nehme an, daß einige von Ihnen bei der stieren, obwohl Wien seit E~richtung des 
feierlichen Übergabe der neuen Klinikbauten Fonds im Jahre 1959 bis zum Jahre 1965 nicht 
im 9. Bflzirk dabei waren und die Festrede des einmal einen einzigen Ant: ag um Zuweisung 
Herrn Bü: germeisters Marek gehö". t haben. von Fondsmitteln gestellt hatte." ( Abg. 
Ich war dabei. Ich habe sie gehö~ t. Weikhart: Herr Kollege! Sie wissen ganz 

Bei dieser Fest:'ede hat der Herr Bürger- genau, daß das eine Vereinbarung war, daß 
meister Marek drei Dinge festgestellt: Er hat Wien zugunsten der Bundesländer verzichtet 
besonder es Lob dem Vel stä ~1.dnis des Bundes hat ! Und da·3 wäre jetzt d~r Dank dafür! -
für die e: f~ euliche Zusammenal beit gezollt; Ironische H l:.iterkeit bei der 0 V P. - Abg. We i k­
er hat ausdlücklich die f:.uchtbare Zusammen- ~art: Da brauchen Sie ni~ht zu lachen! .Das 
ar beit zwischen Bautenminister ium und Fi _ ~st wahr! ~ Das werden w~r ~h~en ,bewe~sen! 
nanzministerium und der Stadt Wien fest- I Fragen. S~e nur den ~undesmmMter. - A~g. 
gestellt. Er hat noch etwas getan, was mir Dr. P~ttermann: W~r werden es den Kotz~na 
besondel s bedeutungsvoll e1 schien, Sie kÖ·.:men beantworten lassen!) 
es nachlesen in dem vom Rathaus herausge- Kollege Weikhart! Wenn das so wä~e bin 
gebenen Wochenblatt "Stadt Wien", in dem I ich nur überrascht, daß die Gemeindeve;wal­
das steht: Er hat als e: freuliche Tatsache fest- tung von Wien der Furche" nicht eine 
gestellt, daß die vom Bund zugesagten Mittel saftige Gegendarstellung" geschickt hat! War­
für die Klinikbautenzeitgerecht flüssig gemacht um hat sie das unwidm sprochen . gelassen ~ 
wurden.. Also. d.a können Sie nic~t. einmal (Alg. W eikhart: Da fragen Sie die Beirats. 
dem Fma1"Zmmlster SchuldenpobtIl( vU;'· mitgliEder dieses Fonds! Jeder wird das wissen 
we"fen. (Beifallbei.derOVP.-Abg.Dr. W~t- und zugeben müssen!) Ich zitie:e, was in der 
halm: Kollege Wnkhart! Ich glaube, da<; ",st "FUlche" steht, und dem das Rathaus von 
der beste B.runo, den Sie je hatten, der Mare~! - Wien nicht widerf'p:-ochen hat! (Abg. Weik­
Abg. We'/,khart: Ich we1'd~ darauf be~ den hart: Was interes8iertuns, was inder "Furche" 
nächsten Wahlen zurückkcmmm, Herr Kollfge steht?) Doch, mich interessie·. t es! (Abg. 
Generalsekretär! - Alg. Dr. Withalm: Der Weikhart: Das intere8siert uns nicht! Das 
N enning hat gesagt, der Bruno I I ist der beste!) hat für uns gar keine Beweiskraft, was in der 

Es gibt dafür noch einen anderen Beweis. "Furche" steht! Zitieren Sie einmal die "Kro­
KoIlege Weikhart, zitieren Sie bitte bei den nen-Ztitung" , vielleicht ist da auch etwa·<] drin, 
nächsten Wahlen auch "Die Fu~che" vom und Sie geben uns die Schuld! - Weitere 
29. Juni 1968. Die sagt nämlich, daß die Zwischenrufe bei SP() und OVP.j Ich zi­
Bundesregierung v81schw0igen muß, was alles time etwas aus der "Fmche", dem die Ge­
für diese Bundeshaupstadt geschieht, weil meinde Wien nicht widersp""ochen hat. Das 
sonst der Neid der Bundeslä-ader zu groß ist auch eine Tatsache. (Abg. Dr. Hertha 
werden könnte. (Abg. W eikhart: Nein, nein I) Firnberg : Das ist ja gar nicht mehr ernst zu 
Aber ich möchte Ihnen "Die Fmche" :zitieren. nehmo.n, solche Debatten! - Gegenrufe bei 
(Zwischenrufe.) Das steht in diesem Altikel der OVP.j Ich zitiere jetzt weiter: 
der "FUl ehe". Ich möchte Ihnen einige Stellen 
aus der "Furche" zitieren, die nicht meine 
Zeitung ist. (Abg. Dr. Hertha Firnberg: 
Unsere doch auch nicht!) Hier steht: 

"Da jedoch in Österreich ohnedies das 
Ansehen der Regierungspal tei weitgehend auch 
die Wählerentscheidung in Landes- und Ge­
meindeangelegenheiten zu beeil. fbssen scheint, 
wird alles unternommen, um die Regierung 
möglichst schlecht zu machen. " - "Dabei 

"Ob Wien damals freiwillig verzichtete oder 
von den anderen sozialistischen Bü: germeistern 
dazu gezwungen wurde, ist nicht nachweisbar, 
doch hatten die sozialistischen Bürgermeister 
einen paktieIten Anteil von 45 Prozent der 
Fondsmittel, die zwischen 1959 und 1965 
immeIhin von 95,5 auf 491,4 Millionen stiegen; 
von diesen hat jedoch Wien keinen G::-oschen 
beamp:ucht." (Abg. Weikhart: Verzichtet 
darauf zugunsten der Bundesländer! - Abg. 
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MaehuDze 
Dr. Pi.ttermann: Den Kotzina 1'eden lassen 1 Die "Wunderwaffe" für 1970 soll vermutlich 
Inder nächsten Fragestunde I) "De~' eIste das neue Wirtschaftsprogramm darstelJen, Es 
Antrag Wiens an den Fonds wurde übrigens ist das gute Recht - das nehme ich auch 
prompt nach der üblichen Frist bewilligt, für meine Partei in Anspruch -, zu der 
allerdingH eT8t 1967." Zeit jenes Programm zu erstellen, von dem 

Und nun die gegm,1.wärtige 'Finanzpolitik: man meint, daß es wirksam ist, Aber dieses 
,,\-Vien e1 wartet heuer 4,1 Milliarden Schilling ~rogramm - entschuldigen Si.e vielm~ls, 

~llS dem Fi:n,anzallsgleich, das sind um 380 Mii- I ICh muß das aussproc~~~ ,-;- ermn~rt mICh 
honen m{'hr als 1967. Dazu finden sich im allzusohr an den "Erlkomg , denn Im "ErI­
\Viener Budget gut zwei Dutzend Positionen, könig" ist sehr vi~l vo.n ~ebel die Rede, 
für welche die Stadt \Vien wt'itel'e Bundesmittei und das Programm Ist mIt vIel und vor allem 
im Ausmaß von mehr als 840 Millionml SchiI- mit viel undurchdringlichem Nebel behaftet. 
ling zur Verfügung gestf'llt bekommt" (Abg. W!r werden I.hnen die Nebe1schwaden auf­
W e i k h art : Was ist mit den W ohnbaufärde- zeIgen,. und Wir werden Ihnen noch oft Ge­
rungsmitteln?), "nämlich fih' elen Wohnbau, legenheit ~eben, selb~r den Nebel zu entkleiden. 
für die Unive-!sitätskliniken, Lehranstalteil I (~bg. W ~",~hart: D",e Nebelschwaden de8 Herrn 
und 80 weiter." Fznanzm",n2sters I) 

Da "be' h' " b' I t' S' b'tt Es ist zunächst einmal die Frage, ob es 

D
". FfU hi.." ,,]na~lSht -. }e1"1(c !blgerwl ,l

k
0

h 
1 t'} wirklich ein neues Programm ist. Ich war 

" Ie urc e ,nIC U11e 1 .. "1 g. et ar:· d' "b h l' 
E t h l ..l' S' d 't 11 Bl tt . Irgen WIe u errasc t, 80 S ICh den Leitartikel 

n sc u litgen ",e, as 1,8 I~r a, metnes d P " 
n';cht') _ 'bt I," B d h '" l' 1,' er" resSe vom 27. September 1968 las. 
~. "gI (Ce un eue~ me n a,~, D . d 11 .. r h b .. , 

500 Millionen Schilling, für Bauten in Wien 11 • a Ww~rkl' hlkn~nt nam klC 
• estatlgtp' daß Sie 

d · . h' B-' 1 b- 1 111 Ir 1C el gar eIn neues rogramm 
aus, Ie man 810 1m uü(.e~ llfJgE't zusammen- h b d d Ö . h' h 
suchen muß." . a e~, so~ ern er sterrelC ISC en Volks-

D sl
'nd dl'e EI'-I'!z"',lh'''',l't,'~ll f"h t parteI SchrItt um Schritt nachfolgen. (Ironische 

ann -" ~ Ci auge U 'i" , Heiterkeit bei der SP(). - Abg. Weikhart: 
lwd "Die Furche" schließt: Wer ist denn "Die Pre8se"?) Ich zitiere sie 

"Das Jubiläumsjahr 1968, in dem Wien Ihnen. (Ruf bei der' SP(): Können wir es 
auf ein halbes Jahrhundert als Hauptstadt gemeinsam verwirklichen?) "Die Presse" 
der Republik zurückblicken kann, ist gewiß schreibt: 
der denkbar ungünstigste Anlaß für diese "Obwohl die BudgetpoJitik der SPÖ bisher 
Strategie" - der Bundesregierung unter- vom sozialen ,Mehr und mehr - und das 
schieben zu wollen, sie tue nichts für die noch heute' beherrscht war, heißt es nun, 
Bundeshauptstadt -, "mit der man jeden- die Budgetsanierung dürfe zwar nicht auf 
falls Wien nichts bringt, sondern nur neue Kosten der Sozialpolitik erfolgen, aber beim 
innerpolitische Konflikte heraufbeschwört." Sozialaufwand werde es ,für die nächste 

Ich würde nur bitten, daß die Sozialistische Zukunft auS der ReaJität heraus keine nennens­
Partei ihre unwahre Propaganda, daß der werten Verbesserungen in Richtung anteils­
Bund für Wien nichts übrig habe, nicht mehr mäßiger A~sweitung' geben können." ( Ruf 
weiter betreibt. (BeifaU bei der () V P. - bei der SPÖ: Hätten wir eure Schulden zahlen 
Abg, K ratky: Wer ist denn der Verfasser sollen?) "Das bedeutet aber, daß die SPÖ 
dieses Artikel8?) Er heißt Alexander Marothy. mit ihrem Wirtschaftsprogramm 1968 auf 
Ich keIme ihn nicht. (Abg. Weikhart: Na den Weg einschwenkt, den auch die Volkspartei 
also I) Ja, aber ich lese "Die Furche". Es ist seit 1966 verfolgt und der von den Sozialisten 
nicht meine Verpflichtung, dem Autor jedes I bi?her b~~ämpft. word~n war." 'Yare~ sie 
Blattes nachzugehen. (Abg. Weikhart: bit' mIlde ... , schreIbt "DIe Presse, ICh ZItiere 
"Die Furche" so ein maßgebliches Blatt? - nUT. (Abg. We ikhart: Wer ist denn "Die 
Abg. Dr. W itha,lm: Es 7~aben 8'ich Sozialisten Presse"?, Wo sitzt der Herr Präsident? Der 
schon oft darauf berufen! - Ruf bei de?' S PÖ: sitzt dort oben! Das ist "Die Presse" !) "Waren 
Teilen Sie als Wiener Abgeordneter diese Auf- sie" - die Sozialisten - "milde, sprachen 
fassung?) Ich zitiere Ihnen dann noch Ihre sit\ vom Sozialstop, legten sie sich aber ins 
Zeitungen, von dor "Arbeiter-Zeitung" bis Zeug, wiesen sie der Regierung nach, daß 
zur "Neuen" r Die kommen noch. ein solches Einfrieren des Sozialaufwandes 

Und nun möchte ich mich einem Kapitel angesichts des wachsenden Sozialproduktes 
zuwenden, von dem der Abgeordnete Kreisky ~icht8 andores als ,.Sozialdemontage' sei. Die 
nur a.ndeutungsweisE' gesprochen hat. Er Ökonomen der SPÖ haben nun eine andere 
sagte immer wieder: Wir werden bei jedem Sprachregelung gefunden .. , " 
Kapitel auf unSer neues Programm zurück- Im übrigen hat der Kollege Staribacher 
kommen. Wartet nur, ihr VoJksparteiler, wir - ich wa,r nicht bei der Pressekonferenz -
werden euch schon noch die Leviten lesen mit angeblich dort erklärt: Der Kienzl hat über 
unserem Programm! j den Hindels gesiegt. Ich weiß nicht, ob es 
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Machunze 
stimmt. Da steht es! (Abg. Dr. Staribacher: 
Herr Kollege Machunze 1 Schade, daß Sie nicht 
dort waren 1 Lassen Sie sich von den Redakteuren 
berichten, worum es sich dort gehandelt hat I) 

Ich zitiere noch ein paar Dinge von der 

alte steuerpolitische Grundsatz, daß jede alte 
Steuer gut, jede neue hingegen schlecht sei, 
wird jedenfalls durch die Erfahrungen der 
jüngsten Vergangenheit widerlegt." Ich unter­
schreibe diesen Satz vollinhaltlich. 

Pressekonferenz, die mir verläßliche Leute übrigens, meine Damen und Herren von 
berichtet haben. Aber ich möchte Ihnen noch der Sozialistischen Partei, tun Sie doch nicht 
ein paar andere Dinge zitieren, nicht meine so, als ob die Budgetschwierigkeiten erst 1966 
Erfindungen, aber jetzt, Kollege Weikhart, begonnen hätten! (Abg. Weikhart: .Wer stellt 
zitiere ich ausnahmsweise einmal nicht ,.Die seit 1945 den Finanzminister, die (JV P oder 
Furche" und nicht "Die Presse", sondern die SP()? - Abg. Dr. W ithalm: Gott sei Dank 
"Arbeit und Wirtschaft". (Abg. Ing. Kunst: die ()V PI Herr Kollege, es wäre sonst eine 
Eigene Meinung haben S'ic gar keine? - Katastrophe gewesen I) Und wer hat den 
Heiterkeit bei der SPÖ.) Finanzminister oft unter brutalem Druck 

In Arbeit und Wirtschaft" vom Oktober gezwungen, gegen sein Gewissen Ausgaben 
1968 ~teht - wissen Sie: Was ich persönlich ins Budget aufzunehmen ~ (Zustimmung bei 
für richtig halte, das akzeptiere ich auch daIUl, I der ()V P. - Abg. Weikhart: Dramatisieren 
wenn es der politische Gegner sagt, was Sie doch nicht: "unt~'r brutalem Dru,ck"! -
bei Ihnen nicht immer der Fall ist -, es Präsident W allner g~bt das Glockenze~chen.) 
verstehe sich VOll selbst, daß im Ber~ich der I Der Herr Abgeordnete Dr. Kreisky hat 
Staat~aus~aben äußerste SparSamk?lt not- Horst Knapp zitiert. Ich zitiere ebenfalls 
w:n~lg sem werde. W~s a~gt denn dIe Öster- Horst Knapp: "Gewiß, die Regierung ist an 
relChlsche . VolksparteI SeIt 1966 : A~ßerst~ der Teuerung mitschuldig ... " (Abg. Hab e r l: 
Sparsamkeit! (Abg. 11!! oser: Wo Wtr~ be~ Wer zwingt euch heute, Schulden zu machen? 
Ihnen gespart?) ~s l~elßt, wenn es ~~heg~n _ Abg. Weikhart: We?' hat da.s hohe Defizit, 
einer wachstu~nSOrlentiertell Budgetpoh~~k sem die Koalitionsregierung oder der Herr Finanz-
8011e, da~ WlIi~S?haft8wachstum z?- forde~n, rninisteT Dr. K01'en?) Oder sind es die Aus­
werd?,n die .tradltlOnel1en Ausgab~n l~ ~erel.ch I wirkungen von Gesetzen, die noch ~ie .Koa~i­
des o~enthche~ Konsu~ns a:nteds~a.ßlg. em- , tionsregierung beschlossen hat und dIe SIe mlt­
zuschran~en sem. - BItte, ICh mochte Je~zt I beschlossen haben! (Abg. Weikhart: Hie 
gerne WIssen, was der Autor unter , ,Em- . habe'n 7 Milliarden Mehreinnahmen und noch 
schränkung des öffentlichen Konsums" ver-I immer 8 Milliarden Defizit I) Aber lassen Sie 
steht. (Ruf bei der SP(J: Fragen Sie den' mich weiter Horst Knapp zitieren, der ist 
Chefredakteur I) Nebel, meine Damen und für mich ein viel unverdächtigerer Zeuge als 
Herren, Nebel, der auch ir: Ihrem ~rogra~m Sie, Kollege Weikhart! 
wiederholt kommt. Was 1st der offentbche G'ß d' Regierung ist an der Teuerung 
K d' S' d' A t'k I . I "eWI, le 

onsum, er 1m mne leses.. r 1 ~ S em-: mitschuldig, weil in den letzten zwei Jahren 
geschränkt werden soll? _ Klaren SIe de~, Steuern und Tarife erhöht und Leben"lmittel­
Nebel auf! (Abg. Ing. Hauser: Fragen Ste,. subventionen zum Teil abgebaut wurden. 
den A~ltor I) Es heült, von der Verwaltungs. Ab' d. T '~rung mitClchuldig ist auch 

d . d f. II G l' d J\I" '3 eI an er cu" '" 
r.eform wer en Je en a . semgen .. o er l' I' - die Opposition, denn in der Koalitionsregierung 
hugen der Budgetsa~lIerung .. abhaugen. . hat die SPÖ 20 Jahre lang jene Erhöhungen 
Was sagt der Herr FmanZml1~lster? Da~ dIe der Staatsausaaben verlangt und auch durch­
Verwaltungsreform ein entscheIdender BeItrag t t f" d'o 

. t t dI'e bisherigen Einnahms-. f . B d l·t·k· '..1 ge se Z', ur le Je z , , zu. emer vern~ll tIgen u getpo 1 I SeI? WIr..l. quellen nicht mehr ausreichen." (Abg. Doktor 
HIer. sagen Sl.e es selbst. (Abg. W elkha"r~: Pittermann: Zum Beispiel auf dem Agrar-
Wo ~st denn d~e Verwaltungsrefo'rm? - Pras~- kt ') D' s Zugru' s stellt Ihnen Horst 
d W II üb· . d V 't) .se . or . lese e 

ent a ner ern~mmt en or8~ z. Knapp aus. (Abg. Ing. Kunst: Und Sie stellen 
Wer vom Staat - meine Damen und sich jetzt ein Armutszeugnis aus I) 

Herren, Jassen Sie sich das gesagt sein, das Die Sozialistische Partei hat zwar oin 
habe i.ch als meine eigene Meinung jedes Jahr, Wirtschaftsprogramm, aber noch kein Ge­
wenn lOh zum Budget zu red~n hatte, gesagt - samtprogramm, denn die Parteitagsresolution 
immer mehr und. bess~re LeIstungen verlangt, 'besagt laut "Arbeiter-Zeitung" - das ist 
muß auch bereIt sem, Steuern zu zahlen. I doch Ihre offizielle Parteizeitung _ vom 
(Abg. Dr. Pittermann: Wo ist der Schleinzer?) 5. Oktober 1968 folgendes (Abg. Ing. K u,'nst: 
Das steht hier. (Abg. Ing. Kunst: Herr Kollege, Sagen Sie doch einmal etwas Eigenes I): "Wir 
Zeitunglesen können wir auch!) werden in den nächsten Monaten Konzepte 

Der Autor sagt Ihnen auch noch etwas vorlegen für . ~in~, Schul-, Hoc~schul: .und 
anderes, und auch diesen Satz unterschreibe Forschungspohtlk. Unser UnterrlChtsmlnIster 
ich, und Sie müßten ihn beherzigen: "Der Piffl hat die Konzepte schon. (Abg. Doktor 
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Pittermann: Wo?) "Wir werden den Männern 
und Frauen unSeres Landes einen großen 
Plan einer modernen Sozial- und Gesundheits­
poJitik vorlegen. Wir werden die Grundsätze 
einer Außenpolitik festlegen." Ich habe immer 
geglaubt, an den Grundsätzen der öster­
reichischen Außenpolitik hat sich seit Kreisky 
kaum etwas geändert. (Abg. Dr. K reislc y: 
o nein, da irren Sie!) Was werden Sie also 
an neuen Grundsätzen festlegen? Ich bin 
neugierig darauf. (Abg. Ing. Kunst: Sie 
haben sie ja zerschlagen!) Ich sage Ihnen, 
Ihr Programm enthält viel Nebel. 

debatte klar Auskunft, was Sie darunter 
verstehen. Für mich ist es Nebel. ( Abg. 
Ing. Kunst: Einkommen- und Lohnsteuer! 
Im Budget haben Sie die Veränderungen zu­
(Junsten der Arbeitgeber I) 

Sie schreiben weiter, und das ist wieder ein 
nebelhaf.er Satz, ich kann mich von dem 
Nebel nicht mehr lösen: "Erhöhung gewisser 
indirekter Steuern" - bitte schön, welcher 1 -
"auf Güter des gehobenen Bedarfs für den Fall, 
daß die Budgetlücke nicht geschlossen werden 
kann." Ich habe schon einmal gefragt: Was 
sind für die Sozialist ische Partei "Güter des 
gehobenen BedaJi./'? Meine Damen und 
Herren: Nebel, Nebel, Nebel, sonst gar nichts! 
(Abg. H aas: Was steht denn im Koren-Plan, 
Herr Kollege Machunze ?) 

Die "Arbeiter-Zeitung" vom 11. Oktober 
sagt: "Somit ist auch nicht möglich ... " 
(Abg. Dr. Hertha Firnberg: Was steht jetzt 
zur Diskussion, das Budget oder unser Pro­
gramm?) Ich werde mich mit Ihrem Programm 
noch sehr eingehend beschäftigen. Es ist Herr Kollege Staribacher! Sie haben gesagt, 
aber bezeichnend, daß Ihnen ein Vergleich es sei bedauerlich, daß ich nicht in der Presse­
mit Ihrem Programm so unter die Haut geht, konferenz war. Ich möchte jetzt von Ihnen 
sonst würden Sie nicht dauernd schreien, gerne hören, ob es sich taüächlich so abge­
Sie würden &ich das anhören! (Abg. Weik- spielt hat. Journalisten sind neugierig, und 
hart: Das ist nur Propaganda, das ist Reklame sie haben bei dieser Pressekor.ferellz massiv 
für das SPÖ-Programm! Das geht Ihnen gebohrt, ob man unter den Gütern des ge­
nicht unter die Nase!) Ach, wir vertragen sehr hobenen Bedarfs auch das Auto versteht. Und 
viel. einer der geistigen Vä' er des Programms soll 

Aber lassen Sie mich doch die "Arbeiter- geantwortet haben: Ja. - Na, wir werden den 
Zeitung" zitieren. Da steht: "Somit ist auch Arbeitern, die mit dem Auto fahren, sagen, daß 
nicht möglich, daß das Staats budget jedes a~"ch das Auto nach Ihrer Ansicht zu den 
Jahr ausgeglichen ist." Das steht hier, und Gut~rn des geho?ene~ Bedarfs g?hört" .r Abg. 
zwölf Zeilen später machen Sie dem Finanz-I ~ e~lchart": Es ~st .etn Unterschled zw~~~hen 
minister den Vorwurf daß die Einnahmen emem Bu~ck und emem V W! Das mussen 
sich auch nicht an d~n Ausgabenbedarf an- Sie doch sagen! De~ eine kauft. sich einen 
passen. Also, was stimmt jetzt in der "Arbeiter- Oh~y~ler, der an~ere .emen VW! Diesen Unter­
Zeitung" ? Einmal steht, daß es nicht möglich schted w?llen Sie nicht wa~rhaben!) . Darnach 
ist, das Budget auszugleichen, und auf der wu~de lllc~t gefra~t! Es 1st auch eIll Unter­
anderen Seite Boll es doch möglich sein, die s?hIed ZWIschen e~ner". Bass~nawohnung und 
Einnahmen den Ausgaben anzupassen. (Aba. emer ~ohnung mIt funf ZImmern! Ist das 
M ayr: Nichts stimmt in der Arbeiter-Zei- auch em Gut des gehobenen Bedmfs? (Abg. 
tung"!) "Weilchart: Das ist nicht identisch!) Herr 

S
· 1 . Ih N bISt hUh Abgeordneter Weikhart! Ich möchte nur, daß 
le egen In ren e e euerer 0 ungen, S· d N b 1 fkl" d kl 

d . t St h"'h h" Ie en e e au aren un uns ar sagen 
un zwar maSSler e euerer 0 ungen, Iumu. S' t G"·t d h b B d r' 

H b 0' d h d Md" . h" h was le un er u ern es ge 0 enen e ar~s 
a en oIe oc en ut, em osterrelC ISC en t h , (B'f II b . d () VP Ab 

St hl h t h kl d d I
· h vers e en. e~ a e~ er . _. g. 

euerza er eu e sc on ar un eut IC D St 'b h E . S'" h d' 
d ß 't . t S h""h r. an ac er: nnnern ze s~c an ze zu sagen, a er ml maSSIer en teuerer 0 un- . . . 

h h t (Ab D H th F' Kraftfahrzeugsteuer-Debatte, dtt!. w~r hler gehabt 
gben zuVrec nden ÖaVP R g.. r. I)er a trd~- haben, wie Sie die Kraftfahrzeugsteuer für die 

erg: on er - eg~erung. ,wenn Je h h l . A lc 
S 

. l' t' h Pt" d' L k t d oc vo umzgen utos ge~en t haben! Damal8 
OZIa JS ISC e ar el In le age omm, en h b . Ih . 
E lk" . " 1968 W' kr hk . t d a en w~r nen gesagt, was w~r unter ge­

" r on (lAg von. Ir . lC . eI wer en zu hobenem Bedarf beim Auto verstehen 1 Das ist 
lassen. bg. Wodzca: Wetl wtr Ihre Schulden lc' N b l da . t . l' h kl ') H Ab hl .. , Ab D S t . b h etn e e , s M zzem lC ar. err ge-Z; e~t r;ussen·

d
·-

U 
19: hh ~t b . ~n sat e'r: ordneter Staribacher! Ich wiederhole, ich will 

s:e 't.aru~), te ng e1.C et e1. en euern von Ihnen klar wissen, was Sie unter Gütern des 
zu e8e1. tgen. gehobenen Bedarfs verstehen. Das ist für 

Sie sagen: "Akzentverschiebungen von in- mich eine nebelhafe Aussage. (Abg. Dr. Hertha 
direkten zu progressiven direkten Steuern." Firnberg : Sie vernebeln sich doch selbst!) Ich 
Wo liegen diese Akzentverschiebungen ? (Abg. lade Sie nur ein, die Nebelwolken wegzuziehen, 
Ing. Kunst: Sie brauchen nur die Budgetzahlen damit die Österreicher sehen, was Sie unter 
anzuschauen I) . Meine Damen und Herren! Gütern des gehobenen Bedarfs verstehen. 
Ich frage Sie, und geben Sie uns in der Budget- (Abg. Dr. Staribacker: Herr Kollege 
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Machunze 
Machunze ! Wir haben Ihnen bei der Debatte hat vom 1. Jänner 1967 bis zum 1. Oktober 1968 
über das Kraftfahrzeugsteuergesetz gesagt, um genau 50 Tarife und Abgaben erhöhen müssen! 
welche Autos es sich handelt! Dort gibt es keine Ich sage: "müssen"! Er erzielte dadurch 
Nebel, das ist ziemUch klar! Sie haben damals im Jahre 1967 Mehreinnahmen von rund 
für die amerikanischen, d:e großen Autos die 590 Millionen Schilling, 1968 solche von 
Steuer ge~enkt ! Wir waren dagegen! Dort haben rund 320 Millionen Schilling; das macht rund 
Sie den gehobenen Bedarf beim Auto! - Beifall 1 Milliarde. Wenn der Finanzminister Steuer­
bei der SPO. - Abg. Weikhart: Jawohl, erhöhungen für die gesamte österreichische 
so war es!) Bevölkerung im gleichen Ausmaß vorgenom-

Veselsky wurde gefragt: "Verstehen Sie men hätte, dann würde die Budgetlücke 
unter Gü ern des gehobenen Bedalfs auch das wahrscheinlich wesent lich fiel bger sein. (Abg. 
Auto 1" Und da hat er nicht von Buicks, Chevro- Ing. Kunst: Aber, Herr Machunze, d1'e Lohn­
lets und von Volkswagen gesprochen, sondern. steuer ist laut Budget um 2,7 Milliarden höher, 
er hat klar gesagt: Jawohl. - Das war seine die E·inkommensteuer um 500 Millionen weniger! 
Aussag-e. (Abg. Dr. Withalm: Bis zum Was sagen Sie denn dazu?) 
Puch 500! - Abg. Dr. Staribacher: Wir In Wien hat man das Kranksein verteuert: 
haben Ihnen d:e Aufklärung gegeben, und Sie Die Pflegegebühren in den Krankenanstal1en 
gehen darauf nicht e1'n!) P.opagandanebel, wurden erhöht. (Abg. Ing. Kunst: Sprechen 
P.opagandanebel! (Abg. Weikhart: Herr Sie zum Budget!) Zwingen Sie mich dochrJ.icht, 
Kollege Machunze ! Jetzt sind Sie schon selber "\Viener Vergleiche anzustellen. Der Bund hat 
eingenebelt! - Abg. Dr. Hertha Firnberg: Er kein Schulgeld erhöht, in keiner Bundes­
vernebelt sich selber!) anstalt! Aber in Wien wurden die GebühTen 

in der Modeschde Hetzendmf erhöht. Der 
Bund hat den Pensionisten nicht mehr au.f­
gelastet! In Wien müssen die Pensionisten 
in den Pensionistenheimen der Gemeinde mehr 
bezahlen! (Abg. M os er : Zahlen die Pensio­
nisten keinen Zuschlag zur Lohnsteuer? Da 
schweigt er!) Zwingen Sie mich doch nicht, 
diese Dinge zu sagen! (Abg. Moser: Zahlen 
die Pensionisten nicht einen zehnprozentigen 
Zw-chlag zur Lohnsteuer ab 1. Jänner? Man 
soll doch n1'cht behaupten, daß man ihnen nichts 
aufgelastet hat!) 

Die "Neue Zeitung" schreibt, diese bÖRe 
Bundesregierung habe der öst erreichischen 
Bevölkerung durch die erste Tabaksteuer­
erhöhung 110 Millionen Schilling a-vfgebrummt, 
durch die zweite Tabaks1euererhöhung habe 
die böse ÖVP-Regierung den österreichischen 
Rauchern 200 Millionen Schilling aufgebrummt. 
Meine Damen und Herren ! Wo zahlt der 
Raucher, obwohl die Tabaksteuer erhöht wurde, 
um einen einzigen Groschen mehr an Tabak­
steuer 1 Das ist sozialisiische P.opaganda! 
(Abg. Weikhart: Aber ich werde Sie daran 
erinnern, wenn d:e Tabakregie kommt und sagt, Nun möchte ich meine grundEätzlichen Aus­
n:'cht mehr weiter zu können! Ich werde Sie führungen zu Ihrem nebelhaflen Programm 
darauf aufmerksam machen! Der Herr General- machen. 
direktor Musil wird schon den richtigen Zeit- Der Staat beeinflußt in zunehmendem Aus-
punkt finden!) maß das wirtschaf liehe Geschehen und hat 

Was tun denn - jetzt möchte ich das, was immer mehr Aufgaben zu übernehmen. Der 
ich sagen werde, nicht als Vorwur-f, sondern Anteil der S1aatsausgaben am Bruttonational­
als sachliche Feststellung angesehen wissen - produkt beträgt derzeit etwa ein Drittel, sodaß 
die Sozialisten dort, wo sie regieren 1 Sie die Budgei poli' ik zum wichtigs en Instrument 
müssen sich - es bleibt ihnen doch gar der WirtschaLspoli ik geworden ist. Die Aus­
nichts anderes übrig - darum bemühen, die gabenstruktur der öffentlichen Haushai: e ent­
Finanzen der ihnen anvertrauten Gebiets- spricht bereits den Ideen des Wohlfahrts­
körperschafen in Ordnung zu halten; das staates. 
ist selbstverständlich. (Abg. Weikhart: R:ch- Die Struktur der Staatseinnahmen zeigt ein 
tig!) Aber was Sie für die sozialistischen Übergewicht an indirekten Steuern, die in 
Finanzreferenten in Anspruch nehmen, müssen Österreich mangels Staffelung nach der Dling­
Sie auch dem Finanzminister von der Öster- lichkeit des Bedalfs besonders unsozial seien. 
reichischen Volkspart ei zu billigen! ( Bei fall Bei den direkt en St euern sei die Plogression, 
bei der ÖVP. - Abg. Weikhart: Aber das insbesondere bei den hohen Einkommen, nicht 
Bundesbudget ist ja nicht in Ordnung, Herr so hoch wie in anderen westlichen Industrie­
Kollege !) ländern; außerdem gebe es viele ungerecht-

Der Wiener Finanzreferent, Herr Kollege I fertigte Steuerbegünstigungen. - Das stellen 
Slavik - er saß lang genug in diesem Haus, Sie in Ihrem Plogramm fest. 
ich schä' ze ihn als Finanzfachmann, wir In den nächsten Jahren ist mit großen 
haben damals manche Klinge gekreuzt (Ru/ Budgetdefiziten zu rechnen, da die. Staats­
bei der Ov P: Elf Pari/erhöhungen in Wien!)-, einnahmen im Gegensatz zu denStaatsausgaben 
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hinter dem nominellen Wachstum des Sozial­
produktes zurückbleiben. Es sei daher mit 
einem lawinenartigen Anwachsen der Staats­
schuld zu rechnen. Die Finanzierung dieser 
Defizite würde den öst-erreichischen Kapital­
markt überfordern und außerdem den Preis­
auftrieb verstärken. 

Diese hohen Budget~lefizite - so prokla­
mieren Sie - seien das Ergebnis einer "kon­
servativen" Budgetpolitik, die nur den Be­
ziehern hoher Einkommen und Vermögen 
zugute komme. Die "konservative" Budget­
politik mes:'!e den öffentlichen Investitionen 

. eine zu geringe Bedeutung bei und tendiere 
dazu, nur gesetzliche Verpflichtungen als Aus­
gabenerfordernisse anzuerkennen. Die "kon­
servative" Budgetpolitik ~ei ferner einer Kon­
junkturstabilisierung hinderlich, weil sie all­
jährlich ein absolutes Gleichgewicht zwischen 
Einnahmen und Ausgaben anstrebe. Außer­
dem seien die Budgets zu starr. Vor allem die 
Zweckbindung von Einnahmen sowie die 
geringe ÜbertH1.gbal'keit von Invest,itions­
krediten in das künftige Budget jahr hindere 
eine rasche Anpas!-nmg an die sich ändernden 
wirtschaftlichen Verhältnisse. Und dann be­
dauert das Programm das Fehlen eines mo­
dernen Haushaltsrechtes und einer länger­
fri,'!tigen Budgetplanung. (Abg. Dr. Pitter­
mann schickt sich an, den Saal zu verlassen.) 

Schade, gerade geht der Klubobmann Ihrei' 
Partei, aber ich möchte ihn wenigstens doch 
noch als Zeugen zitieren, daß wir den Entwurf 
eines modernen Haushaltsrechtes seit dem 
Sommer hieI' im Hause liegen' haben und daß 
\Vii' zwei uns bemüht haben, diesen im Sommer 
auf die Tagesordnung des Finanzausschusses 
zu bringOIl. Es ist nicht mehr gelungen! 
(Abg. Dr. Pittermann: Aber jetzt 1) Ich 
lade Sie ein, mit uns möglichst bald über ein 
flexibles modernes Haushaltsrecht zu disku­
tieren, zu verhandeln. Dann können Sie mit 
Stolz sagen: Jetzt haben wir einen Punkt 
unseres Programms erfüllt! - Sie fordern 
ein modernes Haushaltsrecht. Unser Finanz­
minister hat es im Padament be~'eits einge­
bracht. Verhandeln wir da:i:über! (Abg. Dok­
tor Pittermann: Berufen Bie den Aus8chuß 
ein, Sie sind der Obmann 1) 

Die sozialistische Diagnose ist widersprüch­
lich. Unbestritten ist die wachsende Bedeu­
tung der öffentlichen Wirtschaft, ebenso die 
Feststellung, daß überdimensionale Budget­
defizite inflationäre Wirkungen mit sich brin­
gen. Zutreffend ist auch die Aussage, wonach 
die Ausgabenstruktur der öffentlichen Haus­
halte bereits weitgehend den Ideen eines Wohl­
fahrtsstaates entspricht, andererseits wird die 
AusgabenstH1.ktul' als reformbedürftig ange­
sehen. 

Im Gegensatz zu der Forderung nach Be­
reinigung aller oder zumindest der wesent­
lichsten StIllkturschwächen der Staatswirt­
schaft haben sich aber bisher die Sozialisten 
geweigert, dauernde Defizitquellen auf wirt­
schaftlich sinnvolle Art auszuschalten. Dies 
gilt beispielsweise für den Kohlenbergbau, 
für unrentable Nebenbahnen, für Salinen und 
andere MOl1opolbetriebe und ganz besonders 
für den Bereich der verstaatlichten Industrie. 
(Abg. Ing. Kunst: Exporljörderungszuschilsse 
für Butter, damit wir sie um 6 S verkaufen 
können!) 

Die Sozialisten sprechen sich für einen ge­
waltigen "Ruck der wachstumsfördernden 
Staatsausgaben nach oben" aus, der aber 
zwangsläufig zu einer weiteren Beschleunigung 
des Anwachseus der Staatsausgaben und zu 
einer weiteren Vergrößerung des Anteiles der 
Staatsausgaben am Sozialprodukt fühl'en 
müßte. 
N~ch der Behauptung, daß in der Zukunft 

"übenlimensionimte" Budgetdefizite Zll er­
warten sind, fm'dert die Sozialistische Pa:tei 
in ihTem Progmmm gewaltige Mehrausgaben 
aus dem Staatshaushalt in vielen Bel·eichen. 
Das heißt doch - meine Damen und Herren, 
ein bisserllesen kann ich auch noch -: Sie 
treten für stärker steigende Staatsausgabell 
in der Zukunft ein. 

Als budgetpolitische Lösungen werden eine 
stärkel e Progression dm' direkten Steuern 
(Lohn- und Einkommensteuer) sowie eine 
progressive Schenkungs- und E.'bschaftssteuer 
und die Beseitigung von "Steuerprivilegien" 
vorgeschlagen. Dieses Konzept entspricht ge­
nau Ilu'em alten KampfJ:'uf: "Die Reichen 
sollen zahlen!" (Abg. Dr. Stat'ibacher: 
Natürlich 1) Es mischt die Größenordnungen 
und die Realitäten des Budgets willkürlich 
durcheinander und nimmt nicht einmal das 
eigene Programm ZlU' Kenntnis! (Abg. [ng, 
Kunst: Sie machen die Reichen reicher und die 
Armen ärmer! - Weitere Zwischenrufe.) Das 
weIde ich Ihnen gleich noch nachweisen. 

An einer anderen Stelle Ihres nebelhaften 
Programms werden immerhin Privatinitiative, 
Stä:'kung der Sparneigungen und damit wohl 
auch die private Vermögensbildung als Ele­
mente der wirtschaftlichen Entwicklung dekla­
matorisch akzeptiert. Also: höhere Steuern, 
höhere Progression, trot.zdem mell!' Initiative, 
trotzdem stäTkerer Spalwille, trotzdem private 
Vermögensbildung. Wie Sie diese Nebelwolken 
auseinanderschieben werden, kann ich mir 
beim besten Willen nicht vorstellen .. 

Die Forderung nach einer stark progressiven 
Erbschafts- und Schenkungssteuer ist nur aus 
einer überholten Dogmatik erklärbar, Diese 
Steuern treffen doch heute überwiegend mitt-
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lere und kleine Vermögen, weil die großen 
Vmmögen dem Staat und den übrigen Gebiets­
kÖlperschaften gehören. Wex- soll aber in 
Zukunft sparen und invet:tiel'en, wenn Ein­
kommen und Vermögen prohibitiven Bela­
f1tungen ausgesetzt werden? 

Eine stark progressive Erbschafts- und 
Schenkungsbteuer würde ferner das Gegenteil 
von dem hm vorrufen, was die Sozialisten be­
züglich Konzenb ationsfördelung vo',:schlagen. 
Abgesehen von (kn gej'ingen Mehreinnahmen 
bei einer Verdoppelung oder Verdreifachung 
würde dUl eh diese Besteuerung die Substanz 
der Betriebe angegriffen, damit die Investi­
tionstätigkeit schwer beeintl ächtigt und letzten 
Endes die Arbcitf'.plätze gefährdet we:i:den. 
Duß bei einer pl'ogres~ivell Erbschaftssteuer 
weniger die wh,tschaftliehel1 als vielmeh:- die 
politischen Ziele im Vordel'gI'und stehen, geht 
aus folgendem Satz klar hf'rvor: "V {>rmögens­
konzentration läuft auf Machtkonzentration 
hinaus - und zwar in den Händen dCl'CT, 

die Ullse1'C politischen Gegner sind." Jetzt 
stelle ich mir aber mit Recht die Frage, ob 
eine Vel mögem;konzentration auch dann 
schädlich wä~'e, wenn sie in den Händel1 der 
Sozialisten läge. Nebel, meine Damen und 
Henen! Nebel! Die Wolken müssen Sie noch 
auseinandel'ziehen ! 

Wer sich nur am Rande mit Fragen der 
Einkommensve'! teilung und Einkommetlsbe­
steuerung in östeneich beschäftigt hat, weiß 
heute längst, daß selbst eine dlakonische An­
hebung der Steuelprogl'essioll die Budget­
probleme bei weitem nicht lösen könntr, wohl 
aber den Leistungswillen jedes einzelnen e','­
schlagen würde. Von 1960 bis 1968 ist der 
Anteil an Abgaben und steuerähnlichen 
Zwangsbeiträgen am Gesamtbruttonational­
produkt Östeneichs von 31 Prozent auf 
37 Prozent gestiegen. Das Ausmaß der Ge­
eamtbelastung mit Abgaben aller Art liegt 
damit in der Spitzengruppe der Induskie­
länder' und enthält kaum 110ch Spielraum zu 
einer nennenswerten Ausweitung. Nach jüng­
sten Elhebungen der OECD liegen in West­
emopa nur Schweden mit 41 Prozer,t und 
Frankreich mit 38,5 Prozent über dei.' öste,'­
reichischen Fiskalbelastung. Die Bundesrepu­
blik Deutschland und die Niederlande weisen 
eine Belastung von 35 Prozent, Nm wegen eine 
solche von etwa 36 Prozent, Belgien, Dänemark 
und Großbritannien von durchschnittlich 32 Pro­
zent, Italien von 29 Prozent und die glückliche 
Schweiz von 19,5 Prozent auf. 

Was die Kritik an der Einnahmenstruktur 
der öffentlichen Haushalte im sozialistischen 
Programm betrifft, so ist die Unterscheidung 
in direkte und indirekte Steuern als nicht mehr 
zeitgemäß anzusehen. Die Folgerung, daß 

indirekte Steuern unsozial seien, be~'uht be· 
kanntlich auf der Annahme, daß diese zur 
Gänze auf dir. Preise überwälzt werden und 
damit die BezieheT nieddger Einkommen stärker 
treffen als die höhere], während die direkten 
Steue] n deshalb 80zialci' seien, da sie nicht 
Ü bel'wälzt werden köul'len und daher die Be­
zieher höherer Einkommen stärker belasten, 
Diese Ansicht läßt eÜle Reihe von Erkennt­
nissen de';' modernen Finanzwirtschaft außer 
acht. Ob Steumn überwälzt wer'den können, 
hängt näm!i{'h weitgehend von einer- Reihe von 
FaktOlen ab, Denken Sie an die Marktform, 
&11 die Nachfragedastizität, an die Zielfunktion 
dm' Unternehmen. an die Wettbewerbssitl1a­
tion und an die Konjunkturlage. 

Fritz Klenne:~' hat in "Arbeit und Wirt­
schaft" N\". 4/1967 a,lsdTücklich da-,'auf hinge­
wieson, daß weder direkte noch iildii'ekte 
Steuerll gut oder böst~ seien und daß zur hin­
reichenden Aufb-;'ingung der zur Wachstums­
fö .... ,dt'~ ung notwendigen Mittel dp,n indil'ekten 
Ste,F~,'n der Vorzug zu geben ist. Ich nehme 
an, hiel' hat es einen Streit zwischen PI'o­
g,.'ammatikm'n auf der einen nnd P"ogTammati­
kern auf dC'l' andmen Seite im sozialistischen 
Lager gegeben. Vielleicht haben Sie die 
Freundlichkeit, gelegentlich den Nebel aufzu­
klären. (Abg. Gertrude Wondrack: Was Sie 
jetzt sagen, ist Nebel!) 

Die von den Sozialisten geforderte Staf­
felung der Vel'brae,chsteuern führt zu einer 
Konsumlenkung und wäre überdies mit einer 
bedeutenden Ausweitung der Finanzverwal­
tung verbunden. Dies steht jedoch im 'Wider­
spruch zu der ~ozialis~üwhen Forderung nach 
einer Verwaltullgsreform, 

Die :~trukturenen ßudgeidefizite sind keines­
falls das Ergebnis einer "konservativen" Bud­
getpolit.ik. Der Grundstein für das Aus­
einanderklaffen von Einnahmen und Aus­
gaben wurde bereits in einer Zeit gelegt, in 
der die Sozialisten für die Budgetpolit.ik 
dieses Landes mitverantwortlich waren. Ich 
habe Ihnen ab Beweifl Horst Knapp zitiert. 

Die Aussage, daß die "konservative" Budget­
politik nach einem alljährlichen Ausgleich 
des Budgets strebe und nur die gesetzlichen 
Verpflichtungen als Ausgabenerfordernisse an­
erkenne, ist falsch und steht im Gegensatz 
zur bisherigen Budgetpolitik. Die österreichi­
sehe Finanzpolitik hat bereits mehrfach in 
Zeiten einer Konjunkturabschwächung im Rah· 
men des Möglichen eine gegenteilige, anti­
zyklische Fiskalpolitik verfolgt. Das \Vesen 
einer antizyklischen Budgetpolitik besteht 
darin, in Zeiten einer Konjunkturdämpfung 
bewußt Budgetdefizite zuzulassen und die 
Staatsschuld zu erhöhen. Markante Beispiele 
hiefür sind die Ausgabenpolitik des Finanz-
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ministers Kamitz 1958/59, das expansive 
Budget 1967 und vor allem das Budget 1968 
samt seinem Eventualhaushalt. Die Sozialisten 
haben aber gerade die Aufnahme von Staats­
schulden zur Bedeckung eines Budgetdefizites 
im vergangenen Jahr hefiJig angegriffen und 
als MißwirtschafiJ bezeichnet. Übrigens hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Kreisky ange­
kündigt, daß zu den Staatsschulden von 
Ihrer Seite noch geredet wird. Auch von 
unserer Seite wird dazu noch gesprochen 
werden. Der außerorden lieh hohe AnGeil der 
gesetzlichen und vertraglichen Verpflich 'Jungen, 
der schon mehr als 80 PL'ozent der Budget­
summe beträgt" engt die Möglichkeiten einer 
wirksamen Budgetpolitik ein. 

mit die erhöhte Belastung durch die Zu­
schläge vermieden werden. 

Auch die neue Alkoholsteuer wird bewußt 
auf den Verbraucherpreis abgestellb. Das be­
de"Jtet, daß sie progressiv wirkt, nämlich billige 
alkoholische Geträ-lke, wie zum Beispiel Bier, 
werden absoht geringer besteuert werden als 
eurere P1.'odukte, wie etwa Whisky. Sie sehen 

also, wir greifen Ihrem großangelegten Pro­
gramm weitgehend vor und setzen konkrete 
Maßnahmen. 

Der Hinweis, daß die Budgetpolitik länger­
['istig konzipiert sein müsse und ein lang­
Listiges Investi:ionsprogramm zu erstellen 
wäre, ist im wesentlichen bereits verwirk­
licht. Schon im Jahre 1965 wurde erstmals 

Auf Grund der Diagnose stellen die So- eine Budgetvorschau vorgenommen, die jähr­
zialisten in ihrem WirtschaLsprogramm eine lieh revidiert und jeweils um ein Jahr er­
Reihe von Forderungen zu einer Neuge- wei~ert wird. 
staltung der österreichischen Budgetpoli~ik Das Bundesministerium für Finanzen hat 
auf. Eine Reihe von Vorsohlägen ist lä-lgst alle realisierbaren Vorschlä-se des Beirates 
durch Maßnahmen der Bundesregierung über- für Wirtschaf s- und Sozialfragen immer be­
holt, andere stehen zum Teil im Widerspruch rücksichtigt. A- ch in dem Entwurf des Haus­
zu einer wachstumsorientierten Wirtschafts- haltsgesetzes sind neue Ermächi igungen für 
politik oder beruhen auf überkommenen ideo- den Finanzmöis!-er, insbesondere für eine 
logischen Vorstellungen. (Abg. Moser: Wo? moderne Finanzpoli ik und Budgetpoli ik, vor­
Konkret sagen, wo!) gesehen. Damit wild die Budgetpoli ik flexiller 

Die Forderung, die Investitionen - jetzt und kann vor allem konjunkturellen Schwan­
kommt's! - und vor allem die Investitionen kungen entgegenwirken. 
in "geistiges Kapital" stärker zu forcieren, Obwohl die Sozialisten in ihrem Programm 
wurde bereits weitgehend erfüllt. Ich habe für ein modernes Haushaltsrecht eintreten 
es Ihnen zahlenmäßig nachgewiesen. In den und sich die Vorschläge des Beirats für Wirt­
Budgets der letzten Jahre wurde den Inve- schaf s- und SozialLagen zur Neuge .. ta10ung 
stitionen verstärktes Augenmerk zugewendet der Budge~polilik zu eigen machen, haben 
und vor allem die Aufwendungen für Bildung, sie bisher aber die parlamentarische Be­
Forschung und für den Bau von Schulen handlung des Entwu! fs des Bundeshaushalts­
wurden wesentlich erhöht. (Abg. M oser: gese!:zes immer wieder verzö6ert. Die So­
Ihnen geht es wie Ihrer Partei: Sie werden 1 zialisten, die in den letzten Jahren wiederholt 
immer schwächer!) das Bundesfinanzgesetz beim V Cl fassungs-

HinsichJ.lich der Forderun~, da~ angesichts g~richtshof ang~focht~n und dabei stet.~~ a;: 
der drohenden Budgetdefizlle die Zunahme eme starke ~lllschr~~kung der .. Erma~h I 

d I' Staatseinnahmen nicht tendenziell hi tel'; gungen des FmanzmEllsters gedrangt haben, 
d:m nominellen WirtschaLswachstuni zur::Ck- i werden anläßlich der Ver~bschiedung d~s 
bleiben darf, ist festzustellen, daß auch auf: ~ausha1tsgesetzes Geleger:hmt h~ben, so"":,elt 
dem Gebiete der Staatseinnahmen eine Reihe 1

1 

SIe zu den Forderungen I~es eigenen WIrt­
von Maßnahmen verwirklicht wurden. Die s~hafusprogramms stehen, m dem e~eI~falls 
im Frühjahr 1968 eIfolgten S~euererhöh.ungen i eme Ver~esserung der Budgettechmk ge­
im Ausmaß von rund 3,8 Milliarden Schilling i fo~der~ Wird, zu n.

d.en ~ort enthaLenen Er­
wurden so gewählt, daß sie im wesentlichen machtIgungen PO"ILIV Slellung zu nehmen. 
nur den gehobenen Verbrauch und die höheren Weil die anderen Kapitel des sozialistischen 
Einkommen treffen beziehungsweise nicht mehr WirtschaLsp:'ogramms nur ein viel geringeres 
zeitgemäße Befreiungen beseitigen. Die Steuer- Interesse der Bevölkerung hervorITfen, konn­
erhöhungen werden die private Investitions- ten dort auch viel leichter Vorschläge unter­
tä~igkeit nicht beeinträchtigen. Es ist viel- brei~et werden, die von den bisherigen ideolo­
mehr zu erwarten, daß die Zuschläge zur gisehen und tagespolitischen Ansichten der 
Einkommen- und Körperschaf..,steuer die Sozialisten abweichen. In diesem Kapi:el 
Unternehmer veranlassen könnten, erhöhte triGt offenkundig der Gegensatz zwischen den 
Investitionen zu tätigen. Durch die vor- Sozialisten im Parlament und in der Poli ik 
zeitigen Abschreibungen würden nämlich die sowie der A;,ffassung der sozialistischen Wirt­
steuerpflichtigen Gewinne reduziert und da- schafusexperten zutage. Haben Sie, meine 
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Damen und Herren, die Sie Ihr Wirtschafts­
programm als Wunderwaffe hinstellen, sich 
einmal Gedanken darüber gemacht, was die 
Verwirklichung Ihres Programms kosten 
würde? (Abg. M oser: Ihnen die Mehr­
heit! - Zustimm1tng bei der S p(J.) 

Aus den im sozialistischen Wirtschaft,s­
programm deutlich erkennbaren Mehrbe­
lastungen für den Bund - Infrast.ruktur­
investitionen, Arbeitsmarkt-, Sozialpolitik, 
Verwaltungsmehraufwand infolge umfassender 
Planung u.nd Kontrollen - ergibt sich eine 
jährliche Ausgabensteigerung von rund 10 Mil­
liarden Schilling. (Abg. Ing. Kunst: Wo 
haben Sie das her? Das ist jetzt Nebel I) Genau­
so von unseren Fachleuten errechnet, wie 
Ihre Fachleute sachliche Argumente vom 
Tisch wischen. Sie können es entkräften, 
Sie können mir sagen: Das slimmt nicht. 

Um diesen Allsgabenüberhang zu finan­
zieren, bleiben nach sozialistischer Auffas­
sung nur drastische Steuererhöhungen übrig, 
weil die Sozialisten selbst einsehen, daß eine 
wesentliche Ausweitung der Staatsschuld auf 
Dauer und unabhängig von der Konjunktur­
und Preisentwicklung nicht zu verantworten 
ist. 

Zur Deckung eines jährlichen Finanzmehr­
aufwandes von 10 Milliarden Schilling müßten 
entweder sämtliche direkten Steuern - Ein­
kommen-, Lohn- und Körperschaftsteuer -
einschließlich aller Zuschläge nach dem Tarif 
vom 1. Jänner 1969 um 27,2 Prozent, die Um­
satzsteuer einsehließlich aller Zuschläge um 
53,5 Prozent oder die Vermögensteuer um 
mehr als das Siebeneinviertelfache erhöht wer­
den. Wollte man die Finallzierungslücke 
allein über die Einkommensteuer bedecken, 
dann müßten alle Einkommen von mehr als 
80.000 S jährlich zu 100 Prozent versteuert 
werden. Eine Umsatzsteuererhöhung um über 
53 Prozent hätte eine Steigerung des Normal­
steuersatzes von derzeit 5,5 Prozent auf 8,4 Pro­
zent zur Folge. Dies würde zu einer Preiser­
höhung von mindestens 10 Prozent führen. 

Sie sehen also, daß die Deckungsvorschläge 
im sozialistischen Programm absolut unreali­
stisch sind oder daß Sie den österreichischen 
Steuerzahler mit 10 Milliarden Schilling jähr­
lich mehr belasten wollen. Sie wettern gegen 
daR Schuldenmachen, wollen da,; Geld also 
auf dem Steuerweg hereinbringen. Nebel, 
meine Damen und Herren! Beseitigen Sie 
ihn, dann können wir weiter darüber disku­
tieren! (Abg. Dkfm. A ndrosch: Kollege 
Machunze ! Wen haben Sie jetzt zitiert? -
Abg. Moser: Wer hat das geschrieben? -
Abg. Pro b s t: Sie halten eine Obstruktionsrede ! 
- Weitere Zwischenrufe.) 

Die Opposition, meine Damen und Herren, 
kritisiert und räsoniert. Die Opposition spricht 
von Budgetdebakel. Die Regierung arbeitet 
aber, meine Damen und Herren, und verwirk­
licht konsequent den Koren-Plan. (Anhaltende 
Zwischenrufe bei der SPÖ.) Sie wissen sehr 
genau, daß Ihnen Professor Koren in den 
kommenden Auseinandersetzungen genauso 
gefährlich sein wird, wie es einmal Professor 
Kamitz war. Und deshalb versuchen Sie ja, 
den Professor Koren in der Glaubwürdigkeit 
zu erschüttern. (Zustimmung bei der (JV P.) 
Sie setzen sich ja gar nicht sachlich mit ihm 
auseinander, sondern Sie versuchen, seine 
Glaubwürdigkeit zu erschüttern. (Abt}. 
Pro b s t: Den Schmitz habt ihr schon vergessen! 

Weitere Zwischenrufe.) 

Man kann Programme erstellen und Pläne 
entwerfen, aber das Leben i8t stärker und kann 
alle Programme und alle Pläne in kürzest,er 
Zeit über den Haufen werfen. So kann natür­
lich auch der Koren-Plan genausowenig über 
Nacht in allen Punkten erfüllt und verwirklicht 
werden, wie die Sozialistische Partei niemals 
innerhalb eines einzigen Jahres ihr wirtschafts­
politisches Wunderkonzept in die Wirklichkeit 
umsetzen kann. Die Sozialistische Partei 
wird noch viel Waaser in ihr Wirtschaft.spro­
gramm gießen müssen. (Abt}. Probst: Ich 
werde Ihnen vorlesen, was Sie über den Schmitz 
gesagt haben, was das für ein Wunderminister 
war! - Abg. Gertrude Wondrack: Der Name 
Schmitz ist bei der Ö V P unbekannt!) 

So erhebt "lieh die Frage: Ist das Budget 
1969 ein gutes? - Es ist ein Budget der Rea­
lität und der rauhen Wirklichkeit. Wir 
von der ÖVP bekennen uns zu dem Budget, 
und wir begrüßen den Wettstreit zwischen 
Regiernng und Opposition. Aber Wettstreit 
kann nicht durch Aneinanderschieben von 
Nebelwolken, sondern nur durch klare Aus­
sagen und durch eine klare Sprache edolgen. 
Sie sprechen von Budgetdebakel (Abg. M oser: 
Aber Sie machen es I), aber wir versuchen, 
mit der gegebenen Situation fertig zu werden. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Abge­
ordnete Kreisky hat seine Ausführungen mit 
einem ganz kleinen außenpolitischen Rück­
blick unter Bezll,gllahme auf die JubiläulllH­
feierlichkeiten der H,epublik Österreich ge­
schlossen. Auch ich möchte einen kurzen 
Gedanken dazu sagen. 

'Venn man heute 50 Jahre Zweite Republik 
feiert (Abg. Probst: Nicht "Zweite Republik", 
nur "Republik" I) und mit Recht dieses 
50jähligen Bestandes gedenkt, dann, meine 
Damen und Herren, müs::;en wir zwei Dinge 
feststellen: Die österreichische Geschichte hat 
nicht erst 1918 begonnen. Sie ist viel, viel 
älter. Wir sollten uns al~ Österreicher hüten, 

637 
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vom "Völkerkerker" zu reden. (Abg. Ing. in der letzten Folge, die er uns zugeschickt 
Kunst: Warum?) Meine Damen und Herren! hat, die Überschrift "Tage der Bewährung" 
Man kann das Rad der Geschichte nicht zu- gewählt. Ich glaube, wir EOllten uns das 
rückdrehen, aber wenn wir heute die Völker auch vor Augen halten, es ist tatfächlich 
fragen würden und wenn sie frei darüber ab- ein Appell der Regierung, denn die Budf!et­
stimmen könnten, ob sie noch einmal in den beratungen sind Tage der Bewährung. Wir 
"Völkerkerker" zurückkehren möchten, die werden die Frage beantworten müssen, ob 
Ant wort würde sehr eindeutig und sehr klar das, was er vorher gesagt hat, nämlich "In 
audallen. (Zustimmung bei der Ö V P. - Österreich besser als anderswo", angesichts 
ZwiEchenrufe bei der SPÖ.j des von der Regierung vorgelegten Budgets 

Ich weiß nicht, Herr Abgeordneter Kreisky, weiterhin aufrechterhalten werden kann. 
ob Sie die Hymne auf das nördliche Nachbar- Ich möchte die Gelegenheit wahrnehmen 
land auch noch gesungen' haben. Ich habe und hier auch anerkennen - wenn ich auch 
sie noch in der Schule lernen müssen. Sie manchmal kritisiere -, daß der Herr Bundes­
beginnt mit den Worten: "Wo ist mein minist er für Finanzen hier Si1 zt. t:Ld uns 
Heim~" (Abg. Dr. Kreisky: Aber, Herr Gelegenheit gibt, mit ihm über das von ihm 
Kollege, was wollen Sie? Ich bin in W1'en I vertretene Budget zu sprechen, wenngleich 
geboren und in Wien in die Schule gegangen! ich feststellen muß, Herr FinanzmiLisier, 
Ich habe noch d1'e alte Kaiserhymne gesungen!) daß alle Ihre Ministerkolleg-en fluch1 ari ig die 
"Vas mag an Gefühlen bei allen lind jungen Regierungsbank verlassen haben, was kein 
Tschechen leber~dig werden, wenn sie heute Wunder ist, wenn man dieses Bl,~dget ei was 
ihrem Land hv ldigen und dabei fragen: näher beleuchtet und wenn man sich vor AUf'en 
"Wo ist mein Heim 1" hält, was alles a-uf das öJterreicbische Volk 

Und jetzt komme ich zu dem Gemeinsamen, in den nächsten Monaten und Jahren zu­
zu dem, was uns verbir~den muß, ar,f welcher kommt. 
Seite dieses Hauses wir immer si~ zen. Es ist Herr Bundesminister! Sie haben noch im 
das Gemeinsame, das gemeinsame Schicksal Jdi gegenüber einer Tag-e:czeit ung - der 
der Republik Österreich. Wenn wir Öster- "Presse" - erklärt, Sie können sich kei:r:e 
reicher unserem Land hrldigen, dann p,ingen Erhöhung der gegenwär~ igen Sl ererbelast ung 
wir vom viel geprüfen, viel gerühmten, vorstellen. Das war vor dem Sommer. Seit 
aber vor allem vom viel geliebten Österreich. dief'er Zeit prasselt alf das ös1 eueichische 
Diese Liebe, meine Damen und Herren, Volk eine SI euererhöhvng nach der aLderen, 
vmpflichtet uns, für Ordnung in diesem Haus eine unpoprläre Maßnahme nach der aI-:deren 
zu Eorgen und ddür zu sorgen, daß dieses nieder, uEd kaum daß die S' euer- und Abgaben­
Haus auch morgen noch für unsere KirLder erhöhungen Gel'ei z geworden tir:d, werden für 
und Kindeskinder das gemeinsame Vaterhaus das Jahr 1969 wei~ ere Erhöh17ngen angekün­
sein kann. Diese Liebe zu Österreich verpflich- digt. Das Volk wird in aller DeuHichkeit zu 
tet uns alle - Regierung und Opposition! spüren bekommen, was es heißt, im Jahre 1966 
(Lebhafter Beifall bei der ÖVP.j einer Partei die Diktatur in Österrekh an.ver­

PI äfident Wallner: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Zeillinger. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Zeillinger (FPÖ): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Ich werde 
mich bemühen, die "Furchen", die mein Vor­
redner gezeichnet hat, wieder zu verlassen 
und zu einer Besprechung des von der Bundes­
regierung vorgelegten Budgets zurückzukeh­
ren, wenngleich ich zugebe: Auch ich habe 
mir zur perEönlichen Al,fmunterung die Pro­
pagandaschriflen der Bundesregierung, die 
sie aus Si. euergeldern bezahlt und an alle 
öst erreichischen Haushalte versendet, mit­
gerommen, jene Produkte des PlOpaganda­
ministers Dr. Pisa (Abg. Dr. Kreisky: 
Er ist noch nicht Minister, er ist erst Staats­
sekretär I), des Staatsf.ekretärs Pisa, der aller­
dings die Propagandaschrift einen gewissen 
Engel herausgeben läßt. Ein Engel zeichnet 
im Impressum dafür verantwortlich. Er hat 

traut zu haben. 

Als wir Freiheit lichen Ihnen vorgeschlagen 
haben: Sparen Sie doeh, nehmen Sie doch dem 
Volk nicht die lei zten Schillinge aus der Tasche!, 
haben Sie gesagt: Über das Sparen f prec hen 
wir im Herbst. - Nun sehen wir Ilu' "Epaleh", 
Herr Finanzminisl er: Sie beabdc hiifen, im 
nächsten Jahr um 8837 Millionen, dro um 
8,8 Milliarden Schilling mehr auszugeben als 
im heurigen Jahr. Das ist das Spal pI 0-

gramm der Regierung Klaus, vertret en dl reh 
Finanzminister Dr. Koren. Noch um 10,5 Pro· 
zent geben Sie mehr aus! Das nennen Sie f pa­
ren? Mehr ausgeben könEen Sie doch nur, 
wenn Sie noch mehr wei~ere Belastungen al.f 
dieses Volk loslassen. 

Sie haben bei nichts gefpart: Bei Ihren 
Dienstautos haben Sie nicht geEpart, auch Licht 
beim geset zlich nicht gedeckt en KÖl b edgeld, 
bei jenem nichtverrechenbaren Amüpauschale, 
das die Minister nach wie vor beziehen, 
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ohne dafür Belege geben zu müssen. Trotz Es waren das die im öffentlichen Dienst von 
Beanstandung durch den Rechnungshof sparen Fachleuten erstatteten Vorschläge. Nicht einer 
Sie da nicht! Es wäre eine schöne Geste gewe· dieser Vorschläge ist bis zum heut igen Tage 
sen, wenn Sie auf diese Zehnt ausende Schil. aLfgegriffen worden, Aber Sie schlagen vor: 
ling verzichtet hä'ten. Im Gegenteil: Die Es macht ja nichts, geben wir im nächs1 en 
Verwaltung wird immer mehr a1 f6ebläht. Jahr um 8,8 Milliarden mehr aus. Es spielt 
Ich werde Ihnen in meinen Amführungen ja gar keine Rolle mehr, ob die Staatsschuld 
nicht die lange Liste der Sieuererhöhungen bis da her oder bis da her geht. Das Erbe, 
seit 1966 vorenthaHen, was Sie beschlossen das Sie einmal hinterlassen werden, ist so 
haben und was Sie ankündigen, und die lange 11 triste, daß es schon vollkommen gleichgültig 
Liste dessen, was wir Freiheillichen an Ein· ist. Die Masse, die sich heute uns noch dar­
sparungen vorgeschlagen haben. Das Ergeb .. stellt, ist bereits konkursreif. 
nis: Wir sind heute FO weit, daß at f 1000 Ein· 
wohner 46 öffenqich Bedienste1e kommen, 
in einem Staat, in dem früher für die gleiche 
VerwaHung 5,5 Bedienste~e ausgereicht haben. 

Das sind die Ziffern, das ist der nackte Er­
folg, und hier zeigen Sie keinen Ausweg, 
sondern Ihr einziger Ausweg heißt immer: 
Nene Stellern, neue Belastungen, neue Tarif· 
erhöhungen! 

Wenll wir in wenigen Stunden ein Amnes1 ie· 
gesetz beschließen werde-:l, das dem Str..at viele 
Millionen kosien wird, dann werden wir a:wh 
fests:eIlen: Anläßlich des 50. G'1burts'·aQ'es der 
Rep-lblik wird nicht der brave S;epe~zahler, 
der fleißige Arbeit er belohnt; der Gese~ zes· 
übertretel' , derjelligo, der E'ä'mlig ist, der dem 
Staat etwas schuldig ge bEe ben ist, bekommt 
zum Geburtstag der Republik ein GefJchenk, 
aber l1icht der a~lS< ä,ldige, fleißige Arbeiter. 
Das ist das Bild, das sieh uns he-:'li e bie'et: 
keine Aussicht für die Zukr'.Ef, keine Hoff· 
nung - mehr S(et:ern, wei!ere Abgabe:1, 
höhere Tarife, AnSEichtdosigkeit für das Volk. 

Nun erlauben Sie mir, daß ich im ei"ilZelllen 
die Maßnahmen, die die Regierung Klaus­
Withahn seit dem Jahre 1966 hier in diesem 
Hause bereits eingebracht und krr.L ihrer ~,JlehT· 
heit auch beschlosr,en hat, noch ei:nnal i'a 
E"ümerung rufe, sie deswegen in Erinnerung 
rvfe, weil Sie, Herr Finanzmillister, das Ver­
sprechen, die Regierung werde spare:l, r.icht 
gehalten habel1. Die Regierung ist, ja flüch~ ig, 
nur mehr Sie sind da; es tut mir leid, da,ß ich 
mit Ihnen allein hier sprechen muß, obwohl 
ich mir darüber im klaren bin, daß l.icht Sie 
allein die Verantwortung trifft, sondern da,ß ~ie 
die Herren Klans, Withalm und alle übligen 
Regierungsmitglieder im gleichen Maße irifft., 
daß alf'.o jene Herre:i1, die gesagt haben: 
"Im Herbst werden wir euch SChOll zeigen, 
wie wir sparen kÖ~lllen", auch eine Schuld 
trifft.. 

Ich darf Sie erinnern, Herr Minister: Wir 
Freihei ( lichen ha ben konkret 3,5 Milliarden 
Schilling an Einsparungen vorgeschlagen. N a­
türIich wäre Ihr zweites Dienst am 0 dabei 
gewesen, natürlich war das gese~zlich dcht 
gedeckte Amtspauschale der Minister dabei. 

Was haben Sie seit dem Jahre 1966 getan ~ 
Jene Ref"ierung - ich dal f das den Herren 
Klans und Withalm, die nicht hier anwesend 
sind, in Erinnerung n;fen -, d.ie vor der Wahl 
gesagt. hat: "Keine reeuen Belastunge'll für 
das Volk, kej~;e nel~en Steuern, Stabili: ät, 
keine pj'okerhöhungell!", 1St berei ~ s am 
24. Mai 1966 mit der Erhöhung der Bundes­
mineralöbl et, er, mit der V er1 el~ erung bei Ben­
Zi~l und Heizöl um 20 Groschen - ei e Maß· 
nahm_e, die sich bekanni lieh wie eil:'.e "V elle ... 
(Abg. Kranebitter: Sie 1'gnorieren die 
Ab.<'chwächung in anderen Ländern I) Herr 
Kollege! Il h da} f f'leich sagen: Ich 
igLolime nicht, mndern ich ha}le die Ziffern 
fest. Jel'e Regierung, die gesagt hat, ~ie werde 
Z11 erst. die Sierern ed.öhen und dann fpalen, 
ha t dam.als mit I:1rer D,lt erSl ü~ zung die S .. el~ ern 
err..öht, aber die Spaul1aßnahmell f iEd aus­
geblieben. Sie, die Abgeo_ due j en der Volks­
partei, waren ja die einzige-l, die es ref lat .. bt 
haben; die anderen im Hohen Haus habe"il es 
ja nicht geglaubt, kein Mensch aus dem Volk 
hat es gegla' bt. Aber Sie haben damals dem zu­
geH1 immt, Z.~erst besch.Iosf en Sie die f: tel' er­
erhöhnngell UL.d haben deh a1. f das Wort der 
Regierung vmlast:en, man werde im Herbst 
die Sparmaßnahmen für 1969 hier dem Hause 
vorlege:;.l. N"Ll11, Herr Kollege Kral~.ebitter, 
erSllche ich Sie: Kommen Sie herunter und 
zeigen Sie mir, ob die Regierung im rär;hsten 
Jahr bereit i,t, welliger Staat sausgaben zu 
mache:1, ob Sie bereib ist, die ansteigeLdo Iünve 
der Sta<:tf f versehl ld-üng abzubrem~en! 
Mit Ihrer Unterst üi zl.ng ur..d mit Ihrer Hilfe, 
Herr Kollege, wird sie im L_ächsien Jahr loch 
um 8,8 Milliarden Schillillg mehr ausgeben 
als im Jalu'e 1968. Herr Kollege Krallebitter, 
da folgen wir Freihei11ichen nicht mehr der 
Regierung! 

Wir st ehen al~f dem Standpunkt,: Es ist 
nicht uo weI:.dig, wie es der Rechnungshof 
fest gest eIl t ha t, daß bei:pielswei~e Aki en 
von 40 Beamien unterscluieben werden. Das 
ist die F'olge, daß wir heuie al f 1000 Eil.wolmer 
berei~s 46 Beamte im öffentlichen Dienst ha­
ben - i,l dem gleichen Staat, in dem vor eilj­
genJah.zehntennoch 5,5 Beamte die gleiche Ver-
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waltungsaufgabe bewältigt haben. Hier trennen eine allgemeine Preisauftriebswelle aus­
unsebeIiWelten. (Abg.Ofenböck:Die"gleiche" gelöst. Sie haben erst am 27. Jänner 1968 das 
8timmt nicht!) Sie sagen: -W:~r brauchen erste Abgabenänderungsges~tz endgültig be­
diese 41 Beamten, das sind eben OVP-Wähler, schlossen, d~s neben de~ Erhohu~g der Umsatz­
daher bleiben sie drinnen. Wir sagen ohne. und Ausgleichsteuer sIeben weItere Abgabe~­
Rücksicht auf die Partei: Man muß einmal' erhöhungen brachte. Für da.s :Volk betr~g. dIe 
mit der Verwaltungsreform beginnen! In Mehrbelastung d~mals 1,5 MI.Iharden .. SchIllmg. 
einem Staat in dem bereits 34 Milliarden Sie haben am gleIchen Tag eme Erhohung der 
Persollalausg~ben gemacht werden, muß man Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren auf 
einmal beginnen. das Doppelte in diesem Hause du~chged~ückt. 

Sie haben am 6. Feber 1968 dIe Erhohung 
Ich werde mich im zweiten Teil meiner Aus- der Verwaltungsabgaben auf rund das Drei­

führungen auch wieder mit konkreten Vor- fache beschlossen. Sie haben am 21. Juni 1968 
schlägen beschäftige~, schon deswegen, damit eine Erhöhung des Kunstförderungsbeitrages 
nicht die Zeitung der Volkspartei, die als von 7 auf20 S,alsoum200 Prozent, beschlossen. 
Propagandazeitung als Parteizeitu,ng, (Abg. Kranebitter.' In der Bundesrepublik 
möchte ich gleich sagen - versendet wIrd,! Deutschland viel höher!) 
immer sagt, wir h~tten keine. Alter.nativen. 'I Aber, Herr Kollege, seien Sie mir nicht böse, 
Wir haben AlternatIven, .abe: Sie, .meme H~r- dann lade ich Sieein,Abgeordneter der Bun~es-
ren von der VolksparteI, SI~ld mcht bereIt,! repnblik DeutschlJ.nd zu werden. Das smd 
zuzustimmen. Denn als WIr vorgeschlagen I schon die Auswirkungen des Staatssekretärs 
haben, die Regierung solle da und da und ~a I Barbarossa, pardon Pisa, der hier erklärt hat: 
sparen, beim Sicherheitsdienst, aber auch In I Für 87 Prozent der Menschheit leben wir 
der Regierung selbst - von den Staatssekre- beneidenswert. Herr Kollege Kranebitter ! Ge­
täten angefangen bi8 zur Angleichu~g des I hen Sie nach Afrika; die Neger werden froh 
Sicherheits~orpsaneuropä~.sche V~rhältmsse-, sein, wenn Sie ihnen dort Verhältnisse .ve~­
da haben SIe gesagt: ZunachRt el1lmal Steuer-I schaffen, wie wir sie hier haben. Aber WIr III 

erhöhUl~.gen, im Herbst werden dann Klaus Österreich stellen uns unter ein~r Regierun,gs­
lmd Wlthalm schon das Sparprogram:n::'- vor- politik etwas anderes vor als SIe. Daher sllld 
legen. - Jetzt liegt es schwarz auf W~I~ da:! wir ja Opposition und Sie treue Regierungs­
Die Ausgaben betragen um 8800 MIlh~nen I partei, die zu allem ja sagt, die auf die Plakate 
Schilling mehr al~ .heuer! (f1bg. 0 fenbo~k: I druckt: "Stabilität des Schillings, Erhalt~ng 
Herr Kollege Ze~ll'bnger, S'te haben. etl'tc~e der Kaufkraft, keine Preiserhöhungen, keme 
Gesetze mitbeschlossen, aus denen e'tndeut'tg Ineuen Abgaben"; sich dann aber ins Parlament 
Verwaltungsvermehrungen entstehen mußten!) setzt und sagt: Es ist ja ganz wurscht, gewählt 
Herr Kollege! Es ist in einem modernen Staat I sind wir, die absolute Mehrheit haben wir, 
selbstverständlich, daß Gesetze beschlos~en jetzt können wir doch machen, was wir wollen, 
werden, die neue Verwaltungsaufgaben brlll-! bis zum Jahre 1970 hat das österreichische 
gen; aber wir haben gleichzeitig Vorschl~ge Volk ohnehin alles wieder vergessen. Herr 
gemacht, wie man in ~er V ~rwaltu~g auch ell1- . Kollege! Das ist im Prinzip das Programm 
sparen kann. Nur da smd SIe uns mcht ge~ol~t. der Österreichischen Volkspartei. (Abg. 0 fen­
Das ist ja der Unterschied zwischen FreIheIt: böck: Aber zum Glück für die Österreicher 
lichen und Volkspartei: W en~l die y olks~ar~eI ist es uns erspart geblieben, eine freiheitliche 
eine vernünftige Ide~ hat, s~n~ WIr F~elheIt- Regierung das beschließen zu lassen!) Herr 
lichen bereit, ohne WeIteres mIt l~r zu stImmen. Kollege! Wir Freiheitlichen haben im Regieren 
Aber wenn wir Freih~itlichen em~ gute ~~ee keine Erfahrungen. Daß ich überzeugt bin, 
haben, dann stimmt dIe Volkspartel grundsatz- daß wir es besser machen würden als Sie, 
lieh dagegen. Das ist eben in d~r Paxis d~r ist klar. (Abg. 0 fenböck.' Das ist uns nicht 
Unterschied zwischen VolksparteI und FreI- klar I) Über eines können wir uns einigen, 
hei t.1ic hell. Herr Kollege: Schlechter als die Volkspartei 

könnten wir es nicht mehr machen! (Heiterkeit 
Darf ich Ihnen nun die lange Liste der und Beifall bei FPÖ und SPÖ. _ Präsident 

Belastungen vorlesen. Sie können mich nicht Wallner gibt das Glockenzeichen.) Das ist das 
davon abhalten, denn wenn ich mir die Liste Unglück, daß Sie nicht einen Tag in der Oppo­
zur Erinnerung mache, dann möchte ich sie sition waren. Sie stellen sich vor, das "In-Oppo­
auch einmal im Telegrammstil kurz verlesen. sition-Sein" ist so leicht, da braucht man nur 
Es ist dies die Straße Ihrer Untaten seit dem' immer dagegen sein. 0 nein! Wir müssen die 
Jahre 1966. Gesetze lesen,. wir müssen sie prüfen; wir stim-

Sie haben am 24. Mai 1966 die Bundes- men manchmal zu, wir stimmen manch­
mineralölsteuer erhöht, damit das Benzin mal dagegen, wir machen Abände­
und somit den Transport verteuert und. rungsvorschläge. Wie leicht haben Sie es! 
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Was der Klaus und der Withalm ansehaffen, war, in zwei Jahren hier zu beschließen, 
dem stimmen Sie bedenkenlos zu. (Abg. nur noch länger. 
Ofenböck: Haben Sie eine Ahnung!) Doch, Sie haben also am 21. Juni den Kunstförde­
Herr Kollege! Dann sagen Sie mir, wann Sie rungsbeitrag von 7 auf 20 S erhöht. Sie haben 
einmal hier im Hause ernsthaft ein Gesetz am 27. Juni bereits das zweite Abgaben­
abgeändert haben, wann Sie bereit gewesen änderungsgesetz beschlossen, das eine Erhöhung 
wären, einen Vorschlag der freiheitlichen um 3,4 Milliarden vorsieht. (Zwischenruf des Abg. 
Opposition, den Sie als gut bezeichnen, et,wa Glaser.) Aber Herr Direktor Glaser! Machen 
zu unterstützen. Das haben Sie nicht! (Zwi- Sie keine Zwischenrufe, das verlängert die 
sehen·ruf bei der ÖVP.) Ich beneide nicht. die Sache und geht für die Volkspartei mei­
Regierung um ihre Aufgabe. Ich möchte aber stens sehlecht aus. (Abg. 0 fenböck: Das ist 
verhindern, daß Sie glauben, das Lehen der ein bißchen überheblich, Herr Kollege!) Sie haben 
Opposition sei so leicht. also ein zweites Abgabelländerungsgef'eiz be-

Erinnern Sie sich! Vor acht Tagen mußte der schlossen, das 3,4 Milliarden Schilling dem Volk 
Präsident die Sitzung unterbrechen, weil ioh gekostet hat. D~~s war jene Zeit, in der der 
persönlich - ich nehme es auf mich - es mir I Finanzminif:;ler ge~agt hat, daß e" keine 
n~.cht gefallen lasse, daß behau~t~t wird, ich I :wsätzlic~~n l'1iCll:-rlichen Bel.asiu~gen mehr 
hatte das Budget. Man verlangt; Immer, daß geben wurde. SIe haben dIe Emkommen­
die Abgeordneten im Parlament etwaR leisten steuer, Sie haben die Körpel'sehaftsteuer um 
sollen: sie sollen Persönlichkeiten flein und das 10 ProzerLt für die Jahre 1969 und 1970 
Budget kennen. Sie waren zufrieden, daß der erhöht, wobei wir immer noch die Hoffnung 
Klubobmann die Budgetvorlagebekommt, und haben - wir werden es ja alle sehen -, 
die Abgeordneten haben sie nicht bekommen. daß diese Befristung auch tatsächlich hält 
Ich nicht! Ich möchte genauso wie jeder andere, und nicht fallen Wil'd. Sie haben die Ver­
wie der Klubobmann, daR Budget haben. D.1.S mögenRteller um 50 Prozent des Steuerbetrages 
ist eben der Unterschied: vVir wollen uns das erhöht. Sie haben heuer im Juni eine Sonder­
anschauen, worüber wir sprechen, worüber wir ~teucr von 10 Prozent für alkoholische Ge­
berat.en. Wir sind keine Ja-Sager. Das ist, tränke eingeführt; noch dazu in einer Art lmd 
eben vielleicht der große Unterschied zwischen Weise, die für die Wirtschaft. - ich glaube, 
Freiheitlichen und Volkf'partei. (Zwischenruf da8 werden auch Ihre Wirtschafi:streibenden 
des Abg. 0 fenbäck.) Aber, Herr Kollege,. Ragen - unJösbare Prohleme aufwirft.; eine 
wenn Sie mich unterbrechen hei dieser Vor- i .Mehrarbeit, eine Verwall l:ng dem einzelnen 
lesung der Liste, die ich Ihnen vorhalten will .. " ,I Wirtsrhaftstr. eibenden überwälzt., die sich durch 
(Abg. 0 fenböclc: Sie haben immer ja gesagt, einfache, von uns vorge::;chlagel1e Maßnahmen 
das war nie ande1'S! N~tr heuer haben Sie nein leicht hätten vermeiden lassen. Sie haben im 
gesagt!) 'V07.U haben wir ja gesagt 1 Herr JUl1i die BeReitigmlg weiterer Befrt·irmgen von 
Kollege 1 Ich muß Sie leider darat~f Hufmerksam der Befördemllgssteuer beschlosRen. Sie haben 
machen: Ich gehöre 16 Jahre dem Parlament die TabakR1.ener bereits dl'eiuml erhöht: üu 
an; ich habe noch nie dem Budget zuge:;:timmt. Oktober 1967, im Jänner 1968 lmd im Juni 
Das ist ein Irrtum. ( Abg. 0 f e n b ö c lc: Der 1 1968. Es ü< eine Si eigerung der Steuer für 
Übermittlung der Vorlage!) Ent~(;huldigell Sie, Zigaretten rmd Feinschniäabake um 10 Pro­
Herr Kollege! Bisher hat aber auch noch kein zent und bei den übrigen Tabaksorten um 
Finanzminister das behauptet.. Ich habe mich 100 Prozent durchgeführt worden. - DaH 
nur gegen diese Behauptung in der Eudget- allein die Steuernl 
rede gewehrt. Es hat auch jeder andere Fillanz­
minister - bleiben wir schon bei der Fair­
neß - der Opposition spätestens einen Tag 
vorher seine Rede gegeben, denn auch ein 
Oppositioneller möchte sich irgendwie yor­
bereiten. Das war der erste Finanzminister, 
der dieser Fairneß, die durch 20 Jahre geübt 
worden ist, nicht entsprochen hat.. Daß wir, 
wenn im ersten Satz der Budgetrede eine 
Unwahrheit drinnensteht, danll ein wenig 
ungehalten sind, unserer Meinung Ausdruck 
geben und uns das nicht gefallen lassen, 
das ist eine Selbstverständlichkeit, die wir uns 
nicht nehmen lassen werden, Wenn Sie mich 
aber unterbrechen, Herr Kollege, wird die 
Zeit, die ich zum Vorlesen der Steuererhöhun­
gen benötige, die die Volkspartei in der Lage 

Tarife 1 Im Juni 1966: Erhöhung der Bundes­
bahntarife. Das möchte ich deswegen hervor­
heben, weil Sie in einer Regierungsperiode 
llicht mit einer einzigen Erhöhung auskom­
men, i'ondern bereits die när.hste angekündigt 
habeIl. Der Personentarif wurde zwischen 
20 und 46 Prozent erhöht, der Frachttarif 
bis zu 44 Prozent - eine staatlich gelenkte, 
allgemeine Preiserhöhung, die dann natürlich 
in weiterer Folge zn Preissteigerungen und 
damit zu höheren Umsatzsteuereinnahmell der 
Regierung geführt hat. Die Autobu~tarife 
haben sich um 30 Prozent· erhöht. Den SchnelJ­
zugszuschlag haben Sie von 10 auf 15 S erhöht. 

Sie haben in den Jalu'en 1966 und 1967 in 
wiederholten Maßnahmen die Inlandspost -
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tarife erhöht, das Auslandsporto, die Flug­
post zuschläge für Flugpost briefsendungen. Die 
wichtigsten Steigerungen waren beim Inlands­
brief 33 Prozent, bei der Postkarte 50 Prozent, 
bei den Drucksachen 40 Prozent. So geht also 
die Lü~te der Steigerungen auf dem Gebiete der 
Post weiter. Sie haben am 5.12.1966 - heu­
te hat der Minister auf eine Anfrage geant­
wortet, daß eine Erhöhung der Fernmelde­
gebühren nicht ins Auge gefaßt ist - die Er­
höhung der Sprechstundengebühr für Telephon 
um durchschnittlich 20 oder 25 Prozent 
vorgenommen. 

Das ist also die Liste der wichtigsten und 
größten Steuer- und Tariferhöhungen, die die 
Alleinregierung, gestützt auf ihre absoluteMehr­
heit, in der Lage war, in zwei Jahren durch­
zudrücken. 

Aber noch nicht genug! Da Sie die 
Staatsausgaben immer weiter hinaufj;reiben, 
muß der Herr Finanzminister zusehen, daß 
immer mehr Belastungen auf das Volk über­

des Rechnungshofes und des Parlaments be­
ziehen sie es weiter - in einer Zeit, wo Sie die 
Schülerwochenkarte um 53 Prozent erhöhen! 
Herr Kollege! Solange die Minister zwei 
Dienstautos haben, solange sie widerrechtlich 
Bezüge beziehen und Sie die Schülerfahr­
karte um 53 Prozent erhöhen - also eine 
familienfeindliche Maßnahme -, so lange wer­
den wir Freiheitlichen erbittert gegen die 
Regierung, gegen das Budget und gegen eine 
Partei, die das alles beschließt, zu Felde 
ziehen. Da trennen uns Welten, Herr Kollege I 
(Bei/aU bei der F PO.) 

Aber Sie - ich sehe das ein -, Sie vertei­
digen das. Sie sagen : Wenn die Schüler 
nicht um 53 Prozent mehr zahlen, dann kann 
der Klaus die 7000 S, die er monatlich in die 
Tasche steckt, olme dafür Reclmungen legen 
zu müssen und ohne daß dafür eine gesetzliche 
Deckung gegeben ist, nicht mehr bekommen. 
Dafür muß der kleine Franzi und der kleine 
Pepi um 50 Prozent mehr bezahlen. 

wälzt werden. Wir hören schon wieder, daß Das ist der Unterschied zwischen Volkspartei 
im Zusammenhang mit dem Budget - obwohl und Freiheitlicher Partei, Herr Kollege. Das 
ausdrücklich erklärt wird, daß keine weiteren gebe ich Ilmen zu, da gehen tatsächlich keine 
Belastungen mehr kommen - bei Autobus Wege zusammen. Wir werden una nicht 
und Balm der Tarif um 10 Groschen pro scheuen, bei jeder Gelegenheit, immer auf diese 
Kilometer, also um 20 Prozent, erhöht werden Wunden hinzuweisen, und so werden wir auch 
aoll; die Schülerwochenkarte um rund 20 Pro- bei jeder Gelegenheit immer wieder darauf 
zent, die Wochenstreckenkarte um rund 20 Pro- hinweisen, daß der Finanzminister zwar gesagt 
zent, die einfache Fahrt bei der Bundesbahn hat: "Keine neuen Belastungen 1", daß Sie 
um rund 30 Prozent, die Busfahrt um rund aber gar nicht daran denken, tatsächlich zu 
16 Prozent erhöht werden soll, bei der Eisen- sparen, sondern daß Sie auch weiterhin die 
bahn bis 100 km Fahrtstrecke eine Erhöhu.ng Ausgaben hinauftreiben, wie Sie es ja jetzt im 
um 20 Prozent durchgeführt werden soll. vorgelegten Budget mit 8837 Millionen Schil­
Im Berufsverkehr wird bei der Balm eine ling Mehrausgaben gezeigt haben. 
40prozentige, beim Bus eine 20prozentige Zuvor hat hier der Sprecher der Regierungs­
Erhöhung stattfinden. Die Schülermonatskarte partei, der Kollege Machunze, Horst Knapp 
wird um rund 53 Prozent - das ist eine be- zitiert. Ich schätze die Meinung des Horst 
sonders "familienförderliche" Maßnahme - Knapp, ich habe sie in den Unterlagen auch 
erhöht werden. Das alles von einer Regierung, immer mit, weil es oft notwendig ist, ihn zu 
deren Finanzminister gesagt hat: Neue Bela- zitieren. Aber in einem Punkt muß ich ihn 
stungen kommen nicht mehr. richtigstellen. Er hat gesagt: Die Opposition 

Meine Damen und Herren! Der Herr Klaus ist auch schuld an der Teuerung, weil sie 
und der Herr Withalm, der Herr Finanz- I 20 Jahre in der Regierung alleg mit beschlossen 
minister und der Herr Staatssekretär Pisa hat. So etwas dürfte einem Mann wie Horst 
sagen: Uns ist wichtiger, daß auf Kosten der Knapp nicht passieren. Opposition ist ja nicht 
Steuerzahler ÖVP-PropagandaschrifLen heraus- grundsä.tzlich das, was in der Regierung ist. 
gegeben werden; wir wollen ein zweites Ich kann verstehen, daß man in den Jahren 
Dienstauto haben und wir wollen - da soll 1945 bis 1965 geglaubt hat, die Opposition 
der Rechnungshof sagen, was er will ... sitzt in der Regierung, weil immer die eine 
(Zwi8chenruf des Abg. Dr. Hauser.) Herr Hälfte gegen die andere Hä.lfte war. Aber die 
Kollege, Sie lachen I Ein kleiner Beamter, der damalige demokratische Opposition hat schon 
tausend Schilling zu Unrecht bezieht, muß das damals nicht zugestimmt. Als Sie beispielsweise 
zurückzahlen, sonst bekommt er ein Diszi- die Umsatzsteuer von 2 Prozent allmählich 
plinarverfahren. Die Regierung bezieht ohne auf 5% Prozent hinaufgetrieben haben, ÖVP 
gesetzliche Deckung jeden Monat Tausende und SPÖ gemeinsam, haben wir Freiheitlichen 
und Tausende von Schillingen, was bei einigen natürlich dagegen gestimmt. Die "Opposition 
Ministern Hunderttausende Schilling ausmacht. hat also keine Mitverantwortung getragen an 
Sie zahlen es nicht zu.rück, und trotz Kritik dieser Entwicklung, sondern die "Opposition 
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innerhalb der Regierung" - und ich glaube, zweite. Was geschieht also damit, meine 
so müßte man das auch richtigstelIen. Herren 1 Gar nichts, weil Sie gar nicht daran 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Nun hat das Parlament selbst aus dem Unbe­
hagen heraus gesagt: Es muß einmal etwas 
geschehen! Es hat die Regierung beauftragt, 
Maßnahmen zu ergreifen. Die Regierung hat 
sich an die Brust geschlagen und hat gesagt: 
Selbstverstä.ndlich, eine Verwaltungsreform 
wird kommen. Man hat bereits Titel, Ämter 
und Schreibtische dafür vergeben. Wir haben 
sogar in der Regierung einen Staatssekretär, 
der sich dieser Verwaltungsaufgabe in ganz 
besonderem Maße widmet, den Staatssekretär 
Gruber. 

Wir haben sogar einmal einen Bericht 
bekommen. Am 2. August 1967 kam - es 
werden sich noch manche erinnern können -
der Bericht der Bundesregierung zur Entschlie­
ßlUlg des Nationalrates an die Bundesregierung, 
betreffend Rechts bereinigung und Verwaltungs­
vereinfachung. Ich möchte Sie nicht aufhalten. 
Sie haben das sicher alles genau gelesen. Aber 
es ist doch gut, wenn man sich dann bei solchen 
Budgetvorlagen das alles in Erinnerung ruft. 

In einem war die Regierung schon im Jahre 
1967 vorsichtig. Sie hat nicht mehr wie vor der 
Wahl etwas versprochen, sie hat nur mehr in 
Aussicht gestellt: "die Bundesregierung hofft, 
spä/:estens im Herbst dieses Jahres ... "-also die 
Hoffnung ist in den Eimer gegangen -, und 
"die Regierung prüft konkrete Eins:parungs­
möglichkeiten". - Also konkrete hat .sle schon, 
aber sie prüft sie erst. Und "geWisse Maß­
nahmen auf dem Gebiet der Organisation der 
Zentralbehörden des Bundes könnten einer 
gesetzlichen Regelung unterworfen werden. Ins­
besondere wä.re es möglich, bei Festlegung ... " 
Wenn man das alles liest, sieht man, daß damala 
schon der notwendige Ernst gefehlt hat. 
Damals, als wir es Ihnen gesagt haben, haben 
Sie es nicht geglaubt. Heute sehen Sie es doch 
hoffentlich mittlerweile ein. In dem Bericht 
steht nä.mlich, daß Sie bereits eine Regierungs­
vorlage für die notwendigen gesetzlichen Un­
terlagen vorgelegt haben, das Erste Rechts­
bereinigungs-Vorbereitungsgesetz. Ich kann 
nichts dafür, der Titel ist so. Diese Regierungs­
vorlage trä.gt tatsächlich das Datum 9. Jänner 
1967. Sie ist eine der Voraussetzungen für die 
notwendige Verwaltungsreform, für die Ver­
einfachung. Darf ich Sie nun fragen: Sie haben 
doch die absolute Mehrheit. Es geschieht doch 
das, was Sie wollen, in diesem Hause. Was ist 
denn das Schicksal dieser Vorlage 1 Weiß es 
jemand von Ihnen 1 Wissen Sie. überhaupt, 
daß Sie existiert 1 (Abg. Dr. P~ttermann: 
Eine zweite!) Daß es eine zweite gibt. Die erste 
gibt es gar nicht mehr, die ist zurückgezogen 
worden, glaube ich, und es gibt bereits eine 

denken, es zu tun. Sie denken doch nicht im 
Ernst daran, es zu tun. Sie haben das Volk 
und auch das Parlament bis zu einem gewissen 
Grad beruhigt, indem Sie gesagt haben: 
Wir haben diese Vorlage eingebracht, und nun 
soll das Parlament - ich darf Sie erinnern -
zeigen, ob es entschlossen ist, tatsächlich 
Reformen durchzuführen. 

Ja, meine Herren von der Volkspartei, 
von der Regierungspartei: Ich lade Sie ein, 
wirklich etwas zu tun. Hier sind die Unter­
lagen. Die Parteien sind sicher alle ver­
handlungsbereit, über eine Reform auf allen 
Gebieten zu sprechen, wenn Sie tatsächlich 
die Absicht dazu haben, wenn Sie tatsächlich 
bereit sind, eine Verwaltungsreform in Öster­
reich durchzuführen. Es ist wirklich interessant, 
zu lesen, wie viele Gesetze aus den Jahren 
1770, 1772 und 1774 heute noch existieren. 
Sicher gehört hier Übersicht und Ordnung 
hinein. Das wäre dringend notwendig, und hier 
könnte viel getan und viel geleistet werden. 
Aber es geschieht auf diesem gesetzgeberische.n 
Gebiet genausowenig wie überall dort, wo Sie 
versprochen haben, etwas zu tun. 

Wir haben massierte Vorwürfe wegen der 
Dienstautos gemacht. Sie wissen: Das Ver­
hältnis zwischen der Schweiz und Österreich ist 
17 zu 800. 800 Dienstautos gibt es im Bereich 
der Bundesregierung in Österreich, etwa 17 
stehen im gleichen Bereich der Schweizer 
Bundesregierung zur Verfügung. Sie ha~en 
dann eine Reform begonnen. Wenn man SICh 
das Ergebnis anschaut, dann muß ich Ihnen 
sagen: Es ist erschütternd, was da herausge­
kommen ist. Wir werden sicher bei den einzel­
nen Posten noch im einzelnen darüber zu 
sprechen haben; aber wenn wir heute lesen, 
daß zum Beispiel das Bundesdenkmalamt 
5 PKW der Kategorie I a hat, so muß ich 
wirklich feststellen: Allein das Bundesdenk­
malamt hat ein Drittel der Autos, die die ganze 
Schweizer Bundesregierung hat. Darüber müs­
sen wir schon reden, meine Herren, und müssen 
fragen: Ja, muß das sein 1 Ist es wirklich nicht 
möglich, hier einmal ernsthaft mit Sparmaß­
nahmen einzusetzen und eine Verbilligung 
der Verwaltung nicht nur anzukündigen, Bon­
dern auch tatsächlich durchzuführen ~ 

Ich möchte Ihnen hier einen einzigen 
Satz vorlesen, der deswegen interessant ist, 
weil es wundernimmt, daß das erst als mögliche 
Zukunft in Aussicht gestellt wird. Im Bericht 
der Bundesregierung heißt es: 

"Insbesondere wäre bei Festlegung der Ge­
schä.ftsverteilung der einzelnen Bundesmini­
sterien, soweit es nicht der Fall ist, sicher­
zustellen, daß die Geschäfte des Bundes-
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ministeriums" - und nun steht hier unter­
strichen - "unter Bedachtnahme auf ihren 
Umfang, nach ihrem Gegenstand und sachlichen 
Zusammenhang auf die einzelnen Sektionen 
und Abteilungen aufgeteilt werden." 

Ich muß sagen: Ich habe den Satz dreimal 
lesen müssen, und nun frage ich mich: Ja, 
wie geschieht es denn jetzt ~ "\Venn das als 
eine Möglichkeit bezeichnet wird, die man ins 
Auge fassen könnte, daß die Akten nach der 
Sachlichkeit und nach ihrem Umfang auf die 
einzelnen Sektionen und Abteilungen aufgeteilt 
werden, muß man fragen: Ja, nach welchen 
Gesichtspunkten werden denn jetzt die Akten 
aufgeteilt? Wenn nun der Staatssekretär 
Gruber gesagt hat ... (Abg. Dr. Pittermann: 
Nach der Oouleur!) Nach der Couleur vom Ak­
tendeckel oder vom Inhalt? (Abg. Dr. Pitter­
mann: Vom Kapperl I) Vom Kapperl! 
Der Staatssekretär Gruber hat gesagt: Eines 
der Ziele, die er anstrebt, die er ins Auge faßt, 
ist, daß den Akt derjenige bekommt, der ihn 
bearbeiten soll. Das wird also in AusRicht ge­
stellt. 

Als ein mögliches Ziel der Verwaltungs­
reform, im Interesse einer Vereinfachung des 
Geschäftsbetriebes sollen daher die bereits seit 
langer Zeit eingeleiteten Arbeiten an eir.er 
Novellierung der Kanzleiordnung abgeschlossen 
werden. Diese so zu novellierende Kanzlei­
ordnung soll daR Ziel haben ... ; also alles 
Zukunftsmusik und keine Gegenwart. 

Aber doch scheinen da und dort interessante 
Namen auf. Zum Beispiel wird hier eine Daten­
verarbeitungsanlage genannt.· Meine Damen 
und Herren, darf ich vielleicht., damit Sie 
mir nicht den Vorwurf machen, wir Freiheit­
lichen machen keine VorRchläge, auch dazu 
einige Vorschläge machen. 

Ja, Herr Minister, selbstverständlich: Die 
Bundesregierung muß umdenken. Sie muß um­
denken bei der ganzen Verwaltung. Mall kaull 
nicht im maschinellen Zeitalter noch die Akten 
durch ein Heer von Beamten erledigen 
lassen. Man kann nicht verlangen, daß 
zwalJzig, dreißig Beamte einen einzigen Akt 
unterschreiben. Wir müssen eben so weit 
kommen, daß es höchstem,:, einen SachbeaTbeiter 
und in schwierigen Fällen zwei Sachbearbeiter 
für den Akt gibt. Wir müssen einmal den 
übergang vom personellen V Cl fahren zum 
maschinellen Verfahren bekommen. Es gibt 
heute Staaten, in denen die Einkommen­
steuerbescheide, die Gewerbcsteuelvonwhrei­
bungen und so weiter beTeits maschinell 
erfolgen. Ich habe mit InteJ'esse gelesen, daß 
bei der Beamtenbearbeitung Fehler bis zu 
20 Prozent. vorkommen, daß aber bei der 
maschinellen Bearbeitung die Fehlerquelle 
praktisch ausgeschlossen ist. Das sind nicht 

kleine Länder. Ich habe hier ETfahrungswerte 
des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen ge­
lesen, das wesentlich gTößer als Österreich ist 
und in dem man bereits mit derartigen Ma­
schinen arbeitet. Dort war es wenigm' die Frage 
der Personalkosten, sondeln mehr die Frage 
des Persona]mangels, die zu dieser Umstellung 
gezwungen hat. 

Aber niJgends sehen wir eine Initiative. 
Und wenn wir es nun herantragen, dann weiß 
ich jetzt schon, es wird wieder am psycholo­
gischen Widerstand scheiteln, weil man nur 
sagt: Das kostet ja so viel! So eine Maschine 
kostet ja so viel Geld, und daher könn·n wir 
sie uns nicht leisten! Daß sie wahrscheinlich 
ihre: Auslagen in allerkürzester Zeit vielfach 
hereinbringt, das berücksichtigt man nicht. 

Die Einheitsweltbescheide werden in den 
Nachbarstaaten berei s mit dem Computer 
errechnet, die Kfz-Steuer wird maschinell 
vorgeschrieben und kontrollielt. Die Mah­
nungen - um ein weiterf-s Beispiel zu brin­
gen - werden, wenn die Zahlung nicht ein­
langt, maschinell ausgewo:tfen, ohne daß jemand 
dabei tätig we::den muß, außer daß jemand 
die Maschine wartet. Es wird Zeit gespart, 
es werden Arbeitskr äfte erspart, es werden 
Zinsen dabei euechnet. Ich will gar nicht 
weiter gehen. Es gibt Staaten, die beI'eits die 
Rechtsmittel durch den Computer machen 
lassen. Ich wage es nur nicht, in den Vor­
schlägen so weit zu gehen. Aber irgendwo 
müssen w.ir uns doch der modernen Zeit stellen. 
Wir können im Zeitalter der Automation 
und der Maschine nicht noch immej~ mit dem 
Federkiel hinter dem Schreibpult stehen, 
von einem Dutzend Beamten eine Erledigung 
durchfLlhren lassen, die maRchincll wahrschein­
lich in Blitzeseile durchgeführ~ wdden könnte. 

He,l' Minister! Das wäre einer der vielen VOJ"­
schläge, die wir der RegiCl ung machen, wo wir 
geIne einmal Ih:e J\iIeiramg hÖ~'en würden, wo 
wir gerne hören würden, wa,s die Bundesregie­
-iung zu diesem Vorschlag sagt. Man muß 
einmal das Koste,ldenken ausschalten, daJ{ 
nicht f, agnn, wa~ fIle Mnschil1c kostet, sondern 
man muß sich einlllal dal'übe;:- klar werden: 
Wa3 kann ich im Laufe der J ah:-e erspa~en? 

Hel r Finanzmh1.ister! Gelade Sie als Mit­
glied der Bunde"legie1 ung müßten daran in­
teressie-rt sein, Wt~jl ~ie ein Budget mit 34 Mil­
lialden Pm"sonala,ufwa:c1d veTt~ eten müssen. 
Sie kennen doch auch diesen Be"flcht, diese 
Hoffnungen, diel:le Vt'~1 bpIechungen, die sicher 
aus der :Feder des Staatsseloetärs Gfuber 
gestammt haben, die im Jah~'c 1967 dns Hau8 
beI uhigt haben, wobei wh· jetzt feststellen 
müssen: Es ist nichts geschehen, obwohl die 
Östeueichische V ulkspfntei die absolute Mehl'­
heit hat. Hier kann Sie keine Opposition 

114. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)56 von 113

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 114. Sitzung - 30. Oktober 1968 9009 

Zeillinger 
nennenswert hindern, wenn Sie ernsthaft i ordneten Dr. Kreisky in diesem Haus zu 
Einsparungsmaßnahmen durchführen wollen. treffen. Genauso wie es sein gutes Recht ist, 
Es ist nichts geschehen, die Entschließung die Regierung hart zu kritisieren,· darf ich 
des Nationalrates ist praktisch aufs Eis gelegt. vielleicht auch diesen Versuch untemehmen. 
Sie helfen sich darüber hinweg, indem Sie die (Abg. Gzettel: Sagen Sie "SPÖ". Das ist viel ge­
Staatsvel'schu:ldung erhöhen, indem Sie im scheiter! Die Tätigkeü der SP() I) Herr Abge­
nächsten Jahr die Staatsausgaben erhöhen, ordneteT Czettel, ich werde Ihnen nie VOT­

indem Sie alle Ihre eigenen Programmgrund- schreiben, was Sie sagen. (Abg. Czettel: Wir 
sätze über Bord werfen und sagen: Wir haben haben die Ö V P und ihre Regierung kritisiert!) 
eine absolute Mehrheit in diesem Hause. Ich möchte mich im Moment bemühen, 
Wir können sicher sein: Wenn wir heuer um auch die Tätigkeit· des Herrn Abgeordnete~ 
8 Milliarden mehr ausgeben, werden wir im Kreisky im Parlament zu beleuchten. Das 
nächstep. Jahr um 10 Milliarden mehr ausgeben, ist. mein gutes R.echt a.ls Parlamentarier. Sie 
wir werden die Staatsverschuldung weiter sind ja angeblich so einig, daß, wenn ich 
hinauftreiben. Solange Sie die absoI-ate Mehr- Herrn Dr. Kreisky kritisiere oder lobe, Sie 
heit haben, wird man Ihnen folgen, und die gleich mitkriLisiert und mitgelobt scheinen. 
Sicherheit,claß einem Minister nichts passiert, Darf ich das glauben, oder ist dem nicht so? 
die habep Sie ja von Ihrem Vorgä~gm': Denn 
wenn ein Minister tatsäc.hlich einmal abgelöst I' Ich _weiß schon,. da~ die Ausführungen, d!,e 
werden nruß, weil CI' nieht mehl' tragbai ist, ICh, em parlamentarIscher "Back-bencher , 
dann kriegt er einen Ausweichposten mit hier mache, Herrn Dr. Kreisky kaum interes­
- wie wir aus dem Munde der Regierung sieren, aber ich darf es dennoch tun. 
höyten - 1,960.000 S im Jahi'. Es ist also . " a. 
in dieser Regieyung geradezu cTsti'ebt)l1Rwert, DIe ~usfu~rm.lgen, J1eHerr. Abgeordne~er 
ein schlechterlVIillister zu sein, denn dann Dr. KreIsky m d~esem Hause seI~ dem 6 .. :M:ärz 
hat man ein ruhiges und gut bezahltes Leben. 196.~. vorgebrach~ hat, l~ssen dIe Phasen der 

M · D d Ir ,Y'U' F 'h' pohllschen EntWICklung aes Leaders der Oppo-
eme amen un euen vv Ir .eI Clt- 't' I d' d h h h 

1
. - . , . SI IOn er wnnen, 1e er ure gemac tat. 
IChen werden bel Jedem emzelnen Budget- B 1 I- H D Kr' I . . P 1 t 

posten unsere Stellungnahme abgeben, werden eghonduen S~at·lJ. err
g 

dr .. E~IS r..y tIn: ar ~men 
. cl . 1 1 .. - nac er 1,Ulerun er Inpar menreglerung 

zu Je cm emze nen Fa I unsere Vorschlage 't P h' A h h t h·.(-
h 

. . . " ffiI, rop ezelUngen. HC eu e prop ezehe 
mac eIl. Die RegJe1'ungspal"tel soll mcht mehr Eh···· d· I 1'" h V .. d . . er. r prop. eZeIvO ama s po 1;1SC e er-
sagen konnen, . aß SIe mcht ge.n.ügend Alterna- r 19 . K . . A ß d dr 'ß' • . , . . . _ 10 ungen, rwen 1m . usma . er el Igel" 
tlven von dei' f; eIheIthchen OppOSItIOn zur DlS- J hr cl· - t'- t] V h ld d k - 11 b k" a . e un eIlle 02,e erse 11 ung es 
'. u
1 

SSlbol": kgesbte lt, eBomdmen19h6attlc'hDen G~sFam~- österreichischen Staates. (Abg_ M'oser: Das 
u )C1 ]c·, a er, lias u get 9, e nen. wU' 1'e1- . t Ih . l ') H D K' k 
h 

. 1" . 1,8 nen Ja !Je '?lngen . e.rr r. reIS y 
eIt IChen ab, well es gena. u das GegenteIl von h t h g 1" d' ) d' d d 

d
. .. _ a aue an e run 19L, er wer e Je en, er 

em wt, was dIe Reg10~uxlg 1966 versprochen cl' <;. E' t. ,'. f', {f l't" h 
h t (B

;.r. 11 b . d FPO" ) von ulC.,eI "Inpar~e1enregIen:,nö po I ISC 
a . etJa et er f I . d h' . P I L .• • I h . ver ° gt Wlr , . Ier IUl ar am.enL ZItIeren. c 
Präsident Wallner: Zum WO/tc gemeldet erinnere mich genau, dnß er sagte, wenn die 

ist der Ren- Abgeordneh, Robel't Graf. Ich Listen noch so lang seien, er wiirde nicht 
erteile es ihm, ermüden, sie vorzulesen. Wir haben es Ihnen 

Abgeordneter Robert Graf (ÖVP): Herr erspart,. Listen politisch Verfolgter vorzu-
Prä .. ··d t' 1\ß"' D"m. "d H 'I.h lesen, Herr Abgeordneter, denn es wurde 

,.1 en" •• lCIne c., en lAn . erren. e . d . d E' .' . 
mo""ht . h' " S'" 't d Almeman, von er mpartmenregIerung ver-

u e llllC In ClnIgen a',zcn ml en us- H' '. . 
f"hr rr d' H" p. . b· r.' ,Al er folgt (Abg, Ing. äuser: Szehe Fmge8tunde!), 

U uubell Cl:; .. {,rrn .. 1rtelO mannes )ee- d' K' d' H D K . k h't 
ordneten Dr. Kreisky aHseinandersetzcll. 1\.,h le . nse 1 . Je err f. "reIs.· y prop .. ezel 
bedam'e m;, daß er nieht hier ist, nicht weil hat, wurde von d~r ,~egler~n~ gemeIste~~, 
I'cll l' W' 1 ... · '"k ·t· 1, 'n d '1 ohne daß auch nur em oSlerrelChischer ArbeH-:rur 1(; hIl, 'eI -, oel. leSF;e, Fon ern wel . . 
ich. . ~ <"1'l'·l '. G ' ,- nehmel' SeIilen ArbeItsplatz deswegen verlor. 

es geIue semer ~egenwart get:-\agt (B '1 llb ·d. O"VP W'd hb'd SPO") hätte. e1, a e1, er .- ~ erspruc et er " 

Ich hin auf die Idee gekommen, hjer das ~eine ,Da~nen und ~erren! Wege.n d.er 
Wort zu ergreifen, weil Herr Dl', Kl'eisky i KrIse, ,dIe H~rr J?r .. Krels~y pr~pheze1t ~at, 
seine heutigen Ausfühmngen zum Bu,dgct I hat kem ArbeIter 111 ÖsterreIch semen ArbeIts­
mit den Worten begonnen' hat, man müsse i platz verloren! .~as können Sie zugebei?;! 
eine vorläufige Übersicht über die Tätigkeit I (l!eijall bei. der 0 V P. - Ruf bei der SPO: 
der Bundesregierung hier im Hause treffen, i S'te haben e'me Ahnung I) 
weil es Si.eherliCh das letzte BUdg.et in dieser I Was die Verschuldung des Staates anbelangt, 
Legi131atmperiode sei. Das brachte mich auf meine Damen und Rerren: Hier halten wir 
den Gedau. ken, daß es an der ZeiL ,.väre, eine I jeden inl el'nationalen Vergleieh aus, sogar mit 
Feststellung zur Tät.igkeit. des HCJ'rn Abge- Schweden! Das ist ja Ihr MuslerbeispieL 
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Daraufhin hat man im Parlament versucht, Der SPÖ-Parteitag mag einige kosmetische 
zu erklären- auch Herr Abgeordneter Verbesserungen im Aussehen durchgeführt 
Dr. Kreisky und auch Sie, meine Damen und haben, aber das Programm, meine Damen und 
Herren -, man wüßte schon, wie inan es Herren. ist undurchführbar. (Zwischenrufe bei 
besser machen könne, aber ,es sei nicht Auf- der SP(J) Würden wir es durchführen kÖ-.lllen, 
gabe der sozialistischen Opposition, der Re- es würde die österreichische Wirtschaft, Herr 
gierungspartei zu helfen. Ich darf sagen: Dr. Weihs, in eine Kraterlandsohaft der Ver­
Die Regierungspartei hat ohne Hilfe der armung vel wandeln, und Sie wissen das. 
SPÖ (Ruf bei der SP(J: ... Schulden gemacht!) Aber schon der Versuch, dieses Programm 
dem Parlament ein Budget vorgelegt, welches der österreichischen Bevölkerung schmackhaft 
von der Regierung in einer Zeit verabschiedet zu machen - da~ f ich das bitte sagen, ohne 
wurde, wie es während der Koalition nie daß Sie sich aufregen -, zeigt von einer 
möglich gewesen wäre. Das darf ich doch gewissen politischen Schizophrenie, an der 
auch feststellen. (Beifall bei der (J V P. -I Sie zu leinen scheinen ( ironische Heiterkeit 
Abg. Weikhart: Gestritten haben Sie doch bei der SP(J), denn, meine Damen und Herren, 
wie die Kirtagsbettler!) Sie müssen eine Praxis selbst der theoretische Versuch, dieses Pro­
haben im Streiten wie ein Kirtagsbettler, gramm zu praktizieren, würde bedeuten, daß 
Herr Staatssekretär! (Abg. Weikhart: Das Sie sich des schwedischen Sozialismus bedienen 
ist doch nichts Unbekanntes!) Nein, aber müßten. Und, meine Damen uild Herren, 
haben Sie noch nie Krachs gehabt 1 Sie sind würden Sie das tun, dann müßten Sie 90 Prozent 
ein Meister des innerparteilichen Krachs! Ihrer sozialistischen Führer eliminieren, denn 
(Abg. Weikhart: Heute ist von Withalm ich kann mich des Gefühls nicht erwehren, 
Maulkorbverbot verhängt worden!) daß der reaktionä.re~arxistische Flügel bei 

Meine . Damen und Herren! Obwohl wir Ihnen noch ziemlich munter ist und SOUVe1 än 
vQn der Österreichischen Volkspartei die poli- dominiert. Die Ereignisse der letzten Tage 
tische Erbschaftssteuer der Koalitionswirt- haben es wieder gezeigt. Es mag schon sein, 
schaft bezahlen müssen - das haben wir daß Sie glauben oder glauben konnten, daß 
gewußt, das geben wir zu -, haben wir der Ihre Partei vo~ 70 Jahren avantgardistisch wa~. 
österreichischen Bevölkerung unser ernßtes (Abg. Sekantna: Herr Kollege Graf, lesen Ste 
Wollen und auch echte Möglichkeiten gezeigt, ab und zu ein TriJ/um,JYlwh?). Ja, das sozia­
ohne da'3 Erreichte zu gef'ahrden eine konti- listische Wirtschaftsprogramm, denn das ist 
nuierliche Entwicklung der Wirtschaft zu da~ neueste 'llra.umb~ch in 9sterreich! .r Heiter­
gewährleisten. (Abg. Ing. B ä'tJ,ser: Abwärts- k~tt 'Und Beifall bet der (jV P.) Es Ist aber 
entwicklung!) Nein, nein! Sie in Ihrer Funktion el.n Alptraumbuch, ~err Abgeordneter Seka­
als Gewerktlchafter wissen selbst, daß die nma! (Abg. 8 ekantna: Es muß also dOM 
Entwicklung der Wirtschaft Gott sei Dank etwas dahinterstecken !) Gewaltige Dinge stecken 
aufwärtdgeht. Das wisl'len auch Sie, Herr dahinter, nur wissen Sie nicht, w:as es be­
Präsident Häuser, Sie stellen ja auch in anderen deutet! (Abg. Sekanina: Aber Sie wissen es!) 
Foren fest, daß es so ist. Ihr Parteichef hat Jawohl: Es ist nicht durchführbar! Aber ich 
behauptet, diese Entwicklung ist ja da, nur komme noch darauf. 
hat er gesagt, sie sei das Verdienst der Gewerk­
schaft. Das bestreite ich. (Abg. Ing. -B äuser: 
Er hat von der Einkommensentwicklung ge­
redet!) Die Entwicklung nach aufwärts ist 
hier, und -sie ist ein Verdienst der österreichi­
schen _ Bundesregierung, auch wenn Sie das 
nicht zur Kenntnis nehmen wollen! (Beifall 
bei der (Jy P.J 

Meine Damen und Herren! Ich darf hier 
einen Ausspruch eines Journalisten wieder­
geben: Nun wurde bei dem Kreisky-Festival 
in den Sofiensälen das Wirtschaftsprogramm 
verkündet, das neue Wundermittel der Sozia­
listischen Partei. - Sicherlich schön, nur: 
Wer wird diese Wunder bezahlen 1 Die Reichen, 
werden Sie jetzt sagen. Wir haben' keine in 
Österreich. (Widerspruch bei der SP(J.) Selbst 
Ihr politischer Kollege, der steirische Partei­
obmann Dr. Schaohner hat ja am Parteitag 
die "bange Frage" - so war es formuliert -
aufgestellt: Wer wird das bezahlen 1 

Eines möchte ich doch sagen: Ihre Partei 
ist trotz des modernen Parteitages in den 
Sofiensälen in einer Entwicklung stecken­
geblieben, die. keinen Vergleich mit den 
schwedischen Sozialisten zuläßt, das wissen 
Sie so gut wie ich, denn die schwedischen 
Sozialisten haben von Wirtschaft und ähnlichen 
Späßen eine ganz andere Auffassung als Sie, 
eine viel wittschaftsnähere. (Abg. Dipl.-Ing. 
Dr. O. W dhs: Was haben Sie vorhin gesagt 1) 

Aber, meine Damen und Herren, eines 
gebe ich Ihnen zu: Ihr Prögramm beinhaltet 
eine gewisse Gefahr, und die Gefahr ist die, 
daß selbst so~ia1istische Fa.chleute von der 
Nichtdurchfühlbarkeit dieses Programms über­
zeugt sind, Sie aber dennoch versuchen, es 
der Bevölkelung einzureden. Dort ist die 
Gefahr. Ich bin übel zeugt, daß sozialistische 
Fachleute im Klub wider besseres Wissen 
nur durch politische Vergewaltigung diesem 
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Robert Graf 
Programm das Wort reden, weil es nicht du~ch- gramm Stellung zu nehmen, so, wie der Abge­
fülnbar ist. (Abg. Dr. Henha Firnberg: ordnete Kreisky. (Abg. Weikhart: Machunze 
Zerbrechen Sie sich den eigenen Kopf! - Abg. hat erklärt, das ist von der ÖV P abgeschrieben, Sie 
M oser: Darüber müßten Sie sich freuen, wenn erklät'en, das ist undurcll,führbar! Was ist jetzt 
es nicht durchführbar wäre! - Weitere Zwi- wahr?) 
schenrufe bei der SPO.) Die Politik der Regierungspartei hat alle 

Meine Damen und Herren, wenn Sie mich Kassandrarufe des Herrn Dr. Kreisky in das 
nicht anhö:>en, gefährden Sie die Fernseh- Reich der Fabel verwiesen. Meine Damen und 
sendung des von mir sehr verehrten Herrn Herren, die Sicherung der wirtschaftlichen Ent­
P1 äsidenten des Gewerkschaftsbundes. Ich wicklung Österreichs in den siebziger Jahren 
habe vel sp"'ochen, möglichst ku' z zu sein. werden Sie aber nicht durch Phrasen erzeugen, 
(Abg.lng.Kunst:DeshalbkönnenSienurprovo- sondern nur durch eine konzeptive Budget­
zieren!) Herr Kollege Kunst, ich stelle mich politik, und die exerzieren wir Ihnen vor. 
Ihnen hier jedem gewünschten Rededuell, (Beifall bei der ÖV P. - Abg. Weikhart: 
ohne zu provozieren. Velwechseln Sie Fest- Ich bitte, das dem Koren zu sagen!) Wir werden 
stellungen einer politischen Pal tei nicht mit nicht versäumen, die österreichische Bovölko­
einer Provokation! Es ist Ihr gutes Recht, rung auf die Diskrepanzen des Wirtschaftspro­
hier zu sagen, was Ihnen nicht paßt, es ist gramms hinzuweisen. Das Wirtschaftspro­
aber auch unser gutes Recht, Ihnen zu sagen, gramm der SPÖ ist ein Paket ohne Inhalt, das 
was wir von Ihrem g"oßal tigen Programm Wirtschaftsprogramm der SPÖ ist eine Camou­
halten! (Beifall bei der OVP. - Abg. Weik- Hage des Unvermögens, eine echte Alternative 
hart: Sie bleiben nur die Beweise schuldig!) zu bieten. Das ist die Wahrheit! (Abg. 

Die ganze Entwicklung, die Sie hier nennen, Dr. Hertha Firnberg: Haben Sie es überhaupt 
zeigt die Wandlungsfähigkeit des Herrn Partei- gelesen, oder waren Sie auch so vernebelt wie 
obmannes der SPÖ. Er hat hier im Parlament, Machunze?) Es ist ein verpackter Versuch 
nachdem die RBgierung als Alleinregierung des Stimmenfangs für die kommenden Wahlen. 
etabliert war, begonnen, als eine Art politisches (Abg. W eikhart: Ober 300 Wissenschaftler 
Klageweib Österreichs schwarzzumalen, was al- und Fachleute waren dabei! Aber Sie haben es 
lesgeschehen wird. (Abg.Dipl.-Ing.Dr.O. Weihs: nicht einmal gelesen!) Niemand von Ihnen 
E8 hat aber alles gestim.mtl-Abg. W eikhart: Und hat erklärt, wo Sie das Geld hernehmen für das, 
es ist eingetroffen! Wollen Sie noch mehr haben?) was Sie hier prophezeien und durchsetzen 
Nach dem Parteitag der SPÖ hat sich Herr wollen. Die Gefahr ist aber, daß Sie wissen, daß 
Dr. Kreisky - Respekt für die Verwandlung!- Sie es nicht verwirklichen können, und daß Sie 
in ein Einmannorchester seiner Partei ver- es in Richtung auf die kommenden Wahlen 
wandelt. Herr Dr. Kreisky, Sie sind Ihr trotzdem dem österreichischen Volk auf. 
eigenes Schattenkabinett, Sie sind Ihr eigener schwatzen wollen. (Zu8timmung bei der Ov P.­
Außenminister - ohne Erfolg! -, Sie sind Abg. Wodica: Das i8t doch alle8 Geschwätz!) 
Ihr eigener Finanzminister - ohne Alternati- Das ist Ansichtssache! Herr Kollege Wodica, 
ven! -, und Sie sind Ihr eigener Wirtschafts- es ist Ihnen unbenommen, meine Ausführungen 
minister - ohne Bedeckung! (Abg. Dr. Hertha als Geschwätz abzutun. 
Firnberg: Das sind lauter leere Phrasen!) Es Ich komme schon zum Schluß, möchte aber 
mag sein, gnädige Frau, daß Ihnen das als Phra- eines noch feststellen. Herr Dr. Kreisky, Sie 
Sen erscheint, aber eines darf ich Ihnen sagen: haben mit einer historischen Feststellung 
Der Kapitän des SPÖ-Schiffes, Dr. Kreisky, geschlossen. Ich möchte es auch tun: Das 
hat sich zur eigenen Galionsfigur ernannt. Wirtschaftsprogramm der SPÖ ist, zugeschnit­
Nichts dagegen, aber, Herr Doktor, wohin geht ten auf das Computer-Zeitalter, ein Potemkin­
denn der Kurs? Der neue Kurs des Herrn sches Dorf. Es mag sein, daß Sie, Herr Doktor, 
Abgeordneten Dr. Kreisky - wohin geht er, ist sich in der Rolle des russischen Blenders wohl­
er neu? Meine Damen und Herren, der Kurs fühlen. ( A bg ~ 0 z e t tel: Das sind keine Phrasen?) 
des Herrn Dr. Kreisky 1968 ist gleich dem Wir werden dem österreichischen Volk sagen, 
Kurs des Herrn Dr. Pittermann 1957. Jawohl, daß es nicht die Rolle der betrogenen Zarin 
wieder ein neuer Parteiobmann, wieder ein neues einnehmen wird! (Beifall bei der 0 V P. -
Programm, wieder neue Anbiederungsversuche Abg. Ozettel: Arme ÖV P! - Abg. Weik­
- diesmal bei den Selbständigen und Katho- hart: Das ist ein Niveau! So was ist Ab­
liken -, wieder ein altes Konzept zum Stim- geordneter und schläft in einem Bett!) 
menfang, und wieder kein Konzept für eine .. . . 
erfolgreiche Wirtschaftspolitik. Das ist Ihr P; aSldent Wallner: Zum Wort ge~elde~ 1st 
Wirtschaftsprogramm, meine Damen und Her- der Herr Abgeordnete Benya. Ich el teIle es Ihm. 
ren! (Abg. Ozettel: War das alles, was Siel Abgeordneter Benya (SPÖ): Sehr geehrte 
dazu zu sagen haben?) Wir behalten uns auch Damen und Herren! Ich glaube, daß die Sache, 
vor, in verschiedenen Phasen zu Ihrem Pro- die heute zur Diskussion steht, viel zu ernst ist, 
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Benya 
als daß mall mit Phrasen dalüber hinweg-· von der Österreichischen Volkspartei, Anfang 
gehen könnte, wie es der Herr Kollege Abge- 1967 in ein('l' großen ökonomischen Konferenz 
ordnetel' Graf gemacht hat, alt; Cl' sagte: in Arbeitf1k eisen, in dener.. Wissenscha.ftler, 
Wir werden in Phrasen zu Ihlen Ausfühllmgi~n Volkswirtschaft1m' und Ökonomen tätig ge­
Stellung nehmen! (Abg. Robe1·t Graf: In wesen sind, RefOlmvorschläge für die östel'­
Phasen, Herr Kollege 1 - H eite1'keit bei der 'oichische Wj·tschaft aWlgea1'beitct und <liese 
ÖV P.) Lieber Herr Kollege G: af, es ist mil' Vorschläge öffentlich zur Diskussion gestellt 
völlig kla"', daß Sie von IIm:m, Ausführungnn hatte, hat dm' Herr Finanzminister dann den 
abweichen wollen. Sie habt~n aber, ich wiedm'- Koren-Plan vorgelegt.' 
hole es, erklärt: Wir als ÖVP werden zu Ihren ]'ürs (,l'ste, glaube ich sagen zu können, 
Ausführungen in Ph1 ilSt'i1 Stellung nehmpll. waren wir Sozialisten überrascht, und wir 
(Abg, Dr, Kleiner: Er hat es auch wirklich f: euten uns, weil wir glaubten, daß nun die 
gemacht! - Rufe bei der (j V P: In Phasen I) ÖVP, die sich ja bisher immer gegen Pläne 
Das haben Sie gesagt, und gegen jede pJanvolle Gestaltung der Wirt-

Eigentli<.:h mü:;;~~pn wir d01 Österreichischen schaft alH~ge:<pl"Ochen hattü (Abg. Dr. Haider: 
VolkFpaTt.ei dank hal' Rein, <laß sie in ihret' Niemals!), endlich ih]'e Angst VOl' dem W mt 
Verlegenheit, das Budget zu vel teidigen, das Plan fallengelassen hat und ernstlich dalan­
Wirt.schaftsp·,'ogmmm del Sozialistischen Pa-,.ti.,i geht, grünes Licht fül' eine planvolle Gestaltung 
so stark in den Vonlerg'und rückt, IC'h will der Wirt~.('haft zu geben. Wenn ich "grünes 
nur hoffen, daß die Abgeordneten der Volhpal'- Licht" gE'sagt habe, dann bitte ich nicht zu 
tei dieses Progt amm einmal studieren und dann glauben, daß ich mich von dem Einbanddeckel 
viellE'icht mit uns in eine Diskussion eintreten. der BrOflchüJ'e, die ja in Grün gehalten ist, 
Ich bin nämlich überzeugt, daß si(-\ das bisher irgendwie habe beeinflussen lassen. (Abg. 
nicht getan haben, \Venn wje' in unseJ en Glaser: Eine sympathische Farbe ist Grün 
Betrachtungen für diE' Zukunft ein, P,ogramm schon I) Ich meintf' nur: Nun ist die Bahn frei 
erstellt haben, dann, sehr vClehrte Damen und für eine planvolle Wirtschaftf:politik in diesem 
Ren en, muß ich Ihnen p-chon sagen: Es Lande. 
wä:e in erBt,er Linie Au.fgabe df:'T RrgieJ ung Abm Behr bald war klar, daß das wirtschaft.s­
gewesen, als Weg a.us dief'lem Wil tFichaft:-<- politischl~ Konzept in diesem Plan zu kurz 
dilemma, in d(~m wir uns leider noch ünmer ci'l gekommen üt. Ich habe diese BroE\chü1.'e 
wenig befinden, ein fü}' die Zukunft gerichteteR' durchgearbeitet und muß feststellen: Auf 
Programm auszumbeiten. Das i~t abel' ej'st vier Fünftel der Seiten dieser Broschü1'e 
nach langer Zeit geschehen, finden wir UnteHmchungselgebnisse übel' die 

Der Herr F'inanzministeJ hat in einer rho- il1temationale K(\njunktu~ lage und über die 
torisch gut ausgewogenen Rede den Bundes- U1'~achen de',' Vedangsanlung des wirtschaft­
vo?anschlag de" Regif:'lung Klaus II d.'m Haust' lichr'}J WV,chsl,nU1s in Östm';eich. Aber nur auf 
kundg(~tan. Ich perE'önlich möchte [1bo)' sagel1: 13 Seiten DIN A 5 - das ist verhältnismäßig 
Auf G, naet ~{'iller wil,tschaftswir:semchaft- seh; wenig; unfl selbst diese sind nur zu zwei 
liehen Tätigkeit habe ich (,; wartet, daß 111it Dritte],: bedruckt - finden wir das wirtschafts­
diese-m Budget die \Veichen fü" eÜl',) modenH~ pc1itü,:che Konzept, Ich bin überzeugt, daß der 
Illdust,j(1politik gestl>l1t WiC" dJ,n, 'welchc> di:, Hen~ FinalJZministel' weit mehr in diesen Koren­
Vollbeschäftigimg f-,ichm t 1111("[ di(\ VO'H,USS8t.- Pla.n hineinbl"ingen wollte, aber da ich VOll den 
zungc'J1 für ein ent.f1precher...-1f-'I; \Vij't8chafü~- Mitgliedell1<les Km'en-Komitees, indem ja auch 
~a,ehstum n,uch für (tjp nächpkJj .Jah~'( sdmfft., Yel t·etm' von Ai heitmkammer und Gewel'k­
Diu~ g1aub1c: ich IllSbt1F:'OlHlel'e 1,;1 wa, t,en ZH sehaftsbund geweo;el1 sind, weiß, daß das 
kÖ1inen, da de,' Jwutige Hi."] FinalLZmilliste:' aIr; 11: 1-1)) üngJichc Manuskript viel meh" Seiten 
seinmzeitig8l' Sta.at8bek; C'tä',' im Bm?def;kallzlL- hat.t.e, als dann in diesen 13 Seiten - DIN A 5 
amt Untel suchungen über die Entwicklung dCl zu zwei Dritteln bedluckt - zum Ausdruck 
östencichischen 'Wü tschaft anst,01lt.e und in gekomnwn ist, fürchte ich, daß bei diesem 
ZusammenaTbeit mit fiCll wi'J t",ehaftlieheli In- KOlell-Pla.n dm' rote Zensul'stift der schwarzen 
t.eressenve; tretungel1 seh,' aufgeschlossen P.,o- Östel \'eichischen Volkspartei sehr staTk Zll.m 

gllosen und Konzept(~ ent1 b('itete. Zug gekommen ist, Hel)' VizekanzleJ'! (Abg. 
[eh glaube abm', er konnt{~ ~'ieh llieht dwch- Dr. W ithalm: Ein schönes Gedankenspiel I) Denn 

setzen. Er ha.t es abcl" VOl dil':\:J' Lt,istung doch da habml Sie sich wahrscheinlich durchgesetzt, 
noch zustande gebracht, den 'Wirb Htanct in und nl'l' Finanzministel' mußte kapitulieren. 
der Österreichischen Volkspartei, der sicher Es tut mir aber sehr leid, daß el' mit diesem 
vorhanden gewesen ist, zu üherwindcn, und Konzept nicht. durchgekommen ist, daß er 
nachdem der ÖGB Reinem Bundeskongl eß zurückstecken mußte. Es ist schade! 
Vorschläge für eine Wirtschafts-, Sozial- und Wer abm dann noch hoffte, daß er sich beim 
Kulturpolitik vorgelegt ha.tte und nachdem die Budget durchsetzen werde, sieht sich neuerlich 
Sozialistische Partei, sehr verehrte Kollegen enttäuscht, denn gerade hier sieht man, daß 
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Benya 
auch er den Weg fortsetzt oder viellricht fOlt- für 1968 sehr pessimistisch eingeschätzt wer­
setzen muß, den die ÖVP-Alleinregiernng ~eit den müs~e. Wir habel1 dicl'le E~'klä:'ungen nicht 
1966 geht. DaR bedf'utet (Abg. Dr. Haider: an die g;'oße Glocke gehängt, obwohl wir von 
Einen guten Weg!): BelastungrJl für f1il' det' Ö~terreichischen Volkspartei häufig zu 
wirtschaftlich Schwächeren und Ent- I hö'eH bf1lwmmen, daß wir Sozialisten aus partei-
lastungt'll für die wirtschaftli('h Stä,,- 'politi"ehen Gründen schwa""zmalen, mies-
ke1(m! (Lebhafte Zustimmung bei der SPÖ. -I machen und damit die Konjunktur zerschlagen. 
Abg. Dr. Haider: Das ist falsch!) Ich we'('d,~ ~ Daß uns das ferneliegt, haben wir des öfteren 
Ihnen, Kollege HaideT, im Verlauf meiner' hf;wiesen. Wh- bmuchcil dazu keine Beleh­
Ausführungen noch elIuge Mn.le beweisen lungen von seiten dp.~· ÖVP odel' ill1'er Zei­
können, daß diesel' AURdl'uck "Belastungen tungen. (Beifall bei der SPÖ.) Wir Sozialisten 
für die wirtschaftlich Schwächen.n und Ejü- und Gewerkschafter haben das größte Intet'esse 
lastungell für die wirtschaftlieh ~täTk('T'(m" an eine:' günstigen Konjunkturentwicklung, 
stimmt. (Abg. Dr, Haider: Falsch!) und wir haben alles da,zu beigetragen, daß eine 

Weml dei' Hen' Finallzmi;ti~tel' am Beginn Konjunkttubelelnmg einkitt, 
seinN' Rede sagtt': "Die Budw,tpolitik der clemo- In den Besprechungen der Präsidenten der 
kratischen GeR~'llschaft ist heut,~ dag zeutTale hÜP"'PRsenvertretnngeu 'w;In!l,n die vom Beirat 
Illstrumentder \VirtsuhaftBpolitik", dann llnte, _ ; vOlge:'ichlagenen Maßnahmen be"aten und diese 
stTeichell wir Sozialisten diesnn Satz 1'011 und I dann cl'} I' Bunfh~~p'egie' ung als konj'l"aktur­
ganz. Wir habt,u dies aber immer hetollt und I p,olit,i~;che Empf(:'hlnn~ übe,,'mittolt. Eine di~ser 
uns in der Zeit der Koalitiml in diespl' Rieht:mg! Empfehlungen W<lr dIe Beschlußfassung emes 
einige Male durchdt'b~('m können - nicllt ganz, i EnmtualbudgetR, das aUf>l'eichellde öffentliche 
weil damals diese 'Meinung in der Öf>ter-', Investitionen ennög1iehe~l sollte. Dies vo~' 
reichischen Volkspal tei noch nicht vorhanden aUt>:m des~egen, weil die ,U ms.tell~~ng del: w: olm­
gewesen ist. I baufinallzIenmg, auf dw dIe OsterrelChlsche 

Aber 111m will ich mich mit einigen Punkkll! Vollulpa!tei so stolz wa;', bei dPT Banwirtschaft 
der Bndgetpolitik h"8chäftirwn: jzn ~iwl- Aufkagdlück:; gefühlt hat, die GfJ-

Der Herr Fhlau70ministe~ hat in seim·;'1 welkschaft und Ba.uhnlmg mit etwa 1,4 Mil­
Budgekede die' Konjun ktlr,(~ntwicklul1g im Ilia!'\len Schilling b'~lPch!lCt haben, und wi:' in der 
heuTigen Jahr gei'lchildm't uIlfT den KOH,ilrnk- I Bauiadw'lt,i,. daho~' an dif>w'm Konjnnktur­
turaufschwung ~:mf da,:;; KO';Jt,() I!{~i' ö\rp-}{pgiv-: .t'lfschwung nieht t(\ihwhmen kö,meu, 
lung :.r,n buchen -versncht, Ei' ::;agte: "An. dnr I VVil' wa,ell nUH da"übe!' im klaren, daß ange­
Wende zn 1968zf:'igtell sich die er!,;ten AnzJichen . sichti:\ der schwachen Nachfrage in cloT' östm'­
einer Wiederbelebung der interllationalell Kon- reichii:\ehen Wirtschaft nur eine auf breiter 
junktur. Dennoch hat die Bnndesrögie;'nng Front erfolgende Steigerung der p:dvaten Nach­
ihre Politik der Konjunktlln~tützung fco: tg\'~elizt f~'agt' eine Tasche Konjunktlri'belebung he1-
und besonders durch eine AuftJ-agsln>Jlung zu beifüh:-enkö-::mte. Wir Rahen als G~we-kschafts­
Jaluesbeginn und zusätz1iche ~a.chfrag,,-')- I beweg",mg unSele Aufgabe dm'in, Lohllbewp-­
impulse dureh die Freigabe VOll 1,2 lVIilliarden I glHl.gen tbl'chzus(,t,Z(U, die groß genug sein 
Schilling aus delU Eventua1l1ä;llsha!t die i;aiso,l- I nnlßtell, um einn~'s{~it~ Kaufk aftve, .. luste der 
schwachen Monate desFrühjahre~ unü'i'sti'ltzt." A,beitnehme>' i'lfolge de,' Preissteigemngen 

Sehr verehrte Damen ll:i1U Herren! Diese [mFl~mgh~ichen und ande',,,,;';;eits oiJ1!~ ausl'cichen­
Darstellung ist zu einseitig ausgefan'tl, denn de Steigel ung der Nachfi'age nach a,l1ün mög­
der Herr Finanzmilliste'" versucht anscheinend liche-n Waren und Dienstleistungen herbei­
angesichts der wenigen Edolgedieser Regiw. ung, wführell. 
Maßnahmen für diese Regienmg ~u Teklamieren, "Til' könne,} IH'ut,· festRtellen, daß diese 
dip bei Gott llicht von ihr ausgegangen sind. Lohiibl'w,,~gll'lg; ilh"~ Zipln, RO wie wi,' es geplant 
In deT Wirti'lchaftspolitik ist es abc" so, daß hab,\ll, Pl, eicht. h11G, Dil'eh sit) konnte eino 
falsche Erldä,- Ullgen zu falschen SchlnßLlw.~- raschi' KOiljnnktw hdelmng eingeleitet werden, 
rungen führen könne,l und d{~ß fahehe Schluß- die etwa im zw.,:dt.cu Viertd dieses Jahres ein 
folgerungen zn v<,dehlten Maßnahmücl hezie- wenig fühlh::t" Wlll'i1t~, ZW,l," wu; dPil uns, als 
hungsweise daz't! führen, daß notwl"ndige wif' mit dit':'3(,l' Aktion b{:'gau'vm, VOll Regie­
~iaßnahmen unterlassen werden. nmgs- unrt Unte;'Tldune',seite Vorhalte ge-

Ich muß dahe,', Hohes Haus, einige gI'uncl- macht. :Ylall mühk, daß mit diesen Lohn­
legende Korrekturen an dieser Darstellung der bew"egungen ebell eim' Kostn11Rteigelung ve:-­
Konjunkturentwicklung des Herrn Finallz- hunden sein müt.se, clip rIas schwache Flämm­
ministers anbringen und sagen: ehen der KonjunktUl', die sich anbahnt, wieder 

Im September des vergangenen Jahres zum Erlöschen brülgen könnte. 
wurden die Piäsidenten der Interessenvertre- \Vir können heute feststellen, daß es gut 
tungen vom Wirtschaftsbeirat darauf aufmerk- gewesen ist, daß wir uns durch diese Parolen 
sam gemacht, daß die Konjunkturentwicklung nicht haben aufhalten lassen, diese Politik für 
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die Konsumenten und damit die Politik für 
Konjunktu·. impulse dm chzufüh-:'en , denn bei 
der wi' tschaftspolitischen AusE'p-'ache der Bun­
desregier ung mit den Mitgliedern der Pal i­
tätische:n Kommission konnte der LeiteT des 
Wi, tschaftsfo' schungsinstituts, Piofesso~' Nem­
schak, darauf hinwoisen, daß die Konjunktur 
in diesem Jahr von der Konsumentennach­
f, age und von der N ach[ age des Auslandes 
getragen worden war. 

Er sagte abor auch noch etwas, 
und zwar daß "die Aus~ üstungsinve-
stitionen im gewe blichen Be: eich angesichts 
deI' sta- keu P',oduktionsausweitullg, der nicht 
ungünstigen Gewinn- und Kostonlage im 
HOi bst stä ker einsetzen müßten". Das wa:' 
die Aussage des Leiters des WL tschafts­
forsch u ngsinstitu tes, 

Und wenn wi" uns nun heute die F'age VOf­
legr·.n, ob die Untclnehmer diese Chance ge­
nützt haben, müssen wir leide:' sagen, daß bis 
jetzt von eine, Belebung da: Inveptitionstätigkeit 
wonig zu 8PÜ' en ist, Dies gilt für die Investi­
tionen in der P .. ivatwü tschaft ebenso wie für die 
Investitionen der vOlstaatlichten Untel'neh­
mungen. 

Des we'iteren hat die Regierung durch ih"e 
Finanz- und Budg/3tp01itik abe:;: <tuch die 
fLlanziclle Lage de,' Lä'ldcT und Gemeinden 
bedenklich vClschkchte: t. Die Gemeinden 
h<tben steigende Schwie; igkeiten mit der Fi­
nanzie: ung jener InveRtitionen, von denen in 
einem hohen G' acl die Gesundheit de~' Bewöllco­
rung und die Gesundheit unse:'ol' GeRclkchaft 
abhä'_lgen - ich meine den Bau von Spi­
tä1e:n und Schulen, den Bau von Wasse;'­
leituJl gen, von Abwä,se= J einigungsalllageB nnd 
die Schaffung VOll G' ür flichen und Kinde> 
gäc'ten, das, was wir zur InL ast=- uktm' zu 
zählen haben. 

Die meisten Läclder' und Gemeinden haben 
jedoch die wi: tschaftlichell und gesellschaft­
lichen Notwendigkeiten mkannt und haben 
t' otz ven inge' tel' Einnahmen ehr eh Rück­
g' iff,~ l1,uf iln'l Rese' VO,l und V C' grö Be; nng ih,'e',' 
VC'rF'chuldung ih-e Investitionen gntätigt. 
Dafü: kö',men wir den in diesen Kö' pe, schaften 
Tätigen Dank sagen, woil sie mit dazu bei­
get- agon haben, die Konjunktur ein wenig 
mehl' zu beleben. 

ER ,väre aber eine Illusion, zu glauben, daß 
die Lä-lder und Gemeinden ih~'e Investitions­
politik fo' tsetzen kö',men, wenn ihnen dm eh 
die Finanzpolitik der ÖVP-Bundes: agie] ung 
die Einnahmen woite: hin ausgehöhlt wer den, 

Wenn wir feststellen müssen, daß auch die 
VeI staatlichten Unter nehmungen in ih:en In­
vestitionsanst' engungen hinter unseren Er­
wal tungen zurückgeblieben sind, dann wollen 
wir das weder den Arbeitern noch den Angestell-

ten noch der großen Zahl der leitenden Per­
EÖ:1.lichkeiten anlasten. Wir haben zu lange 
die bittere E- fah: ung gemacht, daß die ÖVP 
tc'otz gegenteiliger Beteue:: ungen die Entwick­
lung der ve: staatlichten Bet~ iebe schwerstens 
behindert hat! Es gab Pe: EÖ,'llichkeiten in den 
Leitungskörperschaften, die das wollen und 
die eine Ausweitung, ein Fortschreiten in den 
Bereich der Weite: ver al beitung abgelehnt und 
cladu: eh den Bet' ioben eine Hemmung auf­
erlegt haben. Es gab eine Politik des Schrump­
fens, und man hat va' gessen, daß ge- ade mit 
der Expansion der G-, und- und Schlüssel­
inclust',ie eben eine neue Konjunktu:c welle ein­
geleite:t werden kann. 

Die Österreichische Volkspa::tei redet seit 
1966 von der Reo: ganisation im ve, staat­
lichten Be~ eich, aber ich muß feststellen, daß 
sie jetzt - von 1966 bis heute - genau.so­
wenig bereit war, positive Leistungen zu e1'­
bi"ingen wie seine- zeit, als wir noch im Vier­
zehne~ ausschuß beisammengesessen sind und 
uns um die Reo' gal1isation der ve:staat­
lichten Unternehmungen bemühten, Wh' haben 
damals als sozialisti"che Fraktion des Vier­
zehne: ausschusses Übe: legungen angestellt, 
haben konle ete VO:'schläge ulltm keitet, aber 
es wUl'cle dann in der gemeinsamen Sitzung aU 
da,s, was Wil' vo~ get~'agen und vo:gelegt hatten, 
ßbgelehnt. D:-. Pittmmann hat damals im 
Jahre 1964 im Pa-Jament einen Be'jcht ge­
b: acht. Da' f ich heute da"an erinn81"ll, was 
zu den allgemeinen Ausfüh~ ungen im Vie",­
zehnc, komitee von den V Cl t'eteI n der Ö VP, 
unteT anele' en dem Ivmtigen Herrn Vizekanzler, 
Henn Prä'~identen Maleta, Hei'ln lug. H,1:-ra­
mach, Dr. Igler und a11 den Fraktionskollegen 
der ÖVP, gesagt worden ist: 

"Zu den allgemeinen Ansfühl ungen des 
Hel"ln Vizekanzh'~' s, Seite 1 bis 11, müssen die 
Vel keter clc",' ÖVP im Vierzehne: ausschuß 
feststellen, da.ß die vorliegenden Be:ichte der 
k bcitslG"eise nicht gezeigt haben, daß all­
gemeine Reo' ganisationsmaß'.n,ahmen ange­
sichts der Entwicklu.ng in der Pi oduktions­
technik wie in llm' Ma" ktsituatioll du ch eiüe 
st' affe KOl1zl)~ nfiik ung unbedingt e'c fo~ cle=- lieh 
e~ scheinen. Ganz im Gegenteil haben die Be­
'ichte" - so sagte man - "der A. beitslceise 
gezEdgt, daß keine Konzent- atio~l im g- oß:m 
notwendig ist und seh, wohl auch die histo-
1 ische Gesellschaftsform in der Lage ist, eine 
notwendige Abstimmung auf gemeinsame WiTt­
schaftszw0cke du" chzufüh- en." 

Es wu: de dann wdter gesagt: "Die A- beits­
kreise haben nicht die Aufgabe der Festsetzung 
der Investitionen, sonde:.n der gemeinsamen 
Beratung über Investitionen. Die A. beitslceise 
haben nicht die Aufgabe der Genehmigung von 
P: oduktiomp og~ ammen, sondern der fi'ei­
willigen Abstimmung von Produktionsprogram-
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men. Die Arbeitskreise haben nicht die Auf· Sorgen zu uns - verlangen Taten. Sie wollen 
gabe, gemeinsame Organisationen von Einkauf, nun end1ich einmal Entscheidungen. Die 
VeJ kauf und so weiter zu schaffen, sondern Regierung vertritt die Eigentumsrechte des 
die Al beitskreise haben die Aufgabe der gegen· Volkes an den Betrieben, daher muß sie als 
seitigen Information über Einkauf, Velkauf Verantwortliche auch dafür sorgen, daß dIe 
und so weiter." Betriebe und damit die Arbeitsplätze erhalten 

An anderen Stellen heißt es: "Dem Herrn bleiben und durch entsprechende Kapital. 
Vizekanzler das Recht der Abbel ufung von zufuhr so wie früher Ertrag bringen, arbeiten 
Mitgliede· n des Aufsichtsl ates einzu· ä:lmen, können. Glauben Sie, sehr verehrte Damen und 
ist eine Forderung, die übel' das dmzdt gültige Herren von der Österroichischen Volkspartei, 
Kompetenzgesetz 1959 und daher auch über daß man mit 175 Millionen etwas Bedeutendes 
das A1 beitsübereinkommen anläßlich der Re· leisten kann? Ich hätte gemeint, der Herr 
gieIungsbildung hinausgeht." Finanzminister würde ein Budget für eine 

moderne Industriepolitik vorlegen. 
Ich habe das deswegen erwähnt, weil wir 

gerade jetzt bei der großen Diskussion um die Auch Kollege Dr. Kreisky hat darauf 
Reorganisation sind und weil die Vertreter verwiosen, daß wir im Jahre 1953 mit einem 
dür Östcrreichischen Volkspartei in der Öffent. Investitionsprogramm, das sehr wohl der 
lichkeit so tun, als ob erst jetzt durch ihre In. Grundstoffindustrie und auch Bahn, Post 
itiative etwas geschieht. Das, was sie jahre. und Energiewirtschaft Impulse gegeben hat, 
lang verhindert haben, darüber reden sie dieser Wirtschaft - nämlich auch der pri. 
wohl, als sollte es geschehen. In Wirklichlwit vatun, im weitesten Umfang der privaten 
geschieht noch immer nichts, denn die ÖlG I vVirtschaft - die Möglichkeit gegeben haben, 
hat zwei Gutachton. ausarbeiten lassen, und' sich zu erholen und sich für den Weltmarkt 
diese zeigen, wie richtig wir Sozialisten die Pro· i vorzuboreiten. 
bIome schon im Jahre 1963 gesehen haben. I 'Vir können aber sagen - wenn wir den 
Die Gutachten von Booz·Allen & Mayek i österreichischen Kohlenbergbau hernehmen-: 
und dos Leobener Professorenteams - die beide i Wo bleibt der in der RegierungserkJänmg 
sdlr ausführlich sind -. kommen doch zu ähn· I von 1966 nfJllOrlich versprochone Energieplan ? ! 
lichen Ergebnissem wie wir, ein wenig unter- i Wenn man anfragt, heißt es: Im Koron-Plan 
schiedlich wohl in don Ausführungen, aber I steht, welche Ministerien für die Erstellung 
sie sagen: Konzentration und Programm. I eine·s Energieplanes verantwortlich zeichnen. 
bereinigung sind notwendig, unumgänglich - Aber es steht nur auf dem Papier; es ist 
notwendig! Die Modürnisierung der Botricbe: bis heute nichts geschehen. 
ist dringend - um modornisieren zu können, i Man spricht um scheinbar von dieser Dring. 
braucht man Geld für Inv:estitiol1(,n .. Die Gut· I lichknit abzuI~mken _ zumindest liest man 
achten sprechen von emem Kapltalbeuarf dies in den Zeitu gen - von der Nutzung 
von etwa 3 MiUiarden S?l~illing in drei Jahren der Atomenergie. nWir haben nichts dagegen, 
oder pro Jahr von 1 MIlliarde! daD wir uns auch mit diesem Problem beschäf. 

Ieh frage nun, nachdem ja auch die Regie. tigon. Ich glaube aber, für die österreichische 
rnng diese Gutachten kennt, oder sie ihr Wirtschaft wäre es derzeit zweckmäßiger -
zumindust von den verstaatlichton Dutt,r., noch dazu, ·wo wir die nötigen Kapitalien 
nehmungen unt,erbreitet worden sein dürften: ! nicht in dem Ausmaß zur Verfügung stellen 
Was bietet die Regierung im Budget für diese! können -, daran zn 'denken, mehr noch der 
notwendigen ReorganisationsmaDnahmen ? Ich 11 Umwandlung der österreichischen Kohle in 
darf Ihnen sagen: Im Jahre 1968 haben ·wir elektrische Energie in kalorischen Werken 
gngon die geringe Budgetpost von 199 Millionen I den Vorzug zu geben. Damit würden den 
Schilling argumentiert, Aber im Jahre 1969, Burgarheitern die Arbeitsplätze gesichert und 
wo doch diuse Reorganisation sehr rasch für die Bevölkerung in diesen Bergbaugobietcn 
durchgoführt werdün sollte, werden weniger doch Sicherheit und Wohlstand geschaffen 
MilJionon eingesetzt als 1968, nämlich nur werden. 
mehr 175. 

Meine Damen und Herren! So kann man 
eine Reorganisation nicht durchführen. Es 
hat wenig Sinn, wenn man an Sonntagen den 
Leuten erklärt, eS werde alles geschehen, 
damit die Arbeitsplätze gosichert werden, 
damit «ie Betriebe die nötigen Mittel bekom· 
men, um eben wieder expandieren zu können. 
Die Arbeitnehmer - wir haben mit ihnen 
den engsten Kontakt, sie kommen mit ihren 

Ein weiterer Enorgieträger, nämlich die 
·Wasserkraft, sollte ausgebaut ",-erden. Mit 
der Fortsetzung des Ausbaus der Wassorkräft!J, 
unter anderem auch mit dem Ausbau der 
Donaukraftwerke, gewill....llen wir ja, sohr ver­
ehrte Damen und Herren, nicht nur Strom, 
nicht nur elektrische Energie, sondern wir 
können damit auch eine moderne Wasserstraße 
schaffen, die uns in Zukunft als Transport. 
weg in unserer wirtschaftlich und geographisch 
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schlechten Lage helfen könnte. Wir wissen, I die österreichische Wirtschaft mit ihrer Wachs­
daß einer modernen Wasserstraße in Zukunft tumsrate nicht einmal die erschreckend nied­
große Bedeutung zukommen wird, aber für rige Prognose der OECD - diese hatte uns 
diese für die Arbeitnehmer und für die Wirt- ja ein 3,8prozentiges Wachstum im langfristi­
schaft so wichtigen Anliegen stellt man keine gen Durchschnitt vorhergesagt - erreichen 
Beträge zur Verfügung. wird. 

Von der Reorganisation der verstaatlichten Das Programm zur Reform der österreichi-
Betriebe und dem Energieplan wird viel ge- schen Wirtschaft hat dem Kollegen Machunze 
sprochen. Aber in den zweieinhalb Jahren Anlaf.\ gegeben, große Teile daraus vorzulesen, 
der ÖVP-Regierung ist nichts geschehen. un~ auc~ KoJIege Graf hat sich freundlicher­
Daß eine Expansion der österreichischen Wirt- ~eI8e ~I~ dem Pr.ogramm zur ~ef?rm der 
schaft auch eine Stärkung ihres Rückgrats, losterrelchIschen WIrtschaft beschaftlgt. Ich 
nämlich der Grundstoff- und Schlü8selindu-1 will nur hoffen, daß sehr oft noch über dieses 
strie erfordert, scheint auch heute noch i Programm hier gesprochen wird und daß man 
man~hen Leuten nicht begreiflich zu sein. das, was man liest, auch zur Kenntnis nimmt 

und sich bemüht, diese richtigen Erkenntnisse 
Der Herr Finanzminister hat sich in dem mit unS in die Tat umzusetzen. (Beifall bei 

nach ihm benannten Plan für eine forcierte .x . . . . der SPu.) 
Indust~Iepohtlk ausgesprochen. Wenn wIr Das Programm zur Reform der öster-
a.ber.~elI~Budgetdaraufhm untersu~hen,.~as da-, reichischenWirtschaft, das die Sozialistische 
rm fur Cl~e sol~~e mod.erne Industr~epoh~I~ vor-I Partei ausgea.rbeitet und der ös.terreic. his~hen 
g~sehen Ist, ~usse.n WIf .feststellen. ~emger als Bevölkerung vorgelegt hat, weIst unS emen 
?Isher .. OffenslChthch-lC~ sagte eSeI?-ga~gs,es I Weg, wie wir aus diesem gefährlichen Kreis­
Ist meme Auffassung - 1st er auch m dIesem lauf von niedriaen Wachstumsraten _ Zu­
Punkt ~it ~e~nem. Konzept für .eine .. m?der~e rückbleiben hint~r der Entwicklung in West­
I~du~trIep~htIk, dIe. eben erst dIe Moghc~IkeIt europa _ und geringerer Konkurrenzfähig­
fur em großeres Wlrtschaftswachbtum bIetet, keit herauskommen können. Wir sind uns 
in seiner eigenen ~artei nicht dur?hgedrung.en. im klaren darüber, daß wir nicht nur Kon­
Durchgedrungen 1st dagegen dIe L~~dwlrt- junkturpolitik bet,reiben können, sondern auch 
schaft; dort werden ohne echte Begrundung, zur Verbesserunu der Struktur der öster­
ohne Agrarkonzept, das eine Anpassung der reichischen Wirt~chaft fortschreiten müssen. 
Pr?duktion a~ den Ab~atz im .I~- und Aus~and Wenn allerdings der Herr Finanzminister mit 
~~mhalten mußte, weItere MIllIonen zur Ver- seinen Reformvorschlägen, deren Zweckmäßig­
fugung gestellt. keit ich gar nicht anzweifeln will, weiterhin 

Gar kein Zweifel, daß die Erhaltung einer I So la,ngsam vorankommt wie bisher, dann, 
leistun~sfähigen .. Landwirtschaft fü~ de~ S~aat 1

1 

fü.rchte ich, werden wir in der Gesetzgebungs­
und seme Bevolkerung enorm WIchtIg 1St! pl>riode diflSer Regierung nur vereinzelte An­
Ist es aber sinnvoll, so zu subvention~eren, 1

1 

sätzo für eine Reorganisation erleben. 
daß von Jahr zu Jahr mehr SubventIOnen Der Herr Fin.anzministflr hat noch als 
gebraucht werden? Wir subv~ntionieren den I Staatssekretär im Frühjahr 1967 seine Re­
Anbau, die Aufzucht, den ÜberschuS~, de.n organisationsvorschläge auszuarbeiten hegon­
Verderb und den Export und finden, daß die nen; er ist dann - so scheint es mir - in 
Summen, die für diese Subventionen nötig sind, den innerparteilichen Zwistigkeiten fast unter­
immer grö~e~ werden ... Wir haben im. Jahre I gegangen, und erst jetzt, im September 1968, 
1965 1,3 MIllIarden dafur verwendet, WIr ver- . wird die vom Gewerkschaftsbund auf seinem 
wendete~ im Jahre 1968. 2,3 Mi~iar~e~l und I Bundeskongl'ef~ geforderte - leider auch sehr 
werden 1m Jahre 1969 WIeder 2,.:> MIllIarden I bescheiden ausgefvllene - Ausweitung eines 
verwenden, obwohl ein Teil der Subventionen I! Investitionsfinanzierungsinstitut. 1'1, konkret ge­
auf Kosten der Konsumenten abgebaut wurde, sagt eIer Invflstitionskredit A. G. - sehr 
was Preiserhöhungen zutage gebracht hat. I spät, wie mir 8cheint -, zum Abschluß ge­
Trotzdem, obwohl ein Teil von den Konsu- bracht. Es wird über den Entwicklungs- und 
menten bezahlt wird, haben wir im Budget Erneuerungsfonds seit Monaten im Verbände­
wieder die Post von 2,3 Milliarden. komitee diskutiert, wirksam und spürhar 

So wie die Förderungsmaßnahmen der Land- werden dürfte er günstigen.falls Anfang 1969. 
wirtschaft revisionsbedürftig sind, zeigt sich Die Geldwirtschaftsgesetze, durch die unser 
auch, daß die sogenannten Wachstumsgesetze Geld- und Kreditapparat mit seinem er­
- von denen mein Parteifreund Kreisky starrten und überhöhten Zinsniveau reor­
ebenfalls gesprochen hat - nicht den so ganisiert werden soll, sind, so glaube ich, 
großsprecherisch vorausgesagten Erfolg ge- bis heute im Interessenkonflikt des Finanz­
bracht haben. Wir müssen leider feststeHen, ministers und der Banken, Sparkassen und 
daß im Prognosezeitraum von 1967 bis 1970 Raiifeisenkassen hängengeblieben. 
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Wenn wir uns nun gar die Frage vorlegen, Gelingt es uns nämlich nicht, die notwen­

ob durch die Budgetpolitik der Regierung digen Infrastruktur-Investitionen zu finan­
irgend etwas zur Belebung der Konjunktur, zieren, dann kann auch von einem nominellen 
zur Verbesserung der Struktur der öster- Zuwachs unseres Sozialprodukts von 8 Prozent 
reichischen Wirtschaft und zur Ermöglichung keine Rede sein. Ohne diesen Zuwachs aber 
eines langfristigen und gesunden Wachstums kann es nicht zu den erforderlichen Steuer­
getan wird, so begeben wir uns buchstäblich einnahmen kommen. 
in eine Geisterbahn der Finanzpolitik. Die Hohes Haus! Ich habe bisher vorwiegend 
Budgetvorschau des Beirates für Wirtschafts- von der Ausgabenseite des Budgets gesprochen, 
und Sozialfragen, die der Herr FinanzminiE.ter es kann aber, wenn ich so sagen darf, die 
bei seiner Budgetrede erwähnt hat, zeigt Kehrseite der Medaille, also die Einnahmen­
uns eine Zunahme der Staatsschuld bis 1971 seite des Bundebfinanzgesetzes für 1969, nicht 
auf etwa 60 Milliarden Schilling und ein unbeleuchtet bleiben. 
Budge~~efizit, das,. ohne daß .die öffentlich~n Einer der wichtigsten Grundsätze des mo­
InvestItIOnen ausreIchend dotIert werden, Im dernen Wohlfahrtsstaates - und zu einem 
Jahre 1971 bei 22 Milliarden Schilling liegen solchen bekennen sich doch auch die fort­
~ird. Wenn ich von ~usr~ichende.?- .Investi-I schrittlichen Unternehmer unseres Landes -:­
tIOnen spreche, so meme ICh naturhch ~en ist das gerechte Tragen der Lasten. MIt 
erforderlichen Zuwachs der Ermessenskredite, anderen Worten: Die wirtschaftlich Schwä­
denn ohne diesen Zuwachs werden wir nicht cheren sollen weniger und die wirtschaftlich 
in der Lage sein, die Gemeinschaftsbedürf- Stärkeren stärker belastet werden. 
nisse der österreichischen Bevölkerung zu be­
friedigen. 

Aber auch hier zeigt das Programm der 
Sozialistischen Partei in seinem Kapitel, das 
sich mit der Infrastruktur beschäftigt, wie 
wir uns eine Verbesserung der Infrastruktur 
vorstellen, welches Ausmaß die Infrastruktur­
Investitionen haben müßten, um ein ge­
sundes Wachstum des unmittelbar produ­
zierenden Bereichs der österreichischen Wirt­
schaft zu ermöglichen. Oder anders aus­
gedrückt: Wenn wir keine leistungsfähigen 
Bundesbahnen, wenn wir kein leistungsfähiges 
innerstädtisches Transportnetz, wenn wir keine 
leistungsfähige Post und keine ausreichende 
Elektrizitätsproduktion und -verteilung haben, 
dann kann auch das Volkseinkommen nicht 
zunehmen, weil unüberwindliche Engpässe 
auftreten. Besonders ernüchternd ist in dieser 
Beziehung das Ausmaß der Investitionen 
in diesem Budget, über das wir beraten. 
Es ist nämlich vorgesehen, daß insgesamt 
16,9 Milliarden zur Verfügung gestellt werden. 
Im Jahre 1968 waren es noch 17,5 Milliarden. 
Auch daraus sieht man sehr deutlich, daß 
von dem, was man wollte, nichts übrigge­
blieben ist, weil für eine moderne Investitions­
politik zuwenig Mittel in diesem Budget ent­
halten sind. 

Das gilt vor allem für Bahn und Post. 
Auch in anderen Bereichen sieht eS sehr be­
trüblich aus: Für den Schulbau zum Beispiel, 
der wahrlich dringend ist, sind geringere 
Mittel vorgesehen als selbst 1967. Berück­
sichtigt man die Anleiheermächtigung, dann 
stellt man fest, daß auch für den Wohnbau 
weniger vorgesehen ist. 

Ich muß aber nochmals auf die länger­
fristige Problematik zu sprechen kommen. 

Die Entwicklung der Steuereingänge charak­
terisiert die Politik der derzeitigen Bundes­
regierung wohl am besten und eindeutigsten. 
Bei den direkten Steuern ist ein besonders 
rasches Wachsen der Eingänge aus der Lohn­
steuer der Arbeiter, Angestellten und Be­
amten zu beobachten, während die Gewinn­
steuern der Unternehmer durchwegs rück­
läufig sind. 

Die Eingänge aus der Lohnsteuer werden 
im Jahre 1969 laut Bundesvoranschlag von 
6,5 MiJIiarden im Jahre 1968 auf 8,2 Mil­
liarden Schilling ansteigen - und das ohne die 
zehnprozentige Sonderabgabe vom Einkommen, 
die ab 1969 eingehoben wird. Diese Sonder­
abgabe bringt ja zusätzlich von den Unselb­
ständigen einen Betrag von 820 Millionen 
Schilling. 

In der gleichen Zeit werden die Eingänge 
aus der veranlagten Einkommensteuer von 
7,6 Milliarden Schilling auf 7,1 Milliarden 
Schilling sinken - sicherlich kommt auch 
dort der zehnprozentige Zuschlag von etwa 
710 Millionen Schilling hinzu -, jene aus der 
Körperschaftsteuer von 2,6 Milliarden auf 
2,2 Milliarden Schilling und jene aus der Gewerbe­
steuer und Bundesgewerbesteuer von je 2,5Mil­
liarden auf je 2,4 Milliarden Schilling zurück­
gehen. (Der Präsident übernimmt wieder 
den Vorsitz.) 

Das ist aber nicht eine einmalige kon­
junkturelle Entwicklung! Während die Lohn­
steuer Jahr für Jahr - mit Ausnahme des 
Jahres 1968 - steigende Erträge aufzuweisen 
hat, sieht das Budget 1969 die niedrigsten 
Körperschaftsteuereinnahmen seit 1963 vor. 

Auch bei der Gewerbesteuer ist ein Ertrag 
veranschlagt, der nur wenig über jenem des 
Jahres 1964 liegt. 

638 
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Seit 1966 wird von der ÖVP-Regierung das 

Budget erstellt. In dieser Zeit sind die Ein­
gänge aus der Körperschaft- und der Ge­
werbesteuer zurückgegangen, die Eingänge 
aus der Einkommensteuer haben sich um 
24 Prozent erhöht, die Eingänge aus der Lohn­
steuer haben jedoch um 43 Prozent zugenom­
men! 

Seit Jahren versucht die ÖVP-Regierung 
die Wirtschaftspolitik fast ausschließlich da­
durch zu machen, daß sie jenen Unter­
nehmern Steuersenkungen gewährt, deren wirt­
schaftliches Verhalten mit den Absichten der 
Regierung übereinstimmt, nämlich mit dem 
Teil der Unternehmer, der sich gegen eine 
moderne Industrie-, Gewerbe- und Handels­
politik wehrt! Diese Politik der Steuerge­
schenke haben wir für Gefälligkeitsdemokratie 
gehalten. Es wird aber nun immer klarer, 
daß die ÖVP tatsächlich glaubt, allein mit 
Steuergeschenken, die in Form der Gieß­
kannen- oder - wie der Herr Finanzminister 
einmal sagte - in Form der Zuckerstreume­
thode gegeben werden, Wirtschaftspolitik be­
treiben zu können. 

Was ist das tatsächliche Ergebnis einer 
solchen Finanzwirtschaft? Die 'wirtschafts­
politischen Ziele wurden verfehlt, die Aus­
höhlung der Staatseinnahmen wurde dagegen 
erreicht. 

Eine ausreichende Wachstumsrate ist aber 
nicht nur eine Frage der Investitionen, son­
dern auch eine Frage der guten Ausbildung 
und des richtigen Einsatzes der Arbeitskräfte. 
Ich pflichte dem Herrn Finanzminister bei, 
wenn er sagt: 

"In der gesellschaftlichen und politischen 
Realität zählen jedoch nicht nur die Wachs­
tumsprozente einer Wirtschaft, sondern eben­
so die Lasten und Härten, welche die Menschen 
im wirtschaftlichen Anpassungsprozeß tref­
fen." 

Aber wo sind, Herr Finanzministel, die 
Maßnahmen, die hier Abhilfe schaffen sollen?! 

Der Österreichische Gewerkschafts bund und 
die Sozialistische Partei fordern schon ~eit 
vielen Jahren die Entwicklung einer aktiven 
Arbeitsmarktpolitik und die Verbesserung der 
Berufsausbildung. Die notwendigen gesetz­
lichen Maßnahmen sind aber bis heute am 
Widerstand der Gewerbepolitiker gescheitert, 
die nun Angst haben, daß sie, die nur mit den 
billigsten Arbeitskräften konkurrenzfähig sind, 
diese Arbeitskräfte durch Umschulungs­
maßnahmen und Umsiedlungsmaßnahmen 
vielleicht verlieren könnten. Wenn wir eine 
aktive Arbeitsmarktpölitik wie beispielsweise 
Schweden hätten - man stellt uns für 1969 
ja nur 129 Millionen Schilling zur Verfügung; 

der Betrag, der hiefür erforderlich wäre, 
ist weit größer -, dann könnten manche 
Probleme und manche Schwierigkeiten über­
wunden werden. Dann hätten wir sehr wahr­
scheinlich nicht das Bergarbeiterproblem, für 
das wir heute keine andere Lösung sehen als 
die Herabsetzung der Altersgrenze für die 
Pension. 

Sehr verehrte Damen und Herren! Die 
österreichische Wirtschaft, die den Bergarbei. 
tern so viel verdankt, hat diese leider weit. 
gehend im Stiche gelassen und hat sich als nicht 
fähig erwiesen, ErsatzarbeitspJätze zu schaffen. 

Wir sind uns in der Gewerkschaft und in 
der Sozialistischen Partei darüber im klaren, 
daß wir uns auf internationaler Ebene nur 
behaupten können, wenn wir die Wirtschaft 
modernisieren und rationalisieren. Aber natür­
lich wollen wir, wenn durch die moderne 
Technik die Leistungsfähigkeit der Arbeit­
nehmer einerseits gesteigert, die nervliche 
Anspannung aber ebenso erhöht wird, die 
Gesundheit unserer Kolleginnen und Kollegen 
verteidigen. Außerdem wissen wir, daß die 
deutschen Wirtschaftsforscher mit einer jähr­
lichen IOprozentigen Leistungssteigerung im 
Fabrikationsbereich, einfach auf Grund des 
technischen Fortschritts, rechnen. Innerhalb 
dieser Perspektive ist eine Arbeitszeitver­
kürzung - glaube ich - gesundheitspolitisch 
und sozialpolitisch erforderlich, aber auch wirt­
schaftspolitisch und technisch möglich. 

Ich darf an folgendes erinnern: Im Jahre 
1959 wurde in Österreich die 45-Stunden-Woche 
eingefühlt. Auch damals wurde gegen die 
Arbeitszeitverkürzung häufig eingewendet, daß 
es durch sie zu erheblichen Produktions­
einbußen kommen werde. Die ETfahrung 
beweist, daß dies nicht der Fall gewesen ist. 
Wenn ich aus dieser Zeit einige Ziffern der 
Statistik entnehme, dann sei gesagt: Wir 
haben mit Feber 1959 die Arbeitszeit von 
48 auf 45 Stunden gesenkt, und es ist gegen­
über 1958 eine Produktivitätssteigerung um 
6,2 Prozent zustandegekommen. Im Jahre 
1960 war gegenüber 1959 ebenfalls eine Pro­
duktivitätssteigerung von 7,4 Prozent zu ver­
zeichnen. Das heißt: Trotz der Senkung der 
Arbeitszeit haben wir eine Produktivitäts­
steigerung erreicht. Ich bin davon überzeugt, 
daß dies auch, wenn wir diese Forderung 
ernst angehen, bei einer weiteren Arbeitszeit­
verkürzung so sein wird. 

Man wendet ein: Ja man verkürzt die 
Arbeitszeit, um mehr Überstunden zu leisten. 
Sehr verehrte Damen und Herren! (Rufe bei 
der S PÖ: M u8sil, zuhören!) Sie müssen sich 
Statistiken vornehmen. Dort werden Sie 
finden, daß zum Beispiel die Wochenarbeits­
zeit im Jahre 1955 im Durchschnitt 46,6 Stun-
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den und im Jahre 1967 43,9 Stunden betragen 
hat. Wo sind die überstundenleistungen, die 
die Ergänzung für die Arbeitszeitverkürzung 
bringen? Das sind keine Zahlen, die wir 
erarbeitet haben. Das sind sicherlich Zahlen 
der statistischen Ämter. 

Der ÖGB hat aber die Forderung nach 
Arbeitszeitverkürzung nicht einfach aufge­
stellt und dabei die Meinung vertreten, daß 
sie ohne Rücksicht auf wh'tschaftliche Mög­
lichkeiten und wirtschaftliche Erfordernisse 
sofort durchgesetzt werden könne. Als das 
Verlangen gestellt wurde, die voraussichtlichen 
Auswirkungen der Arbeitszeitverkürzung auf 
40 Stunden im Wege einer gesetzlichen Rege­
lung durch den Wirtschaftsbeirat untersuchen 
zu lassen, haben wir sofort zugestimmt. Wir 
sind fest davon überzeugt, daß die Wachstums­
möglichkeiten der österreichischen Wirtschaft 
eine solche Arbeitszeitverkürzung gestatten, 
und wir wissen aus den Erfahrungen der 
späten fünfziger Jahre - wie ich Ihnen an 
Hand von Statistiken gezeigt habe -, daß sich 
die Arbeitszeitverkürzung durch entsprechende 
betriebliche Maßnahmen sehr rasch in eine 
entsprechende Produktivitätssteigerung um­
wandeln läßt, das heißt, sie kann meist durch 
entsprechende Rationalisierungsmaßnahmen 
kompensiert werden. Das ist das Problem, 
mit dem wir uns auch bereits bei diesem Budget 
zu beschäftigen haben. 

Ich bin eigentlich sehr froh, daß Sie mir 
die Möglichkeit zu einer Stellungnahme gegeben 
haben. Ich bin gegen meine Vorredner, den 
Kollegen Machunze und den Kollegen Graf, 
abgefallen, die ja hier eine große Show 
abgezogen haben, weil sie zum Budget etwas 
weniger sagen konnten oder wollten oder sich 
doch scheuten, etwas zu verteidigen, was Sie 
doch wahrscheinlich alle mitsammen beschließen 
werden. 

Abschließend möchte ich aber sagen: Beim 
Durchsehen alter Zeitungen - sie sind mir 
untergekommen, weil ich mir eben die Argu­
mente im Zusammenhang mit der Verkürzung 
der Arbeitszeit noch einmal ins Gedächtnis 
rufen wollte - fand ich auch eine Zeitung 
vom April 1966. In ihr war zu lesen: 

"Regierung verspricht: Senkung der Lohn­
und Einkommensteuer. Mehr und erschwing­
lichere Wohnungen. Bessere Schulen. Sanie­
rung der Bahn." 

Ich wollte hiemit nur einige Schlagzeilen 
vortragen. 

Meine Damen und Herren! Das waren die 
Versprechungen im Jahre 1966. '\Venn man 
heute das betrachtet, was geschehen ist, 
dann muß man sagen: Das war Ihr Programm 
1966, das waren die Versprechungen der 
Regierung, und mit jeder einzelnen dieser 
Versprechungen haben Sie ein Debakel erlebt! 

Während der Budgetdebatte werden Ihnen 
sicherlich einige meiner Parteifreunde Ihr 
Versagen Punkt für Punkt vor Augen führen. 
Wir Sozialisten - das sei hier gesagt - freuen 
uns nicht darüber, daß in den vergangenen 
Jahren so wenig für Österreich erreicht werden 
konnte und daß so viele Versprechungen 
nicht gehalten wurden. Denn wir haben 
immer Staatspolitik vor Parteipolitik gestellt. 
Wir waren immer und sind auch heute der 
Auffassung, daß alle konstruktiven Kräfte 
dieses Landes zusammenarbeiten müssen, damit 
diese Republik in den kommenden 50 Jahren 
eine ruhigere und glücklichere Entwicklung 
nehmen möge, als dies im ersten halben Jahr­
hundert ihres Bestehens der Fall war. (Leb­
hafter Beifall bei der 8 PO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Finanzminister . Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Koren: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Ich glaube, 
in der bisherigen Debatte ist in erster Linie 
Zweifel in die konjunkturelle Beurteilung, 
die ich in meiner Budgetrede zum Ausdruck 
gebracht habe, gesetzt worden. V 01' allem 
hat der Herr Präsident des Gewerkschafts­
bundes diesen Punkt angezogen und darauf 
hingewiesen, daß der Beirat für Wirtschafts­
und Sozialfragen im September 1967 Vor­
schläge erstattet habe, die der Bundesregierung 
zugeleitet worden sind, und daß in diesen 
V orschlägen eine pessimistische Gl'undhaltung 
hinsichtlich der Konjunkturel'wartungen zum 
Ausdruck kam. 

HelT Pl:äsident Benya! Ich, glaube, daß 
hier eine Verwechslung um ein Jahr vorliegt, 
denn dieser Bericht wurde, soweit ich mich 
erinnern kann, im September 1966 vom Bei­
rat ausgearbeitet und der Bundesregierung 
Anfang 1967 zur Velfügung gestellt; also 
ein Jahr früher, als Sie angeführt haben. 
Denn im Jahr 1967 wurde keinerlei Stellung­
nahme mehr zur Konjunkturpolitik - außer 
in den Gremien der Präsidenten der In­
teressenvertretungen und der Bundesregie­
rung - zum Ausdruck gebracht. 

Ich glaube, daß wir in der Darstellung der 
konjunkturellen Entwicklung im Jahre 1968 
doch weitgehend übereinstimmen, Herr Prä­
sident, denn auch ich habe in meiner Budget­
rede klar zum Ausdruck gebracht, daß die 
Belebung eindeutig eingesetzt hat, aber die 
Investitionsneigung noch immer auf dem 
niedrigen Niveau der Konjunkturschwäche­
periode verharrt. Allerdings habe ich hinzu­
gefügt, daß es sich hier zweifellos um eine im 
Ablauf von Konjunkturprozessen durchaus 
normale Erscheinung handle, denn wir wissen 
aus der Erfahrung, daß die Zyklen der In-
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vestitionsschwankungen um ein halbes bis 
zu einem Jahr hinter den Zyklen der allge­
meinen N achfr age nachhinken. 

Ich weiß heute aus den bisher eingegan­
genen Erhebungsergebnissen der Investitions­
befragung des W irtschaftsinstitu ts zum J ahres­
ende, daß die im Dezember zu erwartenden 
Ergebnisse schon wesentlich günstigere Daten 
zeigen werden als die bisherigen; das heißt, 
daß es auch jetzt schon deutliche Anzeichen 
einer Belebung der Investitionsnachfrage, also 
eine Reaktion auf den Konjunkturaufschwung 
gibt. 

Herr Präsident Benya! Als Sie hier über 
Strukturfragen sprachen, über die und über 
deren Ursachen im Grunde, glaube ich, Ein­
verständnis herrscht, habe ich es ein klein 
wenig unfair gefunden, die Verzögerungen, 
die sich im Laufe der Verhandlungen über 
die verschiedenen Teilbereiche ergeben haben, 
der Bundesregierung beziehungsweise dem 
Finanzminister anzulasten. (Abg. Benya: 
Nickt dem Minister, der Partei habe ich es 
angelastet 1) Sie wissen sicherlich, Herr Prä­
sident, daß wir seit dem Frühjahr dieses 
Jahres verhandeln, daß diese Verhandlungen 
sehr zügig geführt wurden, daß Ihre Experten 
dabei waren und daß in allen rn'ei Bereichen, 
über die wir verhandelt haben, nämlich so­
wohl über das Institut für Investitions­
finanzierung wie über ein Strukturver­
besserungsgesetz als auch über den Ent­
wicklungs- und Erneuerungsfonds, weitgehend 
Absprachen erfolgt sind und daß wir in allen 
diesen drei Bereichen noch in diesem Jahr zur 
Lösung kommen werden: entweder durch die 
entsprechenden Verträge und Abmachungen 
oder durch die Einbringung entsprechender 
Gesetzesvorlagen im Hohen Haus. 

Wenn Sie abschließend, Herr Präsident, 
auf Verlagerungen im Steueraufkommen ein­
gegangen sind, dann darf ich doch vielleicht 
darauf hinweisen, daß diese Verlagerungen 
zwischen der im Abzugsweg erhobenen Lohn­
steuer und der auf dem Veranlagungsweg ein­
zuhebenden Einkommensteuer und KÖJper­
schaftsteuer nicht etwa auf steuergesetzliche 
Änderungen zurückgehen, sondern eindeutig 
die Folge von Verschiebungen der Einkom­
mensentwicklungen zwischen diesen bei den 
:Bereichen, also Ausdruck der Tatsache sind, 
daß nun das Körperschaftsteueraufkommen 
geringer wird, weil sich die Ertragslage der 
großen Unternehmungen, nämlich der Körper­
schaften, in den Jahren 1965, 1966 und 1967 
im Zuge der Konjunkturabschwächung ver­
schlechtert hat und nun eben entsprechend 
geringere Steuereingänge für diese Jahre zu 
erwarten sein werden. Ähnlich verhält es 
sich mit dem Aufkommen an Einkommen-

steuer. Auch hier beweisen die Zahlen ein­
deutig, daß in den Jahren etwa ab 1962/63 
die Lohneinkommen - das zeigt die volks­
wirtschaftliche Gesamtrechnung - stärker 
gestiegen sind als die Unternehmereinkom­
men - erheblich stärker, woraus sich zwangs­
läufig eine Verschiebung zwischen diesen 
Steuerarten ergeben muß. (Abg. lng. H ä'User: 
"Muß" 1) Ergeben muß. Selbstverständlich, 
Herr Pläsident Häuser. (Abg. lng. Häuser: 
Für 1969 sind bei der Lohnsteuer die Ansätze 
um 30 Prozent höher als 1968! Das "muß" 
sich aU8 der siebenprozentigen Erhöhung der 
Löhne und Gehälter ergeben! - Abg. Dr. M us­
sil: Wenn man rechnen kann, ja! - Heiter­
keit. - Abg. [ng. Häuser: Ah so I) Herr 
PI äsident Häuser! Jedenfalls liegen dieser 
Veränderung keine steuergesetzlichell Än­
delungen zugrunde. Es wurde also nicht 
etwa der Tarif der Lohnsteuer vel'schlechtert 
und ein anderer Vel bessert. (Abg. lng. H äu­
ser: Nicht gesetzliche Änderungen, sondern 
die Steueranwendung liegt zugrunde!) In der 
Anwendung gibt es doch keinen Spielraum, 
eIer solche Vel änderungen möglich machen 
würde, Herr P;äsident! (Abg. Ing. Häuser: 
Das glauben Sie doch selber nicht 1 - Abg. 
Hab er l: Stundungen oder nicht?) 

Ich möchte zu diesem Punkt noch ein ab­
schließendes Wort sagen. Herr PI äsident 
Benya! Sie el wähnten, daß in Deutschland 
Erhe bungen ergeben hätten, daß eine zehn­
prozentige Leistungssteigerung pro Jahr denk­
bar wäre. Das ist relativ viel. Ich glaube, 
daß im Durchschnitt mehrerer Jahre eine so 
große Leistungssteigerung nur in einzelnen 
Bereichen der Industrie, auf alle Fälle aber 
nur im industriellen Bereich schlechthin mög­
lich ist. Das bedeutet a.ber zwangsläufig, 
daß in einem sehr weiten Bereich der Wirt­
schaft bei weitem nicht ähnliche Ergebnisse 
erzielt werden können. In dem gesamten 
Bereich der Dienstleistungen, beim Handel, 
beim Verkehr und so weiter, in dem gesamten 
Bereich des öffentlichen Dienstes sind ähn­
liche Leistungssteiger ungen, wie sie im tech­
nisierten Produktionsprozeß durchaus denk­
bar sind, zweifellos nicht möglich. Das heißt 
daher, daß man für global wirtschaftliche Ver­
änderungen nicht von der möglichen Fort­
schrittsrate der Produktivität in der Industrie 
ausgehen sollte, sondern nur von der mög­
lichen Fortschrittsrate der Produktivität einer 
GesamtwiTtschaft. 

Hohes Haus! Ich darf abschließend noch 
auf einige Punkte eingehen, die der Herr Ab­
geordnete Peter zur Sprache gebracht hat. 
Herr Abgeordneter! Ich habe nicht aus dem 
Bericht des Wirtschaftsforschungsinstitutes ab­
geschrieben, sondern in meiner Budgetrede 
auf Seite 8 ausdrücklich dal'auf hingewiesen, 
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daß ich Ergebnißse des Wirtschaftsforschungs­
institutes verwende. Ich habe also die Quelle 
zitiert, die ich verwendet habe. 

Wenn Sie, Herr Abgeordneter Peter, dann 
auf die mittelfristige Politik eingegangen 
sind, darf ich vielleicht auf meine Budget­
rede verweisen, in der ich mich mit dieser 
Frage beschäftigte. Ich habe dort ausgeführt, 
daß eine große Diskrepanz besteht zwischen 
dem, was in der politischen Praxis anwendbar 
ist, und dem, was im theoretischen Bereich 
diskutiert und zum Teil auch exerziert wird. 
Ich wagte nur darauf hinzuweisen, daß in 
keinem Land, auch nicht in jenen Ländern, 
in denen es Organisationen für die Durch­
führung von mittelfristigen Prognosen oder 
Projektionen gibt, die politischen Entschei­
dungen in diesen Gremien fallen, sondern in 
den dafür vorgesehenen, nämlich in den Re­
gierungen und Parlamenten. Ich wollte nur 
zum Ausdruck bringen, daß ich es derzeit -
und ich sehe bisher in keinem Land eine 
solche Vorgangsweise - nicht für möglich 
halte, wirtschaftspolitische und politische Ent­
scheidungen schlechthin dem Computer zu 
überlassen. Ich danke schön. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Ab­
geordnete Czettel. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Czettel (SPÖ): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Meine Partei­
freunde Dr. Kreisky und Präsident Benya 
haben den grundsätzlichen Standpunkt unserer 
Fraktion, den wir zu dem vorgelegten Budget 
einnehmen, ausführlich dargelegt. Es war zu 
erwarten, daß die Sprecher der Regierungs­
partei verschiedenes unternehmen werden, 
um von den wirklichen Schwächen dieses 
Budgets und der Politik dieser Regierung ab­
zulenken. 

Der Herr Abgeordnete Graf hat sich in 
dieser Aufgabe offenbar besonders wohlge­
fühlt und hat einige Attacken gegen unseren 
Parteivorsitzenden beziehungsweise gegen unser 
Wirtschaftsprogramm geritten. 

Ich möchte zunächst nur zu einer Frage, 
die Herr Abgeordneter Graf angeschnitten 
hat, eine KlarsteIlung bringen. Er hat be­
züglich einer Rede Dr. Kreiskys im Zusammen­
hang mit unserem Einsatz für Beamte, denen 
politisches Unrecht geschehen sollte, die Sache 
so dargestellt, als würde jetzt nach unserer 
Auffassung eine Flut von politischen Personal­
maßnahmen kommen. Ich möchte doch zur 
Steuerung der Wahrheit zumindest dem Herrn 
Abgeordneten Graf, auch wenn er nicht im 
Hause ist, die offenbar von ihm gemeinte 
Rede des Abgeordneten Kreisky in einigen 
Stellen noch wörtlich in Erinnerung rufen. 

Dr. Kreisky hat am 22. April 1966, zu 
lesen auf Seite 87 des stenographischen Proto­
kolls, folgendes gesagt: 

"Hohes Haus! Ich habe vorhin von den 
Beamten gesprochen. Es haben mir tat­
sächlich in den letzten Tagen Beamte ge­
schrieben und ihrer Besorgnis darüber Aus­
druck gegeben, was jetzt mit ihnen geschehen 
wird - durchaus nicht nur sozialistische 
Beamte, die sich fürchten. Ich glaube nicht, 
daß diese Besorgnis berechtigt ist. Die Zeiten 
haben sich geändert, ich glaube, jetzt gibt es 
mehr Toleranz. Aber Sie dürfen nicht über­
sehen, daß es diese Besorgnis gibt. Ich rede 
davon nur deshalb, Herr Bundeskanzler, weil 
mir in Ihrem Regierungsprogramm etwas fehlt, 
nämlich die Ausschreibung der Posten in der 
öffentlichen Verwaltung. Das fehlt mir, und 
das müßte eigentlich hinein." 

Und dann sagt Kreisky unter Bezugnahme 
auf eine andere Rede, die er zitiert: 

"Wenn er" - der Beamte - "sich gekränkt 
fühlt in seinen Rechten, wenn er glaubt, daß 
ihm von einem übermächtigen Apparat Un­
recht geschehen ist, dann wird er mit der 
Sozialistischen Partei und ihren Abgeordneten 
rechnen können. Wir werden für jeden in 
diesem Hause die Stimme erheben, wir werden 
jeden Fal1 von Gesinnungsdruck hier zur 
Sprache bringen." 

Das ist die wörtliche Wiedergabe (Abg. 
Dr. W ithalm: Aber nicht vollständig I) der 
offenbar auch vom Kollegen Graf gemeinten 
Rede. 

Meine Damen und Herren! Ich selber bin 
Zeuge dafür, daß wir in den vergangenen zwei 
Jahren tatsächlich eine Reihe von Personal­
fällen, die nach unserer Auffassung politischen 
Gesinnungsdruck gezeigt haben, hier im Parla­
ment zur Sprache gebracht haben. Ich bin der 
Meinung, daß wir es auf diesem Gebiet auch 
weiter so halten werden. Man soll nur nicht die 
Dinge verzerren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich will auf die Art des Kollegen Graf 
sonst nicht eingehen. Sie werden sich hoffent­
lich selber Ihr eigenes Bild davon gemacht 
haben. Er hat aber dann - bei aller Würdi­
gung der Kritik an unserem Wirtschafts­
programm - gemeint, daß dieses 'Virtschafts­
programm der Sozialisten ein Konzept zum 
Stimmenfang sei; es bestehe nur aus Phrasen 
und sei ein Paket ohne Inhalt. 

Meine Damen und Herren von der rechten 
Seite dieses Hauses! Selbst wenn es so wäre, 
könnte sich unsere Republik glücklich schätzen, 
wenn kommende Wahlkämpfe auf dieser Basis 
geführt werden sollten. Ich möchte gerade 
dem Herrn Kollegen Graf, der im Zusammen­
hang mit diesem Programm von Stimmenfang 
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gesprochen hat, etwas in Erinnerung rufen, 
was seine Partei unmittelbar betrifft, nämlich 
wie Sie den Stimmenfang bei der letzten Wahl 
begangen haben. Ich habe hier, Herr General­
sekretär und Vizekanzler Dr. Withalm, eine 
Serie von anonymen Flugschriften aus dem letz­
ten Wahlkampf mit Aussprüchen wie: "Die 
Juden inder SPÖ greifen nach der Macht", "Der 
ganz linke Schächer", "Die häßliche Rolle des 
Emigranten" - ich geniere mich fast, das alles 
hier vorzulesen. Ich behaupte hier noch einmal 
vor aller Öffentlichkeit, daß diese Flugschriften 
in der Sudelküche der ÖVP Niederösterreichs 
erzeugt worden sind. Ich habe die Beweise 
dafür. (Abg. Dr. Withalm: Dann beweisen Sie 
es I) Ja, ja, kommt alles, Dr. Withalm! 

Wenn man diese beiden Methoden der Wahl­
werbung miteinander vergleicht, dann können 
wir sagen: Glückliches Österreich, da es eine 
Partei gibt, die eineinhalb Jahre vor 
einer Wahl der Bevölkerung ein konstruktives 
Aufbauprogramm unserer Republik vorlegt! 
Wir wären glücklich, wenn Sie das auch 
zusammenbrächten. (Beifall bei der SPÖ.j 

Im Laufe dieser Debatte wurde nun - vor 
allem vom Kollegen Machunze - bezügJich 
der Investitionsseite dieses vorliegenden Bud­
gets etwas dargestellt, was sachlich nicht 
stimmt. Ich habe, Herr Kollege Machunze, 
in einigen Zwischenrufen versucht, Sie darauf 
aufmerksam zu machen. Meine Damen und 
Herren! Tatsächlich ist es so - und das soll 
gesagt werden, um den Eindruck der ersten 
Darstellung nicht gelten zu lassen -: Wenn 
man das, was in diesem Budgetentwurf 
insgesamt für das Jahr 1969 an Investitionen 
und investitionsfördernden Maßnahmen, ein­
schließlich der im Text des Finanzgesetzes 
vorgesehenen Maßnahmen, enthalten ist, zu­
sammenzählt, dann ist beabsichtigt, im näch­
sten Jahr einen Investitionseinsatz über das 
Budget in der Höhe von 16,9 Milliarden Schil­
ling durchzuführen. Vergleicht man diese 
Absicht mit dem, was der Voranschlag für das 
Jahr 1968 einschließlich des während des 
Jahres beschlossenen EventuaJbudgets gemein­
sam ausmacht, so sieht man, daß das voriges 
Jahr 17,45 Milliarden Schilling waren. 

Tatsächlich haben Sie - das steht auch in 
den Erläuternden Bemerkungen, das muß 
daher nicht unbedingt jetzt unterstrichen 
werden - im Jahrc 1969, obwohl sich das 
Ausgabenvolumen vergrößert hat, den In­
vestitionseinsatz von insgesamt 17,45 auf 
16,90 Milliarden, also um rund 550 Millionen 
Schilling, gekürzt. (Abg. Dr. M'U8Sil: Inklusive 
des Eventualbudgets 1 - Abg. Dipl.-Ing. Doktor 
O. We i h s : M ussil, rechnen lernen!) Herr 
Dr. Mussil, ich stelle fest: "inklusive des 
Eventualbudgets". Ich mache es nicht so 

wie der Kollege Machunze, daß ich nur vom 
Präliminare rede. Für die Wirtschaft ist 
wichtig, was tatsächlich über das Budget 
dieser Wirtschaft zugeführt worden ist. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte hier 
einmal die wirtschaftspolitische Akrobatik 
unseres Herrn Finanzministers ein bi ßchen 
unter die Lupe nehmen. Der Herr Finanz­
minister sagte laut "Volksblatt" vom 25. Sep­
tember heurigen Jahres, daß diese beabsichtigte 
Investitionskürzung gerechtfertigt zu sein 
scheint, da 1969 ein Konjunkturanstieg zu 
erwarten ist, daher vermehrte Investitionen 
im Bereich der Wirtschaft zu erwarten sind, 
und daß diese Kürzungen des Investitionsteils 
im Budget eigentlich konjunkturpolitisch 
adäquat seien. 

Ich zitiere denselben Herrn Professor Koren, 
der in einem auf Grund eines Ministerrats­
beschlusses von~ 25. Juli 1967 vertraulich 
erstatteten Elrsten Koren-Bericht an die Bun­
regierung wörtlich folgendes sagt: 

"Der mit größter Sicherheit zu erwartende 
nächste Aufschwung birgt jedoch eine sehr 
wesentliche Gefahr in sich. Er bringt die 
Symptome, die in der konjunkturellen 
Schwächephase deutlicher hervorgetreten sind 
und die Wachstumsschwächen anzeigten, wie­
der mehr oder weniger zum Verschwinden 
und läßt wirtschaftspolitische Maßnahmen 
zur Behebung ihrer Ursachen weniger oder 
gar nicht aktuell erscheinen." 

Meine Damen und Herren! Stellen wir uns 
das jetzt vor. Der Finanzminister hat im 
Jahre 1967 - wahrscheinlich sachlich mit 
Recht - gesagt: Wir stehen nun wieder 
irgendwo am Beginn einer neuen Konjunktur­
phase, das ist schlechthin im Bewegungskreis 
der Konjunkturzyklen zu Cl warten. Lassen 
wir uns von dieser Konjunktwentwicklung 
nicht täuschen, denn solche Entwicklungen 
überdecken die wirklichen Strukturschwächen. 

Er hat sich dann heuer am 25. September 
eigentlich selbst widerlegt, indem er argu­
mentiert hat: Da so eine Konjunktwphase 
wieder im Ansteigen begriffen ist und ohne­
hin - wie er auch soeben gesagt hat - mit 
vermehrten Investitionen im Bereiche der 
Wirtschaft zu rechnen ist, wird sich jetzt 
ohnehin alles wieder zum Guten wenden, 
also ist die Verminderung des Investitions­
einsatzes allein vom konjunktu1politischen 
Aspekt her erforderlich und auch vertret­
bar. 

Herr Dr. Mussil! Sie sind ja in diesem 
Haus einer der Repl äsentanten der Wirt­
schaft. Wir alle kommen jede Woche in Be­
triebe, und ich selbst habe in den letzten 
zwei Monaten 52 Betriebe in Niederösterreich 
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besichtigt - aber nicht nur angeschaut, 
sondern ich habe mich auch über die gesamte 
Gestion und die inneren Probleme sehr ein­
gehend informieren lassen. Selbst wenn es 
stimmen sollte, daß im nächsten Jahr die 
private Investitionstätigkeit um 1, 2 oder 
3 Prozent zunehmen würde, ist Ihnen, meine 
Damen und Herren, und Ihnen, Herr Finanz­
minister, nicht bekannt, daß der Anteil der 
privaten Investitionen während der sechziger 
Jahre, der zu Beginn der sechziger Jahre 
ungefähr 24 bis 25 Prozent der Brutto­
investitionen ausgemacht hat, mittlerweile 
auf die Hälfte zurückgegangen ist 1 (Abg. 
Dr. M u88il: Durch die Arbeitszeitverkürzung I) 
Ist Ihnen, meine Damen und Herren, wirklich 
nicht bewußt, daß wir, wenn wir nun am 
Beginn einer leicht ansteigenden Konjunktur. 
phase stehen, jetzt erst recht in die Strukturen 
der Wirtschaft, vor allem in die Infrastruk­
turen, investieren müssen 1 Paradox ist doch, 
daß in den Erläuternden Bemerkungen auf 
die Wirtschaftspolitik der Regierung Bezug 
genommen wird und darin wörtlich steht, 
daß diese Konjunkturphase wahrscheinlich 
ohnehin nur zwei Jahre dauern würde. Die 
KÜlzung der Investitionen, vor allem die 
reale KÜlzung - denn wir haben auch nächstes 
Jahr sicher eine Entwertungsrate von 3 bis 
3 % Prozent -, steht nicht nUT im Wider· 
spruch zu dem, was Herr Professor Koren 
seinerzeit in seinem vertraulichen Bericht 
gesagt hat, sondern auch im Widerspruch 
zu den tatsächlichen Erfordernissen unserer 
Wirtschaft. 

So kommt der Herr Finanzminister Koren 
in seiner Budgetrede jetzt zu dem Schluß: 
Da die genannten Eigeninvestitionen des 
Bundes einschließlich der Investitiollsförde­
rung ohnehin jetzt schon ungefähr das aus­
machen, was wir voriges Jahr inklusive des 
Eventualbudgets an Investitionen vorgesehen 
haben, haben wir eigentlich im Verhältnis 
zum vorigen Jahr ohnedies eine Steigerung, 
das heißt, de facto führen wir den Investi­
tionsstoß des Eventualbudgets heuer fort. 

Meine Damen und Herren! Wir nennen das 
"formalist eIn" . Entscheidend ist, daß ün 
Jahre 1968 inklusive des .Eventualbudgets 
der Wirtschaft mehr zugeführt wurde, als 
im Budget 1969 vorgesehen ist. Eine solche 
Budgetpolitik, glauben wir, wird weiterhin 
zu einem Verhängnis der gesamten "\Virtschaft 
werden. W' enn Sie selber sagen, daß nach 
zwei Jahren mit einem Abflauen dieses Kon­
junkturaufstieges zu rechnen ist, dann werden 
ja die heute schon nicht bewußt beeinflußten 
und behobenen Strukturschwächen nach Ab­
flauen dieses Konjunkturanstieges erst recht 
sichtbar werden. 

Fernab von parteipolitischem Streit, Herr 
Professor Koren: Ich bin zwar gelernter 
Schlosser, habe aber viel mit Betrieben zu 
tun. Ich kann mir nicht vorstellen, daß das, 
was Sie hier zum Konzept Ihrer Politik 
machen, ernsthaft als erfolgversprechende Bud­
getpolitik deklariert werden kann. 

Weil ich gerade bei Ihnen bin und diese 
wirtschaftspolitische Akrobatik ein bißehen 
näher beleuchten will: Herr Finanzminister, 
Sie haben sich heute in einer sehr voreiligen 
Wortmeldung gegen den Vergleich mit den 
fünfziger Jahren ausgesprochen, den Herr 
Dr. Kreisky aus dem Grund angezogen hat, 
um Ihnen zu sagen, daß wir damals auch eine 
schwere innerwirtschaftliche Situation gehabt 
haben. Damals hat es auch Skeptiker und 
Kritiker gegeben. Sie haben dann - ich weiß 
es nicht mehr wörtlich, aber ungefähr sinn­
gemäß - in Ihrer Antwort darauf gesagt: 
Ja, mein Lieber, aber jetzt haben wir alles, 
was damals hn Eventualbudget drinnen war, 
im ordentlichen Haushalt - so ungefähr, 
als wäre damals im ordentlichen Haushalt 
nichts für Investitionen vorhanden gewesen. 
Ich möchte dazu auch ein paar Bemerkungen 
machen. 

Ich habe mir das Bundesfinanzgesetz aus 
dem Jahre 1954 geholt. Ich habe das Glück 
gehabt, Herr Dr. Koren, daß ich damals auch 
schon im Nationalrat war und an der Debatte 
über dieses große zehnjährige Investitions­
projekt mit\drken konnte. Damals hatten 
wir ein Budget mit einem Ausgabenvolumen 
- inklusive des außerordentlichen Haushal­
tes - von etwa 24 Milliarden Schilling. 
Herr Finanzminister Professor Koren! In 
den Erläuternden Bemerkungen zu diesem 
Budget steht: 

"Auch der zweiten Aufgabe wird der 
Bundesvoranschlag 1954 weitestgehend ge­
recht. Im Rahmen der ordentlichen Ge­
barung wurden 1235 Millionen Schilling für 
die Anschaffung und Errichtung neuer An· 
lagen der Bundesverwaltung vorgesehen. Dazu 
konllllen die beträchtlichen Aufwendungen 
des Bundes für die Erhaltung seiner Anlagen. 
Außerdem wurden 640 Millionen Schilling 
für die Förderung der österreichischen Wirt­
schaft veranschlagt." 

Damals haben wir also rund 2 Milliarden 
Schilling im ordentlichen Budget und 1 Mil­
liarde Schilling im sogenannten außerordent­
lichen Investitionsprogramm vorgesehen ge­
habt. (Abg. Dr. K reisky: Bei einem 25-Mil­
liarden.Budget! ) 

Und jetzt noch eine Rechnung, Herr Pro­
fessor Koren: Damals hat das Budgetvolumen 
inklusive dieser außerordentlichen Gebarung 
ungefähr 24 Milliarden Schilling ausgemacht. 
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Nehmen wir diese Basis nominell. Wir wissen 
heute, daß in den folgenden zehn Jahren 
über die Investitionseinsätze des Investitiolls­
programms 15 Milliarden nominell eingesetzt 
wurden und in der gleichen Zeit. die Verpflich­
tungen aus dem Staatsvertrag auch ungefähr 
8 Milliarden betragen haben, wie Dr. Kreisky 
heute schon nachgewiel3en hat.. Summiert 
man das, was in den folgenden zehn Jahren 
nominell aufgebracht und der Wirtschaft 
zugeführt werden konnte, ist es, verglichen 
mit der nominellen Basis, derselbe Betrag 
wie das Budgetvolumen 1954. 'Vissen Sie, 
was das bedeutet? Wenn wir heute sagen 
würden, bei einem Budgetvolumen von 96 Mil­
liarden Schilling wollen wir in den nächsten 
zehn Jahren nominell 45-50 lVIilliarden in­
vestieren, würden Sie sagen, wir sind verrückt. 
Damals haben wir aber unter ungefähr gleichen 
Relationen eine solche Politik eingeleitet, 
und erst diese Politik hat dazu geführt, daß 
in den folgenden sechziger Jahren das Brutto­
nationalprodukt relativ günstig gestiegen und 
das Wachstum auch nachzuweisen war. 

Daher glaube ich, Herr Finanzminister, 
daß es nicht stimmt, wenn Sie sagen, man 
habe jetzt diese Investitionen in den ordent­
lichen Haushalt übergeführt. Natürlich wurde 
umgeschichtet. Aber wir haben schon in der 
Budgetnacht des Jahres 1965 - ich muß 
wieder dar an erinnern - gesagt, wie notwendig 
es damals gewesen wäre, nach dem Ablaufen 
des zehnjährigen Investitionsprogramms diese 
Politik der außerordentlichen, zusätzlichen 
Anstrengungen vor allem im Bereich der 
Infrastruktur fortzusetzen. Und wenn Sie 
uns fragen, wie wir es heute machen würden, 
muß ich wieder sagen: Wir hätten es damals 
schon, nach Ablaufen dieses ersten mehrjähri­
gen Investitionsprogramms, anders gemacht, 
wir hätten damals diese Investitionstätigkeit 
auch über den Weg der Kreditoperationen 
fortgesetzt und nicht, wie es Ihr damaliger 
Finanzminister Dr. Schmitz zwei, drei Jahre 
hindurch mit seiner Rechenmaschinenmethode 
gemacht hat, gesagt, es dürfe im gleichen Jahr 
an Schulden nicht mehr aufgenommen wer­
den, als man bereit ist, alte Verpflichtungen 
abzudecken. Unter dem Motto der soge­
nannten Währungsneutralität haben wir wert­
volle Jahre für ein außerordentliches Investi­
tionskonzept verloren. Das wollte ich Ihnen 
auch sagen, Herr Professor Koren. 

Die Berichte des Wirtschaftsforschungs­
institutes geben jetzt genau Antwort auf die 
Frage, ob eine Investitionsbelebung zu er­
warten ist. Allein der Septemberbericht - und 
der Oktoberbericht wird nicht wesentlich 
anders sein - sagt: Die Anlageinvestitionen 
haben bisher auf die Konjunkturimpulse nicht 

angesprochen. Im Gegenteil, zu Beginn dieses 
J ames wurde sogar um 3 Prozent weniger 
investiert als im Vorjahr. Die gewerbliche 
Wirtl3chaft investierte um 1,5 Prozent weniger 
in Ausrüstungsgegenstäncle als im Vorjahr. 
Die weitere Entwicklung der Konjunktur 
wird maßgeblich davon abhängen - sagt 
der Bericht des Wirtschaftsforschungsinstitu­
tes -, ob sich die Investitionen bald beleben 
werden. - Woher nehmen Sie Ihren Opti­
mismus - möchte ich Sie fragen -, Herr Finanz­
minister 1 

Wir glauben daher - um diesen Punkt 
abzuschließen -, daß alle Prophezeiungen und 
Versprechungen der Regierung, man werde 
bewußt ein Wirtschaftswachstum herbei­
führen, leere Versprechungen gewesen sind. 
Sie, Herr Professor Koren, haben noch zu 
Beginn dieses Jahres mit Ihrem sogenannten 
Paukenschlag angekündigt, in den nächsten 
zwei Jahren den erreichten Wohlstand zu 
sichern und die Grundlagen für ein weiteres 
Ansteigen in den siebziger Jahren zu schaffen. 
Sie sind steckengeblieben in einer - gestatten 
Sie mir das Wort - Raunzerei über die 
Frage, wie man mit den Budgetstruktur­
pro blemen fertig wird. 

Der Herr Bundeskanzler hat auf die soge­
nannten harten Fragen, veröffentlicht in 
der Zeitschrift "für alle", mitgeteilt, wir 
müßten in der Industrie, im Gewerbe, im 
Handel, in der Landwirtschaft und im Frem­
denverkehr melu' investieren, um die Arbeits­
plätze produktiver zu gestalten. Ich will 
nicht alles zitieren, was da gesagt worden 
ist. Selbst in der Regierungserklärung steht: 
"Das Wirtschaftswachstum muß in einer voll­
beschäftigten Wirtschaft vor allem durch zu­
sätzliche Investitionen erreicht werden. Das 
bedeutet mehr Kapitalaufwand ... " Das 
sind alles Ihre Versprechungen. Wir stellen 
fest: Dieses Budget wird den Erfordernissen 
der Wachstums-, der Struktur- und der 
Konjunktm'politik nicht gerecht. 

Eine weitere Charakteristik, Herr Professor 
Koren. Sie haben heute von allen Sprechern 
der Opposition den Vorwurf gehört, daß Sie, 
obwohl Sie die Einsparungen versprochen 
haben, diese Einsparungen nicht durchgeführt 
haben. Ich erinnere Sie an eine Reihe von 
parlamentarischen Anfragen, mit denen wir 
schon während der Debatte über alle die 
Belastu,ngsgesetze versucht haben, zu erfalu'en, 
in welchem Maße Sie nun konkret verspro­
chene Einsparungen beabsichtigen. Damals 
haben Sie wiederholt erklärt, das werde im 
Zuge der Budgetverhandlungen geschehen. 
Im sogenannten Koren-Plan haben Sie im 
Kapitel III unter dem Titel "Das wirtschafts­
politische Konzept" zur Budgetpolitik und 
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zum Budget 1969 wörtlich geschrieben: "Es 
muß daher jede Ausgabe des Budgets auf ihre 
Notwendigkeit und Dringlichkeit untersucht 
werden." 

Herr Dr. Withalm, Sie haben dem Finanz­
minister Schützenhilfe geleistet, denn Sie haben 
auf Ihrer Pressekonferenz im Juli gesagt, 
Sie bürgen dafür, daß die für das Budget 
notwendigen Einsparungen vorgenommen wer­
den; Sie schließen sich daher der Bürgschaft 
des Finanzministers an und können das gleiche 
auch für den Herrn Bundeskanzler sagen. 
Dann heißt es wörtlich: "Die Einsparungen 
werden bis auf Punkt und Beistrich erfolgen." 
(Abg. Dr. Withalm: Ja!) Ich hoffe, Sie wer­
den uns heute noch Antwort geben. 

Meine Damen und Herren! Man kann jetzt 
verschiedene Rechnungen aufstellen. Ich will 
den Herrn Finanzminister jetzt ganz konkret 
fragen, was er zu folgender Rechnung /'lagt: 
Einige Zeit vor Abschluß der Budgetverhand­
lungen in der Regierung ist die VOll ihm auch 
heute als sattelfest bezeichnete "revidierte 
Budgetvorschau " veröffentlicht worden. In 
dieser Budgetvorschau sagt nun der Herr 
Finanzminister , daß für das Jahr 1969 Aus­
gaben des Budgets in der Höhe von etwa 
96,1 Milliarden zu erwarten sind. Ich glaube, 
wir brauchen jetzt nicht mehr darüber zu 
streiten, ob diese Budgetvorschau gilt, denn 
wenn jetzt wieder einer aufsteht und sagt, 
das war nur eine Schätzung, obwohl das termin­
mäßig mit der Vorlage des Budgets zusammen­
fällt, dann weiß ich nicht mehr, was man 
noch glauben soll. 

Herr Finanzminister ! Sie haben 5 Milliarden 
Einsparungen versprochen, als wir die Ab­
gabenänderungsgesetze beschlossen haben. Das 
kann niemand wegleugnen. Nimmt man jetzt 
von den in der Budgetvorschau präliminierten 
Ausgaben in der Höhe von 96,1 Milliarden 
die Einsparungen in der versprochenen Höhe 
von 5 Milliarden weg, verbleibt naturgemäß 
ein Ausgabenrahmen für das Budget in der 
Höhe von etwa 91,1 Milliarden Schilling. 
Tatsächlich beträgt der Ausgabenrahmen 
93,5 Milliarden. Ich behaupte nun, Herr 
Finanzminister : Die restlichen 2,4 Milliarden 
sind nur fiktiv, die haben Sie nicht eingespart. 
Was Sie eingespart haben - ich hoffe, Sie 
können mich widerlegen -, sind die 1,8 Mil­
liarden, die Sie den Pensionsversicherungs­
anstalten beziehungsweise dem Familienlasten­
ausgleich weggenommen haben, sind die In­
vestitionen, die Sie gekürzt haben, und die 
Tilgungsverpflichtungen, die Sie auf die näch­
sten Jahre hinausgeschoben haben. 

Sie machen jetzt den Trick, Herr Finanz­
minister, und reden in Ihrer Budgetrede, 
wie auch Dr. Kreisky schon angedeutet hat, 

nicht mehr von "Einsparungen", sondern 
von "Abstrichen". Ich glaube, wir brauchen 
in diesem Hause nicht mehr darüber zu 
streiten, welche Ressortwünsche wahrschein­
lich jedes Jahr vorgelegen sind. Wenn jeder 
Finanzminister das, was er dann den einzelnen 
Ressorts wegstreichen mußte, als "Einspa­
rung" qualifiziert hätte - na bravo, dann 
hätten wir wahr~lCheinlich einen Nachweis 
von Einsparungen, daß es höher nicht geht. 
Wissen Sie, wie mir das, was Sie jetzt machen, 
Herr Finanzminister, vorkommt? Wie wenn 
der kleine Franzl zu seinem Vater sagt: Vater, 
heute habe ich mir 5 S erspart! Der Vater 
fragt: Wieso? Sagt der Hub: Ich bin der 
Straßenbahn nachgelaufen. Sagt der Vater: 
Dummer Bub, wärst du einem Taxi nach­
gelaufen, hättest du dir 50 S erspart! (H eiter­
keit be·i der S PÖ.) 

Diese fiktiven Annahmen, diese Art, wie Sie 
- ich bitte um Entschuldigung -, der Ge­
lehrte und ein Mann, der das wissen muß, 
sich selbst widerlegen und diese wirtschafts­
politische Akrobatik über das Budget fort­
setzen, ist zumindest hochinteressant. 

Noch ein Wort zur Verschuldung, meine Da­
men und Herren. Jawohl, ich gebe schon zu: 
Wir haben imme)', wenn wir übel' Investitionen 
des Bundes gesprochen haben, den Standpunkt 
vertreten: Man kann es sich in gewissen Kon­
junktUIphasen oder in gewissen strukturpoli­
tisehen Situationen nicht nur leisten, sondern 
man muß es sich leisten, eine Investitionspolitik 
über den Kapitalmarkt, über den Kreditmarkt 
durchzuführen. Diese Frage war in diesem Haus 
nie umstritten. Denn wir haben ja auch bei 
dem lOjährigen Investitionsprogramm zuge­
stimmt, daß eine Milliarde jährlich über 
Kreditoperationen aufgebracht wird. Ich 
glaube, darüber soll kein Streit sein. 

Was haben Sie wirklich gemacht, meine 
Damen und HeITen? Ich mache das nicht nur 
dem jetzigen Finanzminister zum Vonvurf, 
sondern insbesondere seinem Vorgänger . Wenn 
wir uns das Wachstum der Gesamtverschuldung 
der Republik, also Inlands- und Auslands­
schulden gemeinsam, anschauen - das sind 
die Letztverschuldungen abzüglich der jähr­
lichen Tilgungsraten -, dann hat sich in den 
Jahren 1961 bis 1965 die Gesamtverschuldung 
des Staates - aufgebaut auf der Basis 1961 -
um rund 25 Prozent erhöht. Meine Damen 
und Herren! In diesen Jahren sind vier 
Jahre drinnen, die noch in die Laufzeit des 
außerordentlichen Investitionsprogramms ge­
fallen sind; das heißt, bei der 25prozentigen 
Erhöhung der Gesamtverschuldung haben Sie 
noch vier Jahre des damaligen langfristigen 
Investitionsprogramms mitfinanziel't. \Venn 
man jetzt die Entwicklung der Gesamt-
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verschuldung von 1965 bis 1969 vergleicht, 
sieht man, daß sie um ungefähr 50 Prozent 
zugenommen hat; nur mit dem Unterschied -
wie wir es jetzt schon d8,s zweite und dritte 
Jahr nachweisen -, daß mit dieser Verschul­
dung keine zusätzlichen Investitionen finan­
ziert werden und daher der Wirtschaft keine 
zusätzlichen Wachstumsimpulse gegeben wer­
den, was eine solche Verschuldung eventuell 
für eine gewisse Zeit rechtfertigen würde. 

Daher ist der Vorwurf berechtigt, Herr 
Finanzminister : Durch diese Politik der ÖVP­
Regierung ist der Staat erheblich mehr ver­
schuldet als im Ausgangsjahr 1965, ohne daß 
den Generationen, die diese Schulden zurück­
zahlen müssen, auch jene wirtschaftlichen 
Werte geschaffen werden, die in der Zeit zwi­
schen 1961 und 1965 - um bei diesem Ver­
gleich zu bleiben - geschaffen werden konnten. 

Jetzt kommt es aber noch größer und höher! 
In der Regierungserklärung 1966 steht: "Der 
Umfang des Budgets muß sich nach der Ent­
wicklung der laufenden Einnahmen richten." 
Das hat Ihr Kanzler Klaus hier im Parlament 
groß verkündet, und Ihr Finanzminister 
Schmitz hat es fleißig mitvertreten. Jetzt 
kommt der neue Herr Finanzminister und 
sagt in seiner Budgetrede wörtlich: "Hüten 
wir uns vor lapidaren Formeln, die nur schein­
bar budgetpolitische Maxime sein können." 
Und er sagt dann weiter wörtlich: Sowenig 
heute noch die klassische Formel anwendbar 
ist, daß die Ausgaben des Staates sich nach 
den Einnahmen zu richten hätten, ebenso­
wenig könne das Umgekehrte gesagt werden. 
Koren korrigiert jetzt Klaus, Koren konigiert 
sich selber - wer soll sich bei dieser Budget-, 
Finanz- und Wirtschaftspolitik noch aus­
kennen ~ 

Meine Damen und Herren! Ich wollte zu­
nächst diese drei Merkmale des Budgets des­
halb unter die Lupe nehmen, weil in der bis­
herigen Debatte nur Schlagworte gefallen sind: 
Ihr habt keine Budgetalternative, und euer 
Programm ist ja nur zum Stimmenfang!, oder­
wie hat Graf gesagt ~ -: das Programm der 
Sozialistischen Partei würde die Wirtschaft 
in eine Landschaft der Armut verwandeln. 

Herr Kollege Graf! Kommen Sie mit mir 
durch Niederöstel'reich, in den Norden des 
Landes - und ich schließe die Abgeordneten 
der ÖVP gleich mit ein, damit wir da jetzt 
keinen Parteienstreit haben -, dorthin, wo Sie, 
Ihre Partei, seit fast einem Vierteljahrhundert 
die Mehrheit haben, dort gibt es wirklich Ge­
biete der relativen Armut. 

Kollege Machunze ! Sie haben im Zusam­
menhang mit der Subventionspolitik ge­
meint, man solle keinen Neidkomplex 

entwickeln. Ich schildere Ihnen jetzt, was 
in einer öffentlichen Diskussion ein Bauer 
gesagt hat - das war für mich ein Erlebnis. 
Ein grauhaariger Bauer ist aufgestanden und 
hat gesagt: Leu.tln, ihr kennt mich! (Zwi­
schenruf des Abg. Staudinger.) - Nein, 
glauben Sie es mir, ich bin zwar ein Schlosser, 
aber jetzt bin ich schon bald ein ganz guter 
Agrarier geworden. Glauben Sie mir das: 
Ich nehme mich der Dinge wirklich an. (Zwi-
8chenrufe bei der Ö V P.) Dieser Bauer ist aufge­
standen und hat zu mir vor mindestens 70, 
80 Zeugen gesagt, meine Damen und Herren, ... 
(Zwi8chenrufe bei der ÖV P.) Vielleicht hören 
Sie ein bisserl zu. Dieser Bauer sagte: Ihr 
wißt, ich bin der größte Bauer gewesen -
ich weiß nicht, wie viele Hektar Grund er 
besaß -, vor zehn Jahren bin ich in die Aus­
nahm' g'gangen. Vor zehn Jahren habe ich 
mit meinem Buam verhandelt, was ich nach 
dem Ausnahmvertrag monatlich an Pfründe 
bekommen soll. Der Bua hat gesagt: "Vota, 
i gib dir monatlich dös Hundertfache des 
Körndlpreises!" So wahr ich da stehe. (Abg. 
K ern : Wie war das?) Das Hundertfache des 
Körndlpreises. Der Bauer sagte weiteI' : Wir 
haben damals beschlossen, daß ich monat­
lich diesen Betrag bekomme. V 01' zehn 
Jahren habe ich auf Grund dieser vertraglichen 
Bestimmung monatlich 260 S bekommen. 
Jetzt kriege ich 230 S oder 235 S - bitte, 
steinigen Sie mich nicht ... (Zwi8chenrufe bei 
der ÖV P.) Ja, jedenfalls weniger als vor zehn 
Jahren! 

Meine Damen und HeITen! An diesem 
menschlichen Beispiel möchte ich Ihnen die 
ganze Unmöglichkeit dieser Agrarpolitik vor 
Augen führen. (Abg. Dr. H aU8er: Der SPÖ­
Agrarpolitik!) Das ist die ÖVP-Agrarpolitik. 
Der Bauer kriegt weniger, der Konsument 
muß mehr zahlen, meine Damen und Herren, 
a bel' der Steuer säckel wird Jahr für Jahr mehr 
in Anspruch genommen. (Zustimmung bei 
der SPÖ. - Widerspruch und Zwi8chenrufe bei 
der ÖVP. Der Präsident gibt das 
Glockenzeichen.) Sind vielleicht wir schu.ld 
daran, daß es heute Bauern gibt, die vor zehn 
Jahren eine Rente von 260 S und heute eine 
von 230 S bekommen, nur weil Ihre ganze 
Agrarpolitik in eine Sackgasse geraten ist 1 
(Zwischenrufe bei der ÖVP. - Der Präsident 
gibt neuerlich da8 Glockenzeichen.) Kollege 
Machunze, wir haben uns immer freudschaft­
lich ausgesprochen und sagen es auch hier bei 
dieser ersten Lesung: Es ist kein Neidkomplex, 
meine Damen und Herren, der uns veran­
laßt ... (Rufe bei der ÖVP: Ja!) Nein, dazu 
ist das Elend vieler bäuerlicher Menschen viel 
zu groß, als daß Sie uns diesen Vorwmf machen 
könnten. Es ist das Verhängnis Ihrer Politik, 
die sich auch in diesem vorgelegten Budget 
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Czettel 
äußert (Zwischenruf des Abg. Staudinger) 
und in der kommenden Zeit mit diesem Budget 
fortgesetzt werden soll. 

Wir wollen daher auch heuer sagen: ~Iit 
diesem Budget werden Sie, auch mit Hilfe 
des Professors Koren, dem V ol'wuxf nicht aus­
weichen können, daß Ihre Budgetpolitik sozial 
ungerecht ist, daß sie keine wirksamen Maß­
nahmen zur Bereinigung der Strukturschwä­
chen unserer Wirtschaft beinhaltet und daß 
durch das Fehlen solcher Maßnahmen dem 
Wachstum dieser Wirtschaft nicht gedient 
wird, daß Sie also als Alleinregierung nicht 
in der Lage sind, das zu machen, was unsere 
Zeit erfordert. Es ist so, daß jeder, der sich 
mit diesen Fragen beschäftigt, wahrscheinlich 
mit Recht den Verdacht hat, daß Sie mit 
dieser Politik in den letzten zwei Jahren die 
Gesamtwirtschaft in ernste Schwierigkeiten ge­
führt haben und diese Politik jetzt deshalb 
fortsetzen, um über das Jahr 1970 hinaus 
Schwierigkeiten zu setzen, mit denen Sie viel­
leicht nicht mehr allein fertig werden müssen. 
( I ronische Heiterkeit bei der Ö V P.) 

Nehmen Sie zur Kenntnis: Wir wissen uns 
nicht nur zu verteidigen, sondern mit unserem 
Programm zur Reform der östeneichischen 
Wirtschaft wollen wir jene Voraussetzungen 
schaffen, die auf der einen Seite das sich für 
Österreich als verhängnisvoll zeigende Regime 
der ÖVP-Alleinregierung schwächen und be­
seitigen und gleichzeitig eine Ära einleiten 
(Zwischenruf des Abg. Guggenberger), die 
dem österreichischen Volk wieder mehr 
Hoffnung und Zuversicht auf eine bessere Zu­
kunft gibt. (Lebhafter Beifall bei de1' SPÖ. -
Zwischenruf des Abg. Guggenberger. - Abg. 
Libal: Also eine unfähige Regierung I) 

Ich möchte gerne, Herr Kollege Kreisky, 
wenn Sie gestatten, mit Ihnen jetzt ein biß­
ehen diskutieren. Es heißt dann weiter in 
diesem Artikel mit der Überschrift "Splitter 
von der SPÖ-Klubtagung": "Als zu detail­
lielte Auskünfte über seine Rede zum Budget 
verlangt wurden, entzog sich Kreisky elegant 
den Fragern: ,Etwas müssen Sie mir für mor­
gen auch lassen'." 

Meine Damen und Herren! Ich habe die 
Rede des Kollegen Dr. Kreisky vom ersten 
bis zum letzten Wort gehört. Ich habe das 
Gefühl, Herr Kollege Dr. Kreisky, Sie haben 
sich für übermorgen einiges zurückbehalten 
(Heiterkeit und Beifall bei der Ö V P), denn 
heute haben Sie doch in einer Weise agiert 
(Abg. Weikhart: "Lautlos" haben 
Sie nicht zugehört! Ein bißchen 
krawallisiert haben Sie! - anhaltende Zwi­
schenrufe) - ja, ja, das kommt gleich -, daß 
ich mich doch damit etwas beschäftigen muß. 

"Venn der Parteivorsitzende der Sozialisti­
schen Partei hier steht, dann muß er, glaube 
ich, schon wissen, worüber er redet (Abg. 
Dr. Haider: Sollte er!), beziehungsweise er 
muß sich auch darüber im klaren sein, daß 
wir zuhören und das, was er spricht, auch wirk­
lich sehr genau auf den Wahrheitsgehalt 
und auf den Inhalt übel prüfen wel'den. 
(Abg. Dr. Kreisky: Sie haben nicht zugehört! 
Sie haben nur geschrien 1 - Abg. H orr:· 
Beim Wahrheitsgehalt kommen Sie nicht gut 
weg 1) Na Sie werden gleich sehen, wer gut 
wegkommt. (Abg. H orr: Dauernd haben Sie 
Zwischenrufe gemacht 1) Passen Sie auf, Herr 
Kollege Horr! 

Herr Kollege Dr. Kreisky, Sie haben wört­
lich foJgendes gesagt: 

"Glauben Sie mir: Ihre Herren tun sich 
Präsident (das Glockenzeichen gebend): Zum da sehr schwer. Ich würde Ihnen empfehlen, 

Wort gemeldet ist der Abgeordnete Dr. Wit- Herr Dr. Withalm, ihnen eine bessel'e Sprach­
halm. Ich mteile es ihm. (Abg. Weikhart: regelung angedeihen zu lassen, sta.tt daß Sie" 
Jetzt kommt der Verteidiger der unfähigen - also ich - "ihnen kleine Handbücher voll 
Regierung 1) von Verleumdul1gen und Lügen über meine 

Abgeordneter Dr. Withalm (ÖVP): Hohes Person in die Hand drücken, die außerdem 
Haus! Meine Damen und Hen'en! Ich habe nicht einmal mit einem Impressum versehen 
hier vor mir die "Neue Zeit" vom heutigen sind, damit ich nicht die notwendigen gericht-

lichen Schritte unternehmen kann." Mein Tag liegen. Da heißt es auf Seite 2 unter dem 
Titel "Splitter von der SPÖ-Klubtagung": Zwischenruf daraufhin: "Wieso wagen Sie 
"In der Pressekonferenz im Rahmen der zu behaupten, daß das von mir kommt?" 
Klubklausur der SPÖ legte Dr. Kreisky (Abg. Dr. Pittermann: Der MU8sil hat es 
den Finger auf eine 'Vunde des östeneichi- ja gesagt I) "Beweisen Sie das!" 
sehen Parlamentarismus, als er begründete, Sie haben dann versucht, im Laufe Ihrer 
warum keine bestimmte Zahl von Rednern Rede zu beweisen, daß in dem, was Sie hier 
fixiert wurde." Die Antwort Kreiskys lautete: vorgezeigt haben, Verleumdungen Ihrer Per­
"Die Budgetdebatte soll eine Debatte sein und son enthalten seien. Als Beispiel haben Sie 
nicht eine" - hier steht - "Verlesung". - Ich unter anderem angeführt - wörtlich zitiere 
nehme an, Sie haben gesagt: keine Vorlesung. ich Kreisky -: 
(Abg. Dr. van Tongel : Meinen Sie den I "Dann geht es weiter mit allen möglichen 
KollegenMachunze?) Behauptungen, und es heißt dann- dritter 
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Dr. Withalm 
Beweis für die Verleumdung-: "Die ÖVP hat 
das Vertrauen der Wähler gerechtfertigt. " 

Worin ist hier eine Verleumdung zu sehen, 
wenn es heißt, daß wir das Vertrauen der Wäh­
ler gerechtfertigt haben 1 Herr Kollege Kreisky, 
ich kann hier wirklich nicht von einer Verleum­
dung, einer Behauptung dieses Inhalts reden. 
(Abg. Dr. Kreisky: Ich habe nicht "Verleum­
dung" gesagt, Sie haben jetzt "Verleumdung" 
gesagt! - Abg. I ng. H ä u s er: Sie vergessen 
den Zwischenruf!) Sie haben weiter ausge­
führt ... (Abg. Ing. Häuser: Nicht aus­
weichen! Haben Sie den Zwischenruf gemacht, 
Sie sind von K reisky verleumdet worden? 
Und darauf hat er Ihnen diese Antwort gegeben!) 
Aber, meine Herren, das ist ... (Abg. Ing. 
Häuser: Aber Sie können das nicht interpre­
tieren 1) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Bitte, 
nicht so viele Zwischenrufe, sonst streiten 
wir über die nächsten Zwischenrufe! 

Abgeordneter Dr. Withalm (fortsetzend): 
Lassen Sie sich das bringen, da steht es wahr­
scheinlich besser drinnen, als Sie es in Ihren 
Ohren haben, Herr Präsident Häuser! Und 
je.tzt ... (Abg. Ing. Häuser:' Hat es die 
o V P herau8gegeben, ja oder nein?) Das ist 
ja gar nicht bestritten; bestritten ist nur, 
daß es eine Verleumdung ist. ( Anhaltende 
Zwischenrufe. - Abg. Dr. Pittermann: 
Sie haben es bestritten!) 

Aber meine Damen und Herren! Kollege 
Kreisky ist hergegangen und hat behauptet: 
" . .. statt daß Sie ihnen kleine Handbücher 
voll von Verleumdungen und Lügen über meine 
Person in die Hand drücken ... " . Nach wie 
vor sind Sie den Beweis schuldig, daß diese 
kleinen Handbücher Lügen und Verleumdun­
gen über Sie enthalten. (Abg. Libal: Nur 
Lügen! - Abg. Dr. Kreisky: Sie haben 
den Zwischenruf gemacht: Das ist eine Ver­
leumdung!) 

Als weiteres Beispiel haben Sie angeführt -
damit Sie es genau wissen, ich zitiere wieder 
wörtlich -... (Anhaltende Zwischenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Also 
vielleicht eine kleine Beruhigung, Hohes Haus! 
( Abg. H orr: Er hat ständig Zwischenrufe 
gemacht! Da ist nicht geläutet worden! Aber 
bitte schön, meinetwegen!) 

Abgeordneter Dr. Withalm (fortsetzend): 
Aber meinetwegen, Herr Kollege Horr, Sie 
können stundenlang dazwischenreden, mir 
macht das gar nichts aus, ich komme schon 
zum Wort. (Abg. H orr: Aber seZbstverständ­
lich, das lasse ich mir von Ihnen so wenig vor­
schreiben, wie Sie es sich vorschreiben lassen!) 

Wenn Sie vormittag gemeint haben, ich 
brauche einen Nervenarzt, dann habe ich das 

Gefühl, dem Nervenarzt - ist Herr Primarius 
Dr. Scrinzi noch da 1, nein, leider nicht 
mehr - wäre, glaube ich, eine Möglichkeit 
gegeben, bei der Sozialistischen Partei nach 
dem Rechten zu sehen. (Abg. Weikhart: 
Herr Dr. Withalm, vormittag hätten Sie ihn 
schon gebraucht!) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Bitte, 
am Wort ist der Abgeordnete Dr. Withalm. 

Abgeordneter Dr. Withalm (fortsetzend): 
Aber in ehrlicher, alter Verbundenheit, werter 
Herr Kollege Weikhart - wir waren ja seiner­
zeit gemeinsam Staatssekretäre ( Abg. 
Ho r r: Auf diese Verbundenheit kann er ver­
zichten!) Er paßt nicht auf! Ich habe ihm 
heute in ernster Smge diesen Rat gegeben, 
weil ich tatsächlich besorgt war, er könnte 
sich einen Herzinfarkt zuziehen (Heiterkeit 
bei der Sp(J - Abg. Weikhart: Ich wünsche 
Ihnen ein so gutes Herz wie meines!), weil er 
sich wieder als das Giftheferl, das er immer 
gewesen ist, erwiesen hat. (Ab(/'. H arwalik: 
Weikhart hat ein gutes Herz!) 

Aber ich bleibe bei Kollegen Dr. Kreisky, 
mit dem ich etwas plaudern möchte, mit dem 
ich debattieren möchte. Ich zitiere ihn 
weiter. Er hat vormittag folgendes gesagt: 

"Damit Sie es genau wissen: Ich getraue 
mich das auch im Hohen Haus zu sagen" 
- also jetzt kommt wieder eine Verleum­
dung, die er zitiert (Abg. Hartl: Er traut 
sich etwas I) -, "da sich das ja unlängst 
auf unserem Parteitag so deutlich manifestiert 
hat, wenn Sie mir diese Unbescheidenheit 
gestatten." - Durcha.us, wir gestatten jede 
Unbescheidenheit. - "Es fängt an" - und 
jetzt kommt die Vel'leumdung "Bruno 
Kreisky ein Versager!" 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, 
das ist keine Verleumdung, das ist eine Fest­
stellung. (Anhaltende Zwischenrufe bei der 
SpO. - Beifall bei der OVP. - Abg. Haberl: 
Das ist billig!) Das ist eine richtige Fest­
stellung! (Abg. W eikhart: Die ganze Regie­
rung ist ein Versager! - Abg. M08er: Wie 
hängt das mit der Budgetsituation zusammen?) 
Ob das jetzt, meine Damen und Herren ... 
(Abg. W eikhart: Zu dieser unfähigen Regie­
rung gehört der Herr Vize kanzler !) 

Präsident (wiederhoU das Glockenzeichen ge­
bend): Aber ruhet aus! Aber meine Damen und 
Herren! (Rufe bei der S PÖ: Das ist unerhört! 
- Abg. Ing. Häuser: Das ist keine Stellung­
nahme zum Budget!) Aber bitte, nicht so 
viele gegenseitige Liebenswürdigkeiten! Am 
Wort ist der Herr Abgeordnete Withalm. 

Abgeordneter Withalm (fortsetzend): ,..y enn 
Sie mich aussprechen ließen! (Abg. Ing. 
H ä u 8 er: Die Bugdetrede von W ithalm! -
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Dr. Withalm 
Abg. J ungwirth: Reden Sie vom Budget I) 
Ja bitte, das hätten Sie vormittag dann Ihrem 
ParteivOl'sitzenden auch sagen müssen. Ich 
repliziere nur auf das, was Kreisky gesagt hat. 
Offensichtlich hat er dann auch nicht zum 
Budget gesprochen. 

Aber ich war noch nicht ganz fertig. Ich 
wollte nämlich folgendes sagen: Also was 
den Ausdruck "Bruno Kreisky ein Versager" 
anbelangt, glaube ich wirklich, daß das keine 
Vel'leumdung ist. Das mag eine Feststellung 
sein, aber darüber läßt sich streiten. Das ist 
sicherlich eine Ansichtssache, ob man dieser 
Meinung ist. 

Aber jetzt, HerT Kollege Kreisky, möchte 
ich mich in einer ernsteren Angelegenheit 
mit Ihnen befassen. (Abg. Moser: Ihr 
Niveau ist schrecklich I) Sie haben vom In­
vestitionsprogramm gesprochen - ich habe 
vergessen, lieber Freund Haider, wenn du mir 
dieses Buch geben würdest, dann wäre ich dir 
dankbar -, Sie haben vom Investition;:;pro­
gramm 1954 gesprochen und dann darauf 
hingewiesen, daß damals dieses Investitions­
programm 1954 eine epochale Tat (Abg. 
Mayr, der vom Abg. Dr. Haider ein Büchlein 
geholt hat, überreicht es dem Redner) - nein, 
dieses Buch dort! (der Redner zeigt auf ein 
Buch, das der Abgeordnete Dr. Haider in 
Händen hält; Abg. Dr. Haider begibt sich 
zum Rednerpult und überreicht es), danke sehr-, 
eine epochale Tat der Sozialistischen Partei 
gewesen sei. (Abg. Dr. Haider: Wir helfen 
schon überall, an allen Fronten! - Abg. Weik­
hart: Der Haider ist der Zureicher !) 

Vorsitzender heute ausgeführt hat. Er sagte: 
Wir haben in diesem zehnjährigen Investi­
tionspl'ogramm die Schwerindustl'ie aufge­
baut, weil das eben die Voraussetzung eines 
Industriestaates ist, und unsere Energiereser­
ven aufgebaut. Hätten wir das damals nicht 
getan, hätte es nie dieses hohe Maß an wirt­
schaftlicher Intensität und Vollbeschäftigung 
geben können, weil unsere Wirtschaft am Man­
gel an Energie zusammengebrochen wäre. 
(Abg. Weikhart: Stimmt das auch nicht?) 

Meine Damen und Herren! Wir waren ja 
damals schon in dem Hause, Herr Kollege 
Weikhart. (Abg. Weikhart: Das stimmt 
ja, was er gesagt hat I) Ich habe jetzt zufällig 
gesehen, daß ich damals einer der Sprecher 
der Österreichischen Volkspartei war. Damit 
ja keine Legendenbildung entsteht, erkläre 
ich: Das stimmt nicht, was Kollege Dr. Kreisky 
hier gesagt hat, und zwar ganz und gar nicht. 
Um Ihnen zu beweisen, daß das nicht stimmt, 
daß das Investition~programm 1954 nicht 
dem Aufbau der Schwerindustrie gedient 
hat, daß das nicht die Voraussetzung eines 
Industriestaates war, daß damals von Energie­
reserven nicht die Rede wa.r, zitiere ich keinen 
geringeren als den, den heute in diesem Zu­
sammenhang Kollege Dr. Kreisky zitiert hat, 
nämlich den damaligen Sprecher der Soziali­
stischen Partei, das war Minister Waldbrunner. 
Er hat damals - ich darf zitieren, Seite 2023 -
wörtlich ausgeführt: 

"Das langfl'istige Investitionsprogramm der 
Bundesregierung ist ausschließlich dem Ver­
kehrssektor gewidmet." Es hatte also mit 

Meine Damen und Herren! Damit hier nicht dem Aufbau der Schwerindustrie und so weiter 
eine Legendenbildung entsteht, möchte ich nicht das geringste zu tun. (Widerspruch bei 
zwei Feststellungen treffen. In diesem ln-I der SPÖ.) Die Schwerindustrie ist wesentlich 
vestitionsprogramm ... (Anhaltende Zwischen- früher aufgebaut worden, das wissen wir alle, 
rufe.) meine Damen und Herren. (Rufe und Gegenrufe 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Also bei S PÖ und Ö V P.) 
bitte, etwas mehr Ruhe und Aufmerksamkeit, Ich darf jetzt noch folgendes sagen, weil 
wir sind doch nicht in der Stadthalle! (Hei- Sie, meine Damen und Herren, seit einiger 
terkeit und Zustimmung bei der Ov P. - Abg. Zeit für sich in Anspruch nehmen, daß das 
Dr. Pittermann: Dort ist es dem Withalm Erstgeburtsrecht an diesem Investitionspro­
aber schlecht gegangen!) gramm nur Ihnen zukäme. (Ruf bei der SP(j: 

Abgeordneter Dr. Withalm (fortsetzend): Das ~timmt .~och!) . Moment! Passen Sie. nur 
Herr Kollege Dr. Kreisky, Sie haben wörtlich auf; letzt konnen SIe aufpassen. Der BerlCht­
ausgeführt ... (Weitere Zwischenrufe. - Abg. erstatter ~~r d~mals. Abgeor~neter Grub­
W eikhart: Der Prader ist eh nicht da!) hofer. Er fuhrte m semem BerIcht unter an­
Meine Damen und Herren! Die Sitzung derem folgendes aus: 
wird sehr lange dauern, wenn Sie mich zwin- "Den Ausgang für dieses Investitionspro­
gen, so lange ZU reden. (Abg. Weikhart: gramm bildete der Gedankengang, den beson­
Bis Mitternacht haben wir Zeit I) Ja bitte, ders der eine Regierungspartner ,nämlich die 
Sie haben Zeit, gut. Ich habe auch Zeit, Österreichische Volkspartei, Ende 1952 -
ich habe durchaus Zeit. Anfang 1953 äußerte, und zwar die Errichtung 

Aber dalf ich jetzt Kollegen Dr. Kreisky einer Autobahn Salzbu~'g-Wien, um da­
zitieren. Ich nehme an, es wird Sie inter- durch ... " und so weiter. Meine Damen 
essieren, ein zweites Mal zu hören, was Ihr und Herren! Das war der Ausgangspunkt, 
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Dr_ Withalm 
das war der Aufhänger. (Lebhafte Zwischen- sagen" - das ist jetzt wieder Kreisky 
rufe bei der SPÖ.) "Wir Sozialisten haben kein eminentes Interes­

Ich habe damals - wenn Sie gestatten, werde 
ich das auch noch zitieren - in meiner Rede 
- ich war einer der Redner, wie ich sagte -
folgendes angeführt: 

"Und drei Tage später, arn: 23. März 1954, 
wurde im Ministerrat über das Autobahnprojekt 
berichtet und ein Ministerkomitee eingesetzt, 
das sich mit der Frage der Autobahn zu 
beschäftigen hatte. Am 18. Mai 1954" - also 
ungefähr zwei Monate später - "kam der 
Ministerratsbeschluß über das langfristige In­
vestitionsprogramm, somit auch über die 
Ausführung des Autobahnprojektes Salzburg­
Wien, zustande." 

Meine Damen und Herren 1 Das ist die ge­
schichtliche Wahrheit. (Widerspruch bei der 
SPÖ. - Abg. Weikhart: Dieser Gedanken­
sprung!) Also der Ausgangspunkt für das 
Investitionsprogramm 1954 war die Autobahn, 
über die Sie damals noch wie folgt geurteilt 
haben - ich zitiere jetzt wieder aus meiner 
Rede von damals -: 

"Als wir das Autobahnprojekt zum erstenmal 
anfangs 1953 zur Debatte stellten, sprachen Sie 
von einem Wahlpropaganda schlager und einem 
Hirngespinst. " 

Meine Damen und Herren! Etwas Ähnliches 
haben Sie damals auch - wenn Sie sich nicht 
eriImern sollten - von der Wachauer Straße 
gesagt, das war auch eine "Wein-Luft-Straße". 
So haben Sie sie bezeichnet. (Abg. Dr. Haider.' 
Das ist peinlich! Immer zwanzig Jahre zurück!) 

Und jetzt, Herr Kollege Czettel, gestatten 
Sie, daß ich denn doch einige Bemerkungen zu 
Ihren etwas rührseligen Ausführungen über den 
alten Bauern im Waldviertel mache. Sie haben 
hier dargesteHt, wie er sich beschwert hat über 
die Agrarpolitik beziehungsweise über das, 
was der Agrarpolitik der Österreichischen 
Volkspartei zu verdanken ist. (Abg. Czettel: 
Der Bauer kriegt weniger als vor zehn Jahren!) 
Herr Kollege Dr. Kreisky! Ich muß Sie heute 
einige Male zitieren (Abg. Dr. Kreisky: 
Ach ja, das macht mir nichts!) Bitte, warten 
Sie ein bißchen ab, ob Ihnen das etwas macht. 
Passen Sie aber gut auf, Herr Kollege Dr. Krei­
sky. 

se daran, daß die österreichische Landwirt­
schaft einen immer größeren Anteil vom 
Sozialprodukt bekommt." (Unruhe bei der 
ÖVP.) "Wir sind der Meinung, die öster­
reichische Landwirtschaft soll modernisiert 
werden, soll billiger erzeugen. Wir haben das 
Interesse, daß die Konsumenten bessere und 
billigere Produkte bekommen." (Zwischenrufe 
bei der ÖVP. - Abg. Czettel: Das kommt von 
der Vbe1'produktion! Der Bauer kann nichts 
dafür! Eure Politik ist schuld!) "Jawohl, 
das ist ein hartes Wort!" So Kreisky 1966. 
(Rufe und Gegem"ufe bei Ö V P und S PÖ. -
Der Präsident gibt das Glockenzeichen.) Mo­
ment 1 Ich bin noch nicht ganz fertig, meine 
Damen und Herren! "Aber" - so fuhr Kreisky 
fort - "wir sollen auf der anderen Seite den 
Bauern noch etwas klar und deutlich sagen: 
Laßt uns einen einfachen Kuhhandel machen. 
Ihr wollt einen größeren Anteil haben. Wir sind 
der Meinung, daß man darüber reden kann, 
aber nur dann, wenn ihr nicht von vornherein 
die verläßlichsten Schutztruppen der Volks­
partei seid, wenn ihr nicht von vornherein und 
um jeden Preis bereit seid, der Volkspartei eure 
politische Unterstützung zu geben!" (Pfui!­
Rufe beiderÖ V P. - Abg. H artl: Stimmenfang! 
- Weitere lebhafte Zwischenrufe. - Der Prä­
sident gibt erneut das Glockenzeichen.) "Wenn 
ihr bereit seid, mit uns auch über unsere Fragen 
zu reden, dann reden wir auch mit euch über eure 
Fragen, denn dann werden wir - jeder beim 
andern - prüfen, wo ihn der Schuh drückt, 
dann werden wir miteinander reden und 
schauen, wo wir hier helfen können." Meine 
Damen und Herren ... (Abg. W eikhart: 
Na und? Das ist nichts Besonderes! - Abg. 
Ha r t l: Politische Erpressung! - Weitere leb­
hafte Zwischenrufe. - Der Präsident gibt 
neuerlich das Glockenzeichen.) 

Herr Kollege Weikhart ! Da sagen Sie: 
"Na und ~" Wenn Sie das sagen, gestatten Sie, 
daß ich den ersten Satz der Ausführungen des 
Kollegen Dr. Kreisky denn doch noch einmal 
wiederhole. Ich bin nur neugierig, ob Sie dann 
auch "Na und?" darauf sagen werden. Der 
erste Satz - ich glaube, das soll man einige 
Male sagen, damit das nicht aus dem Gedächt­
nis kommt - lautet: "Wir sollen den Bauern 

Da fand am 5. Juni 1966 in Wiener Neustadt sagen ... " (Abg. Weikhart: Sie können nicht 
. der Landesparteitag der Sozialistischen Partei einen Satz herausheben aus dem Zusammenhang!) 
Niederösterreichs statt. Zur Agrarpolitik der Ich glaube, der Zusammenhang ist gegeben. 
Sozialistischen Partei hat damals, 1966 - noch Ich war sehr fair, und habe auch den rückwärti­
nicht als Vorsitzender der Sozialistischen gen Teil, zu dem Sie dann gesagt haben "Na 
Partei -, Dr. Kreisky unter anderem folgendes und 1" zitiert. Da waren Sie doch sehr ein­
ausgeführt: verstanden mit dem Zitat. Da müssen Sie sich 

"Aber mit den Bauern soll man in einer also das erste auch noch einmal sagen lassen, 
Sprache sprechen, die sie verstehen." Der I und das hat gelautet - ich bin jetzt neugierig 
Meinung bin ich auch. "Wir sollen den Bauern auf Ihr "Na und 1" -: "Wir sollen den Bauern 

114. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)78 von 113

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 114. Sitzung - 30. Oktober 1968 9091 

Dr. Withalm 
sagen: Wir Sozialisten haben kein eminentes 
Interesse daran, daß die österreichische Land­
wirtschaft einen immer größeren Anteil vom 
Sozialprodukt bekommt." ( Abg.lng. Häuser: 
In jedem fortschrittlichen Staat sinkt der Anteil 
am Sozialprodukt für die Landwirtschaft ab! -
Gegenrufe bei der ÖVP. - Abg. lng. Häuser: 
Aber das ist ja zu hoch für euch! - Der Prä-
8 i den t gibt da8 Glockenzeichen.) Aha! Herr 
Präsident Häuser! Der Anteil am Sozialprodukt 
sinkt nicht ab. Der Anteil an der Bevölkerung 
sinkt ab, aber nicht der Anteil am Sozial­
produkt. (Stürmischer Widerspruch bei der 
SPÖ. - Abg. lng. Häuser: Lernen Sie Wirt­
schaftsgeschichte 1 ) Nein, das verteilt sich auf 
weniger Leute. Das ist der Unterschied in 
unSeren Auffassungen. (Lebhafte anhaltende 
Zwischenrufe bei der SPÖ. - Der Präsident 
gibt wiederholt das Glockenzeichen. -Abg. Weik­
hart: Da sagen Sie, Sie wollen keine Demagogie 
betreiben! - Abg. Moser: Woraus haben Sie 
denn zitiert, Herr Vize kanzler ?) Woraus ich 
zitiert habe ~ Aus der Aussendung, die damals 
über den Parteitag der Sozialistischen Partei 
Niederösterreichs herausgegeben wurde. (Abg. 
K 0 ni r: Das ist aber nicht die Aussendung I) 
Das kennen Sie nicht ~ Ich werde es Ihnen 
dann zur Verfügung stellen. 

Und jetzt gestatten Sie, daß ich auch einige 
Bemerkungen zu den Ausführungen Dr. Krei­
skys mache, die die sogenannte Rohbilanz be­
troffen haben. (Anhaltende Zwischenrufe. -
Der Präsident gibt erneut das Glockenzeichen.) 
Sie haben die elf Punkte aus dem Regierungspro­
gramm vom 20. April 1966 zitiert. Sie wissen 
genau, daß wir die damals - und zwar alle 
elf - noch gemeinsam bei den Verhandlungen, 
die zur Bildung einer gemeinsamen Regierung 
geführt wurden, ausgehandelt haben. 

Ihre Ausführungen zur EWG, Herr Minister 
Dr. Kreisky, haben in. mir den Eindruck er­
weckt, daß eine gewisse Schadenfreude mit­
geschwungen hat. Aber offensichtlich haben 
Sie das nicht gelesen, was der Handelsminister 
vor wenigen Tagen zu dieser Frage gesagt hat 
(Abg. Dr. Pittermann: Der redet auch einmal 
so und einmal so I): daß wir durchaus Realisten 
sind (Abg. Dr. Pittermann: Ja, das war ein 
Realist I) und ganz genau wissen, was erreichbar 
ist und was nicht erreichbar ist. (Lebhafte 
Zwischenrufe.) - Herr Kollege Pittermann! 
Wenn Sie von Realisten sprechen, dann muß 
ich Sie an das erinnern, was Sie vor vielen 
Jahren in Vorarlberg zu dieser Frage gesagt 
haben. Immer war bei uns ja nicht der Ein­
druck vorhanden, daß Sie mit uns damals in 
der Koalition zu hundert Prozent bestrebt wa­
ren, das, was wir gemeinsam im Ministerrat 
beschlossen haben, nämlich das Ansuchen vom 
15. Dezember 1961, auch in die Tat umzusetzen. 

(Abg. Dr. Pittermann: Das schon! Aber nicht 
Ihre "Bock"-Sprünge! Austritt aus der EFTA, 
Herr Dr. Withalm, erinnern Sie sich nur!) 

Ich möchte jetzt nicht zu den anderen Punk­
ten .. Stellung nehmen (Zwischenrufe bei der 
SPO) , weil ich durch die Zwischenrufe zu 
lang aufgehalten wurde, zur Frage Südtirol 
und so weiter. (Anhaltende Zwischenrufe. -
Der Präsident gibt das Glockenzeichen.) Ich 
möchte nur eines sagen. Meine Damen und 
Herren! Wenn Kollege Dr. Kreisky da von 
gesprochen hat, daß wir nichts reden - auch 
das sei ein Punkt im harten Kern der Regie­
rungserklärung vom 20. April - über die 
regionale Strukturpolitik, muß ich sagen: Der 
Koren-Plan beschäftigt sich mit diesen Dingen 
(Abg. Sekanina: Wo beschäftigt er sich da­
mit?), und Sie wissen ganz ge na u: es kommt ein 
Strukturbereinigungsgesetz, es kommt der 
Entwicklungserneuerungsfonds. Meine Damen 
und H~:ren... (Anhalte'ncle Zwischenrufe bei 
der SPO.j Aha! Sie wissen also nicht, daß er 
sich damit beschäftigt, aber Sie interessieren 
sich bereits sehr dafür, daß Posten, die dort 
vergeben werden, auch auf Sie entfallen, meine 
Damen und Herren. ( Lebhafte Heiterkeit und 
Beifall bei der Ö V P.) Gestatten Sie mir ... 
(Abg. Dr. Staribacher: Au! Au! Au I) Herr 
Kollege Dr. Staribacher! Wenn Sie noch 
so sehr Ihr edles Haupt schütteln - es ist uns 
ja nicht unbekannt geblieben, daß der Proporz 
auch dort wieder eingeführt werden soll, 
genauso wie Sie von uns jetzt wieder verlangt 
haben, daß der Proporz auch beim Vorstand 
der verstaatlichten Unternehmungen wieder 
eingeführt werden soll, obwohl wir diesbezüg­
liche Vereinbarungen vor zwei Jahren getrof­
fen haben. (Abg. Dr. Kreisky: Da hätten 
Sie vorsichtiger sein sollen! - Abg. Gratz: 
Sie wollen den M onoporz I) Meine Damen 
und Herren ! Wenn man sich die Rede ... 
(Abg. Kostroun: Sie wollen das Monopol!) 

Herr Kollege Kostroun ! Wenn man die 
Rede des Abgeordneten Kreisky heute gehört 
hat - und das zog sich wie ein roter Faden 
durch seine Rede, wie könnte es auch anders 
sein -, dann hat man den Eindruck, daß diese 
Bundesregierung, die seit 19. April 1966 im 
Amt ist, alles bchlecht gemacht hat. Und 
wenn es uns jetzt auch in Österreich ... 
(Abg. W eikhart: Hat sie auch!) Hat sie auch, 
gut, bleiben wir dabei. Wenn es uns jetzt in 
Österreich im großen und ganzen nicht schlecht 
geht, so verdankt das das Volk also ausschließ­
lich der Opposition. Ich frage mich nur: Ist 
das auch in Schweden der Fall? Verdankt 
auch das schwedische Volk den Wohlstand der 
Opposition und nicht der Regierung? Wenn dem 
so sein sollte, so mache ich Ihnen einen Vor­
schlag, meine Damen und Herren. ( Abg. 
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W eikhart: Fragen Sie den Herrn Präsidenten, 
wie es in der Bauwirtschaft ausschaut!) Herr 
Kollege Weikhart! Darüber reden wir öfter, 
es wird sicherlich noch darüber geredet wer­
den! (Abg. Weikhart: Dann wissen Sie ja, 
wie die auf dem Bauch liegt wie nie zuvor in 
der Zweiten Republik! - Der Präsident 
gibt das Glockenzeichen.) Machen Sie sich dies­
bezüglich nicht mehr Sorgen, als unbedingt 
notwendig sind, Herr Kollege Weikhart. Aber 
ich mache Ihnen einen Vorschlag : Wenn die 
These stimmt, die von Ihnen aufgestellt wurde, 
daß die Regierung alles schlecht macht und alles, 
al1es Gute der Opposition zu verdanken ist, 
dann bleiben wir meinetwegen auch für die 
kommenden Legislaturperioden bei dieser Ver­
teilung. (Beifall bei dßr Ö V P.) Sie bleiben in 
der Opposition, und wir bleiben in der Regie­
rung. (Abg. W eikhart: Das werden Sie nicht 
entscheiden, das wird das österreichische Volk 
entscheiden! - Demonstrativer Beifall bti der 
ÖVP.j Da sind wir absolut einer Meinung. 
(Abg. Dr. Pittermann: Wir wollen euch auch 
einmal etwas Gutes zukommen lassen I) Sehr 
nett von Ihnen! 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Der 
Redner ist am Wort. Beruhigen wir uns wieder 
alle gemeinsam. Am Wort ist der Abgeordnete 
Withalm. 

AbgeJrdneter Dr. Withalm (fortsetzend): 
Meine Damen und Herren! Kollege Kreisky 
hat heute die Rohbilanz - es ist, glaube ich, 
noch etwas zu früh, Bilanz zu ziehen - ge­
zogen. Ich möchte auch von unserer Seite 
aus eine Rohbilanz ziehen. Ganz kurz nur, 
mit wenigen Worten und Sätzen. Sie brauchen 
nicht zu befürchten, daß ich mich lange ver­
breite. 

Die Rohbilanz schaut immerhin so aus: 
In den Jahren von 1966 bis heute wurde der 
innere Friede in Österreich gewahrt. 

Wenn heute Czettel den Minister a. D. 
Kreisky zitiert hat, dann hat er unvollständig 
zitiert, denn ich werde die Pose des Ab­
geordneten Dr. Kreisky nie vergessen, als er 
hier am 22. April 1966 stand und sagte: Und 
wenn die Listen so lang sein sollten und wenn 
ich stundenlang verlesen müßte, ich werde die 
Namen all derer, die disqualifiziert wurden, 
hier zur Verlesung bringen. - Das haben Sie 
nicht mehr zitiert. 

Der innere Friede wurde gewahrt (Abg. 
Dr. Hertha Firnberg : Das ist auch schon ein 
Verdienst I), der äußere Friede wurde gewahrt 
(Abg. Sekanina: Das ist aber nicht Ihr 
Verdienst I), die Neutralität blieb unangetastet, 
die wirtschaftliche . .. (Zwischenrufe bei der 
SPÖ.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Bitte, 
wahren wir jetzt den Frieden im Haus! 

Abgeordneter Dr. Withalm (fortsetzend): ... 
die wirtschaftHche Rezession haben wir über­
wunden. Was die Staatsverschuldung Öster­
reichs anlangt: Vor uns rangieren - mit weni­
ger Schulden, als wir haben - nur die Bundes­
republik Deutschland und die Schweiz. Dann 
kommt bereits als am wenigsten verschuldeter 
Staat an dritter Stelle Österreich. (Weitere 
Zwischem'ufe bei der SPÖ.) Die Nettoverschul­
dung für das kommende Jahr beträgt, wie Sie 
wissen, nicht 8 Milliarden Schilling, sondern 
nur 3 Milliarden, weil wir 5 Milliarden zurück­
zahlen. Das scheinen Sie auch nicht einge­
stehen zu wollen. Ich sage Ihnen eines: Wir 
sind mit der Rohbilanz durchaus zufrieden. 
(Abg. Dr. Pittermann: Eine Post fehlt in 
der Rohbilanz! - Weitere Zwischenrufe bei 
der SPÖ.j 

Meine Damen und Herren! Reden Sie 
meinetwegen über Ihr Wirtschaftsprogramm 
weiter, wir werden nach wie vor handeln. 
Als Regierungspartei sind wir in der glücklichen 
Lage zu handeln. (Beifall bei der Ö V P. -
Abg. Dr. Pittermann: Eine Post fehlt: 
Hofübergabe vermieden I) Bei Ihnen ist sie 
nicht vermieden worden! Bei Ihnen ist sie 
durchgeführt worden ( Heiterkeit bei der Ö V P), 
und zwar am vorletzten Parteitag. Sie, Herr 
Kollege Dr. Pittermann, waren ja das Opfer die­
ser Hofübergabe. 

Herr Kollege Czettel! Sie haben vom 
nächsten Wahlkampf gesprochen. Ich möchte 
noch nicht vom nächsten Wahlkampf reden, 
aber Sie haben in die Debatte geworfen, daß 
wir den nächsten Wahlkampf nicht wie ver­
gangene Wahlkämpfe führen werden, sondern 
daß Sie mit Ihrem Wirtschaftsprogramm kom­
men und wir darauf hinweisen werden, daß 
wir den Koren-Plan haben beziehungsweise 
ihn verwirklicht haben. Ich glaube, dann 
machen wir es dem österreichischen Volk auch 
wesentlich leichter, bei kommenden Wahlen 
die richtige Entscheidung zu treffen. ( Leb­
hafter Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Kreisky. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kreisky (SPÖ): Hohes 
Haus! Als ich meine Rede hielt, war, glaube 
ich, die PreSSe ziemlich vollzählig anwesend. 
Herr Dr. Withalm, sie kann sich jetzt selbst 
ein Bild machen, zu welchen Mitteln Sie Zu­
flucht genommen haben. (Abg. Dr. Haider: 
Zur Wahrheit I) Den Damen und Herren 
der Volkspartei - vor der Presse fürchte 
ich mich nicht, die hat das genau verfolgt -
muß ich doch aus dem Protokoll, das ich 
mir habe kommen lassen, die in Betracht 
kommenden Stellen vorlesen, und ich wäre 
sehr froh, wenn Herr Dr. Withalm, obwohl 
er sie genau kennt, doch zuhören würde. 

114. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)80 von 113

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 114. Sitzung - 30. Oktober 1968 9093 

Dr. Kreisky 

Ich sagte: "Glauben Sie mir: Ihre Herren! Streit über das Investitionsprogramm. Hoffent­
tun sich da sehr schwer. Ich würde Ihnen lieh kommt die Unterlage noch. Im Jahre 
empfehlen, Herr Dr. Withalm, ihnen eine 1952 ist in der Koalition eine sehr ernste Aus­
bessere Sprachregelung angedeihen zu lassen, einandersetzung über folgende wichtige Frage 
statt daß Sie ihnen kleine Handbücher voll ausgebrochen: Bundesminister Dr. Kamitz 
von Verleumdungen und Lügen über meine vertrat die Auffassung, daß nur konsumnahe 
Person in die Hand drücken, die außerdem Investitionen vorgenommen werden sollten, 
nicht einmal mit einem Impressum versehen eine Ansicht, die von seinem Standpunkt 
sind, damit ich nicht die notwendigen gericht- durchaus begründet war. (Abg. Machunze: 
lichen Schritte unternehmen kann." Damals!) Ich sagte ja: 1952. Wir haben 

Darauf hat He~r Abgeordneter Dr. Withalm eine historische Debatte begonnen. Er ver­
das gemacht, was ich schon im Landesgericht, trat den Standpunkt, daß es nur konsum­
als ich seinerzeit als Politischer eingeliefert nahe Investitionen geben soH. Ich billige 
wurde, auf einer aufgeklappten Pritsche ge- Ihnen gerne zu, daß das eine Wirtschafts­
sehen habe: "Sagst du ja, bleibst du da, auffassung gewesen ist, die man vertreten 
sagst du nein, gehst du heim." (Beifall bei konnte. (Rufe bei der Ö V P: Damals aber 
der SPÖ.j Er hat also abgestritten. nicht! - Gegenrufe bei der SPÖ. - Der 

Präsident gibt das Glockenzeichen.) Aber 
Und jetzt möchte ich gerne sagen, 'wie er 

es abgestritten hat: "Abgeordneter Dr. Wit­
halm: Wieso wagen Sie zu behaupten, daß das 
von mir kommt 1" - Es ist vielleicht eine et­
was euphemistische Umschreibung gewesen. 
Wir sind halt der Meinung, daß in der Volks­
partei alles von Dr. Withalm kommt. Er ist 
der oberste Chef des Generalsekretariats und 
auch der Propagandaabteilung und so weiter. 
Er sagte also: "Wieso wagen Sie zu behaupten, 
daß das von mir kommt 1 Beweisen Sie das 1" 
Darauf sagte ich: "Ich wage das zu be­
haupten, weil das aus dem Inhalt hervor­
geht", daß das von der ÖVP kommt. Abge­
ordneter Dr. Withalm machte einen Hinweis 
auf Nenning - ich sagte Ihnen schon, daß 
ich mich wundere, wie sehr Sie ihn als Wunder­
waffe gegen uns - wahrscheinlich meinen 
Sie das - verwenden. Aber das macht nichts. 
Und dann rief er mir zu: "Eine Vermutung 
ist das nicht", was ich gesagt habe, sondern 
"eine Verleumdung ist das!", nämlich meine 
Behau.ptung, daß das von der Volkspartei ist. 
(Abg. Dr. Withalm: Daß Verleumdungen 
drinnenstehen !) Eine Verleumdung ist das, 
daß das von der ÖVP kommt. Reden Sie 
doch, Herr Dr. Withalm, nicht wie ein lächer­
licher Winkeladvokat (Heiterkeit), das sind 
Sie doch nicht! Und jetzt geht es weiter, 
das hat er nämlich auch nicht verlesen, das 
gehört mit zur Winkeladvokatur. Ich sagte, 
a] s das Wort "Verleumdung" fiel: "Also 
schön, ich nehme dieses Wort auf. Sie sagen, 
daß das, was ich hier ... gesagt habe, eine 
Verleumdung ist." Ich sagte weiter: ". .. an 
Stelle des gelben Teiles ,Ein Jahr Regierung 
Klaus' ... " Und dann haben Sie offenbar 
die Nerven verloren, denn Sie können ja 
nicht die Ironie, die darin lag, mißverstanden 
haben, und Sie sollen nicht das Haus für so 
naiv halten, daß es Ihnen das abnimmt. 

Aber nun gehe ich weiter. Sie haben über 
andere Dinge auch gesprochen. Der große 

lassen Sie mich doch weiterreden 1 

Auf der anderen Seite stand eine andere 
Wirtschaftsauffassung, damals von Dip!.­
lng. Waldbrunner in der Regierung und 
von den Gewerkschaften vertreten, daß man, 
um aus Österreich einen modernen Industrie­
staat zu machen, sich zu langfristigen In­
vestitionen entschließen mÜSSe. 

Es war dies damals eine hochstehende 
politische Auseinandersetzung, die auch in der 
Wahlbewegung eine dominierende Rolle spielte. 
(A bg. Dr. W i t h alm: Die Arbeitslosenrate 
war auch dominierend!) Wir hatten damals 
eine ernste Entwicklung auf dem Arbeits­
markt. (Abg. Dr. Gruber: Und der 
Rentenklau ? Das war Ihre "hochstehende" 
Wahlkampagne! ) Jawohl 1 Es war das da­
mals das ausgezeichnete Plakat der So­
zialistischen Partei mit dem Raben und der 
Arbeitslosenkarte. (Abg. Dr. Gruber: "Hoch­
stehend"!) Ja, das war ein gutes Plakat. 
Lieber Herr Doktor! Sie haben es notwendig, 
sich über die Wahlpropaganda zu beklagen; 
Sie, die Sie uns vorgeworfen haben, daß wir 
Österreich in ein kommunistisches Konzen­
trationslager verwandeln werden. (Rufe und 
Gegenrufe bei ÖVP und SPÖ.) 

Daraufhin sind wir in die Wahl gegangen. 
Diese Wahl hat der Sozialistischen Partei 
die stärkste Stimmenzahl gebracht. Die So­
zialistische Partei wurde zur stimmenstärksten, 
allerdings durch das Wahlgesetz um ein 
Mandat schwächer. Als es dann zu den Re­
gierungsV'erhandlungen kam, hat der Herr -
damals noch Bundesparteiobmann - Raab 
den Versuch gemacht, eine Drei-Parteien­
Koalition herzustellen. Das hat niemand 
ernst genommen, denn wir waren mitten 
in der Besatzungszeit. Es kam dann eine 
Zwei-Parteien-Koalition unter dem Bundes­
kanzler Raab, und da die Sozialisten die 
Wahlen gewonnen hatten - das konnte 

639 
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niemand bestreiten: ich glaube, sechs Mandate wächst, eher fallend ist. Was wir Ihrer Agrar­
mehr haben wir damals bekommen -, mußte politik vorwerfen, ist, daß sie immer mehr 
man unseren wirtschaftspolitischen Ansichten MilIiarden kostet und die kleinen und mittleren 
Rechnung tragen. Dieses große Investitions- Bauern immer weniger davon behalten können. 
programm der Sozialistischen Partei, das ur- (Zustimmung bei der SPÖ.) Das ist unSere An­
sprünglich zur Diskussion stand, sah gewiß sicht, und nichts anderes hat der Abgeordnete 
vor, daß der Staat das finanziert, wozu er Czettel hier gesagt. 
da ist, es sah aber auch die große und massive Dann habe ich noch etwas gesagt, und 
Investitionsfinanzierung aus den Marshallplan- auch dazu bekenne ich mich, meine Herren 
Geldern für die verstaatlichte Industrie von der Landwirtschaft. Ich habe gesagt: 
und die Aufnahme großer Kredite vor; Wenn die Bauern haben wollen, daß wir 
jawohl, großer Kredite für den Ausbau der für sie Verständnis haben sollen - das ist 
Energiewirtschaft in Österreich. (Abg. wirklich ausnahmsweise wichtig (Abg. Doktor 
Dr. Withalm: Sie verwechseln Äpfel mit Withalm: Verständnis soll sowieso dafür da 
Birnen! Alles durcheinander! - Gegenrufe sein! - Ruf bei der (j V P: "K uhhandel" !) -, 
bei Abgeordneten der SP(j. - Der Präsident Verständnis für ihre Forderungen, dafür, wo 
gibt das Glockenzeichen.) sie der Schuh drückt, dann müssen wir auch 

Es kam mir darauf an, aufzuzeigen, daß verlangen können, daß sie Verständnis dafür 
es damals auf allen Gebieten der Wirtschaft haben, wo uns der Schuh drückt. (Abg. 
zu einer großen, breitangelegten Investition Dr. Withalm: Das haben die Bauern immer 
gekommen ist und daß so die Grundlagen gehabt! ) Was machen Sie denn, meine Herren? 
eines modernen Industriestaates geschaffen Sie reden mit uns in diesen Tagen über die 
wurden. Es kam mir darauf an, diese Epoche Verlängerung vor allem der für die Land­
der österreichischen Wirtschaftsgeschichte zu wirtschaft bestimmten Gesetze und können 
schildern, um sie darzulegen. (Abg. Dr. Wit- gar nicht anders, als darauf einzugehen. 
halm: Und sie für die SPÖ zu reklamieren!) wenn wir sagen: Uns interessiert etwas anderes 
Ich war bei dem Versuch, eS zu tun, äußerst auch! 
zurückhaltend. Erst als Sie mir Raab und Die hier versammelten Herren der Land­
Kamitz zuriefen, habe ich den Namen Wald- wirtschaft wissen ganz genau, wieviel sie 
brunner auch genannt. Vorher habe ich ge- in der Koa1itionszeit mit dem Argument 
sagt: Ich möchte Sie nicht überflüssigerweise durchgesetzt haben: 'Venn die Sozi das 
reizen und Ihnen nicht den Namen des Mannes kriegen, mÜSSen wir das auch kriegen!, und 
nennen, dem Sie damals ein "Königreich" wie oft sie sogar dabei von unS unterstützt 
geschenkt haben. (Abg. Dr. Withalm: Das wurden. Es war nicht immer sehr gut, daß 
ist wieder eine Verwechslung, das war wesent- wir da eine so leichte Hand gehabt haben, 
lich später!) Nein! Das ist das, was ich zu aberimmerhin,eswarso. (Abg.Dr. Withalm: 
diesem Thema sagen wollte. Sie sind bei "Leichte Hand" ist gutl) 
dem Protokoll ja so ungenau, daß ich Ihnen Ich nehme auch nicht zurück, daß ich das 
sagen kann: Ich weiß, was ich gesagt habe, mit dem Namen " Kuhhandel " bezeichnet 
nur Sie sind da in Defensivstellung. habe, denn das ist eben eine Art Politik, 

Jetzt gehen wir weiter. Ich habe damals die man heute überalI in der Welt - Industrie­
erklärt, daß wir das Geld hatten und man politik gegen Agrarpolitik - einen politischen 
uns sagte: Es gibt kein Geld. Aber wir haben Kuhhandel nennt. Sympathisch ist es nicht, 
mehr als das aufgebracht, was wir uns vorge- aber so ist es immer gewesen. 
nommen haben. Ich habe von der Moder- Jetzt komme ich gleich zum Schluß. Ich 
nisierung der Verkehrswege auf der Schiene bekenne mich auch dazu, daß ich den Bauern 
und auf der Straße gesprochen. (Ruf bei gesagt habe, daß es für sie schwerer sein wird, 
der (j V P: Autobahn! ) Jawohl, von der Auto- wenn sie durch dick und dünn mit der ÖVP 
bahn - das habe ich ausdrücklich gemeint. gehen. Der Herr Abgeordnete Grießner, der 
Ich könnte jetzt noch Beweise anführen, wie nicht da ist, und der Herr Landwirtschafts­
hart die Auseinandersetzung war, ich will minister Schleinzer wissen ja, wie das aus­
das aber nicht mehr tun. schaut und was sie sich anhören müssen, 

Damit kommen wir zu den Bauern. Meine weil sie mit der ÖVP und ihrer Politik durch 
Damen und Herren! Was ich in Wiener Neu" dick und dünn gehen. (Zwischenrufe bei 
stadt gesagt habe, das finden Sie auch in der ÖVP.j 
unserem Wirtschaftsprogramm, das finden Herr Dr. Withalm hat die Andeutung ge­
Sie in jedem modernen Wirtschaftsprogramm. macht, daß wir in den Verhandlungen über 
Es ist nämlich so, daß der Anteil der Land-I die Verlängerung der Marktordnungsgesetze 
wirtschaft am Sozialprodukt nicht steigt, den Proporz verlangt haben. Nein, Herr 
sondern, da das Sozialprodukt sehr stark Dr. Withalm! Den Proporz können wir nicht 
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verlangt haben, weil Sie den ins ÖIG-Gesetz 
hineingebracht haben. Der ist dort nämlich 
gesetzlich verankert. (Abg. Dr. Withalm: 
Ja, für die Aufsichtsräte I) Sie haben den 
Proporz hundertprozentig in dem ÖIG-Gesetz 
drinnen. Sie können nicht bestreiten, daß 
das so ist. (Abg. Dr. Withalm: Jetzt sind 
Sie aber ausgerutscht! Sie kennen das Gesetz 
nicht! Sie wissen nicht, was in dem Gesetz 
steht! Das darf doch der Vorsitzende der So­
zialistischen Partei wirklich nicht sagen!) Die 
Aufsichtsräte sind nach dem Proporz zu­
sammengesetzt. (Abg. Dr. Withalm: Proporz 
für die Aufsichtsräte: Ich spreche doch vom 
Vorstand! Der Präsident gibt das 
Glockenzeichen.) Moment, jetzt komme ich 
zu.m Vorstand. 

Sie leugnen also nicht, daß Sie durch­
gesetzt haben, daß die Zusammensetzung 
dieser Eimichtung, der nach dem Aktien­
gesetz die letzte Entscheidung, nämlich die 
Entscheidung des Eigentümers, zukommt, nach 
dem politischen Proporz erfolgt. Ich stelle 
nichts anderes als das fest. (Abg. Dr. Wit­
halm: Das stimmt ja wieder nicht! Ent-
8chuldigen: Sie kennen das 01 G- Gesetz nicht!) 
o ja, ich kenne es sehr genau. (Abg. Dr. Wit­
halm: Nein!) Nun, was denn 1 (Abg. Doktor 
W i t h alm: Das stimmt nicht, was Sie sagen!) 
Sie haben sich überall auf Grund der Mehr­
heit, die Sie im Haus haben, im Aufsichtsrat 
der ÖIG durch den Vorsitzenden das Diri­
mierungsrecht eingeräumt und auf diese Art 
die Mehrheit geschaffen. (Abg. Dr. Withalm: 
Herr KoUege, nicht nur in der OIG: in allen 
verstaatlichten Unternehmungen!) Das sage 
ich ja. (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPO. -
Der Präsident gibt das Glockenzeichen.) Das 
weiß ich deshalb sehr genau, Herr Dr. Withalm, 
weil wir uns vor ein paar Monaten lange genug 
mit einem Wortbruch Ihrer Seite zu be­
l'!Chäftigen hatten, indem Sie nämlich diese 
Mehrheit in einer, wie wir glauben, unkor­
rekten Weise ins Spiel gebracht haben. (Abg. 
Dr. Withalm: Von einem Wortbruch ist 
keine Rede! Wir haben nichts vereinbart!) 

Was wir von Ihnen haben wollen, ist, 
daß Sie uns das, was Sie uns seinerzeit als 
Gentleman's Agreement zugesagt haben, nun 
etwas formeller zusagen, und zwar deshalb, 
weil wir mit diesem Gentleman's Agreement 
~chlechte Erfahrungen gemacht haben. Wir 
wollen gar nichts anderes, als was Sie uns 
schon zugesagt haben, Herr Dr. Withalm; 
nur schreiben Sie uns das in einem Brief, 
dann werden wir halt etwas mehr Vertrauen 
dazu haben. 

gesprochen haben. Nicht über alle. Sicherlich 
hätten wir einem Teil der Programmpunkte 
zugestimmt, wenn es eine Koalition gegeben 
hätte. Aber hier ist es ja nicht um die Pro­
grammpunkte gegangen, sondern um die Ver­
wirklichung dieser Programmpunkte, und da 
sind wir in keiner Weise engagiert. Daß diese 
Punkte ihre Verwirklichung nicht gefunden 
haben, liegt ausschließlich in der Verant­
wortung dieser Regierung. 

Übrigens, Herr Dr. Withalm: Wenn Sie 
im Zweifel sind, ob diese antisemitischen 
Flugblätter von ÖAAB-Funktionären in Nie­
derösterreich verteilt wurden, kann ich Ihnen 
sofort eine Liste derjenigen vorlesen, die 
seinerzeit als Verteiler festgestellt wurden. 
(Abg. Dr. W ithalm: Nicht die Verteiler, 
das ist uninteressant, sondern die Produk­
tion! - Abg. Dr. Pittermann: So uninteres­
sant ist das nicht! ) Nein, ich kann Ihnen 
die Liste sofort geben, sie liegt dort auf dem 
Tisch.. (Zwischenrufe.) Jetzt drehen Sie es 
schon wieder um. 

In der Zwischenzeit habe ich das Ganze 
bekommen: unser Programm der Vollbe­
schäftigung, das ArbeitsbeschafIungspro­
gramm der Sozialistischen Partei aus dem 
Jahre 1952 und dann nach den Wahlen: 
"Wir haben uns durchgesetzt!" (Der Redner 
zeigt ein bedrucktes Blatt Papier.) Das ist 
damals die eindeutige Feststellung gewesen. 

So, und jetzt, damit diese Sitzung, diese 
Intervention meinerseits auch einen etwas 
fröhlichen Ausklang hat (Abg. Dr. Haider: 
Das Ganze war heiter!), möchte ich Sie bitten, 
Herr Dr. Withalm, mir mitzuteilen, wann 
einmal die Notariatskanzlei Dr. Withalm in 
Wolkersdorf offen und besetzt ist. Ich habe 
nämlich die Absicht, mich demnächst dorthin 
zu begeben und dort in Ihrer Notariatskanzlei 
einen Notariatsakt darüber zu errichten, daß 
ich alle meine Fabriken, die meiner Frau 
und meiner Kinder und der, die ich gehabt 
haben soll, der ÖVP vermache. (Heiterkeit 
,md lebhafter anhaltender Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Withalm. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Withalm (ÖVP): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Nur zu 
einer einzigen Sache möchte ich Stellung 
nehmen (Abg. Dr. Pittermann: Zu den 
anderen möchten Sie nicht!), die Kollege 
Dr. Kreisky jetzt erwähnt hat, und zwar 
zum ÖIG-Gesetz beziehungsweise zu der Pro­
porzvereinbarung zwischen den Klubs der 
beiden Parteien. 

Es mag schon sein, Herr Dr. Withalm, Herr Kollege Dr. Kreisky! Ich mußte 
daß wir in den Verhandlungen über diese ver- einige Male feststellen, daß Sie offensichtlich 
schiedenen Punkte des Regierungsprogramms das ÖIG-Gesetz in den wesentlichen Be-
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f:)timmungen nicht kennen. Sie f:)prachen davon, treten, wenn Sie den besser qualifizierten 
daß der Proporz nach wie vor in dem Gesetz Mann für diesen Posten in Vorschlag bringen 
enthalten ist. können. 

Ich stelle fest, es gibt einen Proporz in 
dem Gesetz nur bezüglich der Geschäfts­
führung der ÖIG beziehungsweise des Auf­
sichtsrates der ÖIG und bezüglich der Auf­
sichtsratmitglieder der verstaatlichten Unter­
nehmungen; nicht, was den Vorstand anbe­
langt. (Abg. Dr. Kreisky: Genau das habe 
ich behauptet I) Jetzt sind wir d'accord, ~ber 
zuvor waren Sie nicht d'accord in dIeser 
Frage. Sie haben schlechthin behauptet, es 
gibt bei der ÖIG den Proporz. 

Was das Gentleman's Agreement anbe­
langt, möchte ich sagen: Erstens wur.de 
keines beschlossen. Es gibt nur die Verem­
barung, die vor zwei Jahren unterschrieben 
wurde die Verlängerung der Marktordnungs­
gesetz~ betreffend, und das ÖIG-Gese~z. Hier 
gibt es sechs oder sieben .Punkte: WIr habe.n 
damals erklärt: Wenn dIe BestImmung, dIe 
wir damals festlegten - die Befristung wurde 
mit 31. Dezember 1968 festgesetzt -, abge­
laufen sein sollte, sind wir willens, und zwar 
beide Vertragspartner, diese Vereinbarung 
unverändert weiter bis zum 30. Juni 1970 zu 
verlängern. Es gab kein Gentleman's ~gr~e­
ment. Es gibt auch nichts, was schrIftlIch 
festgehalten worden wäre, außer dieser Ver­
einbarung, sondern wir haben damals fest­
gehalten - Herr Kollege Dr. Pitte.rmann, 
wir saßen bei diesen Verhandlungen emander 
gegenüber -, daß wir - und ich habe vor 
einer Woche Gelegenheit gehabt, das Ver­
tretern Ihrer Partei wieder zu erklären -
nicht, die Absicht haben, auf Grund der Mög­
lichkeiten die bestünden, weil wir in allen 
Aufsichts;äten der Unternehmungen und in 
der ÖIG die Mehrheit haben, von dieser 
Mehrheit in dem Sinn Gebrauch zu machen, 
daß wir jetzt womöglich alle sozialistischen 
Generaldirektoren abwählen. (Abg. H aberl: 
Nur die B älfte ! ) Das war damals nicht 
nur eine Zusage unsererseits, also eine Ab­
sichtserklärung, sondern wir haben uns auc.h 
in diesen zwei Jahren daran gehalten. WIr 
haben immer erklärt: Für uns kann nur die 
Qualifikation entscheidend sein. (Abg. Beny~: 
Auch bei uns I) Auch bei Ihnen, Her~ P~a­
sident Benya 1 Seien wir da etwas vorSIChtig. 
(Abg. Ing. Häuser: Auch be'i Ihnen! 
Abg. Weikhart: Seien wir vor8ichti~ hüb.en 
und drüben! ) Ja, bitte, ich neh:me Sl~ bel~ 
Wort. Dann wird es uns sehr leIcht sem, dIe 
Vereinbarung wieder zu unterschreiben. 

Ich halte aber folgendes noch fest, meine 
Damen und Herren. Wir haben damals er­
klärt: Wir stehen nicht an, Ihnen Positionen, 
die wir bisher innehatten, dann sofort abzu-

Wir sind in der Lage, Ihnen dafür einen Be­
weis zu liefern. Wir haben seinerzeit bei 
Siemens & Halske, als ein Mann, den wir nomi­
niert hatten, in Pension ging, sofort den 
Mann, der sicher der best qualifizierte war 
und Ihrer Partei angehörte, genommen und 
haben auf diesen Generaldirektor, den wir 
gestellt hatten, verzichtet. 

Ich glaube, das ist doch wirklich ein Nach­
weis dafür, daß wir es damit ernst genommen 
haben, wenn wir gesagt haben: Die Quali­
fikation ist das entscheidende. Und das 
bieten wir Ihnen genauso jetzt wieder an. 

Im übrigen, Kollege Dr. Kreisky: Wenn 
Sie jetzt die Frage an mich gerichtet haben, 
und zwar an mich als Notar, ob die Möglich­
keit des Abschlusses eines Notariatsaktes 
bestünde, wird es mich ganz besonders freuen, 
wenn meine Kanzlei Sie diesbezüglich be­
dienen kann. Ich muß allerdings sagen: 
Wenn Sie gemeint haben, Sie schließen jetzt 
humoristisch - ich weiß wirklich nicht, 
was der Anlaß für diese Ihre Aufforderung 
an mich gewesen ist, denn kein Mensch 
hat behauptet, daß Sie irgendwelche Fabriken 
besäßen. (Abg. Weikhart: Aber in dieser 
Bro8chüre 8teht e8 I) Herr Kollege Kreisky, 
das wissen Sie ganz genau : Wenn an mich 
irgendwo die Frage gerichtet wurde in Ver­
handlungen . .. (Weitere lebhafte Zwischenrufe 
bei der SP(J.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Ich 
habe leider keine Fabrikssirene hier zur 
Ruheherstellung. Ich bitte also, sich zu be­
ruhigen. (Zwischenruf des Abg. M oser.) 

Abgeordneter Dr. Withalm (fortsetzend): 
Passen Sie doch auf, Herr Kollege Mosel' ! 
Ich habe immer erklärt - und der Kollege 
Kreisky hat das nie bestritten, im Gegenteil, 
das weiß er ganz genau, daß ich das in meinen 
Versammlungen erklärt habe -, daß alle 
Gerüchte, die davon sprechen, daß Minister 
außer Dienst Kreisky Miteigentümer einer 
Fabrik im Burgenland, also der Austria­
Felix, sei, nicht stimmen. Ich kenne die 
Dinge, weil wir doch damals, als wir gemeinsam 
Staatssekretäre waren, mit der Gründung 
dieser Firma zu tun hatten, und weiß, daß 
daran nicht ein einziges Wort wahr ist. Wenn 
Sie das, Herr Kollege Dr. Kreisky, trotzdem 
wirklich in Form eines Notariatsaktes fest­
halten wollen: Am kommenden Samstag, 
dem 2. November, findet in meiner Kanzlei 
mein Sprechtag statt. Die Kanzlei ist offen, 
es wird mich ganz besonders freuen, Sie als 
meinen Klienten begrüßen ZU können. (H eiter­
keit und Beifall bei der () V P.) 
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Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister für Finanzen. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Koren: 
Herr PI äsident ! Hohes Ha us ! ( Anhaltende 
Zwischenrufe.) 

Präsident: Am Wort ist der Herr Finanz­
minister. (Abg. W eikhart: Genauso waren 
Ihre Gerüchte: Billa ist Pittermann l Das 
waren Ihre Leute! - Abg. Dr. Gruber: Herr 
Staatssekretär Weikhart! Verbreiten Sie keine 
falschen Gerüchte im Parlament! - Abg. 
Dr. Pittermann: Das macht der Gruber! 
- Der Prä s i den t gibt das Glockenzeichen.) 
Am Wort ist der Hen Finanzministel' ! 

Bundesminister Dr. Koren (fortsetzend) : 
Ich möchte nur einen kleinen Beitrag leisten, 
um etwas zu entwirren, was, wie ich fürchte, 
in den Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Dr. Kreisky vermischt wurde: einmal das 
zehnjährige Investitionsprogramm, das 1954 

. beschlossen worden ist, und zum zweiten 
die Investitionen aus dem ERP-Programm. 

Ich darf daran erinnern, daß etwa im Jahre 
1952 erstmals der damalige Finanzminister 
Kamitz den Gedanken des Ausbaus der Auto­
bahn Salzburg-Wien in die Debatte geworfen 
hat, der zuerst sehr sta:-k umstritten wurde 
(Abg. Dr. Kreisky: Das war der Handels­
minister Bock! Das ist ein Irrtum!), dann aber 
sich mehr und mehr durchzusetzen begann 
und nach den Wahlen im Jahre 1954 zu diesem 
zehnjährigen Investitionsprogramm führte. 
Das Ergebnis der Regierungsverhandlungen 
war, daß als Kompensationsobjekt für die 
notwendigen Mittel des Autobahnbaues ... 
(Rufe bei der SpO: Waren Sie damals bei 
den Verhandlungen? - Abg. Dr. Withalm: 
Er muß ja nicht dabei sein! - Der Präsident 
gibt das Glockenzeichen.) Herr Abgeordneter! 
Ich kann an Hand der Aktenlage diese Dinge 
unschwer feststellen. 

Als Kompensationsobjekt wurden damals 
auch entsprechende Investitionen im Bereich 
der Österreichischen Bundesbahnen und der 
Österreichischen Post- und Telegraphenver­
waltung mit einbezogen. Darauf entstand 
dieses zehnjährige Investitionsprogramm, das 
also ausschließlich Bundesinvestitionen im 
Autobahnbau und in diesen beiden öffentlichen 
Unternehmungen enthalten hat. 

Daneben war ab 1948 das ERP-Programm 
im Gang. Dieses ERP-Programm bestand 
bekanntlich darin, daß der Gegenwert der 
amerikanischen Hilfsliefel'ungen zum Teil für 
Investitionen in der österreichischen Wirt­
schaft verwendet werden konnte. Die Mittel 
wurden vom sogenannten ERP-Fonds ver­
waltet. In diesem ERP-Fonds wurde im 

Jahre 1950 ein Investitionsprogralllm für 
1950/52 beschlossen, und in diesen ersten Jah­
ren der ERP-Fonds-Gebarung lag das Schwer­
gewicht der Ausgaben dieses Fonds im Bereich 
der verstaatlichten Grundstoffindustrie und 
der E-Wirtschaft. 

Als dieses erste Programm auslief, hat der 
damalige Finanzminister Kamitz moniert, daß 
es nun an der Zeit wäre, stärker zu kon­
sumorientierten Investitionen im Rahmen des 
ERP-Programms überzugehen, was dann in 
der Folge - wenn man die ERP-Gebarung 
der folgenden Jahre betrachtet, die aber 
immer abgesondert vom Budget geführt wor­
den ist - auch zum Ausdruck kommt, 
weil in der Folgezeit die Mittelverteilung zwi­
schen Grundindustrie und verarbeitender In­
dustrie zugunsten der letzteren verändert 
wurde, was eindeutig auch den damals not­
wendigen wirtscha etlichen Notwendigkeiten 
entsprach. Danke. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Staribacher, Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Staribacher (SPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Es ist auf alle Fälle 
he".lte eine neue Methode in der Budgetdebatte, 
weil es, ich glaube, das erste Mal ist - ich 
gehö:e dem Hohen Hause zwar noch nicht so 
lange an -, daß ein Regierungsbudget vom 
Finanzminister dreimal, vom Vizekanzler zwei­
mal verteidigt wird. Soweit ich die Herren 
von der Regierungspartei gehört habe, hat 
sich der Kollege Machunze mit unserem 
Wirtschaftsprogramm befaßt - sehr erfreu­
lich! -, und der Kollege Graf hat überhaupt 
sozusagen nur noch einmal nachgestoßen, 
um zu zeigen, daß die Österreichische V olks­
partei zwei Sprecher stellen kann. (Beifall 
bei der SPO, - Abg. Glaser: Nachstoßer von 
Beruf sind ja Sie!) Das stört uns an und für 
sich gar nicht, meine Herren! Wir setzen uns 
ohnehin viel lieber mit der Regierung aus­
einander, weil sie Sachen behauptet, die 
man dann umso leichter widerlegen kann. 

Sehr geehrter Herr Finanzminister ! Ich 
habe schon in einem Zwischenruf, als geschrien 
wurde: Der Beirat hat ja auch dieses Defizit 
festgestellt!, versucht zu klären, daß Defizit 
nicht Defizit ist. (Abg. Dr. Withalm: Daß 
16 Milliarden nicht 16 Milliarden sind, haben 
Sie gesagt!) Es ist aber nicht dasselbe! Ich 
werde noch - obwohl ich, wie Sie wissen, 
immer sehr kurz rede - darauf zurück­
kommen, daß Defizit nicht Defizit ist und daß 
man vor allem das, was Kreisky hier behauptet 
hat, nachweisen kann, und zwar hat der 
Herr FinallZminister selbst teilweise den Nach­
weis dazu erbracht. 
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Ich darf ihn erinnern; Zuerst die große 

Pauken schlag-Einleitung bei Ihnen in der ÖVP­
Parteileitung - oder was das ist, ich kenne 
mich da nicht sehr genau aus, im Bundes­
parteirat -; Nächstes Jahr 16 Milliarden 
Schilling Defizit! (Abg. Machunze : Jawohl, 
das hat der Beirat berechnet! - Abg. Dr. Pit­
termann: Für die war es neu!) Die erste 
Frage bei uns war sofort : Wem sagt er das ~ 
Sind wir daran schuld oder ist der Schmitz 
und die ÖVP daran schuld? Aber das nur so 
nebenbei. 

Diese 16 Milliarden Schilling Defizit, Herr 
Finanzminister, haben aufgebaut auf den 
seinerzeitigen Prognosen Ihres Vorgängers, 
auch mit 16 Milliarden, wo Sie bekanntlicher­
weise nicht einmal mit 2 Prozent inflationiert 
haben. (Zwischenrufe.) Ja, kenne ich! Ganz 
genau l Das haben wir doch zusammen ver­
handelt, wir wissen doch genau, wie es ist. 
(Heiterkeit bei der SPO.) Sie wurden dann 
sofort auf 14,6 Milliarden Schilling korrigieTt. 
Ziffernmäßig kann ich Ihnen nachweisen: 
15,2, weil man doch die 2 Prozent Inflations­
faktor auf alle Fälle nehmen muß; 300 Mil­
lionen Schilling, die Ihnen der Kaueel sofort 
nachgewiesen hat im Institut für Wirtschafts­
forschung ; die Einnahmen stimmen überhaupt 
nicht; 300 Millionen Schilling durch die 
erhöhten Personalausgaben, die auch nicht 
gestimmt haben, weil Sie bekanntlicherweise 
4 Prozent inflationiert haben, auf der einen 
Seite bei den Ausgaben 2 Prozent, aber nicht 
einmal beim Gesamtdefizit, sodaß also das 
hier nicht gewesen ist. 

Also, die 16 Milliarden waren einmal im 
Eimer. Punkt 1. Aber wir haben ja nichts 
dagegen, man kann ja jetzt noch weiter 
suchen, wie es weitergegangen ist. 

Dann hat es der Herr Finanzminister mit 
einer Schocktherapie versucht - ganz zU 
Recht, er mußte ja bei Ihnen eine Schock­
wirkung auslösen, denn es kam ihm ja darauf 
an, sein Konzept durchzusetzen; wir werden 
im Laufe der Budgetdebatte noch nachweisen, 
daß ihm das leider nicht geglückt ist. Ich sage 
ausdrücklich deshalb "leider", weil er ja aus­
gezogen ist, in Österreich eine Industriali­
sierungswelle auszulösen, und weil ihm das mit 
diesem Budget nicht gelingen wird. Aber Sie, 
meine Damen und Herren von der Österreichi­
schen V olkspartei, werden dafür die Verant­
wortung tragen, wenn Sie diesem Budget 
Ihre Zustimmung geben werden. Er hat also 
mit dieser Schocktherapie des 16-Milliarden­
Defizits versucht, eine Wendung herbeizu­
führen. Es ist ihm gelungen, erstens einmal 
den Herrn Vizekanzler dazu zu bringen zu 
sagen: So darf es nicht sein wie im Vorjahr -
wer redet, der fliegt! (Heiterkeit bei der SPO.) 

Jetzt wird zuerst einmal verhandelt, und dann 
werden wir sehen, was herauskommt. - Uns 
kann er ja nicht hinausschmeißen. Das ist ja 
sein Pech, und es ist sein Pech, daß wir etwas 
erfahren haben. Mit dem vertraulichen Be­
richt, den Dr. Koren an das Komitee gegeben 
hat, hat diese furchtbare Malaise für Sie 
begonnen. Denn wenn wir diesen Bericht 
nicht hätten, wären wir in einer viel schlech­
teren Situation. Dann hätten wir den Koren­
Plan, das aus dem Bericht herausgestrichene 
Endresultat, und könnten jetzt Ihren Herrn 
Finanzminister mit dem Staatssekretär nicht 
mehr konfrontieren und immer nachweisen, 
was er damals wollte und was er jetzt darf. 
Das ist ja Ihr Pech, vor diesem Problem 
stehen Sie momentan. (Beifall bei der SP(J.) 

Er hat also das 2. Abgabenänderungsgesetz 
mit 3,4 Milliarden Erhöhungen durchgesetzt. 
(Abg. Machunze: Hindels wollte auch etwa8 
anderes als Staribacherl) Auf die Pressekon­
ferenz komme ich noch zurück, Herr Kollege! 
Aber ich kann es gleich vorwegnehmen. Sie 
haben im Zusammenhang mit der Presse­
konferenz gefragt; Wie war das? Ich kann 
Ihnen das ganz genau erklären; der eine oder 
andere Herr von der Presse wird da sein und 
sich daran erinnern. (Abg. M itterer: Aber, 
Herr Dr. Staribacher, bei Ihnen ist es umge­
kehrt: Wer fliegt, der redet! - Heiterkeit.) 
Nein, ganz falsch! Sie werden die Sozialistische 
Partei nie verstehen, Herr Kollege! In unserer 
Partei kann jeder reden und schreiben ... 
(Abg. Glaser: Das ist nicht wahr I) Hören Sie 
einmal zu! Bei uns kann jeder reden und 
schreiben, was er denkt und was er glaubt. 
(Abg. Dr. Gruber: Er ist dann aber ein Wursch­
tel!) Er darf nur nicht beleidigen, das ist der 
Punkt 1, und er soll auch nicht sehr angerührt 
sein. (Abg. Glaser: Das geht jetzt auf den 
Kreisky I) Das geht nicht auf Kreisky. (Abg. 
Dr. Withalm: Herr Kollege Staribacher! Darf 
man "W urschtel" sagen in der Sozialistischen 
Partei? - Abg. Dr. Kreisky: Das darf man 
schon I) Ich würde gerne wissen, was Sie dazu 
sagen würden ... (Ruf bei der Ov P: Das gehl 
auf den Dr. Nenning!) Ich weiß ganz genau, 
an wen es geht, so blöd bin ich nicht, daß 
ich das nicht mitkriege. (Heiterkeit.) 

Aber ich will Ihnen nur noch sagen: Wenn 
zum Beispiel Nenning - er ist ein guter 
Freund von mir, ich habe viel mit ihm debattiert 
und debattiere heute noch mit ihm ... (Abg. 
Machunze: Vorsicht! Sie werden aus der 
Partei ausgeschlossen werden!) Aber gar keine 
Spur, Herr Kollege, da wissen Sie eben nichts 
von der Sozialistischen Partei! Wir debattieren 
mit unseren Genossen und mit unseren Mit­
gliedern, wir debattieren ja mit allen Leuten, 
um ihnen auseinanderzusetzen, warum wir 
von einer bestimmten Sache überzeugt sind. 
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Warum ich dem Günther gesagt habe ... 
(Abg. Machunze: Wenn sie nicht parieren, 
sind sie W urschteln!) Aber das ist doch gar 
nicht wahr! Nein, in dem betreffenden Inter­
view hat es gelautet: Wenn einer solche 
Kapriolen schlägt wie Nenning, dann ist er 
halt ein politischer Wurschtel. Was würde 
geschehen, wenn in Ihrer Partei jemand so 
beleidigend gewesen wäre, nicht nur gegen 
den Parteiobmann, sondern auch gegen die 
Vertrauensmänner? Hören Sie, wie in unserer 
Partei unsere Vertrauensmänner verlangen, 
daß er hinausgeschmissen wird, und wie sich 
die Parteiführung, wie wir uns alle dafür ein­
setzen und sagen: Wir wollen mit Nenning 
bis zur letzten Konsequenz diskutieren, um 
uns zu überzeugen, ob er recht hat oder nicht. 
(Abg. Dr. Withalm: Was ist die letzte Konse­
quenz ?) Die letzte Konsequenz ist, daß dann, 
wenn er sich von unseren Ideen und von 
unserem Programm so weit entfernt ... 
(Abg. Dr. Gruber: Dann hat er Redeverbot!) 
Aber hören Sie doch auf mit dem Redeverbot ! 
Wenn er sich von unserem Programm schon 
80 weit entfernt hat, daß er selbst das Gefühl 
hat, er könne nicht mehr in der Partei bleiben, 
dann wird er wahrscheinlich von selber aus­
treten. 

Ich kann Ihnen nm empfehlen, Herr Abge­
ordneter 'iVithalm und meine Herren, wenn 
Sie es unbedingt wissen wollen: Lesen Sie 
den Brief im "Fmum", den Dr. Skalnik 
geschrieben hat. Dann wissen Sie genau, 
welche Absicht Nenning hat und wie Skalnik 
das beurteilt. Daß Sie das freut, ist ganz 
selbstverständlich. Ich könnte stundenlang 
zitieren, das wissen Sie ganz genau, nur kostet 
das zuviel Zeit; wir wollen ja über das Budget 
reden. Sie werden mich nicht daran hindern, 
daß ich über das Budget rede, auch dann nicht, 
wenn Sie mich dmch Zwischenrufe auf ein 
Ne benge leise bringen wollen. 

Sie wissen ganz genau, daß wir diese Debatte 
mit Nenning durchführen werden, um zu 
sehen, wie sich das alles weiter entwickeln 
wird. Folgendes kann ich Ihnen schon ver­
sichern: Sie werden mit der ganzen Proble­
matik keine Freude haben. Sie wissen, daß 
sich die Paulus-Gesellschaft von ihm getrennt 
hat. Sie wissen, daß sich nicht nur Sozialisten, 
sondern auch Leute wie Skalnik und andere 
von ihm trennen und ihm sagen: Lieber 
Günther Nenning, so kannst du das "Forum" 
nicht führen, so kannst du eine seriöse Zeitung 
nicht führen. Wir sagen: So kannst du als 
Sozialist nicht handeln! 

Wenn Sie mit Ihren Mitgliedern genauso 
umgehen, dann kann ich nur sagen: Dagegen 
haben wir gar nichts einzuwenden, so wie Sie 
hoffentlich auch nichts dagegen einzuwenden 

haben, wenn wir in einer sachlichen Diskussion 
unsere Standpunkte klarstellen. Was würden 
Sie denn dazu sagen, wenn es hieße : Ja, Ihre 
Mitglieder, was braucht sich denn da über­
haupt der Withalm den Kopf zu zerbrechen, sie 
wachsen ja in den schwarzen Pferch hinein 
wie das Vieh! - Was würden Ihre Mitglieder 
dazu sagen 1 Was würden Ihre Vertrauens­
leu te dazu sagen? 

Nenning habe ich geschrieben, weil er 
gemeint hatte, wir seien ein bisserl auseinander­
gekommen. Ich stelle fest: In diesem Punkt 
trennen mich Kontinente von Nenning! So 
kann man in einer Partei nicht argumentieren, 
das sage ich hier in aller Öffentlichkeit, auch 
wenn er mein Freund ist, und zwar nicht 
deswegen, weil das Kreisky oder Pittermann 
beleidigt, sondern deswegen, weil das unsere 
Vertrauensmänner beleidigt, und das ist die 
Sauerei! (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Doktor 
Withalm: Herr Kollege Staribacher! Was 
wollen Sie denn haben? Er ist auf dem Weg 
der Besserung, er ist ja trotz allem der "beste 
Bruno", den wir haben! - Präsident Dipl.-Ing. 
Waldbrunner übern'immt den Vorsitz.) 

Jetzt reden wir über das Budget, denn 
dieses steht zur Debatte. Das Wirtschafts­
programm ist, ich möchte fast sagen, der 
letzte Strohhalm für Withalm. 

Hel'f Abgeordneter Machunzc! Apropos 
Pressekonferenz! Dort wurde erklärt : Jetzt 
ist also das Programm anscheinend durch. 
Da haben wir gesagt: Meine Herren von der 
Presse! Jetzt werden Sie uns natürlich fragen: 
"Vo bleibt die angekündigte und im "V olks­
blatt" so deutlich zu lesen gewesene und von 
Ihnen so laut propagierte Theorie: Wartet 
nur! Die zornigen Nationalökonomen werden 
schon noch schauen, wenn die Ideologen über 
sie kommen werden! Von diesem Programm 
wi:'d nichts übrigbleiben ! - Ja, das war Pech! 
Es ist nämlich von den Ideologen nichts 
geändert worden, und deshalb habe ich dort 
gesagt: Der Kienzl hat· über den Hindels 
gesiegt! Das bedeutete durchaus nicht, daß 
der eine dem anderen wirklich unterlegen ist, 
sondern es konnten die Ideologen in unserer 
Partei selbst davon überzeugt werden, daß 
unser Wirtschaftsprogramm in keinem wie 
immer gearteten Gegensatz zu unserem Partei­
programm 1958 steht. Daher konnte man 
bei bestem Willen auf Ihrer Seite nicht hoffen, 
daß die Ideologie jetzt das Programm "zer­
reißen und zerfetzen" wird. (Beifall bei der 
SP(). - Abg. Dr. Haider: Die Ideologen 
haben zugestimmt, weil sie ... I) Herr Alt­
staatssekretär! (H eiterkeit.) Ich kann Ihnen 
sagen: Wir haben dieses Programm erarbeitet 
und der Öffentlichkeit vorgelegt. Ich kann 
Ihnen versichern: Wenn wir 1970 die Mehrheit 
kriegen, dann werden wir dieses Programm 
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auch durchführen! (Lebhafter Beifall bei der 
S PÖ. - Ruf bei der (j Y P: Das ist eine Utopie!) 

Nicht Kienzl oder Hindels - sondern 
Kienz1 und Hindels! Das ist ja das Problem 
für Sie. (Neuerlicher Beifall bei der S PÖ.) 

Aber lassen Sie mich jetzt zum Budget 
kommen. Wir können natüdich auch über 
die Ideologie weiterdebattieren, nur dauert 
das dann länger. 

Ich verweise auf die 3,4 Milliarden im 
Abgabenänderungsgesetz, die 300 Millionen 
Erhöhung bei Post u.nd Bahn, auf die 
1,6 Milliarden an Einsparungen bei der Sozial­
versicherung. Sie haben die 700 Millionen 
Kreditkosten bekanntlich dadurch hereinge­
bracht, daß Sie die Tilgung hinausgeschoben 
haben, sodaß die Kreditkosten erspart wurden. 
Sie haben, was das Entscheidendste ist, beim 
Personal diese berühmte Transaktion gemacht; 
unsere Gewerkschaft hat das ja abgeschlossen. 
Ich gratuliere dem Herrn Kollegen Weisz 
immer wieder, er ist verhältnismäßig einer 
der besten Vertreter in dieser Richtung. 
(Ruf bei der Ö V P: Eigenlob stinkt!) Das ist 
kein Eigenlob. Ich beneide ihn um die Erfolge, 
die er erreichte; sie sind ja zweifelsohne sehr 
erfreulich. Es ist noch immer ein großer Vor­
teil gegenüber dem, was die Regierung zuerst 
machen wollte. Die bekannten Lohnbewegun­
gen zweimal im Jahr waren ja überhaupt ein 
Wahnsinn ! Darü bel' sind wir uns alle einig. 
Die ÖVP-Regierung hat ein bisserl davon 
korrigiert, was Schmitz zuerst im Alleingang 
gemacht hat. Damals war der Withalm noch 
nicht so, jetzt ist es ja schon besser. 

Dazu kommt noch, daß Sie sagen: Ja, aber 
die Budgetprognose des Beirates! - Ich 
kann Ihnen versichern, Herr Abgeordneter 
Machunze, der Beirat hatte noch ein viel 
höheres Defizit enechnet. Der Beirat hat für 
das Jahr 1969 ein Budgetdefizit von 18,8 Mil­
liarden errechnet gehabt. Ich verweise auf 
das 2. Abgabenänderungsgesetz mit 3,4 Mil­
liarden, auf die 1,6 Milliarden Sozialversiche­
rungseinsparung, und RO kommen wir auf 
13,8 Milliarden. Wenn ich ein bisserl demago­
gisch gewesen wäre, hätte ich gleich gesagt: 
Es waren nicht 16, sondern nur 13,8 Milliarden; 
aber das will ich nicht, denn Ihre Leute sitzen 
ja selbst im Beirat, und sie hätten dann immer 
Gelegenheit, das zu korrigieren. (Abg. Dipl.­
lng. Dr. Zittmayr: Dr. Kreisky hat heute 
vormittag gesagt, daß die Minister zuviel ver­
langt haben!) Abwarten, Herr Kollege! Das 
alles werde ich Ihnen im Laufe der Debatte 
nachweisen. Ich komme zunächst dazu, eine 
Erklärung zu geben. Ich erinne~'e an unser 
Gutachten - falls Sie es noch nicht haben, 
Herr Kollege Machunze, stelle ich es Ihnen 
dann gerne zur VeI"fügung -, das der Beirat 

ausgearbeitet hat. Präsident Sallinger ist hier, 
Herr Generalsekretär Mussil ist hier, Herr 
Landwirtschaftspräsident WaHner ist hier. 
(Abg. M ackunze: Sind jetzt die 16 Milliarden 
drin oder nicht?) Nein! (Abg. Machunze: 
Wieviel ?) Jetzt komme ich ja dazu. (Rufe 
bei der OYP: Rastelli!) Gar kein Rastelli, gar 
kein Rastelli ! Es sind ganz andere Voraus­
setzungen, die zu dieser Vorschau führten, und 
diese haben mit den 16 Milliarden des Finanz­
ministers, wie ich Ihnen schon in einem 
Zwischemuf gesagt habe, überhaupt nichts 
zu tun. (Abg. Harwalik: Das ist Budget­
sophismus ! ) Herr Kollege! Das ist eine 
Schwierigkeit! Sie glauben es mir ja ohnedies 
nicht, aber fragen Sie die Herren von der 
Handelskammer, VOll der Landwirtschafts­
kammer, sie sitzen ja ebenfalls dabei! (Abg. 
Machunze: Eben!) Daher wissen sie ja ganz 
genau, wie es dazu gekommen ist. Das hat 
daher gar nichts mit Rastelli zu tun. Das ist 
keine Sophistik! Das ist vielmehr eine Budget­
vorschau, die beim Finanzminister auf Ergeb­
nisse aufbaut, die dann, wie wir sie bearbeitet 
haben, schon wieder veraltet waren. Unsere 
Ergebnisse bauten darauf auf - jetzt kommen 
wir schon dazu, warum wir Kritik an diesem 
Budget üben -, daß wir in diese Budget­
vorschau und in unsere Vorschläge, die der 
Herr Finanzminister ja leider nicht verwirk­
licht hat - er würde es gerne tun, aber er 
kann und darf es nicht, das werden wir Ihnen 
ja noch nachweisen -, die Investitionen auf 
Grund des halben Eventualbudgets aufge­
nommen haben, daß wir die Ermessenskredite 
mit 2 Prozent inflationiert und daher erhöht 
haben und daß wir vor allem für die Elektrizi­
tätsförderung 300 Millionen Schilling eingesetzt 
haben und auch die 200 Millionen Schilling 
aufgenommen haben, die ihm dadurch an 
Einnahmen zufließen, die dann die Elektrizitäts­
wirtschaft nicht hat. Man hat also insgesamt 
500 Millionen Schilling hineingesteckt. Wir 
glauben, daß das die Voraussetzung wäre -
das meint der Beirat -, um die wirtschaftliche 
Entwicklung weiter voranzutreiben. Koren 
glaubt es ja auch, aber er darf es nicht, und 
das ist sein Problem. (Rufe bei der SPÖ: 
W ithalm verbietet es !) Damit habe ich versucht, 
diese Ziffern aufzuklären. 

Nun kommt aber das Entscheidende, was 
meiner Meinung und unserer Meinung nach 
auf die Ausführungen bezüglich der Konjunk­
tur und die Mitteilungen, die hier der Finanz­
minister gemacht hat und die Sie, Herr Kollege 
Machunze, und auch die anderen Herren 
gemacht haben, zu erwidern ist. 

Sie sagen: Wir erwarten für nächstes Jahr 
eine reale Zunahme um zirka 5,5 Prozent des 
Bruttonationalproduktes und Preissteigerun­
gen von rund 3 Prozent, das sind also rund 
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8 bis 8,5 Prozent. Diese Annahme hat Nem­
schak in Besprechungen beim Bundeskanzler 
geäußert. Wir haben damals sofort einge­
wendet, er sollte nicht sagen, daß das die 
Prognose ist. Wir haben ihn gewarnt und ihm 
gesagt: Gehen Sie doch lieber davon aus, daß 
das eine Arbeitshypotheseist, da diese Annahme 
noch durch nichts erhärtet ist. 

drin, daher brauche ich das nicht zu rechnen. 
Ihnen, Herr Minister, als Nationalökonom 
kann ich das nicht abnehmen, denn Sie wissen: 
Dazu kamen 1,1 Milliarden Schilling aus dem 
Eventualbudget, soweit diese Beträge nicht 
vom Herrn Minister Pr ader für Grundstück­
käufe, das heißt für "Häuslkäufe" verwendet 
werden, was wir Gott sei Dank gemeinsam 
verhindert haben. (Abg. Dr. Prader: Das ist 

Der Herr Finanzminister sagt heute, diese ein bißchen billig I) Nein, nicht billig! Das 
Annahme sei erhärtet; nach seiner Auffassung war gar nicht billig, das war teuer. (Abg. 
und nach seiner Mitteilung müßte der Investi- DI'. Prader: Das war ein billiges Argument 1-
tionstest bereits ergeben, daß eine größere Abg. Czettel: Im Eventualbudget war es 
Investitionstätigkeit der Privaten zu erwarten drinnen: 1 Million Schilling I) Das war auch 
ist. Da muß man vorsichtig sein, Herr Finanz- kein billiges Argument, Herr Minister 
minister! Der Investitionstest liegt noch nicht Dr. Prader, weil wir im Finanz- und Budget­
vor. Der Investitionstest kommt frühestens ausschuß, als das Eventualbudget zur Debatte 
im. Dezember. Sie w~ren. jahrz~hn~elang. im gestanden ist, gesagt haben: Herr Finanz­
Wirtschaftsforschungslllstitut. SIe durfen mcht I minister Koren, trachten wir ein richtiges 
nach dem Sud und dem Kaffee gehen: "Es System zu finden. Wir sind bereit, mit Ihnen 
wird schon besser werden, es wird schon ein mitzustimmen, wenn diese 1,1 Milliarden 
bisserl besser werden." Aber zuerst warten, Schilling wirklich für Investitionen verwendet 
bis die Ziffern vorliegen! Momentan sind sie werden! (Abg. Weikhart: So i8t das I) Sie 
noch nicht hier! (Abg. Machunze : So wie haben darau.fhin die Sitzung noch unter­
bei dem "Nebelprogramm" , die 10 Prozent I) brochen, meine Herren von der Österreichi­
Nein, nein, Moment! Auf das "Nebelpro- sehen Volkspartei. Da,nn sind Sie gekommen 
gramm" werden wir schon noch zu reden und haben gesagt: Wir haben es leider schon 
kommen, Herr Kollege! aufgeteilt, wir können nichts mehr ändern. 

Was ist nun wirklich die Frage bei der 
Investitionsannahme des Herrn Finanzmini­
sters ? Wir wissen, daß die Unternehmungen 
heuer ein gutes Jahr gehabt haben. Damit sie 
also jetzt die Gewinne nicht entsprechend 
stark ausweisen müssen, um sie nicht ver­
steuern zu müssen, werden sie eben Investi­
tionen tätigen. Das ist mit Sicherheit anzu­
nehmen. Aber wir wissen genauso, daß diese 
Investitionen nicht dort gemacht werden, wo 
wir sie dringendst brauchen würden: in der 
Schwerindustrie. Der Investitionsstoß, der 
jetzt Ende des Jahres kommen wird, wird sich 
auf Büromaschinen, auf Ausrüstungen und so 
weiter erstrecken, aber leider der Schwer­
industrie nichts bringen. 

Im Budget selbst haben Sie ja eine Kürzung 
der Investitionen vorgenommen. Ich gJaube, 
darüber gibt es gar nichts mehr zu reden. Aus 
Ihren Ausführungen ist klar und deutlich zu 
ersehen: Die gesamten Eigeninvestitionen des 
Bundes einschließlich der Investitionsförde­
rung der Wirtschaft würden 1969 mit 16,3 Mil­
liarden Schilling um 1,1 Milliarden Schilling 
höher sein als im Bundesvoranschlag des 
heurigen Jahres und damit den zusätzlichen 
Investitionsstoß des Eventualhaushaltes auch 
im kommenden Jahr fortsetzen. Das ist 
natürlich sophistisch, das ist wirklich sophi­
stisch. Das nehme ich noch dem Abgeordneten 
Machunze ab, weil er sagen kann: Ich bin 
ein "Budgotist", im Budget war das nicht 

(Abg. W eikhart: "Abstimmen, abstimmen" 
hat man gesagt I) Wir wissen jetzt auch, 
warum es aufgeteilt war. 

Wenn Sie mir jetzt etwas nachweisen wollen, 
Herr Minister Prader, dann sagen Sie mir bitte, 
was dabei billig ist! Sagen Sie mir, wie dieser 
Kauf zu einem Investitionsanreiz hätte führen 
können oder einen Investitionsstoß für die 
österreichische Wirtschaft gebracht hätte! Das 
gelingt nicht einmal Ihnen; und Sie sind in 
dieser Beziehung ein Künstler. (Abg. Doktor 
Prader: Natürlich! - Abg. Czettel: Gar 
nicht, ein Pmder-Geschäft wollten Sie damit 
machen!) Sie sind in dieser Beziehung ein 
Künst] er. (Abg. Dr. Prade'r: Sie waren gar 
nicht oben und kennen das gar nicht!) Ach, da 
kommen Sie auf einen falschen Zweig, Herr 
Minister Prader! Das Investitionsbudget von 
1,1 Milliarden Schilling war nicht dazu da, um 
Ihnen die Möglichkeit zu geben, da oben ein 
Haus zu verkaufen, das vielleicht - das weiß 
ich nicht - dann fertiggebaut worden wäre, 
um dabei Bauarbeiter zu beschäftigen. Man 
hätte auch andere Investitionen in dieser 
Gegend fördern können, aber wirkliche In­
vestitionen; doch es geht nicht an, Ihnen das 
Geld zukommen zu lassen! (Zustimmung bei 
der SPÖ. - Abg. Dr. Prader: So ist das 
nicht 1 Jetzt reden Sie anders als vorher!) Nein, 
nein, ich rede gar nicht anders. (Abg. Dr. Pra­
der: Etwas anderes fällt Ihnen nicht ein I) Im 
Finanzausschuß haben wir über diese Sache 
stundenlang gestritten. Dort haben wir sehr 
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konkrete Vorschläge gemacht, aber die sind 
leider abgelehnt worden. (Weitere Zwischen­
rufe.) 

Was den Gewerkschaftbbund betrifft, Herr 
Kol1ege Machunze - er ist jetzt nicht da -, 
muß ich sagen: Es geht nicht an, uns, die 
Funktionäre des Gewerkschaftsbundes, jetzt 
verantwortlich zu machen und zu sagen, wir 
wären für dieses und jenes sohuld. Das trifft 
auch Sie, Herr Abgeordneter Withalm. Jetzt 
muß ich Sie aJs Abgeordneten ansprechen; 
wenn Sie da oben auf der Regierungsbank 
sitzen, sind Sie ja Vizekanzler. Als Abge­
ordneter sind Sie mir viellieber, da können wir 
debattieren, da können wir reden. (Abg. 
Dr. Withalm: Wir sind ja Volksvertreter!) 
So ist es. 

denn daH ~ Wir arbeiten in allen zuständigen 
Institutionen - im Milchwirtschaftsfonds, im 
Viehverkehrsfonds, im Getreidefonds - mit 
und bemühen uns redlich, der Überschuß­
produktion Herr zu werden. Aber wir sagen 
Ihnen schon seit Jahren: Ihre Agrarpolitik 
führt ins Elend, führt zu einer Katastrophe. 
loh gehe in die Versammlungen und sage 
unseren Arbeitern: Der Bauer kann es, wenn 
er seine Produkte nicht verkaufen kann, 
genauso wenig ertragen, wie ihr es nicht er­
tragen könnt, arbeitslos zu sein. Wir müssen 
daher eine Agrarpolitik machen, die es ermög­
licht, daß er nur das produziert, was er auch 
wirklich verkaufen kann. Und das ist doch 
Ihr Problem. Das können Sie doch nicht uns, 
dem Gewerkschaftsbund, in die Schuhe schie­
ben! Mit diesem Problem sind Sie nicht fertig 

Sie wissen ganz genau, daß der Anteil der geworden, meine Herren vom Bauernbund, 
Landwirtschaft immer kleiner werden muß, und dieses Problem können Sie nicht lösen. 
und zwar relativ, aber wahrsoheinlich, wenn Und wenn Sie das jetzt um 180 Grad umkehren 
wir eine starke Industrialisierungswelle erleben, und verlangen, daß wir die Absatzsicherung 
auch absolut. In der Monarchie bestand die vornehmen sollen, wie es Kollege Machunze 
Bevölkerung Österreichs noch zu 45 Prozent gemacht hat, dann muß ich sagen: Das ist 
aus Bauern beziehungsweise aus Personen, die wirklich sehr billig und liegt total daneben. 
in der Landwirtschaft tätig waren. Jetzt sind Wir können daher nur sagen: In unserem 
es 16 Prozent. Der Anteil dieser Bevölkerungs- Agrarprogramm steht alles klar und deutlich 
gruppe muß immer weniger werden. Unser drinnen. 
Konzept geht eben dahin, daß wir sagen: Dieses . . 
Wenigerwerden soll man nicht immer mit Und damIt komme ICh schon zu dem, was 
Ihrer verfehlten Agrarpolitik aufhalten. Das :vir. dem Herr:r;t Finanz~iniste.r vorwerfen. ~s 
steht genau in unserem Programm, das können 1st Ih~ eben mcht gegluckt, dIe Umstruktune­
Sie nachlesen, das können Sie auch in den rung 1m Budget vorzunehmen. Er hat selber 
BauernversammJungen sagen. Man soll den I er~ann~, daß das dringend ~otwendig ist. Heute 
Bauern nicht sagen, daß das, was sie gemacht weIß dIe ganze Welt: GesIeg~ hat der Bauern­
haben, Landflucht ist. ,bund, aber noch lange mcht der Bauer. 

Ich kann mich daran erinnern, wie Sie den 
Gewerkschaftsbund und die Arbeiterkammer 
angegriffen haben, weil diese gesagt haben: 

(Abg. Dr. van Tongel: Die Fonds haben 
gesiegt! - Abg. Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr: 
Geh, geh!) Gesiegt hat der Bauernbund, ja 
freilich. Sie haben die Gewähr, daß Hu.nderte 
Millionen Schilling mehr bereitgestellt werden, 
Sie haben aber auch die Sicherheit, daß diese 
Milliarden Schilling, die "wir im Laufe der 
Jahre dafür schon ausgegeben haben, nicht 
dazu beigetragen haben, das Agrarproblem zu 
lösen, sondern die Produktion auf ein Niveau 
bringen, auf dem Sie nicht mehr wissen: 
Wohin mit; dem Absatz 1 

Die Landflucht ist kein Fluch, sondern eine 
natürliche Entwicklung. Ihr kann man nicht 
entgehen. Das weiß jeder Nationalökonom, 
das wissen wir. In England sind es 5 Prozent, 
in der Schweiz sind es 12 Prozent, in Deutsch­
land sind es ... - vielleicht haue ich jetzt 
die Zahlen durcheinander; Sie wissen, ich 
spreche immer frei und kann das daher nicht 
so genau sagen. JedenfalJs ist heute überall 
der Anteil der in der Landwirtschaft tätigen Wir haben heuer 237.000 t Brotgetreide 
Bevölkerung an der Gesamtbevölkerungszahl denaturiert und an die Schweine verfüttert. 
geringer. Ich sage immer: In einem Wahljahr macht 

mir das gar nichts, weil es mit Fuchsin dena-
Aber das, was wir wolJen, ist ein höheres turiert ist das ist eine rote Farbe damit 

Pro-Kopf-Einkommen der landwirtschaftlichen kommt ei~ bisserl rote Farbe auf~ Land. 
B~vö]kerung.; das ~st entscheidend.! (Zu- (Abg. Dr. Withalm: Die Wirkung ist sehr 
st'tmmung b~'t der 8PÖ. - Abg .. Dr. W'tthalm: gering, Herr Kollege!) Aber Sie wissen sehr 
Dr:s habe 'tch dem, was Kre'tsky gesagt hat, genau, daß es nächstes Jahr 260.000 t sein 
mcht entnommen!) werden. Über die Milch brauche ich Ihnen 

Nun hat der Kollege Machunze gemeint, nichts Genaues zu sagen. Ich habe das nur 
der Gewerkschaftsbund sei gegen die Absatz- ein bißchen mit den Zahlen über Getreide 
sicherung und so weiter. Ja, woher nimmt er ergänzt, denn vielleicht kennen Sie sich auf 
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diesem Gebiet nicht so genau aus. Sie wissen Noch eme wichtige letzte Sache: Es hat 
selber, was wir bei der Milch mitmachen. niemand von uns von 200.000 Arbeitslosen 
(Abg. Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr: Sie wissen, geredet. Wir haben nur immer darauf hin­
daß Österreich ein strukturelles Vberschußgebiet gewiesen (Abg. Dr. Hauser: No na, 
für Milch und Rindfleisch ist, weil wir se;hr kann ich nur sagen!) Es hat niemand von 
viele Bergbauerngebiete haben!) Sehr gut! Dann uns von 200.000 Arbeitslosen gesprochen. 
sagen Sie mir aber: Wie ist das mit dem Wir haben - da hat der Herr Finanzminister 
strukturellen überschußgebiet beim Weizen, recht - als Beirat im September 1966 der 
wie ist das mit dem strukturellen überschuß- Regierung ein Programm vorgelegt - auch 
gebiet ... (Abg. Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr: wieder nicht die Sozi, sondern als Beirat -, 
Dann müssen Sie offen sagen, daß jeder zweite das die Regierung nur teilweise und sehr un­
gehen soll!) Nein! Wir sagen das weder offen zulänglich durchgeführt hat; das ist gar 
noch versteckt; wenn Sie in unserem Pro- keine Frage. Und das hat zum Teil dazu 
gramm das Agrarkapitel nachlesen, dann beigetragen, daß diese ganz schlechte Ent­
werden Sie ganz genau finden, was wir darüber wicklung trotz der Lohnpolitik des Gewerk­
zu sagen haben. (Ruf bei der ÖV P: Das ist schaftsbundes gekommen ist. Das ist heute 
verschleiert I) Das ist gar nicht verschleiert, unbestritten, das sagen Ihnen alle National­
nur Sie haben 20 Jahre hindurch den Bauern ökonomen. Bei der Lohnerhöhung haben 
gesagt: Schuld sind die Sozi; ihr würdet Sie geschrien: Zugrunde gehen wir! Ich höre 
noch viel mehr bekommen, aber die geben es noch immer die Worte des Kollegen Mussil 
nicht her! (Beifall bei der SPÖ.) Jetzt, in meinem Ohr. Zuerst einmal ist dieser 
meine Herren von der Österreichischen Volks- Nachfragestoß gekommen, dann wurden wäh­
partei, sind Sie zweieinhalb Jahre lang allein rend der Rezession die Lager abgebaut, sie 
schuld, und jetzt können Sie sich nicht mehr wurden wieder aufgefüllt. Das ist die zweite 
ausreden. Noch nie war die Situation der Periode gewesen. Jetzt muß der Investitions­
Bauern so kritisch wie jetzt, und noch nie stoß kommen, wobei es noch fraglich ist, 
war sie so ausweglos wie jetzt. Wir werden. ob dieser Investitionsstoß tatsächlich kommt. 
uns beim Agrarkapitel über dieses Problem Daher würde ich sagen: Auf diesem Gebiete 
noch sehr genau unterhalten. (Abg. K rane- wird es noch einiges zu lösen geben. Wir 
bitter: Wir müssen alle froh sein, daß die glauben die Prognose noch nicht ganz - im 
Landwirtschaft zu 80 Prozent den Tisch des Dezember werden wir es aber wissen -, 
Volkes deckt 1 Wir haben keine Gewähr, daß auf alle Fälle aber wird es in der Schwer­
nicht über Nacht einmal die Zufuhr von Lebens- industrie, wo dieser Investitionsstoß erfolgen 
mitteln unterbunden sein wird I) soll, nicht dazu kommen. 

Herr Kollege Kranebitter ! Niemand sagt, Sie haben jetzt die Wachstumsgesetze er-
daß wir nicht f1'oh sind über diese Tatsache. wähnt. Meine Herren! Auf Seite 185 der 
Nur glaube ich, Sie und auch wir sind nicht Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz finden 
froh, wenn wir 260.000 t Getreide den Schwei- Sie dazu eine Erklärung, Herr Finanzminister ! 
nen verfüttern müssen. Dann legt man Ich darf Ihre eigenen Erläuternden Bemerkun­
wieder eine sogenannte Notstandsreserve an, gen nicht korrigieren. Ich möchte Sie nur 
da muß wieder einmal der Prader einspringen. submissest auf etwas aufmerksam machen. 
(Abg. Kranebitter: tJber Nacht könnte es Auf Seite 185 steht unter "Körperschaft­
anders sein!) Herr Kollege, natürlich kann steuer" wörtlich: 
alles über Nacht anders sein. Aber das Problem "Das Aufkommen an Körperschaftsteuer 
ist doch, wie man diese Überschußproduktion wird im Jahre 1968 voraussichtlich 2200 Mi!­
bewältigt, denn wenn Sie sie nicht bewältigen, lionen Schilling betragen. Für das Jahr 1969 
wenn Sie dieses Problem nicht lösen können . .. ist insbesondere auf Grund der aufkommens­
(Abg. Kern: Das Problem ist die Kosten- mindernden Auswirkung der sogenannten 
steigerung, woran ihr schuld seid 1 - Abg. Wachstumsgesetze bestenfalls mit gleich hohen 
Dr. Pittermann: Bringt ihr es leichter an, Einnahmen wie 1968 zu rechnen." 
wenn es teurer wird?) Wir warnen Sie im Es freut uns, daß der Terminus "soge­
Interesse der Bauern, denn sonst könnte nannte Wachstumsgesetze" übernommen wor­
die Entwicklung Sie überrollen; Sie machen den ist, denn es waren ja keine Wachstums­
ja diese Agrarpolitik, und Sie haben natürlich gesetze. Sie haben nur viel gekostet. Das 
auch die Verantwortung dafür. (Beifall bei Wachstum ist leider ausgeblieben. Das haben 
der SPt). - Zwischenruf bei der t)VP.j Beim wir Ihnen ja damals prophezeit, als diese Ge­
Kapitel Landwirtschaft werden wir noch setze gemacht wurden. Heute haben wir 
darüber reden. Ich muß zum Ende kommen. ja den Beweis dafür: Steuerermäßigungen, 
Sie kennen mein Prinzip: Ich rede nie länger ohne daß es zu diesem Wachstum gekommen 
als 20 Minuten, maximal eine halbe Stunde, ist. (Abg. Dr. Bassetti: Das ist eine Be­
denn so lange hört man einem noch zu. hauptung! Beweise!) Das ist keine Be-
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hauptung, das ist leider nachgewiesen. Siehe 
Erläuternde Bemerkungen des Herrn Bundes­
ministers für Finanzen. Da steht es doch. 
(Beifall bei der SPÖ. - Abg. Lanc: Oder 
sind es nur sogenannte Erläuternde Bemerkun­
gen?) 

Nun komme ich zum Schluß und sage, 
um nicht wieder Geschichtslügen aufkommen 
zu lassen: Herr Finanzminister ! Wir ver­
handeln über den Entwicklungs- und Er­
neuerungsfonds und über die Investitions­
bank. Wir verhandeln reell, sehr sachlich, 
sehr hart. Ich will jetzt gar nicht aufzeigen, 
wo die Schwierigkeiten liegen; viel weniger 
bei uns, viel mehr da oben. (Der Redner 
weist auf Bankreihen der Ö V P.j Ich b!'anche 
dazu nichts Besonderes zu sagen. Wir werden, 
wenn wir über die Gesetze reden, noch Einzel­
heiten zu studieren haben. Wir haben die Ge­
setze nicht verzögert, das stelle ich fest. 
(Abg. Dr. Mussil: Weil Sie kein Verständnis 
haben, weil Sie nichts für den Mittelstand 
übrig haben I) 

Nein, Herr Abgeordneter Mussil! Man 
kann keine "Industriepolitik" machen, wenn 
man eine Mittelstandspolitik machen will. 
Dann schreiben Sie gleich darüber "Mittel­
standspolitik" und nicht "Industriepolitik" . 
Darüber können wir auch reden. Dann muß 
nur Koren seinen Plan ganz eingraben. Denn 
er will ja Industriepolitik machen. Er kann 
sie aber eh nicht machen, weil Sie es ihn 
nicht lassen. (Abg. Dr. Pittermann: Herr 
Dr. M ussil, eine 80genannte Industriepolitik I) 

Wir haben sehr hart verhandelt, das ist 
gar keine Frage. Und jetzt komme ich zu 
dem, was der Herr Abgeordnete Withalm 
gesagt hat. Das ist mir nämlich unter die 
Haut gegangen. (Abg. Dr. W it halm: Ah, 
da schau her 1 Das freut mich aber I) Mir 
geht viel von Ihnen unter die Haut. Ich sage 
es nur nicht immer gleich, aber jetzt habe 
ich Gelegenheit, das gleich zu sagen. 

Sie meinen, es wird dort auch schon wieder 
der Proporz verlangt. Wir verlangen nicht 
den Proporz. Wir müssen eigentlich als Ge­
werkschaftsbund und Arbeiterkammer ver­
langen, daß wir dort die Mehrheit haben 
sollen, da wir glauben, die einzigen interessen­
losen Vertreter zu sein. (Abg. Dr. Withalm: 
Nein 1 Das ist mir neu I) Wir haben das 
dort ganz offen erklärt. Wir wissen nur heute 
schon, daß wir bei dieser Parlamentsmehrheit 
sicher nicht durchkommen werden. Was 
wir daher verlangt haben, ist eine entsprechende 
Mitsprache des Gewerkschaftsbundes und der 
AI'beiterkammer. (Abg. Dr. Withalm: Die 
ist angeboten worden I) Und wir haben Ihnen 
Fachleute genannt, von Ihrer Seite unbe­
strittene Fachleute. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. Zitt-

mayr: ÖV Pler I) Die haben wir leider nicht 
gefunden. (Heiterkeit und Beifall bei der 
SPÖ.j Seien Sie vorsichtig, Herr Collega, 
erkundigen Sie sich zuerst beim Kollegen 
Mussil. Das ist eine Schwierigkeit bei Ihrer 
Partei mit den Fachleuten. Denn als wir 
wirklich die Fachleute genannt haben, haben 
ja Ihre Herren - die Banken, die sich an 
der Investitionsbank beteiligen - gesagt: 
Das kommt ja gar nicht in Frage! Was er­
wartet uns dann in diesen Instituten 1 

Das können wir Ihnen sehr genau sagen: 
Wenn diese Investitionsbank gegründet wird, 
wenn dieser Entwicklungs- und Erneuerungs­
fonds gegründet wird, dann wollen wir damit 
I"l(hl)3t~'iepolitik betreiben! (Beifall bei der 
SPÖ.j Denn so ist es im Programm der 
Sozialisten gestanden, so hat es auch Minister 
Koren, damals Staatssekretär, verlangt; er 
hat es gar nicht abgeschrieben, er ist auch 
selber daraufgekommen, ganz unabhängig von­
einander, es ist im Raum geschwebt. Und 
das wollen wir durchsetzen. Ihre Herren 
wollen jetzt momentan zurückpfeifen und 
wollen uns sozusagen ausbooten. Es kommen 
zwar dann die Bankenvertreter , kann ich 
Ihnen versichern, Herr Abgeordneter Wit­
halm, und sagen: "Wir waren es nicht! 'Wissen 
Sie, wir haben gar nichts gegen die Leute." 
Nur wenn sie dann bei Ihnen sind, sagen sie = 
"Das kommt ja gar nicht in Frage, daß der 
reinkommt!" (Abg. Dr. Mussil: Machen 
Sie keine Tratscherei, Herr Dr. Staribacher!) 
Was soll ich nicht machen ~ (Abg. Dr. Mus8il: 
Da8 sind Bassenageschichten !) 

Herr Kollege Mussil! Ich frage Sie: Habe 
ich Ihnen bei einer Vorsprache beim Herrn 
Finanzminister, von der Sie gewußt haben 
und bei der wir unseren Fachmann nominiert 
haben, gesagt, wer das ist 1 Ja oder nein? 
(Abg. Dr. M u88il.· Damit hat das überhaupt 
nicht8 zu tun! - Ironische Heiterkeit bei 
der SPÖ.j Wieso nicht? (Abg. Dr. M u8sil: 
Sie wissen genau, wie ich damals meine Stellung­
nahme abgegeben habe 1 ) Ja wohl, ich kenne 
Ihre Stellungnahme. (Abg. Dr. M ussil: 
Aber darf ich Sie eine8 fragen: Woher haben 
Sie das, daß die Bankdirektoren dann her­
gehen und das sagen?) Ich werde es Ihnen 
jetzt gleich sagen. Ich kann Ihnen jetzt, 
nachdem Sie mich herausfordern, die Bank 
nennen. (Abg. Dr. M u8sil: Bitte!) Schoeller 
hat uns versichern lassen, daß er gegen diesen 
Mann keinen Widerspruch einlegen wird. 
(Abg. Dr. Mussil: Wir werden sehen!) Aha. 
(Heiterkeit bei der SPÖ.j Und Sie haben ge­
sagt, daran scheitert es. 

Herr Kollege Mussil! Man kann mir alles 
in die Schuhe schieben, nur daß ich tratsche, 
Lügengeschichten erzähle, das nicht. (Zwi-
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sckenruj des Abg. Dr. M ussil.) Nein, nein, 
Herr Kollege Mussil. Sie wissen ganz genau: 
Wenn ich etwas behaupte, kann ich es auch 
beweisen. Ich bin sehr vorsichtig mit meinen 
Behauptungen. Und nur nicht reizen, nur 
nicht reizen! Unser Klima soll sich nicht 
verschlechtern, denn wir haben ja nur mehr 
eineinhalb Jahre Zeit. Denn das ist ja der 
Jammer: Nach eineinhalb Jahren müssen 
wir - Gewerkschaftsbund, Arbeiterkammer, 
Sozialistische Partei, auch wahrscheinlich die 
Österreichische Volkspartei, das streite ich 
gar nicht ab - letzten Endes versuchen, gut­
zumachen, was diese Regierung in diesen 
vier Jahren leider schlecht gemacht hat. 
(Lebhafter Beifall bei der S p(j.) 

Präsident Dipl.-Illg. Waldbrunner: Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Melter das Wort. 

Abgeordneter Melter (FPÖ): Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Als Vertreter 
der Oppositionspartei darf ich wohl mit R::lCht 
feststellen, daß die letzten drei Stunden Debat­
te klar und eindeutig gezeigt haben, was hier 
auf beiden Seiten so sehr bedauert wird, 
nämlich das Eingehen einer Koalition, eine 
Scheidung aus eigenartigen, überraschenden 
Gründen, und die Tatsache, daß auch zwei 
Jahre oder mehr als zwei Jahre nach dieser 
Scheidung immer noch Schmutzwäsche ge­
waschen wird. Zum Teil werden Feststellungen 
getroffen, die früher der Öffentlichkeit sorgsam 
verschwiegen worden wären. Es werden Tat· 
sachen mitgeteilt, die man früher oft nicht 
wahrhaben wollte. 

Den Ausführungen gerade der Spitzenredner 
Dr. Kreisky und Dr. Withalm, aber auch des 
Abgeordneten Dr. Staribacher kann man ent­
nehmen, daß sowohl in der Koalition als auch 
nach Beendigung der Koalition der Handel 
um Posten und Einflußbereiche immer weiter. 
gegangen ist. Dieser Handel lag nicht im 
Interesse der Öffentlichkeit, sondern, wie jetzt 
offenbar wird, allein im Interesse der Partei. 
positionen, des parteipolitischen Einflusses. 
Daß dies natürlich für den Steuerzahler 
zu keinem günstigen Ergebnis führen konnte 
und weiterhin nicht führen kann, ist wohl 
ganz klar. Wenn es in erster Linie darum geht, 
für die eine oder andere Richtung mehr Vor­
teile herauszuholen, ist das jedenfalls zum 
Nachteil für die Gesamtheit. 

Dies ist aber auch eine schlechte Basis 
für die Erstellung eines gesunden Budgets. 
Diesbezüglich kann man ja den Finanzminister 
bedauern, wenngleich man, daran anknüpfend, 
feststellen muß, daß er auch selber mitschuldig 
wird, wenn er sich durch Maßnahmen in der 
eigenen Partei, vielleicht aber auch von ande· 
rer Richtung, so weit beeinflussen läßt, daß 

er manche ursprünglich aufgestellte Grund. 
sätze vergißt oder ihnen bei weitem nicht mehr 
die Bedeutung beimißt, wie es ursprünglich 
der Fall war. Wir stellen hier also auch fest, 
da ß auf politischer Ebene von einem Gent. 
leman's Agreement nur so lange gesprochen 
wird, als es den Beteiligten zum Vorteil gereicht. 
Sobald sich der eine oder andere benachteiligt 
fühlt, verläßt er die Vereinbarung und benützt 
sie im Gegenteil dazu, sie dem politischen Geg­
ner zum Vorwurf zu machen. Genau das stellen 
wir bei der Diskussion zwischen den Abgeord~ 
neten der Volkspartei und der Sozialistischen 
Partei fest. Wir stellen es aber auch fest hin­
sichtlich der Entwicklung des Budgets im 
Rahmen der Österreichischen Volkspartei. 

Wenn wir uns etwa an die Pressekonferenz 
vom 15. Juli 1968 der ÖVP erinnern, so muß 
vor Augen geführt werden, daß damals der 
Herr Vizekanzler, Klubobmann und General­
sekretär Dr. Withalm seinen Klubkollegen und 
insbesondere auch seinen Regierungskollegen 
einen "Maulkorb" umgehängt hat, indem er 
erklärte, daß jeder, der etwa vorzeitig zu 
Problemen der Budgetgestaltung Stellung neh­
me, die persönlichen Konsequenzen ziehen 
müsse. Es wurde also diesen Leuten unter­
sagt, Meinungsäußerungen von sich zu geben 
und etwa dafür zu werben, daß man ihrem 
Standpunkt mehr entsprechen solle. 

Dieser "Maulkorb" kann zweifellos nicht als 
Zeichen der Demokratie und der Reife bewertet 
werden und auch nicht als Zeichen der Zu­
sammenarbeit innerhalb der ÖVP. Denn sonst 
wären derartige Drohungen - und es waren 
eindeutig Drohungen - zweifellos nicht not­
wendig gewesen. Es hätte genügt, darauf 
hinzuweisen, daß es im Interesse einer für 
die Allgemeinheit bestellten Bundesregierung 
gelegen wäre, sich zuerst selbst ein Konzept 
über die Gestaltung des Budgets zu erarbeiten 
und dann dieses Budget gemeinsam nach 
außen hin zu vertreten. So aber hat man 
vorzeitig den Mitgliedern der Bundesregierung 
untersagt, über die Bedürfnisse ihres Ressorts 
überhaupt nur zu ~prechen und dafür Anhang 
zu gewinnen. 

Aber im Zusammenhang mit diesem Presse­
gespräch ist noch eine Äußerung von be· 
sonderer Bedeutung. Herr Dr. Withalm hat 
damals laut Pressebericht wörtlich ausgeführt: 

"Ich schließe mich dieser Bürgschaft 
Dr. Korens an. Die Einsparungen werden auf 
Punkt und Beistrich durchgeführt werden. 
Die gleiche Erklärung kann ich auch für den 
Herrn Bundeskanzler abgeben." 

Herr Dr. Withalm hat also hier als General­
vertreter oder als Notar der Regierung ge­
sprochen und festgestellt: Alle anderen werden 
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sich nach diesem Vertrag und nach diesen 
Ausführungen richten oder zu richten haben. 

Wenn man nun den Budgetbericht des 
Finanzministers durchliest, so sieht man wenig 
von diesen Punkten und Beistrichen, die ein­
gehalten werden sollen. In der Budgetrede 
hat der Herr Finanzminister ausgeführt, daß 
beim Personalaufwand 1067 Millionen Schilling 
eingespart werden sollen und bei den Ermessens­
krediten insgesamt 2817 Millionen Schilling. 
Interessant ist dabei die Bemerkung, daß 
beim Personalaufwand außer dem generellen 
Abstrich von 2 Prozent auch die modifizierte 
Regelung der Beamtenbezüge eine Rolle spielt. 
Es ist dies eine etwas eigenartige und undurch­
sichtige Formulierung. Einerseits hat man heuer 
im Frühjahr behauptet, und zwar seitens der 
Regierungspartei, daß man bemüht sei und 
auch klargestellt habe, daß die wirtschaftliche 
Situation der Beamtenschaft gebessert werden 
müsse und auch gebessert werde. Wenn man 
nun aber durch eine modifizierte Regelung der 
Beamtenbezüge mehr als 1 Milliarde Schilling 
einzusparen gedenkt, so ist dies doch eindeutig 
eine Feststellung, die darauf hinausläuft, 
daß man den Beamten gewisse Bezüge vor­
enthalten wird. Denn die 2 Prozent Einspa­
rung am Personalstand machen höchstens 
etwa 340 bis 350 Millionen Schilling aus, 
das andere entfällt auf die Modifizierungen. 
Wie diese aussehen, das ist die große Frage. 
Man muß damit rechnen, daß die immer 
noch schlechte Festsetzung der Anfangsbezüge 
im öffentlichen Dienst Neubewerbungen aus­
schließt, und es liegt auch die' Vermutung 
nahe, daß durch diesen zwangsweisen Personal­
rückstand unter Umständen eine ordnungs­
gemäße Verwaltung in Frage gestellt wird. 
Es wird nämlich nichts ausgeführt über all­
fällige Umschichtungen im Personalstand, von 
jenen Bereichen weg, in denen eine Unter­
beschäftigung oder eine Fehlbeschäftigung 
vorliegt, in jene Bereiche, in denen die Beamten 
besser und nutzbringender eingesetzt werden 
könnten. 

Bei den Ermessenskrediten fallen verschie­
dene Zahlen auf. Ich möchte sie hier nennen: 
Minderaufwand oder Einsparungen bei der 
Industrie 199 Millionen, bei Bauten und Tech­
nik 712 Millionen, bei Post- und Telegraphen­
anstalt 400 Millionen und bei den Bundes­
bahnen 224 Millionen. 

Wenn hier von Einsparungen gesprochen 
wird, müßte man doch genauer ausführen, in 
welchen Bereichen diese Einsparungen konkret 
erfolgen. Paw'lchal müßte man bei diesen 
Zahlen ja zu der Auffassung gelangen, daß 
gerade in jenen Bereichen des Bundeshaushaltes 
Kürzungen durchgeführt werden, die unbedingt 
aufrechterhalten bleiben müssen, wenn man 
die Wirtschaft weiterhin beschäftigen will, 

also wenn man Vorsorge treffen will, daß 
weiterhin möglichst Vollbeschäftigung erhalten 
bleibt. 

Der Herr Abgeordnete Machunze hat unter 
anderem ausgeführt, daß die Frau Sozial­
minister durch Verbesserung etwa der Lei­
stungen auS der Produktiven Arbeitslosenfür­
sorge einen wesentlichen Beitrag leistet, um im 
Winter bessere Beschäftigungsmöglichkeiten zu 
schaffen. Dazu muß man jedoch feststellen, 
daß die Leistungen der Produktiven Arbeits­
losenfürsorge immer noch nicht ausreichen 
und so zielführend sind, wie man es erwarten 
können sollte. Hier fehlen unter anderem die 
Vorausplanungen über die Beschäftigung ein­
heimischer Arbeitskräfte auch während der 
Wintermonate, insbesondere im Baugewerbe. 
Dies wäre die beste Voraussetzung, sich ein 
Mehr an Fremdarbeitern zu ersparen und der 
einheimischen Bevölkerung bessere und län­
gere Verdienstmöglichkeiten zu eröffnen. 

In der Produktiven Arbeitslosenfürsorge 
muß man nun feststellen, daß wohl für die 
Mehrbelastungen auf dem Lohnsektor ein Aus­
gleich geboten wird, daß man jedoch keineswegs 
die grundsätzlichen Mehrbelastungen aus­
gleicht, die durch die Einrichtung und Erhal­
tung einer Baustelle im Winter erwachsen. 
Anders ausgedrückt: Wenn für eine Baustelle, 
die den Winter über weitergeführt werden 
soll, etwa 100.000 S mehr gegenüber dem 
Offert berechnet werden müssen, so werden 
aus der Produktiven Arbeitslosenfürsorge da­
für als Ausgleich nur etwa 12.000 bis 15.000 S, 
im günstigsten Fall, bei entsprechendem Per­
sonaleinsatz, 20.000 S geboten. 

Es ist natürlich ganz klar, daß insbesondere 
jetzt bei den sehr niedrigen Offerten mit 
geringen Gewinnmöglichkeiten die Baufirmen 
nicht imstande sind, bei diesem Angebot der 
Produktiven Arbeitslosenfürsorge die Baustelle 
den Winter über weiterzuführen. 

Man muß also hier sagen: Es fehlt noch 
ziemlich einiges. Der Hauptgrund dafür liegt 
wohl darin, daß die Regierung beziehungsweise 
ihre Dienststellen nicht imstande sind, Bauvor­
haben so frühzeitig auszuschreiben und zu 
vergeben, daß die Baufirmen wesentlich früher, 
als dies bisher üblich war, mit der Arbeit be­
ginnen können und dadurch die Möglichkeit 
besteht, die Arbeitskräfte, die verfügbar sind, 
nutzbar zu machen. 

Wir fragen a ueh den Herrn Finanzminister , 
was er im Detail zu tun gedenkt. Es werden 
hier nur pauschale Versprechungen abgegeben, 
es wird jedoch nicht erläutert, wie diese Ver­
sprechungen eingehalten werden sollen und 
wie man bei der Verteilung der Budgetmittel 
die Einhaltung dieser Versprechungen zu 
gewährleisten gedenkt. Insbesondere fragen 
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Melter 
wir, wie man mit den Mitteln, die nun verfüg­
bar sind, die Möglichkeit hat, jene Industrie­
zweige so kräftig zu fördern, die am ehesten 
ertragreich sind und damit dazu beitragen 
können, die Finanzlage des Staates, aber auch 
die Finanzlage aller Erwerbstätigen zu ver­
bessern. Es wurde inder Rede nicht ausgeführt, 
wo, auf welche Art und in welchem Umfang 
dieser Investitionseinsatz in den einzelnen 
Bereichen erfolgen soll. 

Der Herr Bautenminister hat etwa in der 
letzten Fragestunde - oder war es heute 1 -
ausgeführt, daß man sich bei bestimmten 
Vorhaben gewisse Zielvorstellungen zu eigen 
gemacht habe, Zielvorstellungen, die mit der 
Verwirklichung noch nichts zu tun hätten, 
denn diese hänge davon ab, welche Geldmittel 
einerseits im Budget bereitgestellt werden, 
anderseits davon, wie man etwa zusätzliche 
Mittel beschaffen könne. Zielvorstellungen 
bezüglich einer Investition sind sicherlich 
notwendig ,und zweckmäßig, sie gehören jedoch 
immer ergänzt durch die Vorstellungen, wie sie 
zeitgerecht und ordnungsgemäß finanziert wer­
den sollen. Zu Ziel vorstellungen gehört ins­
besondere auch eine zeitgerechte Planung und 
Kostenschätzung, auf daß es nicht zu weiteren 
überraschungen kommt, wie etwa in letzter 
Zeit bei der Brenner-Autobahn. Denn derartige 
Fehlschätzungen und Fehlplanungen kommen 
sowohl den Steuerzahlern sehr teuer als auch 
allen jenen Bevölkerungsgruppen, die mit Recht 
auf Investitionen in anderen Bereichen warten, 
wo sie unter Umständen kostensparender 
und zweckmäßiger eingesetzt wären. 

Wenn wir heute das Budget betrachten und 
die Voraussagen, die in pauschaler Natur 
bezüglich der Einsparungen gegeben werden, 
dann ergibt sich zwangsläufig die konkrete 
Frage: Was hat der Finanzminister im Budget 
1968 bereits eingespart? Vor Monaten hörte 
man sehr lautstark verkünden, daß der Herr 
Abgeordnete Machunze als Vorsitzender eines 
Komitees, dem sogenannten Staubsauger­
Komitee, Aufwendungen gefunden habe, die 
man einsparen könne, und zwar Aufwendungen 
in einem Gesamtumfang von rund 300 Mil­
lionen Schilling. Es wurde nichts darüber 
gesagt, wo und in welchen Positionen diese 
Einsparungen möglich wären, und bisher hat 
die Regierung auch verschwiegen, wo sie diese 
vom Herrn Abgeordneten Machunze entdeckten 
Einsparungsmöglichkeiten der Verwirklichung 
zugeführt hat. Ich frage die Bundesregierung, 
warum sie nicht einmal das tut, was ihre 
eigenen Abgeordneten als zweckmäßig und 
richtig festgestellt haben. Es wäre doch ein 
sehr dankbares Propagandathema, wenn man 
darauf hinweisen könnte: Wir haben selbst 
festgestellt, daß wir vor einem Jahr ein Budget 
beschlossen haben, das nach einem halben 

Jahr die Möglichkeit eröffnet hat, gewisse 
Einsparungen in einer Größenordnung von 
300 Millionen Schilling durchzuführen. Sagen 
Sie unS, wo diese 300 Millionen Schilling zu 
finden sind und wieviel da von die Bundes­
regierung bis heute eingespart hat. Das wäre 
wohl eine Voraussetzung für eine V ertra uens­
kundgebung in diese Regierung. Aber solange 
Sie nicht einmal dazu imstande sind, die Vor­
schläge aus Ihren eigenen Reihen zu akzeptieren 
und durchzuführen, so lange können Sie von 
einer Opposition nicht verlangen, daß sie 
Ihren Versprechungen Glauben schenkt und 
Ihrem Budget und dem, was Sie sich darunter 
vorstellen, .~ie Zustimmung gibt. (Beifall 
bei der F PO.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte 
ist geschlossen. 

Ich weise nunmehr die Regierungsvorlage 
dem Finanz- und Budgetausschuß zu. 

2. Punkt: Bericht des ]ustizausschusses über 
die Regierungsvorlage (988 der Beilagen): 
Bundesgesetz über eine Amnestie aus Anlaß 
des fünfzigjährigen Bestandes der Republik 
Österreich (Amnestie 1968) (1019 der Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wir ge­
langen nunmehr zu dem eingeschobenen Punkt, 
um den die heutige Tagesordnung ergänzt 
worden ist: Amnestie 1968. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Dr. Geischläger. Bitte. 

Berichterstatter Dr. GeischIäger: Herr Prä­
dent! Hohes Haus! Durch den vorliegenden 
Gesetzentwurf soll eine Strafnachsicht für alle 
noch nicht vollstreckten Freiheitsstrafen ge­
währt werden, deren Gesamtausmaß drei Mo­
nate nicht übersteigt, sowie für alle Geld­
strafen, bei denen die Ersatzfreiheitsstrafe 
dieses Ausmaß nicht übersteigt. Bei den 
sogenannten echten bedingten Verurteilungen 
nach § 13 des Jugendgerichtsgesetzes 
1961 soll von der Verhängung einer Strafe 
endgültig abgesehen und die Verurteilung ge­
tilgt werden. Ferner ist eine Rechtsfolgen­
nachsicht für Verurteilungen vorgesehen, in 
denen die ausgesprochene Freiheitsstrafe, Er­
satzfreiheitsstrafe oder die Summe dieser 
Strafen ein Jahr nicht übersteigt. 

Schließlich enthält der Entwurf noch gewisse 
Begünstigungen der Tilgung, und zwar sollen 
Verurteilungen zu Freiheitsstrafen von ins­
gesamt nicht mehr als drei Monaten auf An­
suchen sofort getilgt werden. Außerdem soll, 
wenn eine einzige Verurteilung zu einer Frei­
heitsstrafe von nicht mehr als einem Jahr vor­
liegt, die gesetzliche Tilgungsfrist auf die Hälfte 
herabgesetzt werden. 
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Dr. Geischläger 
Der Justizausschuß hat die Regierungsvor­

lage in seiner Sitzung am 24. Oktober 1968 
der Beratung unterzogen. Hiebei gab der 
Ausschuß einhellig der Meinung Ausdruck, 
daß jedes Amnestiegesetz die Frage von 
Grenz- und Härtefällen aufwirft, die durch die 
gesetzliche Regelung nicht erfaßt werden 
können. In diesen Fällen ist nach Auffassung 
des Justizausschusses gegebenenfalls im Sinne 
der V'erfassungsmäßigen Zuständigkeit eine 
individuelle AntragsteIlung durch den Herrn 
Bundesminister fürJustiz anden Herrn Bundes­
präsidenten zur Ausübung des Gnadenrechts 
möglich. 

In der Debatte sprachen außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Dr. Kleiner, 
Dr. Kranzlmayr, Dr. Broda, Dr. Hetzenauer, 
Dr. Tull und Guggenberger sowie der Herr 
Bundesminister für Justiz Dr. Klecatsky. 
Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf 
mit der dem Ausschußbericht beigedruckten 
Abänderung einstimmig angenommen. 

Diese Abänderung betrifft den § 5, der 
nunmehr wie fo1gt zu lauten hat; 

"Die Begünstigungen nach diesem Bundes­
gesetz finden keine Anwendung 

a) auf Personen, die innerhalb der letzten 
drei Jahre vor dem Tage des Inkrafttretens 
dieses Bundesgesetzes öfter als einmal wegen 
vorsätzlich begangener strafbarer Handlungen, 
die auf der gleichen schädlichen Neigung 
beruhen, rechtskräftig verurteilt wurden; 

b) auf Personen, die innerhalb der letzten 
drei Jahre vor dem Tage des Inkrafttretens 
dieses Bundesgesetzes öfter als zweimal wegen 
fahrlässig begangener strafbarer Handlungen, 
die auf der gleichen schädlichen Neigung 
beruhen, rechtskräftig verurteilt wurden; 

c) auf Personen, gegen die die Unterbrin­
gung in einem Arbeitshaus rechtskräftig ange­
ordnet wurde." 

Der Justizauss<;huß stellt nunmehr den 
An trag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung V'orgelegten Gesetzentwurf 
mit der verlesenen Abänderung die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen und im Falle des 
Vorliegens von Wortmeldungen General- und 
Spezialdebatte unter einem abwickeln. 

. Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Es ist 
beantragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem durchzuführen. - Kein Widerspruch; 
daher gehen wir in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Zeillinger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Zeillinger (FPÖ) : Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie um 
Verständnis dafür, daß wir Freiheitlichen 

jetzt unseren Standpunkt hier im Hause 
eingehend darlegen müssen, da wir ja im 
Justizausschuß nicht vertreten sind. 

Wir teilen die Bedenken, die in der Öffent­
lichkeit - nicht über die Tatsache der Amne­
stie, sondern über die Art der Durchführung­
in verschiedensten Kreisen, nicht nur in der 
Presse, sondern vor allem in der Richter­
schaft, geäußert worden sind. Auf Grund dieser 
Bedenken haben wir einen Abänderungsan­
trag ausgearbeitet, den ich erläutern und in 
den wesentlichen Punkten vorlesen werde. 
Ich habe ihn dem Herrn Präsidenten bereits 
überreicht. Anschließend werde ich den Herrn 
Präsidenten bitten, die Unterstützungsfrage 
zu stellen. 

Der Herr Berichterstatter hat bereits dar­
auf hingewiesen, daß jede Amnestie - dar­
über sind sich, glaube ich, alle Laien wie Ju­
risten im klaren - natürlich einen nicht 
unbedingt begrüßenswerten Eingriff in die 
Rechtsr;.fbge bedeutet. Sie schafft nicht nur 
Härten, sondern sie setzt natürlich auch 
Ungel'echtigkeiten im glößten Ausmaß. Eine 
Amnestie muß so beschaffen sein, daß diese 
Härten und Ungerechtigkeiten auf ein Min­
destmaß beschränkt bleiben. 

Der Justizausschuß behalf sich notdürftig 
damit, daß er Empfehlungen an den Henn 
Justizminister weitergegeben hat, man möge 
in Härtefällen durch individuelle Gnaden­
anträge an den Bundespräsidenten einiger­
maßen einen Ausgleich schaffen. Ich werde 
mir aber erlauben, Ihnen aus der Praxis 
der letzten Tage und Wochen die ganze Pro­
blematik der Amnestie, wie sie hier zur Diskus­
sion steht, vor Augen zu führen und zu zeigen, 
wie wir hier - ich möchte sagen - mit 
einfachster Abänderung einem Paragraphen 
der Amnestie praktisch jene rechtspolitische 
Fülle hätten geben können, die Voraussetzung 
dafür ist, daß eine Amnestie auch von den 
übrigen Teilen der Bevölkerung - nicht nur 
von den Betroffenen - nicht als eine Erschwer­
nis und Ungerechtigkeit empfunden wird. 

Vielleicht darf ich zuerst etwas Allgemeines 
sagen. Wir hatten in der Geschichte Öster­
reichs verschiedentlich Amnestien; 1928 im Zu­
sammenhang mit dem Jubeltag anläßlich des 
zehnjährigen Bestandes der Republik, 1955 
anläßlich der zehnten Wiederkehr des J ahI'es­
tages der Befreiung, 1965 gab es eine Amne­
stie anläßlich des 20jährigen und nun, 1968, 
haben wir eine anläßlich des 50jähl'igen 
Bestandes der Republik. In dieser Aufein­
anderfolge von Amnestien liegt an und für 
sich bereits die erste PlOblematik begründet. 
Man mag zu den Amnestien stehen, wie immer 
man will, aber es darf nicht dazu führen, 
daß der Rechtsbrecher schon von V'ornherein 
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Zeillinger 
weiß: Ich habe in drei, vier Jahren - das kann 
er sich ausrechnen - die nächste Amnestie 
zu erwarten. Ich muß mich also nur darauf 
einstellen, muß dementsprechend auch meine 
Vorsorgen bei Gericht treffen, und jeder, 
der damit zu tun hat, weiß, wie leicht es ist, 
ein Verfahren solchen Terminen anzupassen. 
Er kann also mit Sicherheit damit rechnen, 
daß er unter eine Amnestie fällt. 

Wenn wir die bisherige Praxis beibehalten -
und wir Freiheitlichen möchten ganz allgemein 
davor warnen, daß das Tradition wird -, 
dann müßte die nächste Amnestie 1970 an­
läßlich des 25. Jahrestages der Befreiung sein, 
1975 dann wieder anläßlich 30 Jahre Befrei­
ung, 1978: 60 Jahre Österreich, und damit 
hätten wir praktisch die Rechtsverfolgung 
der Kleinkriminalität zur Farce gemacht. 

Davor warnen alle mit Recht, und auch wir 
Freiheitlichen glauben, daß die rasche Auf­
einanderfolge der Amnestien von 1968 auf 
1965 eine überaus unerfreuliche Begleiter­
scheinung der heutigen Amnestie gewesen ist, 
zumal die jetzige Amnestie, wenn man also 
weitergehen wollte, umfassender als die Amne­
stien der Vergangenheit ist. 

Wir Volksvertreter dürfen uns nicht der 
Meinung hingeben, daß Amnestien in der 
Bevölkerung etwas besonders Populäres wären. 
Die Zahl derer, die das Gesetz nicht übertre­
ten, ist natürlich wesentlich größer, und diese 
Leute überlegen, daß praktisch - das ist 
ja der Schwerpunkt dieser Amnestie - hier 
der Staat schwerwiegende, auch finanzielle 
Geschenke an die Gesetzesübertreter macht, 
während der Staat beispielsweise Beamte, 
die mit besonderem Fleiß und Eifer dem 
Staate dienen, anläßlich des 50. Geburtstages 
der Republik nicht irgendwie mit einer An­
erkennung auszeichnen kann. 

Die genauen Kosten der Amnestie sind nicht 
bekannt; die Zahlen gehen auseinander. Die 
Verlautbarung mit dem geringsten Betrag, 
von der ich erfuhr, sprach von 30 Millionen 
Schilling. Die Schätzungen bewegen sich 
zwischen 30 und 50 Millionen Schilling. 

nur davon, daß Geldstrafen nicht mehr bezahlt 
werden sollen, weil die Amnestie zu erwarten 
ist. 

Daher gibt es zwar im Moment noch nicht 
überschaubare, aber jedenfalls erhebliche finan­
zielle Auswirkungen. Sie müssen bedenken, 
daß natürlich 6,5 Millionen Österreicher oder 
noch mehr mit etwa.s gemischten Gefühlen die 
Tatsache betrachten, daß in ernstester finan­
zieller Situation dem wenn auch kleinen 
Kreis von Gesetzesübertretern dieses große 
finanzielle Zugeständnis gemacht Wird, während 
beispielsweise auf der anderen Seite den treu 
dienenden Beamten nicht die notwendige 
Anerkennung und Auszeichnung gegeben wer­
den kann. 

Wo liegt nun die Schwierigkeit, wo liegt 
die Kritik an der zur Diskussion stehenden 
Amnestie ~ Sie ist darauf ausgerichtet, wie 
der Berichterstatter bereits dargelegt hat, daß 
derjenige amnestiert wird, der vor dem 12. No­
vember, also vor dem Geburtstag der Republik, 
verurteilt worden ist und dessen Strafe bzw. 
bei einer Geldstrafe die Ersatzstrafe nicht 
mehr als drei Monate ausmacht. Also wenn er 
50.000 S oder zwei Monate bekommt, braucht 
er die Strafe nicht abzusitzen beziehungs­
weise die Geldstrafe nicht zu bezahlen. 

Nun ist die Tatsache, daß ein Urteil vor 
dem 12. November ergeht, von vielen Zu­
fällen abhängig. Ich möchte gleich allgemein 
sagen, daß wir Freiheitlichen natürlich den 
besonderen Anlaßfall, den 50. Geburtstag 
der Republik, durchaus bejahen. Man würde 
aber diesem besonderen Anlaßfall bedeutend 
gerechter werden, wenn man bei dieser Amnestie 
nach objektiveren Kriterien vorginge und 
wenn es weniger im Ermessen des Richters 
läge. Ich muß aber gleich sagen: Ich unter. 
stelle keinem Richter, daß er nun irgendwie, 
weil ihn ein Angeklagter ärgert, als Verhand· 
lungstermin den 13. November nimmt. Aber 
überlegen Sie einmal die Zufälle! 

Ich muß gleich einen schwerwiegenden Feh­
ler kritisieren. Seit dem Frühjahr ist bekannt, 
daß eine Amnestie kommt. Sie ist bereits 
im Juni oder Juli zur Begutachtung ausge­
schickt worden. Mit anderen Worten : Jeder 
Rechtskundige, jeder Anwalt und auch jeder 
Rechtsbrecher wußte, eine Strafe darf nicht 
mehr bezahlt werden; die Amnestie kommt 
im Herbst, und jeder wäre ein Narr, der die 
Strafe bezahlen würde, denn anläßlich des 
50jährigen Jubiläums erfolgt eine Befreiung 
von der Zahlung. Seit Monaten spricht 
man in den Kreisen der Strafrechtsp:O.eger 

Ich darf den krassesten Fall, der mir in 
meiner politischen Tätigkeit vorgestern unter­
gekommen ist, erzählen: Es hat mich jemand 
angerufen und um Intervention gebeten, weil 
sein Klient - es war ein Anwalt - das Pech 
hat, einen Richter zu haben, der ein Rheuma­
leiden hat und der bis 15. November auf Kran­
kenurlaub ist. Man kann dem Richter den 
Akt nicht abnehmen: Niemand kann seinem 
Richter entzogen werden. Der Richter hat 
die Verhandlung bereits für den 16. oder 18. No­
vember ausgeschrieben. Das heißt: Hätte der 
Mann Glück gehabt und wäre er buchstabenge­
mäß zu einem gesunden Richter gekommen, dann 
würde er jetzt verurteilt werden und würde 
selbstverständlich unter die Amnestie fallen. 
Weil er aber das Pech hat, daß der Richter ein 

640 
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Zeillinger 
Rheumat~ker ißt, der ger&d~ jetzt auf Kur 
fahren mußte, fällt er nicht unter die Amnestie, 

Ich glaube, daß dieses eine Beispiel allein 
schon die ganze Problematik der Amnestie, 
nämlioh des Aufballes der A:fIlnestie~ aufzeigt. 
Vielleicht gelingt es mir doch auch, die Abge­
ordneten der beiden apderen Parteien davon 
zu überzeugen, d;1ß wir grundsif,tzlich an dem 
Gedanken der Amnestie festhalten, daß aber 
eine Lösung gesucht werden sollte, die der 
Gerechtigkeit am nächf;lten kommt un4 die 
bisher ausgesprochene Kritik soweit als mög­
lioh ausschaltet. 

Weitere Zufälle: Der F~ll ist klar, welm Q.er 
den Fehler gemacht hat unQ. ge~t~ndig war. 
Man muß einmal überlegen: Wir erziehen 
den kleinen österreichischen Rechtsbrecher 
dazu, daß er nicht gestehen darf. -, 

Oder es ist bei der :poliZei ein Beamter, qer 
den Akt r~sch ede9)gt. Der Rechtsbrecher 
wird vor dem 12. Nove:fIlber verurteilt~ er 
fällt unter die Amnestie. Der andere hat einen 
Polizeibeamten, der viele -Akten z~ erle4igen 
hitt. Der Akt komlllt erst na.ch dem l2. No­
vember Zllm Richter. Dieser Eßchtsbrecher 
fällt nicht unter die Amnestie. 

Oder was den Staatsanwalt betrifft: Wenn 
jemand das Glück hat, in Wien angeldagt 
zu werden, wird er viel leichter amnestiert 
als in Salzburg, wo _ das Pech ist, daß die 
Staatsanwälte überlastet E\ind und oft monate­
lang die einlangenden -Akten nicht erledigep. 
können. Die Akten liegen dort stoßweise. 
Ein Anwalt gibt seit Wochen deIll anderen 
die Tür in die Hand und geht zum Staatsan­
walt, der die Fälle gar nicht bearbeiten kann, 
und sagt: Ich bitte Sie, machen Sie mir schnell 
einen Strafantrag; wir nehmen jede Strafe 
unter drei Monaten an, wir fa.llen unter die 
Amnestie. - Wer diese Beziehung zum Staats­
anwalt nicht hat, fällt nicht unter die Amne­
stie. 

Also allein die l'atsache, daß man seit 
Juli weiß, wie man es machen muß, schafft 
schon Ungerechtigkeiten, auch die Tatsache, 
daß es vom Zufall abhängt, ob der Polizeibe­
amte schnell handelt, oh der Staatsanwalt 
Zeit hat, ob der Richter nicht gerade auf Ur­
laub ist. Alles das sind die Kriterien, die dann 
dafür den Ausschlag geben, ob jemand der 
Amnestie anläßlich des 50. Geburtstages der 
Republik teilhaftig wird oder nicht. 

Ich kann Ihnen einen weiteren Fall erzäh­
len. Die letzte Verhandlung stand auf des 
Messers Schn,eide. Es wurde ein Beweisalltrag 
der Verteidigung gestellt. Der Richter hatte 
die Verhandlung vertagt und dann plötzlich 
über Antrag der Verteidigung doch noch 
einmal eröffnet, weil der Verteidiger darauf­
gekommen ist, daß es besser ist, jetzt, vor dem 

12. Novembef l einen Schuldspruch ~ be~om­
IDen a.ls eine Vertagung bis na.ch deIll ~~. No­
veIfiber, Wo die Verh~n(Uu:n.g vielleicht mit 
Fr~ispnJCh ellden kann. 1\bßf daa B,isikQ 
kann· ein vC'lrantwort-qn.gsbewußter A-nw~lt 
gegenüber seinem M:!1:ndanten nicht eingehen, 
Er nimmt lieber das Risiko elIler Ver\lrtei­
lnp.g ;,tuf ßieh, als daß e.r einen V ert~gl.lngß­
antrag stellt, ein PßlleS :ßewßiemittel "Vorbringt. 
Vielleioht wird der Mandant freigesprochen, 
vielleicht wird er aber am 15.· November 
verurteilt und,. dann nicht mehr amnestiert. 

Also ich glaube, das ist ein in der Geschichte 
der österrelchischen Strafrechts:pflege bisher 
110ch nicht qagewe~ener, tiefgeh4ilqder lInd lln,. 
gerechter Eingriff, qer' - da.r\iber IP-üssen 
wir llnS im klaren sein -,- nicht nur vOn dl'lIl 
Anwälten, sondern auch von '.:tHen' ~iohtern 
und von allen Staatsanwälten in dieser Form 
~ritisiert wird. 

Die Meinungen darüber, ob eine Amnestie 
überhaupt gut oder schlecht ist, gehen aus­
einander. Wir sind hier mit Ihnen einer Mei­
nung, indem wir sagen: 50 Jahre Republik 
ist ein Anlaß, den man gebührend begehen soll, 
aber man soll beim Geben gerecht sein. Man 
soll nicht so geben, daß von vornherein der 
Großteil derjenigen, für die eine Amnestie 
gemacht wird, dl:\>51 Gef@l ~r Ungerechtigkeit 
ver:rnittelt bekolUmt. 

Ich darf Ihnen ein anderes krasses Beispiel 
anführen. Ich sage gleich, ich konstruiere 
es, aber es wird sicher vorkommen. Eine Tat 
wird von einem Erwachsenen und von einem 
Jugendlichen gemeinsam begangen. Beim Er­
waohsenen wird ein Strafantrag gestellt, es 
wird ruckzuck ein schnelles Verfahren durch­
geführt, er bekommt zwei Monate, und der 
Fall ist erledigt. Die Jugendsenate treten 
sehr selten zusammen. Der Jugendliche kommt 
bestimmt, wenn es gerade jetzt in diesen 
Wpchen ist, nach dem 12. November dran. 
Der Erwachsene fällt unter die Amnestie, 
der Jugendliche nicht. Sie haben dieselbe 
Tat gemeinsam begangen. Aber der Jugend­
liche fällt, weil er auf den Jugendsenat warten 
muß, nicht unter die Amnestie, der Erwachsene 
schon. Beim selben Delikt werden also die 
beiden Täter verschieden behandelt. 

Ich könnte eine Fülle von weiteren Fällen 
erzählen: Zwei stehen vor dem Richter. 
Der eine gesteht und wird sofort verurteilt. 
Der andere leugnet, wa~ sein gutes Recht 
ist. Die Verhandlung wird vertagt. Der, 
der gestanden hat - wenn er klug ist, gesteht 
er auch die Unwahrheit -, wird verurteilt, 
wird aber amnestiert; dem passiert gar nichts. 
Der andere, der um sein Recht kämpft, und 
das sollte er eigentlich, das ist das Recht 
jedes Staatsbürgers, d,as ihm nicht geschmälert 
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werden darf, dem aber auch nicht das Gefühl 
gegeben werden soll, daß er ein erhöhtes Risiko 
eingeht, dieser andere, der also um sein 
Recht weiterkämpft und nach dem 12. No­
vember verurteilt wird, wird nicht amnestiert. 

Ich glaube, Sie alle haben bereits die Pro­
blematik dieser Regierungsvorlage und dieser 
Amnestie erkannt. Ich darf daher nun den 
Vorschlag, den wir Freiheitlichen erst heute 
machen können, da wir nicht im J ustizaus­
schuß vertreten sind, Ihnen zur Diskussion 
stellen und Sie, meine Damen und Herren, 
einladen, diesen Antrag zu prüfen und ihn 
zu unterstützen. 

Wir stellen den Amnestiegedanken nicht auf 
den zufälligen Tag der Verurteilung ab, 
sondern auf den Tag der Tat. Wenn die Tat 
bis zu einem bestimmten Tag begangen wurde, 
dann soll der Betreffende amnestiert werden. 
Es hängt also nicht davon ab, ob er im Kreis­
gericht Ried, wo der Richter nicht viel zu tun 
hat, rasch verurteilt wird, oder in Salzbm'g, 
wo die Richter überlastetsrnd-;--erst~in-zwei 
Monaten, sondern davon: Wenn er bis zum 
Stichtag die Tat begangen hat und dafür 
- genauso wie hier - nicht mehr als drei 
Monate Strafe bekommt, dann soll er der 
Amnestie teilhaftig werden. 

Nun war - ich möchte es gleich sagen -
der Gedanke naheliegend, als Stichtag den 
12. November zu nehmen. Es bestehen da­
gegen natürlich auch Bedenken. Da könnte 
von jetzt an bis zum 12. November in einem 
gewissen Rahmen jeder straffrei alles machen. 
Wenn ich einen Zorn auf jemanden habe, 
gehe ich schnell hin, gebe ihm links und rechts 
eine Ohrfeige und weiß, ich werde amnestiert. 
Daher geht der Antrag der Freiheitlichen 
dahin, als Stichtag den heutigen Tag, den 
30. Oktober, zu nehmen. Damit haben wir 
die absolute Überraschung, da ist keiner 
- ich möchte sagen, auch keiner meiner 
Berufskollegen - darauf eingestellt, das ist 
neu, unter Umständen gehen alle Interven­
tionen ins Leere, und es besteht absolute 
Gerechtigkeit. 

Wer bis zum 30. Oktober eine Tat begangen 
hat, die vom Gericht mit nicht mehr als drei 
Monaten - genauso wie es in der Amnestie 
steht - oder mit einer Wertersatzstrafe von 
nicht mehr als drei Monaten bestraft wird, 
soll dieser Amnestie teilhaftig werden. 

Ich darf hier mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten den Abänderungsantrag der 
Abgeordneten Zeillinger und Genossen zu 
der gegenständlichen Regierungsvorlage vor­
lesen. 

§ 1 Abs. 1 erhält folgenden Wortlaut: 
"Allen Personen, die wegen einer oder 

mehrerer vor dem 30. Oktober 1968 be-

gangener gerichtlich strafbarer Handlungen 
zu einer Freiheitsstrafe, Geldstrafe (Ver­
fallsersatz-, Wertersatzstrafe) oder zu einer 
Freiheits- und einer Geldstrafe (Verfalls­
ersatz-, Wertersatzstrafe) rechtskräftig ver­
urteilt worden sind oder noch verurteilt 
werden, sind diese Strafen - soweit sie 
noch nicht vollstreckt und nachgesehen sind -
nachzusehen, sofern die verhängte Freiheits­
strafe oder Ersatzfreiheitsstrafe oder die 
Summe dieser Strafen drei Monate nicht 
übersteigt. " 
Es ist also praktisch genau derselbe Gedanke, 

wie er in der vom Ausschuß empfohlenen 
Vorlage enthalten ist, nur mit dem Unter-
schied, daß wir vorschlagen, es nicht darauf 
abzustellen, wer vor dem 12. November 
verurteilt wird. Ersparen Sie doch den Ge-
richten, aber auch den Anwälten und den 
kleinen Angeklagten das· beschämende Tür-
schnallendrücken, das jetzt bereits eingesetzt 
hat und einsetzen muß, denn es muß jeder, 
aer-eme--cnance1iat-;-fül·smilen-Xlieilte:nelne---------~~-~-

unter die Amnestie fallende Strafe zu bekom-
men, so lange beim Richter intervenieren, 
bis er einen Termin vor dem 12. November 
bekommt. Ersparen Sie uns diese, ich möchte 
sagen, unwürdige Form von Auswirkungen 
der Amnestie, stellen wir das ganze doch 
auf den 30. Oktober ab: Wer bis zum heutigen 
Tag eine strafbare Handlung genau in dem 
Rahmen, der zur vorgetragenen Amnestie 
hier aufgezeigt wird, im betreffenden Ausmaß 
und nicht mehr begangen hat, der sollte, 
auch wenn er aus irgendwelchen Gründen 
erst in zwei Monaten abgeurteilt wird, unter 
die Amnestie fallen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Glauben Sie mir, bei aller Objektivität, 
die ich jedem Richter, Staatsanwalt und 
Polizeibeamten zubillige: sie sind auch Men­
schen. Er hat schon eine Flut von Akten 
liegen, und es hängt von seinem Wohlwollen 
ab, ob er nun den Fall einer Person, die er 
für würdig hält, erledigt oder sagt: Der hat 
mich geärgert, der hat geleugnet, bei dem 
setze ich die Verhandlung für den 14. November 
an, und vorbei ist die Amnestie. Auf ihn fällt 
das Urteil, wie es vorgesehen ist. 

Wir sollten die Menschen, die mit der 
Strafrechtspflege zu tun haben, gar nicht 
zu einer solchen Handlungsweise verleiten, 
die natürlich naheliegend ist, denn welchen 
Akt er oben auf legt und welchen Akt er 
erledigt, dabei kann und wird ihm selbst­
verständlich niemand ein Wort dreinreden. 

Die weiteren Vorschläge im Antrag sind 
alle auf diesen einen Grundgedanken ausge­
richtet. Es entfällt also Absatz 2 ersatzlos, 
und der Absatz 3 erhält die Bezeichnung 

641 
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Absatz 2. Es wird alles im weiteren Antrag I tausend umfaßt. Ich schätze, zu den 85.000 
auf diesen Grundgedanken einei' Amnestie kommen noch 120.000, 130.000 Tilgungsfälle 
für strafbare Handlungen, die vor dem 30. Ok- dazu, es ist also schon ein Personenkreis 
tobel' begangen wurden, abgestimmt. von etwa 200.000. Das ist jetzt eine von mir 

Meine Damen und Herren! Ich darf Sie angenommene, aber ich glaube doch die 
noch einmal bitten und einladen: Prüfen Mindestzahl derer, die unter das Gesetz 

fallen. Sie diesen Vorschlag! Bei objektiver Beurtei-
lung werden Sie ebenfalls zur Erkenntnis 
kommen, daß die von den Freiheitlichen hiel' 
in diesem Abänderungsantrag vorgeschlagenen 
Gesichtspunkte richtig sind und damit auch 
die Amnestie ihrer Aufgabe gerechter wird. 
Denn die Amnestie schafft natürlich schon 
die Ungerechtigkeit, daß der, der gerade jetzt 
eine Tat begangen hat, dafür nicht bestraft 
wird. Wir können nicht verhindern, daß seit 
Wochen - nachdem das ja schon in allen 
Zeitungen gestanden ist - manche Ver­
urteilten den Richter nur mehr anlachen, 
weil sie genau wissen, daß ihnen überhaupt 
nichts passiert. Das ist das Unangenehme, 
wenn monatelang über eine Amnestie dis­
kutiert wird. Das ist aber weder im Falle 
der Regierungsvorlage noch im Falle des 
Abänderungsvorschlages, den wir' gemacht 
haben, vermeidbar. Diese Unebenheiten einer 
Amnestie werden wir nie beseitigen können, 
aber es ist entscheidend, daß es vom Zufall 
abhängt - ich wiederhole noch einmal: 
etwa vom Rheumazustand des Richters -, 
ob einer nun seine drei Monate absitzen muß 
oder nicht, oder von der Tatsache, daß einer 
das Pech hat, noch jugendlich zu sein und 
J ugendge:richtsverhandlungen natürlich viel 
seltener sind als Einzelrichterverhandlungen, 
sodaß er erst in der zweiten Novemberhälfte 
drankommt und daher schlechter behandelt 
wird als der Nicht-Jugendliche, der ihn zur 
Tat verführt hat. 

Allein daraus sehen Sie schon, daß wir 
eine gerechtere Form der Lösung finden 
müssen. Ich glaube, daß wir damit auch die 
Ungerechtigkeit vermeiden, daß diese Amnestie 
letzten Endes eine Belohnung für die Drücke­
berger und Nichtzahler ist, da derjenige, 
der es verstanden hat, sich mit allen möglichen 
ärztlichen Bestätigungen vom Haftantritt zu 
drücken, und derjenige, der über Empfehlung 
die Strafe nicht bezahlt hat, durch die Amnestie 
belohnt wird. 

Ich las hier mehrmals die Zahl 85.000 Be­
troffene. Ich muß offen gestehen, Herr 
Justizminister, mir kommt diese Zahl zu 
gering vor, wenn ich an die Tilgungen denke. 
Die Zahl 85.000 kann sich höchstens auf jene 
beziehen, die durch die Amnestie nicht in 
Haft gehen und die Strafe nicht antreten 
müssen. Wenn wir die Tilgung, die im § 4 
enthalten ist, ebenfalls einbeziehen, so kommen 
wir auf eine Zahl, die sicher mehrere Hundert-

Es ist ein großes Entgegenkommen des Abge­
ordnetenhauses, das dem besonderen Um­
stand, daß die Republik 50 Jahre alt wird, 
in irgendeiner Form Rechnung trägt. 

Wir werden dem nie entgehen können, daß 
die Öffentlichkeit über die Form verschiedener 
Ansicht sein wird, wahrscheinlich werden wir 
Abgeordnete auch nicht alle der gleichen Mei­
nung sein. Es ist schon ein relativ großer 
Personen kreis , dem hier ein weitgehendes und 
entscheidendes Entgegenkommen erwiesen 
wird. 

Sie können die Rechtsfolgennachsicht an­
sehen, die ja nicht nur im Wahlrecht besteht, 
sondern auch in der Beamteneigenschaft : 
Es kann also vom Zufall abhängen, ob einer 
seinen Posten verliert, was ja viel schwerer 
wiegt, als die drei Monate Haft, die er be­
kommt. Er verliert seine Stelle als Beamter, 
und es hängt vom Zufall ab, ob der Richter 
Rheumatismus hat oder nicht. Ist der Richter 
gesund und willig, verurteilt er ihn noch vor 
dem 12. November. Wenn der Richter Rheu­
matismus hat und derzeit auf Krankenurlaub 
ist, wird der Mann später verurteilt, bekommt 
keine Amnestie und auch keine Rechtsfolgen­
nachsicht. Diese geht bis zu einem Jahr, 
umfaßt also schon wesentlich mehr Strafen; 
er kann also, wenn er am 11. November zehn 
Monate bekommt, Beamter bleiben, wenn er 
am 13. November zehn Monate bekommt, 
dann kann er nicht Beamter bleiben. Ich 
glaube, daß es ungerecht wäre, von solchen 
Zufälligkeiten die Existenzfragen nicht von 
einigen, sondern von Tausenden Menschen 
abhängig zu machen, denn die Rechtsfolgen­
nachsicht, die ja bei Strafen bis zu einem Jahr 
geht, umfaßt zweifellos Tausende Verurtei­
lungen. Ich gl au be, daß es nicht zu verant­
worten wäre, das von Zufällen bei der Polizei, 
bei der Staatsanwaltschaft oder beim Gericht 
abhängig zu machen. 

Ich möchte abschließend noch darauf hin­
weisen, daß wir Freiheitlichen mit Genug­
tuung zur Kenntnis genommen haben, daß für 
Disziplinarstrafen von der Regierung im Ver­
ordnungswege ebenfalls eine Amnestie vorbe­
reitet worden ist, denn sehr oft wiegt die Diszi­
plinarstrafe ja schwerer als die geringfügige 
Gerichtsstrafe. 

Bedauern - wir urgieren die Behandlung 
dieser Frage - müssen wir, daß auf dem gro­
ßen Gebiete der Verwaltungsstrafen keine 
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Amnestie vorgesehen ist. Da dies aus Kompe­
tenzgründen ja nicht für den ganzen Bereich 
möglich ist, wäre es erfreulich, wenn eine 
Amnestie auch für die übrigen Bereiche emp­
fohlen worden wäre. 

Wenn jemand wegen eines Autounfalles eine 
kleine Geldstrafe bekommt, wird er, wenn er 
das Glück hat, sie vom Gericht zu bekommen, 
amnestiert; hat er das Pech, sie als Verwal­
tungsstrafe zu bekommen, dann wird er nicht 
amnestiert. Man soll also kein kleines Ver­
waltungsdelikt begehen, sondern es ist so, 
wie ein Jurist geschrieben hat: Fahren Sie 
lieber einen Menschen auf dem Zebrastreifen 
nieder, dann kommen Sie vor Gericht und 
werden amnestiert. Wenn Sie aber ein kleines 
Verwaltungsdelikt begehen, dann wird das 
nicht amnestiert, und Sie müssen 1000, 2000, 
3000 S Strafe bezahlen oder sogar die von der 
Verwaltung verhängte Haft absitzen! - Wir 
haben allein jährlich rund 40.000 Verkehrs­
delikte bei den Gerichten, ein Mehrfaches da­
von bei der Verwaltung, das heißt also, daß 
Bicher 150.000 Menschen mit Gericht und Ver­
waltung allein wegen Verkehrsdelikten zu tun 
haben. Es kann sich derjenige glücklich prei­
sen, der das Delikt so groß gestaltet, daß er zu 
Gericht kommt, er wird amnestiert. Ein Pech 
hat derjenige, der vorsichtiger gefahren ist, 
der von der Verwaltungsbehörde abgeurteilt 
wird, er wird nicht amnestiert. 

Wir bedauern auch diese Ungerechtigkeit, 
daß unter Umständen bei einem Unfall der­
jenige, der weniger Schuld hat, von der Ver­
waltungsbehörde tatsächlich bestraft wird, 
während derjenige, der die Hauptschuld trägt, 
vor Gericht kommt und amnestiert wird. Sie 
sehen, daß hier Ungerechtigkeiten vorhanden 
sind, die es meiner Ansicht nach schon not­
wendig gemacht hätten, hier eine Änderung 
durchzuführen. 

Ich muß noch einmal um Entschuldigung 
bitten, wir hatten keine Möglichkeit, das im 
Justizausschuß früher zu vertreten. Es war 
ja nichts Unbekanntes, nachdem ja in allen 
Fachzeitungen, wie ich es vorgebracht habe, 
schon angeregt worden ist, die Amnestie so zu 
gestalten. Wir haben auch noch den Gedanken 
- ich bitte die Sprecher der beiden anderen 
Parteien, sich ebenfalls dazu zu äußern, noch 
ist es nicht zu spät - einer Verwaltungs­
amnestie aufgegriffen. Ich darf immer wieder 
daran erinnern, es handelt sich um einen 
Grundsatz, und man sollte gerade die Rechts­
brecher an die Grundsätze unseres Rechtes 
gewöhnen, an die Gleichheit vor dem Gesetz. 
Allein dieses Dutzend Beispiele, die ich hier 
vorgebracht habe, zeigt, daß wir nun, wenn 
wir die Amnestie in der vorgetragenen Form 
beschließen, den Gleichheitsgrundsatz schwer-

stenE! verletzten, und zwar deswegen, weil wir 
den weniger Schuldigen schwerer bestrafen 
und mehr zur Verantwortung ziehen als den­
jenigen, den ein größeres Verschulden trifft. 

Wir müssen unS darüber im klaren sein, 
daß wir in der Öffentlichkeit stark kritisiert 
werden, weil die Sittlichkeitsdelikte in der 
Amnestie enthalten sind. Aher wenn es ge­
lingt, die anderen Ungerechtigkeiten dieser 
Amnestie doch noch durch einen Beschluß des 
Abgeordnetenhauses in letzter Minute zu 
ändern, dann wäre das eine ausgesprochen 
begrüßenswerte Entscheidung. (Abg. M elter 
übergibt dem Redner einen Zettel mit der A uf­
schrift: "Länger reden".) 

Ich darf, um diesem Zettel zu entsprechen, 
in der Zwischenzeit den Abänderungsan trag 
verlesen. (Zwischenruf.) Ich bin gerne bereit. 
Sie können den Zettel haben, Herr Kollege. 
Ich bitte um Entschuldigung, wenn das, was 
ich nun tue, langweilig ist, aber ich vollziehe 
nicht meinen Wunsch, sondern den Wunsch 
anderer. 

§ 1 Abs. 1 erhält folgenden Wortlaut: 
,,§ 1 (1) Allen Personen, die wegen einer 

oder mehrerer vor dem 30. Oktober 1968 
begangener gerichtlich strafbarer Hand­
lungen zu einer Freiheitsstrafe, zu einer 
Geldstrafe (Verfallsersatz-, Wertersatzstrafe ) 
oder zu einer Freiheits- und einer Geldstrafe 
(Verfallsersatz-, Wertersatzstrafe) rechts­
kräftig verurteilt worden sind oder noch ver­
urteilt werden, sind diese Strafen - soweit 
sie noch nicht vollstreckt oder nachgesehen 
sind - nachzusehen, sofern die verhängte 
Freiheitsstrafe oder Ersatzfreiheitsstrafe oder 
die Summe dieser Strafen drei Monate nicht 
übersteigt." 
Die anderen folgenden Änderungen sind 

formelle Abänderungen, und zwar: 

In § 1 wird der Absatz 2 ersatzlos ge­
strichen. Die Absätze 3 bis 4 erhalten die 
Bezeichnung 2 bis 3. 

Zu § 1 Abs. 2 unseres Abänderunsantrages: 
Der neue Absatz 2 erhält bis zum 2. Bei­

strich (in der Fassung des alten Absatzes 3) 
folgenden Wortlaut: 

,,(2) Bei mehreren gegen eine Person 
ergangenen oder noch ergehenden Straf­
erkenntnissen wegen in Absatz 1 bezeich­
neter gerichtlich strafbarer Handlungen 
sind die darin verhängten Freiheits- und 
Ersa tzfreiheitzstrafen, " 
Und dann geht wieder der Text der Regier­

ungsvorlage weiter. 
Zu § 1 Ahs. 3 unseres Abänderungsantrages : 

Im neuen Absatz 3 erhält der 1. Satz 
folgenden Wortlaut: 
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,,(3) Die nachgesehene Strafe gilt als an 

dem Tage des Inkrafttretens dieses Bundes­
gesetzes verbüßt, bei späteren Verurteilun­
gen als dem Tage, an dem das Urteil in 
Rechtskraft wächst." 

Zu § 2 Abs. 1 unseres Abänderungsantrages: 
In § 2 Abs. 1 erhält der 1. Satz bis zum 

2. Beistrich folgenden Wortlaut: 
,,§ 2 (1) Wurde oder wird eine Person 

wegen einer oder mehrerer vor dem 30. Ok­
tober 1968 begangener gerichtlich straf­
barer Handlungen rechtskräftig schuldig 
gesprochen, wurde oder wird aber der Aus­
spruch über die Strafe vorläufig für eine 
Probezeit aufgeschoben (§ 13 Abs. 1 des 
Jugendgerichtsgesetzes 1961, BGBL 
Nr. 278)," 
Also auch hier die Anpassung: statt dem 

12. November die Hereinnahme des 30. Okto­
ber. 

Auch § 2 Aba. 1 und 2 muß angepa.ßt 
werden: 

In § 2 A bs. 1 werden am Schluß die Worte 
,,§ 1 Abs. 2 gilt entsprechend" ersatzlos 
gestrichen. 

In § 2 Abs. 2 erhält der letzte Satz 
folgenden Wortlaut: 

"Die festgesetzte Strafe steht einer wegen 
einer vor dem Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetzes begangenen gerichtlich strafbaren 
Handlung rechtskräftig verhängten Strafe 
gleich." 

In § 3 Abs. 1 erhält der 1. Satz bis zum 
2. Beistrich den folgenden Wortlaut: 

,,§ 3 (1) Allen Personen, die wegen einer 
oder mehrerer vor dem 30. Oktober 1968 
begangener gerichtlich strafbarer Hand­
lungen zu einer Freiheitsstrafe, zu einer Geld­
strafe (V erfallsersa tz-, - W ertersa tzstrafe) 
oder zu einer Freiheits- und zu einer Geld­
strafe (Verfallsersatz-, - Wertersatstrafe) 
rechtskräftig verurteilt worden sind oder 
noch verurteilt werden," 
Zu § 3 Abs. 1 unseres Abänderungsantrages : 

In § 3 Abs. 1 werden am Schluß die 
Worte ,,§ 1 Abs. 2 gilt entsprechend" ersatz­
los gestrichen. 
Zu § 3 Abs. 2 unseres Abänderungsantrages : 

In § 3 Aba. 2 erhält der 1. Satz den folgen­
den Wort laut: 

,,(2) Bei mehreren gegen eine Person er­
gangenen oder noch ergehenden Straf­
erkenntnissen wegen in Absatz 1 bezeich­
neter gerichtlich strafbarer Handlungen 
sind die darin verhängten Freiheits- und 
Ersatzfreiheitsstrafen zusammenzurechnen." 

Zu § 4 Abs. 1 unseres Abänderungsantrages: 

In § 4 Ahs. 1 sind am Schluß die Worte 
,,§ 1 Abs. 2 gilt entsprechend" ersatzlos zu 
streichen. 

Zu § 4 Abs. 2 unseres Abänderungsantrages : 

In § 4 Abs. 2 erhält der 1. Satz den folgen­
den Wortlaut: 

,,(2) Bei mehreren gegen eine Person er­
gangenen oder noch ergehenden Strafer­
kenntnissen wegen in Absatz 1 bezeichneter 
gerichtlich strafbarer Handlungen sind die 
darin rechtskräftig verhängten Freiheits­
und Ersatzfreiheitsstrafen zusammenzu­
rechnen." 

Zu § 4 Abs. 3 unseres Abänderungsantrages : 

In § 4 Abs. 3 sind am Schluß die Worte 
,,§ 1 Abs. 2 gilt entsprechend" ersatzlos zu 
streichen. 

(Beifall bei der FPÖ. - Abg. Peter: Soll 
er weiterreden oder nicht? - Abg. Ozettel: 
18t da8 ein Gentleman'8 Agreement?) 

Ich hoffe, daß meine Ausführungen vielleicht 
doch noch auf einen fruchtbaren Boden ge­
fallen sind, und bitte Sie um Unterstützung 
unseres Antrages. {Neuerlicher Beifall bei 
der FPÖ.j 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Der so­
eben vom Herrn Abgeordneten Zeillinger vor­
getragene Abänderungsantrag der Abge­
ordneten Zeillinger und Genossen ist nicht ge­
nügend unterstützt. Ich stelle daher die 
Unterstützungsfrage. Wer diesen Abände­
rungsantrag unterstützt, den bitte ich, sich 
vom Sitz zu erheben. - Das ist nicht ge­
nügend unterstützt, der Antrag steht daher 
nicht zur Debatte. (Abg. Peter: Eine Ent-
8cheidung wider die Vernunft!) 

Als nächster Redner hat der Herr Abge­
ordnete Dr. Kleiner das Wort. 

Abgeordneter Dr. Kleiner (SPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Ich muß mit tiefem Bedauern fest­
stellen, daß der Herr Abgeordnete Zeillinger 
mit geradezu kalter Pedanterie bezüglich 
vielleicht möglicher Einzelfälle von Härten 
zur Frage der Amnestie, nicht nur der gegen­
ständlichen, sondern der Amnestie überhaupt, 
Stellung genommen hat. Das halte ich schon 
grundsätzlich für sehr bedauerlich, weil da­
bei sehr stark die Ablehnung des Instituts, 
der Möglichkeit der Amnestie überhaupt her­
vorgeklungen ist. Das ist etwas, was ich 
und sicherlich auch alle meine Freunde in 
meiner Fraktion, aber, ich bin überzeugt, 
auch die Fraktion auf der rechten Seite des 
Hauses, prinzipiell ablehnen. 
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Herr Kollege Zeillinger! Sie haben Ihre 
Rede mit der Berufung auf Bedenken in der 
Presse und in der Richterschaft begonnen. 
Wir haben auch die Zeitungen, die sich mit 
dieser Frage beschäftigt haben, gelesen. Wenn 
Sie sich auf die Pressemeinungen, die sich 
so wie Sie gegen die Amnestie aussprechen, 
stützen, dann muß ich sagen, daß in den mir 
bekannt gewordenen Erzeugnissen dieser Art 
ein Geist zutage tritt, der nichts mit den 
modernen Grundsätzen der Rechtspflege und 
mit Bemühungen um einen modernen Straf­
vollzug, mit Bemühungen um eine Straf­
rechtsreform zu tun hat. 

Wenn Sie sagen, daß jede Amnestie ein 
Eingriff in die Rechtsprechung ist, dann geht 
das doch sicher fehl. Daß jede Amnestie 
Härtefälle in sich birgt - Herr Zeillinger: 
Bei welcher Rechtswohltat, wenn sie der 
Gesetzgeber oder die Verwaltung durchführt, 
gibt es nicht Härtefälle 1 Das ist uns durch­
aus bekannt. Wir haben in den Ausschuß­
beratungen auch darauf hingewiesen, daß 
.solche Härtefälle ent.stehen können. Auch 
die Erläuternden Bemerkungen haben davon 
gesprochen u.nd verweisen darauf, daß es 
dem Bundesminister für Justiz möglich ist, 
durch eine Initiative, durch einen Vorschlag 
beim Bundespräsidenten zur Behebung solcher 
Härtefälle das Notwendige zu tun. Also wel­
cher Grund besteht eigentlich, sich gegen 
eine Amnestie so auszusprechen, wie Sie es 
getan haben? Welcher Grund besteht (Abg. 
Zeillinger: Die tJberzeugung I), sich mit 
einem geradezu unmöglichen Abänderungs­
antrag noch in letzter Minute gegen diese 
Amnestie zu stellen 1 

Was den Abänderungsantrag, der ja die 
Unterstützung nicht gefunden hat, betrifft, 
möchte ich sagen: E.s wäre meiner Ansicht 
nach ein Gebot politischer Fairneß, diesen 
oder einen ßolchen Antrag den Vertretern 
der anderen Fraktionen doch auch vorher 
zur Kenntnis zu bringen. Denn nach so 
raschen Darstellungen kann man ja dem, 
was damit gemeint ist, kaum genügend 
folgen, und es ist daher auch nicht recht 
möglich, dazu Stellung zu nehmen. 

Ich kann bei der Stellungnahme mit 
Ihnen nicht auf der gleichen Ebene 
diskutieren. Ich habe leider keine 
Anwaltserfahrung, ich habe auch außer der 
Erfahrung bei den Arbeitsgerichten keine Ge-
richtserfahrung. Ich kann bei der 
Stellungnahme zu den Fragen der 
Amnestie und dem, was damit zusammen­
hängt, nicht von Anwalt.serfahrungen aus­
gehen, aber ich glaube, daß ich berechtigter­
weise vom Standpunkt der Menschlichkeit 
zur Amnestie Stellung nehmen kann, und 
das will ich auch tun. Natürlich ist mir das 

Wesen u.nd das, was rechtlich, auch ver­
fahrensrechtlich, damit zusammenhängt, nicht 
gerade unbekannt. Aber mit der Sicherheit, 
mit der Sie hier in den Beispielsfällen herum­
gewühlt haben, kann ich das natürlich nicht 
tun. 

Zu den Beispielsfällen möchte ich über­
haupt von vornherein sagen: Soll eine Am­
nestie, derer, wie behauptet wird, aller Vor­
aussicht nach 85.000 Menschen teilhaftig wer­
den können, soll eine solche Amnestie unter­
bleiben wegen möglicher Härtefälle, die viel­
leicht nicht einmal in die Hunderte gehen! 
(Abg. Zeillinger: Nein, sie soll nur gereoht 
sein I) Nein, Sie haben gegen die Amnestie 
im Grunde genommen nichts anderes ein­
zuwenden gehabt als die Härtefälle; und Härte. 
fälle gibt es eben überall. Aber es kommt 
auf das Verhältnis der Härtefälle zur Zahl 
der sonstigen Fälle an, also derer, die der 
Amnestie teilhaft.ig werden können, und dieses 
Verhältnis ist nicht dazu angetan, daß man 
etwa die Amnestie ablehnt. (Abg. Zeillinger: 
Nicht ablehnen, sondern abändern, habe ich 
gesagt 1 Sie haben nicht zugehört 1 Sie zitieren 
die ganze Zeit etwas, was ich nicht gesagt 
habe 1) 

Meine Damen und Herren! Ich bin der 
.Meinung, daß der Gesetzgeber, der in den 
Strafgesetzen die Unrechtsfolgen für straf. 
bare Handlungen setzt, auch gelegentlich 
Gnade gewähren soll. (Abg. Z e i II in ger: Sehr 
unfair sind Ihre Ausführungen!) Das ist 
meiner Ansicht nach der Geist, aus dem her­
aus man Amnestien erlassen soll, und wir 
sind auch bereit, uns für diese Amnestie, 
so wie sie in der Regierungsvorlage vorge­
sehen ist, einzusetzen. 

Der Zeitraum seit der letzten Amnestie 
im Jahre 1965 ist sicherlich für eine Amnestie 
verhältnismäßig gering. Aber, Herr Kollege 
Zeillinger, der Anlaß, aus dem die Amnestie 
gewährt wird, ist doch sicherlich ausreichend 
u.nd richtig. An dem Tag, an dem die Re­
publik ihren 50. Jahrestag begeht, an einem 
solchen Tag werden es alle Österreicher ver­
stehen, daß eine Amnestie gewährt wird, die 
wohlabgewogen ist, bei der es vielleicht 
einzelne Härtefälle geben wird, die aber doch 
als richtig anerkannt werden wird. 

Sie haben das Gegenteil behauptet, Sie 
haben behauptet, daß die Bevölkerung die 
Amnestie nicht verstehen wird und daß 
sie sie auch als ungerecht betrachtet. Wenn 
man hinausgeht und die Amnestie so dar. 
stellt, wie Sie das getan haben, dann ist 
es schon möglich, daß eine solche Verwirrung 
der Geister stattfinden wird. Ich bin über­
zeugt davon, daß Menschen, die vom Geist 
der Sittlichkeit und der Menschlichkeit aus-
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gehen, es als begrüßenswert betrachten wer­
den, wenn eine Amnestie erlassen wird. 
Und gerade der Festtag der Republik ist ein 
geeigneter Anlaß, Amnestien zu erlassen. 

Wenn Sie in der Geschichte der Republik 
ein wenig zurückblättern, dann werden Sie 
finden, daß gerade am Tag der Gründung 
der Republik eine Amnestie erlassen wurde. 
Es hat sich also die Republik mit einer Gnaden­
erweisung eingeführt, und ich möchte in dem 
Zusammenhang überhaupt auf den Anlaß 
ein wenig eingehen. Die Würdigung dieses 
Tages, des 50. Jahrestages der Gründung 
der Republik wird ja noch gebührend er­
folgen. Aber erlauben Sie mir einige Fest­
stellungen über die große historische Be­
deutung der Herauslösung der Republik aus 
der Monarchie im Zusammenhang mit dem 
heute vor sich gehenden Gesetzesakt zu 
machen. 

Dieser Übergang von der Monarchie zur 
Republik war nicht nur der Bruch mit einer 
bisherigen Staatsform, die Ablösung einer 
jahrhundertealten Gewalt, es war auch die 
Anbahnung einer neuen Zeit, neuer Ver­
hältnisse und einer neuen Gedankenwelt. 
Im Bereich dieser neu.en Gedankenwelt hat 
es neue soziale Auffassungen, neue kulturelle 
Auffassungen, neue geistige Stellungnahmen 
zur Zeit gegeben. Aber vor allem war es 
auch die Zeit, in der man eine andere Ein­
stellung zum Strafrecht und zum Strafvollzug 
gefunden hat. Es war auch die Zeit, in der 
maßgebliche Bemühungen um eine Straf­
rechtsreform unternommen wurden. 

Natürlich wird man Amnestien zu be­
stimmten Zeiten in Betracht ziehen. Aber 
man wird mit der Amnestie doch immer et­
was bewirken wo1len, jedenfalls keine Ge­
schenke an Menschen, die strafbare Hand­
lungen begangen haben. Wenn in einer 
Bilderzeitschrift unter dem Titel "Fest für 
85.000 Ganoven" gesagt wird, es sehe so aus, 
als ob beim Republikjubiläum den meisten 
Grund zum Feiern 85.000 Ganoven haben 
werden, und wenn man sich dabei auch noch 
darauf beruft, daß das die bissige Bemerkung 
eines hohen oberösterreichischen Richters ist, 
dann muß ich sagen, daß das ein ziemlicher 
Kleingeist ist, der aus solchen Äußerungen 
hervorleuchtet. Es ist durchaus möglich, 
daß ein Richter RO über eine Amnestie oder 
über die gegenständliche Amnestie urteilt. 
Aber sicherlich wird die Mehrzahl, die über­
große Mehrheit der Richter und der in der 
Rechtspflege tätigen Personen die Amnestie 
nicht nur begrüßen, sondern als ein not­
wendiges Mittel betrachten, um gelegentlich auch 
zu erkennen zu geben, daß der Staat auch bereit 

ist, Nachsicht zu üben, und daß er mit dieser 
Nachsicht auch eine gewisse krilllinalpolitische 
Wirkung erzielen will. 

Ich bin der Meinung, daß eme Amnestie 
ein hervorragendes Mittel der Generalpräven­
tion ist, daß sie ein hervorragendes Mittel 
zur Besserung, zur Resozialisierung von straf­
fällig gewordenen Menschen ist, und auf ein 
solches Mittel kann ein Rechtsstaat, kann ein 
Staat, der das Bestreben hat, seiner Be­
völkerung gerecht zu werden, nicht ver­
zichten. 

Äußerungen wie diese in der erwähnten 
Bildzeitschrift sind meiner Ansicht nach be­
drückend und beschämend und gehen an 
den Beweggründen für eine Anmestie absolut 
vorbei. 

Darf ich an die Amnestie 1928 erinnern. 
Das war das Jahr nach dem Ihnen allen 
bekannten und in Erinnerung stehenden Jahr 
1927. In diesem Jahr wurde in der Zeit der 
Regierung Seipel eine umfassende Amnestie 
erlassen. Im § 3 des Amnestiegesetzes 1928 
heißt es, daß allen Personen, die wegen einer 
oder mehrerer im Zusammenhang mit den 
Umuhen vom 15., 16. und 17. Juli 1927 an 
diesen Tagen begangener gerichtlich straf­
barer Handlungen rechtskräftig verurteilt wor­
den sind, die Strafe nachgelassen ist. Meine 
Damen und Herren! Das ist für mich und meine 
Behauptung, daß der Beweggrund für eine 
Amnestie ein menschlicher, ein sittlicher ist, 
von außerordentlicher Bedeutung. Denn der­
selbe Bundeskanzler Dr. Seipel, der ein Jahr 
zuvor, offenbar im Affekt, in Ansehung der 
Ereignisse das leider berühmt gewordene 
Wort "keine Milde" ausgesprochen hat, hat ein 
Jahr späteI' unter seiner Kanzlerschaft eine 
Amnestie für alle jene zustandegebracht, 
die an den Unruhen vom 15., 16. und 17. Juli 
1927 teilgenommen haben. Das ist die Besin­
nung auf die Menschlichkeit, u.nd das ist der 
Leitgedanke bei einer Amnestie. 

Ein ähnlicher Leitgedanke ist es ja schließ­
lich auch, der für diese Amnestie maßgebend 
war, die der Gegenstand dieser RegieIUngs­
vorlage ist. 

Meine Damen und Herren! "Vas soll denn 
das heißen: "Fest für 85.000 Ganoven" ~ 
Herr Dr. Zeillinger hat sehr viel Zeit dafür 
aufgewendet, Beispiele anzuführen, welchen 
Leuten und unter welchen Schwierigkeiten 
und Möglichkeiten Amnestien erteilt werden. 

Straf nachsicht wird nach dem Amnestie­
gesetz, nach der Regierungsvorlage, jenen 
für strafbare Handlungen gewährt, bei denen 
das Urteil auf eine höchstens dreimonatige 
Freiheitsstrafe lautet; Rechtsfolgennachsicht 
bei strafbaren Handlungen, die zu einer 
nicht höheren Verurteilung als zu einem 
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Jahr Kerker geführt haben; dann haben wir 
Bestimmungen über die Tilgung von Verur­
teilungen. In der Mehrzahl der Fälle sind 
es doch sicherlich kleine Rechtsbrecher, sicher­
lich zahlreiche jugendliche Rechtsbrecher, 
sicherlich in großer Zahl Erstverurteilte. Ja 
bei wem ist denn die Aussicht auf Resoziali­
sierung, auf Nichtrückfälligkeit größer als 
bei solchen Personen, die in ihrer großen Zahl 
vermutlich unter diese Amnestie fallen wer­
den? Ich bin überzeugt davon, daß es gute 
80 Prozent von den für diese Amnestie in 
Betracht kommenden Menschen sein werden, 
die ihrer teilhaftig werden, die aber keine 
großen Verbrechen begangen haben. Die über­
große Mehrzahl wird eine fahl lässige Handlung 
begangen haben. Eine große Zahl von diesen Per­
sonen wird beruflich tätige Menschen umfassen, 
die irgendwie übersehen haben, die notwendige 
Achtsamkeit zu üben, oder die aus einem son­
stigen nicht verwel fliehen Grund einer Strafe 
verfallen sind. Das ist ja auch ein sehr starkes 
soziales Motiv, das für diese Amnestie spricht, 
daher wollen ,vil' uns rückhaltlos dafür ein­
setzen und lehnen Erwägungen von der Al't, 
wie sie uns Herr Dr. Zeillinger vorgesetzt 
hat, prinzipiell ab. 

Ich möchte behaupten, daß wir uns mit der 
Behandlung dieser Regierungsvorlage wieder 
in einer großen Stunde des Parlaments be­
finden. Die Verabschiedung der Vorlage ist 
zweifellos ein würdiger Akt, der zur Besse­
rung der der Amnestie teilhaftig Gewordenen, 
zur Vertiefung der Beziehungen unserer Staats­
bürger zu ihrer Republik und zur Festigung 
ihrer republikanisch-demokratischen Gesin­
nung maßgeblich beitragen wird. Deshalb 
stimmen wir dieser Vorlage freudig zu. ( Bei­
jall bei der S PÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abgeordne­
ten Guggenberger das Wort. 

Abgeordneter Guggenberger (ÖVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Der Abänderungsantrag des 
Herrn Abgeordneten Zeillinger hat eigentlich 
wieder so deutlich zum Ausdruck gebracht, 
wie groß die Meinungsverschiedenheiten über 
eine Amnestie sein können. Gestatten Sie 
mir, da mein Vorgänger um etliche 50 Jahre 
zurückgegangen ist, darauf hinzuweisen, daß 
die Mutter der Amnestien im Jahre 403, nach 
dem Ende der Sclrreckensherrschaft der 
30 Tymnnen in Athen, nach Wiederherstellung 
der Demokratie (Abg. Peter: Wie lange 
dauert die Rede? - Abg. Dr. Gorbach: 
15 Minuten! - Abg. Feter: Wir sind noch 
beim Jahre 403/), beschlossen 'wurde, und 
zwar wurde dem Eid der Heliasten - das 

waren die 5000 GeschwOTnen - eine Klausel 
hinzugefügt, die folgenden Wortlaut hatte: 

"Ich will nicht an vergangenes Un­
recht erinnern, auch will ich nicht anstiften, 
daß sich a.ndere dal'an erinnern, im Gegenteil: 
Ich will meine Stimme den bestehenden 
Gesetzen gemäß abgeben." 

Ich glaube, daß in dieser Mutter der Amne­
stie jenes demokratische Grundelement einer 
humanen, toleranten Gesinnung enthalten ist, 
das sich übel' die Jahrtausende hinweg bis 
heute erhalten hat. 

Aber die Auseinandersetzungen über den 
Wert einer Amnestie oder den Unwert einer 
Amnestie sind seitdem nicht verstummt. Ich 
glaube, es ist schon richtig, wenn man aus dem 
Tagesgeschehen heraus doch auch die histo­
rische Entwicklung so mancher Dinge näher 
betrachtet. Hat doch Kant seinerzeit 
in seinen "metaphysischen Gründen der 
Rechtslehre" behauptet, daß die Zulässigkeit 
jeglichen Begnadigul1gsrechtes bestritten ist 
und daß es das schlüpfrigste aller Rechte des 
Souveläns sei - und auch wir sind in diesem 
Falle Souverä:il. Auch heute noch finden 
wir arge Bedenken gegen die Beseitigung 
des Strafanspruchs des Staates durch eine 
Amnestie, und sie werden sicherlich von sehr 
eInst zu nehmenden Seiten vorgebracht. 

Diese 50 Jahre junge Republik hat sich 
bewähTt. Es ist sichel'lich kein staatspolitischer 
Grund, daß wir diese Amnestie heute be­
schließen, sondern zweifellos ein Anlaß zum 
Gedenken der 50 Jahre alten Republik. 
Aber das Problem der Amnestie liegt eben darin, 
daß zwischen Gnade und Gerechtigkeit ein 
unübm blückbarer Widerspruch besteht. Ich 
glaube, daß der Ruf des Herrn Abgeordneten 
Zeillinger nach mehr Gerechtigkeit eben in 
dieser Problematik begründet ist, denn eine 
völlig gerechte Amnestie kann es faktisch 
nicht geben. 

Wir haben aber nicht nur Stimmen gehört, 
daß die Amnestie zuwenig großzügig sei, 
wir haben aus den Zitaten meines Vorredners 
gehöl"t, daß man sie auch als zu großzügig 
bezeichnet. Zur Amnestie 1955 hat ein sicher 
sehr prominenter Abgeordneter dieses Hauses 
- er wurde später Justizminister - folgendes 
gesagt: "Amnestien werden umfangreich sein, 
wenn sie selten el fließen, und werden enger 
sein, wenn sie häufig edließen." 

Es ist klar, weil wir gerade seit dem Jahre 
1955 eine große Anzahl von Amnestien gehabt 
haben, daß daher wie ein anderer 
Abgeordneter festgestellt hat - in den Menschen, 
im Staate ein Gefühl der Rechtsunsicherheit 
entsteht, wenn in regelmäßigen Abständen 
Gerichtsurteile außer Kraft gesetzt werden. 
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Ich glaube, daß gerade der vorliegende 

Gesetzentwurf all diesem Für und Wider 
für eine Amnestie Rechnung getragen hat. 

Ich möchte auch sagen, daß es aus diesem 
Grund nicht möglich war, anderen Anregun­
gen, die im Begutachtungsverfahren dem Ju­
stizministerium vorgetragen wurden, Folge 
zu leisten. Zum Beispiel regten der Arbeiter­
kammertag und die Rechtsanwaltskammer an, 
eine Einstellungsanmestie zu beschließen. Wir 
haben darüber auch im Justizausschuß so 
wie unsere Vorgänger in anderen Ausschüssen 
sehr ernsthaft diskutiert und sind zu der Er­
kenntnis gekommen, daß die Einstellung lau­
fender Strafverfahren ein äußerst heikles 
rechtspolitisches Problem darstellt, über das 
ich, glaube ich, hier nicht näher zu sprechen 
brauche. Trotzdem ist die Amnestie, weil sie 
die kleineren Delikte erfaßt, an Umfang hin­
sichtlich der betroffenen Personen sehr be­
deutend. Es sind hier schon Zahlen genannt 
worden, und ich darf dann noch kurz darauf 
zurückkommen. 

durchführen, durch welche dieses Hohe Haus 
ermächtigt wird, auch eine Amnestie für Ver­
waltungsstrafen zu erlassen. Es ist klar, 
daß es in der Bevölkerung nicht so leicht 
verstanden wird, wenn heute eine gerichtliche 
Geldstrafe, sagen wir in der Höhe von 300 S, 
amnestiert wird und eine Verwaltungs strafe 
in der gleichen Höhe eben nicht der Amnestie 
anheimfallen kaIUl. über diese Probleme 
läßt sich eben trefflich streiten, aber auch in 
der Vergangenheit - allein in der Zweiten 
Republik haben sich vier Justizausschüsse 
mit diesen Problemen beschäftigt - hat die 
Erfahrung erwiesen, daß eine Amnestie für 
Verwaltungsstrafen praktisch nicht möglich ist. 

Alle diese Widersprüche entstammen 
dem von mir schon vorhin eI"wähnten Gegen­
satz, der zwischen Gnade und Gerechtigkeit 
besteht. 

Darüber hinaus bringt aber auch aus diesem 
Grunde die Amnestie selbst Härtefälle denn 
die Amnestie hat einen Stichtag, und alles, 
was vorher ist, wird erfaßt, und was nachher 

Die vom Justizausschuß einstimmig be- ist, kann eben nicht mehr erfaßt werden. 
antragte Abänderung des § 5 der Regierungs- Man könnte das nur damit bereinigen, daß 
vorlage bringt ja auch eine Erleichterung, man einfach eine Amnestie auf unbeschränkte 
da nun differenziert wird zwischen den vor- Zeit erläßt.. Ich darf hier nur darauf hinwei­
sätzlieh und fahTlässig begangenen strafbaren sen, daß die Abänderung des § 1, die Abgeord­
Handlungen. Damit wurde vor allem jener I neter Zeillinger anregte, dazu führen würde, 
Personenkreis in die Amnestie mit einbezogen, d~ß zum Beispiel eine strafbare Handlung, 
der innerhalb der letzten drei Jahre nicht, wie dIe heute, am 30. Oktober, begangen wird 
in der Vorlage vorgesehen, einmal, sondern und welche aus verschiedenen Gründen -
zweimal auf der gleichen schädlichen Neigung wegen Beweisverfahren und so weiter - im 
beruhende Fahrlässigkeitsdelikte aufzuweisen November 1969 dann durch ein Urteil er­
hat. Diese Änderung soll aber keineswegs ledigt wird, im Dezember 1969, also ein Jahr 
einer gewissen Unbekümmertheit entgegen- nach dem Zeitpunkt der Amnestie, noch unter 
kommen, sondern es sollen dadurch jene diese Amnestie aus Anlaß des 50. Jahres­
Mitbürger Berücksichtigung finden, deren be- tages der Gründung der Republik fallen würde. 
rufliche Belastung solche Fahrlässigkeits- Aber es wurde schon darauf hingewiesen: 
delikte leichter zur Folge haben kann. In extremen Härtefällen besteht selbstver­

ständlich die Möglichkeit - der Ausschuß 
hat es in seinen Bericht ausdrücklich aufge­
nommen -, daß der Herr Bundesminister 
für Justiz an den Herrn Bundespräsidenten 
einen entsprechenden Antrag auf Ausübung 
des Gnadenrechtes stellt. 

In den Tage~zeitungen und auch in den Aus­
führungen des Kollegen Zeillinger konnte 
man haarstTäubende Kuriositäten feststellen, 
die sich bei einem logischen Durchdenken der 
Amnestie zweifellos ergeben könnten. Es 
8011 nicht bestritten werden, daß rein theo­
retisch, aber vielleicht in Einzelfällen auch in 
der Praxis, solche Dinge in Erscheinung 
treten können, und ich bestreite auch nicht 
das, was Abgeordneter Zeillinger gesagt hat, 
der es vermißt hat, daß die Verwaltungsstrafen 
amnestiert werden können. Aber ein Stu­
dium des Artikels 93 unserer Bundesverfassung 
ergibt doch, daß der Bundesgesetzgeber nur 
zur Erlassung einer Amnestie für gerichtlich 
strafbare Handlungen, nicht aber für solche 
aus dem Vel waltungsstrafrecht ermächtigt 
ist. Wir müßten also, um der Anregung des 
Herrn Abgeordneten Zeillinger Folge leisten 
zu können, zunächst eine Verfassungsänderung 

Ich bin daher überzeugt, daß trotz der da 
und dort aufgetauchten Kritik und trotz 
der Ablehnung des Abänderungsantrages des 
Abgeordneten Zeillinger diese dem Hohen 
Haus vorgelegte Amnestie dem Anlaß des 
50. Geburtstages unserer Republik gerecht 
wird. Vielen Tausenden betroffenen Mit­
bürgern soll sie zum Bewußtsein bringen, 
daß die große Gemeinschaft des Bundesvolkes, 
die zu repräsentieren wir hier die Ehre haben, 
ihrer an diesem Gedenktag auch gedacht 
hat. 

Die Zahl derer, die davon betroffen wurden, 
hat man hier schon kurz erwähnt. Jedenfalls 
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Guggenberger 

können wir sagen, daß einschließlich der 
Nachsicht der Rechtsfolgen und der möglichen 
Tilgung, aber auch der abgekürzten Tilgungen, 
die Zahl von 200.000, wie sie Abgeordneter 
Zeillinger genannt hat, durchaus erreicht 
werden dürfte. 

Alle diese Mitbürger werden mit dem Ju­
biläumsta.g in dieser oder jener Form Er­
leichterungen erfahren, wie sie die Amnestie 
eben vorsieht, Erleichterungen, die da und 
dort vielleicht 'sogar entscheidend für den 
künftigen Berufs- und Lebensweg des einzelnen 
sein können. 

Andererseits darf man aber nicht übersehen, 
daß eine Amnestie eben nur einen außerge­
wöhnlichen, einmaligen generellen Gnadenakt 
darstellt und keineswegs eine Außerkraftset­
zung oder gar Milderung unSerer strafrecht­
lichen Ordnung an sich bedeutet oder etwa für die 
Zukunft bedeuten kann. Wenn einer unserer 
Mitbürger also in Zukunft vor der Entschei­
dung steht, die strafrechtlichen Normen un­
serer Republik zu' verletzen oder nicht, so 

Dies sollten aber auch alle diejenigen be­
denken, denen die Begünstigungen der Amne­
stie zuteil werden und denen damit der Weg 
in die große Gemeinschaft wieder erleichtert 
wird. Wir dürfen auch von diesen vielen 
Zehntausenden Mitbürgern erwarten, daß dies 
für sie mehr ist als ein Nichtantreten der Strafe, 
als ein Nichtzahlen der Geldstrafe, als eine 
leere Strafkarte, daß es für sie ein Ansporn 
sein soll, in diesem gemeinsamen Staatswesen, 
in unserer demokratischen Republik Österreich, 
ohne künftige Konflikte mit den Gesetzen 
ihren Mann zu stellen. 

In Dankbarkeit gegenüber den Gründern 
unserer Republik, aber auch gegenüber dem 
ganzen Bundesvolk, das mit vielen Opfern, 
mit viel Fleiß und Arbeit unser Vaterland 
zu einem fruchtbaren und freundlichen Garten 
inmitten einer stürmischen Welt gestaltet 
hat, geben wir Abgeordnete der Österreichi­
schen Volkspartei dem Amnestiegesetz 1968 
gerne unsere Zustim~ung. (Beifall bei der 
(JVP.j " 

darf sein Verha.lten keineswegs von der Hoff- Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
nung auf eine neuerliche Amnestie beeinHußt Wort hat sich niemand mehr gemeldet. 
werden. Im Gegenteil - und diesen Appell Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Bericht­
richte ich an alle Bürger unseres Landes -: erstatter verzichtet auf ein Schlußwort. Wir 
Die Amnestie ist ein Gnadenakt, sie soll be-, kommen zur Abstimmung. 
reits Geschehenes mit dem Mantel des Ver- B' d Ab' . d d G et 
gessens zudecken, aber sie soll niemanden e~ er. shmmung w~r er es z-
d -.. er t'g . 't d E' h lt d entwurf m'tt der vom Ausschuß beschlossenen 
a~U. mu 1 en, es ml er In a ung er. .. . 

Gesetze der Republik leicht zu nehmen. A.bdn~erun~ t,n. zwe~ter und dntter Lesung 
Wir, die Bürger dieses Landes, sollten uns e'tnst?,mm~g zum Beschluß erhoben. 
das Miteinanderleben leichter machen, und 
ein wichtiger Beitrag dazu ist und bleibt 
die Einhaltung der Gesetze, die sich diese 
Gemeinschaft selbst gegeben hat, und ein sol­
ches Verhalten, daß ein Konflikt mit den 
strafrechtlichen Normen nicht entstehen kann. 

Wenn also das Wort "Amnestie" in seiner 
ursprünglichen und bis heute fortdauernden 
Bedeutung "nicht gedenken - vergessen" 
bedeutet, so steht sie trotzdem nicht im 
Widerspruch zu einem Tag des Gedenkens und 
des Erinnerns. Sie ist nicht nur ein kleiner 
Beitrag zum allgemeinen Frieden im Inneren, 
sondern wird sicher vielen Bürgern auch den 
persönlichen inneren Frieden wiederherstellen, 
wenn ihr Konflikt mit der großen Gemeinschaft 
aus der Welt geschafft wird. 

Wir wissen vom österreichischen 
Volk, daß es für diese Amnestie Verständnis 
aufbringt, und hoffen, daß es den Gedenktag 
unserer Republik auch zu einer Amnestie 
im eigenen Lebenskreis benützt. Wir alle 
sollten unS an diesem Tage bewußt sein, 
daß diese große Gemeinschaft nur dann funk­
tionsfähig ist, wenn in ihr der Geist der Tole­
ranz und der Humanität ständig wach bleibt. 

3. Punkt: Bericht des justizausschusses be­
treffend den Bericht des Bundesministers für 
justiz über die bedingte Entlassung von Straf­
gefangenen aus der Strafhaft für das jahr 1967 

(917 der Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wir kom­
men nun zum ursprünglich 2. Punkt der 
Tagesordnung: Bericht des Bundesministers 
für Justiz über die bedingte Entlassung von 
Strafgefangenen aus der Strafhaft für das Jahr 
1967. 

Anstelle des Berichterstatters Dr. Kranzl­
mayr wird der Obmann des Justizausschusses, 
Herr Dr. Hauser, berichten. 

Berichterstatter Dr. Hauser: Hohes Haus! 
Ich darf in Vertretung des Herrn Bericht­
erstatters berichten. 

Auf Grund einer Entschließung des National­
rates aus dem Jahre 1960 legt das Bundes­
ministerium für Justiz alljährlich Erfahrungs­
berichte über die bedingte Entlassung vor, 
berichtet also darüber, wie die Gerichte die 
neuen Bestimmungen über die bedingte Ent­
lassung von Strafgefangenen handhaben. 
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Dr. Hauser 
Aus dem jetzigen Bericht ergibt sich, 

daß die jährliche Zahl der bedingten Ent­
lassungen seit dem Inkrafttreten des Straf­
-techtsänderungsgesetzes 1960 im Durchschnitt 
nur noch 425 beträgt. 

Im Jahr 1967 haben die Gerichte nur 
in drei Fällen von der gesetz1ich vorgesehenen 
Möglichkeit Gebrauch gemacht, einen zu lebens­
langer Freiheitsstrafe verurteilten Strafgefan­
genen bedingt zu entlassen. In 20 solchen 
Fällen wurde eine bedingte Entlassung ab­
gelehnt. Auch die Zahl der wegen Sittlich­
keitsverbrechen verurteilten Strafgefangenen, 
die 1967 bedingt entlassen wurden, zeigt 
ein Absinken. Im vorigen Jahr waren nur 
44 solcher Fälle zu verzeichnen. ( Präsident 
WaHner übernimmt den Vorsitz.) 

Ich darf namens des Justizausschusses 
den Antrag stellen, der Nationalrat wolle 
den Bericht des Bundesministers für Justiz 
über die bedingte Entlassung von Straf­
gefangenen auS der Strafhaft für das Jahr 
1967 zur Kenntnis nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vor­
liegen, bitte ich, General- und Spezialdebatte 
unter einem durchzuführen. 

Präsident WalIner: Eine Wortmeldung liegt 
mir nicht vor. Wir gelangen nunmehr zur Ab­
stimmung. 

Bei der Abstimmung wird der Bericht 
des Bundesministers für Justiz einstimmig 
zur Kenntnis genommen. 

4. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Bericht der- Bundes­
regierung zur Entschließung des National­
rates vom 1. nezember 1966, betreffend Nach­
versicherung der bei reichsdeutschen Dienst­
stellen zurückgelegten rentenversicherungs-

freien Dienstzeiten (893 der Beilagen) 

Präsident Wallner: Wir gelangen zum 
4. Punkt der Tagesordnung: Bericht der 
Bundesregierung zur Entschließung des N a­
tionalrates vom 1. Dezember 1966, betreffend 
Nachversicherung der bei reichsdeutschen 
Dienststellen zurückgelegten rentenversiche­
rungsfreien Dienstzeiten. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Lins­
bauer. Ich bitte ihn, über den Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Linsbauer: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Auf Grund einer im Zusammen­
hang mit dem Bundesfinanzgesetz 1967 ge­
faßten Entschließung des Nationalrates vom 
L Dezember 1966 über die Nachversicherung 
der bei reichsdeutschen Dienststellen zurück­
gelegten rentenversicherungsfreien Dienstzeiten 

hat die Bundesregierung am 29. Juni 1967 
im Nationalrat den obgenannten Bericht ein-
gebracht. ' 

Diesem Bericht ist zu entnehmen, daß 
für die Nachversicherung der versicherungs­
freien Zeiten, die bei reichsdeutschen Dienst­
stellen im Gebiet der Republik Österreich 
zurückgelegt wurden, eine endgültige gesetz­
liche Regelung erforderlich ist. Diese Re­
gelung wird nach Inkrafttreten des am 22. De­
zember 1966 unterzeichneten Abkommens über 
Soziale Sicherheit mit der Bundesrepublik 
Deutschland in das Allgemeine Sozialver­
sicherungsgesetz aufgenommen werden. Für 
die Nachversicherung der versicherungsfreien 
~eiten, die bei reichsdeutschen Dienststellen 
außerhalb der Republik Österreich zurück­
gelegt wurden, erübrigt sich eine solche ge­
setzliche Regelung, weil diese Zeiten, soweit 
sie nicht die Bundesrepublik Deutschland als 
nachversichert anerkennt, nach den Bestim­
mungen des A1J(landsrenten. übernahme­
gesetzes in der österreichischen Pensions­
versicherung berücksicht werden. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
diesen Bericht in seiner Sitzung am 5. Juni 
1968 der Vorberatung unterzogen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause die 
Kenntnisnahme des Berichtes zu empfehlen. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung stellt 
daher den Antrag, der Nationalrat wolle 
den Bericht der Bundesregierung zur Ent­
schließung des Nationalrates vom 1. Dezember 
1966, betreffend Nachversicherung der bei 
reichsdeutschen Dienststellen zurückgelegten 
rentenversicherungsfreien Dienstzeiten, zur 
Kenntnis nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vor­
liegen, ersuche ich, General- und Spezial­
debatte unter einem durchzuführen. 

Präsident Wallner: Eine Wortmeldung liegt 
mir nicht vor. Wir gelangen nunmehr zur Ab­
stimmung. 

Bei der Abstimmung wird der Bericht 
der Bundesregierung einstimmig zu,r Kennt­
nis genommen. 

5. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Bericht der Bundesregie­
rung zu den in der Sitzung des Nationalrates 
vom 12. April 1967 angenommenen Entschlie­
ßungen betreffend Ratifizierung der Überein­
kommen Nr. 123 und 124 der Internationalen 

Arbeitsorganisation (894 der Beilagen) 

Präsident Wallner: Wir gelangen zum 
5. Punkt der Tagesordnung: Bericht der 
Bundesregierung zu den in der Sitzung des 
Nationalrates vom 12. April 1967_ angenom-
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Präsident Wallner 
menen Entschließungen betreffend Ratifizie­
rung der übereinkommen Nr. 123 und 124 
der Internationalen Arbeitsorganisation. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Voll­
mann. Ich bitte ihn, über den Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Vollmann: Hohes Haus! 
Auf Grund der vom Nationalrat in seiner Sit­
zung am 12. April 1967 angenommenen Ent­
schließungen, womit die Bundesregierung auf­
gefordert wird, die von der Internationalen 
Arbeitskonferenz auf ihrer 49. Tagung im 
Jahre 1965 beschlossenen übereinkommen 
(Nr. 123) über das Mindestalter für die Zu­
lassung zu Untertagearbeiten in Bergwerken 
und (Nr. 124) über die ärztliche Untersuchung 
Jugendlicher im Hinblick auf ihre Eignung 
zur Beschäftigung bei Untertagearbeiten in 
Bergwerken dem Nationalrat ehestens zur 
Ratifikation vorzulegen, hat diese am 6. No­
vember 1967 den ob genannten Bericht im 
Nationalrat eingebracht. 

Diesem Bericht ist zu entnehmen, daß das 
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie, Oberste Bergbehörde, den Entwurf 
einer entsprechenden Novelle zur Allgemeinen 
Bergpolizeiverordnung ausarbeiten und dem 
gesetzlich vorgesehenen Begutachtungs­
verfahren zuleiten wird. Nach Inkrafttreten 
dieser Novelle werden vom Bundesministerium 
für soziale Verwaltung Regierungsvorlagen be­
treffend die Ratifizierung der beiden eingangs 
erwähnten übereinkommen vorzubereiten und 
nach Beschlußfassung des Ministerrates hier­
über von der Bundesregierung dem National­
rat vorzulegen sein. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
diesen Bericht in seiner Sitzung vom 5. Juni 
1968 der Vorberatung unterzogen und nach 
einer Debatte, an der sich außer dem Bericht­
erstatter die Abgeordneten Melter, Ing. Häuser 
und Moser sowie Frau Bundesminister für 
soziale Verwaltung Grete Rehor beteiligten, 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
die Kenntnisnahme des Berichtes zu empfehlen. 

N amens des Ausschusses stelle ich daher den 
Antrag, diesen Bericht zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
beantrage ich, General- und Spezialdebatte 
unter einem vorzunehmen. 

Präsident Wallner: Eine Wortmeldung liegt 
nicht vor. Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A b8timmung wird der Bericht der 
Bunde8regierung ein8timmig zur Kenntni8 
genommen. 

6. Punld: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Bericht des Bundesmini­
sters für soziale Verwaltung zur Entschließung 
des Nationalrates vom 28. Juni 1967, betreffend 
die kassenärztliche Betreuung der nicht unter 
Nr. 8 Buchstabe ades Schlußprotokolls zum 
österreichisch-deutschen Abkommen über So­
ziale Sicherheit vom 22. Dezember 1966 fallen-

den Personen (895 der Beilagen) 

Präsident Wallner: Wir gelangen zum 
6. Punkt der Tagesordnung: Bericht des 
Bundesministers für soziale Verwaltung zur 
Entschließung des Nationalrates vom 28. Juni 
1967, betreffend die kassenärztliche Betreuung 
der nicht unter Nr. 8 Buchstabe ades Schluß­
protokolls zum österreichisch-deutschen Ab­
kommen über Soziale Sicherheit vom 22. De­
zember 1966 fallenden Personen. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Kern. 
Ich bitte ihn, über den Gegenstand zu berichten. 

Berichterstatter Kern: Hohes Haus! Der 
Nationalrat hat in seiner Entschließung vom 
28. Juni 1967 den Bundesminister für soziale 
Verwaltung aufgefordert, im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Arbeit und Sozial­
ordnung in der Bundesrepublik Deutschland 
ehestens den Tag festzustellen, von dem an die 
Bestimmungen der Artikel 15 Abs. 4 und 
Artikel 23 Abs. 5 des am 22. Dezember 1966 
unterzeichneten österreichisch-deutschen Ab­
kommens über Soziale Sicherheit im Sinne des 
Schlußprotokolls Z. 8 lit. duneingeschränkt 
gelten. 

Im Bericht vom 23. Oktober 1967 hat der 
Bundesminister für soziale Verwaltung mitge­
teilt, daß beim Zustandekommen der Nr. 8 
des Schlußprotokolls zum erwähnten Abkom­
men österreichischerseits auf die nach dem 
Allgemeinen Sozialversicherungsgcsetz gege­
bene Rechtslage Bedacht zu nehmen war. 
Darnach werden die Beziehungen der Träger 
der Sozialversicherung und ihrer Verbände zu 
den freiberuflich tätigen Ärzten, Dentisten 
und so weiter durch privatrechtliche Verträge 
geregelt. Durch diese Verträge ist die aus­
reichende Versorgung der Versichet·ten und 
ihrer anspruchsberechtigten Angehörigen mit 
den gesetzlich und satzungsmäßig vorgesehenen 
Leistungen sicherzustellen. Die Beziehungen 
zwischen den Trägern der Krankenversiche­
rung und den freiberuflich tätigen Ärzten wer­
den durch Gesamtverträge geregelt, die für die 
Träger der Krankenversicherung durch den 
Hauptverband der österreichischen Sozial­
versicherungsträger mit den örtlich zuständigen 
Ärztekammern abzuschließen sind. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
den gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung 
am 5. Juni 1968 der Vorberatung unterzogen 
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Kern 
und nach einer Debatte, an der sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Pfeffer, 
Melter und Pansi sowie Frau Bundesminister 
für soziale Verwaltung Grete Rehor beteilig­
ten, mit Stimmeneinhelligkeit beschlossen, 
dem Hohen Hause die Kenntnisnahme dieses 
Berichtes zu empfehlen. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung stellt 
somit den An trag, der Nationalrat wolle den 
Bericht des Bundesministers für soziale 
Verwaltung, betreffend die kassenärztliche Be­
treuung der nicht unter Nr. 8 Buchstabe ades 
Schlußprotokolls zum österreichisch-deutschen 
Abkommen über Soziale Sicherheit vom 
.22. Dezember 1966 fallenden Personen, zur 
Kenntnis nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
bitte ich, General- und Spezialdebatte unter 
einem durchzuführen. 

Präsident Wallner: Eine Wortmeldung liegt 
hier ebenfalls nicht vor. Wir gelangen zur 
Abstimmung. 

Bei der Abstimmung wird der Bericht des 
Bundesministers für soziale Verwaltung e ~ n-
8timmig zur Kenntnis genommen. 

7. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung betreffend den vom Bundesminister 
für soziale Verwaltung vorgelegten zusammen­
fassenden Bericht über die Amtstätigkeit der 
Arbeitsinspektorate im Jahre 1966 (896 der 

Beilagen) 

Präsident Wallner: Wir gelangen zum 
7. Punkt der Tagesordnung: Bericht des Aus­
schusses für soziale Verwaltung betreffend 
den vom Bundesminister für soziale Ver­
waltung vorgelegten zusammenfassenden Be­
richt über die Amtstätigkeit der Arbeits­
inspektorate im Jahre 1966. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Titze. Ich bitte ihn, über den Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Titze: Hohes Haus! Auf 
Grund des § 16 des Arbeitsinspektionsgesetzeß 
1956 haben die Arbeitsinspektorate alljährlich 
dem Bundesministerium für soziale Verwal­
tung Bericht über ihre Tätigkeit und ihre Wahr­
nehmungen auf dem Gebiete des Dienst­
nehmerschutzes zu erßtatten. 

Der Bericht für das Jahr 1966 liegt nun 
vor. 1966 haben die Arbeitsinspektoren in 
106.446 Betrieben, das sind 76,15 Prozent 
aller Betriebe, die bei den Arbeitsinspektoraten 
für Inspektionen vorgemerkt ßind, Inspek­
tionen vorgenommen. Durch diese Maßnahmen 
konnten für 1,301.492 Dienstnehmer Ange­
legenheiten des Dienstnehmerschutzes wahr-

genommen werden. Insgesamt wurden 1966 
181.450 Amtshandlungen durch die Arbeits­
inspektoren durchgeführt. 

Schon im vorangegangenen Bericht konnte 
festgestellt werden, daß die Zahl der Arbeits­
unfälle leicht zurückgegangen ist. Diese Ten­
denz ist auch in diesem Bericht feststellbar. 
Auch bei den tödlich verlaufenen Unfällen 
hat sich insgesamt eine kleine Verringerung 
ergeben. Demgegenüber ist jedoch eine er­
hebliche Zunahme bei den Berufskrankheiten 
eingetreten. 

Wie der Einleitung zu diesem Bericht zu 
entnehmen ist, standen 1966 203 Arbeits­
inspektoren gegenüber 209 im vorangegan~ 
genen Jahr in Verwendung. 

Der Bericht gibt weiterhin Auskunft über 
die Erhebung im Genehmigungsverfahren, über 
Unfallserhebungen, über Heimarbeit, über 
Mutterschutz und über die gesamte Außen­
diensttätigkeit der Arbeitsinspektoren. 

Ziffer II dieses Berichtes befaßt sich mit 
der Organisation des Arbeitsinspektions­
dienstes. 

In Ziffer III wird ausführlich über die Un­
fälle und Berufskrankheiten unter Anführung 
von Zahlen bezüglich der Ursachen berichtet. 

Unter Ziffer IV des Berichtes sind alle jene 
Betriebszweige angeführt, die im Berichts­
zeitraum inspiziert wurden, wobei auch die 
Zahl der Betriebe und die Zahl der dort Be­
schäftigten ersichtlich ist. 

In Ziffer V werden die gesetzlichen V or­
sC!u'iften aufgezählt. 

Der Bericht der Arbeitsinspektorate über 
ihre Amtstätigkeit im Jahre 1966 läßt die Be­
mühungen der Arbeitsinspektion erkennen, 
den ihr auf dem Gebiete des Dienstnehmer­
schutzes obliegenden Aufgaben nach besten 
Kräften zu entsprechen. 

Der gegenständliche Bericht wurde vom 
Ausschuß für soziale Verwaltung in seiner 
Sitzung vom 5. Juni 1968 in Verhandlung 
genommen. Nach einer Debatte, an der sich 
außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
Steinhuber, Altenburger und lng. Häuser 
sowie Frau Bundesminißter für soziale Ver­
waltung Grete Rehor beteiligten, wurde ein­
stimmig beschloßsen, dem Hohen Hause die 
Kenntnisnahme dieses Berichtes zu empfehlen. 

Namens des Ausßchusßes für soziale Ver­
waltung stelle ich den Antrag, der National­
ra t wolle den vom Bundesministerium für so­
ziale Verwaltung vorgelegten zusammenfas­
senden Bericht über die Amtstätigkeit der 
Arbeitsinspektorate im Jahre 1966 zur Kennt­
nis nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vor­
liegen, beantrage ich, General- und Spezial­
debatte unter einem durchzuführen. 
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Prä.sident Wallner: Es ist beantragt, Ge­
neral- und Spezialdebatte unter einem durch­
zuführen. - Ein Einwand hiegegen wird 
nicht erhoben. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich Herr Abgeordneter Franz 
Pichler. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Franz Pichler (SPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Die Tätigkeit der 
Arbeitsinspektorate interessiert nicht nur be­
sonders die Arbeitnehmer in den Betrieben, 
sondern dies ist eine Angelegenheit, die 
schlechthin für die Gesundheit und das Leben 
vieler Menschen entscheidend ist, also eine 
Angelegenheit, die den Österreicher schlechthin 
interessieren müßte. Ich glaube, die Behand­
lung dieses Berichtes müßte sogar ausreichend 
sein, die Kollegen auf seiten der Österreichischen 
Volkf'lpartei, die sich in angestrengten Ge­
Sp1 ächsrunden unterhalten, doch zu veran­
lassen (Abg. Dr. Gruber: Ihre sind nicht da!), 
diese Gesp:; äche außel'halb des Saales zu ver­
legen. Ich halte es für notwendig, dieses Thema 
einer Behandlung zuzuführen, die ihm gebührt. 
Es ist sicherlich eine Einstellungssache, wie 
man sich zur Behandlung dieses Themas stellt. 

In dem Bericht der Arbeitsinspektorate 
wurde darauf verwiesen, mit welchen Proble­
men sich die Arbeitsinspektorate auseinander­
zusetzen haben. Jahr für Jahr ist dieser Be­
richt ein Wertmesser dafür, wieweit es ge­
lungen ist, das Leben und die Gesundheit der 
Menschen in den Betrieben tatsächlich zu 
schützen. 

Wenn in dem Bericht erwähnt wurde, welch 
große Anzahl von Inspektionen durchgeführt 
wurde, wenn davon gesprochen wurde, welche 
Feststellungen dabei gemacht wurden, so 
klingt immer wieder ein Zusammenhang zwi­
schen der Tätigkeit der Arbeitsinspektorate 
und der Unfallshäufigkeit im Arbeitsleben auf. 
Wenn wir daher die Tätigkeit der Arbeits­
inspektorate nicht nur nach der Zahl der 
Inspektionen beurteilen, sondern auch davon 
ausgehen, welchen Einfluß diese Tätigkeit auf 
die Unfallshäufigkeit, auf die Unfallszahlen 
genommen hat, dann kann man daraus doch 
entnehmen, daß die Tätigkeit der Arbeits­
inspektorate und in diesem Zusammenhang 
auch die Arbeit der Unfallversicherungs­
anstalt - ich verweise auf die Aufklärungs­
arbeit, die durch diese Institute mit Unter­
stützung von Funktionären und Betriebsläten 
geleistet wurde - dazu beigetragen haben, 
die Unfallszahlen sehr wesentlich zu senken. 
Während wir im Jahre 1965 nach den Mittei­
lungen der Unfallversicherungsanstalt eine 
Rekordhöhe von insgesamt 173.000 Arbeits­
unfällen hatten, ist im Jahre 1966 diese Zahl 

auf 164.853 abgesunken. Diese Zahlen spiegeln 
sich auch in dem Bericht der Arbeitsinspekto­
rate wider. 

Wir ersehen aber auch aus dem Bericht, 
wie wichtig trotz aller Aufklärungen die Tätig­
keit der Arbeitsinspektorate ist. Wenn wir 
nur einen Bereich herausgreifen, nämlich den 
Bereich des Mutterschutzes, so können wir dem 
Bericht entnehmen, daß praktisch jeder sechste 
überprüfte Fall einen Grund zum Einschrei­
ten, einen Grund zur Beanstandung durch das Ar­
beitsinspektorat ergeben hat. Allein diese 
Zahlen zeigen, wie wirksam der Einsatz der 
Arbeitsinspektol'ate ist. 

Wenn wir uns andererseits mit den Unfall­
häufigkeiten in den verschiedensten Berufs­
gruppen auseinandersetzen und hier Vergleiche 
anstellen, dann ist auch daraus zu ersehen, 
daß die Tätigkeit der Arbeitsinspektorate nicht 
unwirksam geblieben ist. 

Wir haben dem Bericht aber auch entnom­
men, daß die Häufigkeit der Berufserkran­
kungen gerade im letzten Berichtszeitraum 
sehr wesentlich angestiegen ist. Die Zunahme 
der Fälle von Berufskrankheiten wul'de vor 
allem auf die Reihenuntersuchungen der U nfall­
versicherungsanstalt zurückgeführt, das heißt, 
daß durch diese Reihenuntersuchungen erst 
festgestellt werden konnte, wie groß die Zahl 
jener ist, die durch ihren Beruf in ihrem 
Gehörvermögen geschädigt wurden. 

Wenn wir die Ursache der Todesfälle be­
trachten, die mit dem Berufsleben zusammen­
hängen, und aus den kurzen Ausführungen die 
Tragik entnehmen, die sich bei diesen tödlichen 
Arbeitsunfällen abspielt, wenn wir wissen, 
welche Tragik es für die Angehörigen und 
Hinterbliebenen ist, dann ist es umso höher 
zu werten, wenn dem Tod am Arbeitsplatz 
Einhalt geboten wird. 

Wir wissen, daß die Tätigkeit der Arbeits­
inspektorate mit vielerlei Schwierigkeiten ver­
bunden ist. Der Kampf geht gegen den Un­
verstand, aber auch gegen den Leichtsinn, 
gegen V oreingenommenheiten, gegen falsch 
verstandene Sparsamkeit und gegen Ein­
sichtslosigkeit. Hier ist die "W~irkung der 
Arbeitsinspektorate umso höher zu werten, 
als der Kampf gegen alle diese Umstände doch 
immer wieder erfolgreich geführt werden 
konnte, obwohl den Arbeitsinspektoratenleider 
ständig zuwenig Menschen zur Verfügung 
stehen. 

Wir haben bereits bei der Debatte zum Be­
richt über das Jahr 1965 festgestellt, daß die 
Zahl der in den Arbeitsinspektoraten Tätigen 
viel zu gering ist, daß diese Zahl vermehrt 
werden müßte, daß vor allem die Zahl jener, 
die die Betriebe zu Inspektionen, zu Begut­
achtungen besuchen, vermehrt werden müßte. 
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Franz Pie hIer 

Auf Grund des neuen Berichtes müssen wir 
feststellen, daß sich die Zahl der bei den Ar­
beitsinspektoraten Beschäftigten weiterhin 
vermindert hat. 

Ich glaube, hier ist ein Appell an alle Stellen 
angebracht, diese Zahl auf jene Höhe zu brin­
gen, die unbedingt notwendig ist, damit dieser 
Dienst im Interesse der österreichischen Wirt­
schaft und der Volksgesundheit durchgeführt 
werden kann. 

Unser Ersuchen ergeht an die Frau Minister, 
doch jene Voraussetzungen zu schaffen, die den 
Dienst bei den ATbeitsinspektoraten wieder 
anziehender machen, die es ermöglichen, bei 
den Arbeitsinspektoraten die notwendige Zahl 
von Menschen einsetzen zu können. 

Wie schwierig der Einsatz ist, geht aus der 
Aufstellung über die Besuche der Betriebe her­
vor. Während es den Arbeitsinspektoraten in 
den veschiedensten Aufsichtsbezirken doch 
möglich gewesen ist, eine sehT, sehr große Zahl 
von Betrieben einmal im Jahr zu besuchen, 
ist die Zahl der Betriebe, die zweimal besucht 
werden konnten, schon sehr, sehr gering. Die 
Zahl der Betriebe, die dreimal besucht werden 
konnten, ist überhaupt kaum mehT nennens­
wert, und in einzelnen Fällen konnten über­
haupt keine Betriebe besucht werden. 

Wir glauben nun, daß ein zweimaliger Be­
such von Betrieben absolut angebracht und 
notwendig wäre, weil schon allein die Tat­
sache, daß die Betriebe von den Arbeits­
inspektoraten besucht werden, EinHuß darauf 
hat, die Unfallverhütungsvorschriften besser 
einzuhalten und sich an die Anweisungen der 
Dienstnehmerschutzverordnungen zu halten. 

Wir glauben daher, daß es ein besonderes 
Anliegen sein müßte, diese Besuche zu ermög­
lichen. Der Besuch wird aber sicherlich nur 
dann zweimal oder mehrfach möglich sein, 
wenn den Arbeitsinspektoraten die notweil­
dige Anzahl von Fachkräften zur Verfügung 
steht. 

Wir wollen daher allen jenen, die durch ihre 
Tätigkeit in den Arbeitsinspektoraten dazu 
beigetragen haben, die Volksgesundheit zu 
schützen und zu erhalten, unseren Dank aus­
sprechen. Wir wollen mit diesem Dank die 
Bitte verbinden, diesen Menschen im Interesse 
der gesamten österreichischell Wirtschaft und 
der Volksgesundheit jene Unterstützung zu 
leihen, die sie bei der Ausübung ihres Dienstes 
unbedingt brauchen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Wallner: Zum Wort hat sich nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist ge­
schlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter das 
Schlußwort 1 Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung. 

Bei der Abstimmung wird der Bericht des 
Bundesministers für soziale Verwaltung ein­
stimmig zur Kenntnis genommen. 

Präsident Wallner: Die Tagesordnung ist 
erschöpft. 

Die nächste Sitzung des Nationalrates 
berufe ich für Mittwoch, den 13. November 
1968, um 10 Uhr mit folgender Tagesordnung 
ein: 

1. Bericht des Verfassungsausschusses über 
die Regierungsvorlage (940 der Beilagen): 
Bundesverfassungsgesetz über die Änderung 
von Teilstrecken der Landesgrenze zwischen 
dem Land Burgenland und dem Land Steier­
mark (1001 der Beilagen); 

2. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (830 der 
Beilagen): Bundesgesetz, betreffend die Über­
nahme der Bundeshaftung für Anleihen, Dar­
lehen und sonstige Kredite der Österreichischen 
Rundfunk-GesmbH. (1009 der Beilagen); 

3. Bericht des Justizausschusses über die 
Regierungsvorlage (881 der Beilagen): Vertrag 
zwischen der Republik Österreich und der 
Sozialistischen Republik Rumänien über 
Rechtshilfe in bürgerlichen Rechtssachen ein­
schließlich Sachen des Familienrechts und 
über Urkundenwesen samt Protokoll (1020 der 
Beilagen) ; 

4. Bericht des Unterrichtsausschusses über 
die Regierungsvor lage (865 der Beilagen) : 
Bundesgesetz über die Grundsätze betreffend 
die fachlichen Anstellungserfordel'nisse für die 
von den Ländern, Gemeinden oder von Ge­
meindeverbänden anzustellenden Kindergärt­
nerinnen, Erzieher an Horten und Erzieher 
an Schüler heimen, die ausschließlich oder vor­
wiegend für Schüler von Pflichtschulen be­
stimmt sind (1005 der Beilagen); 

5. Bericht des Unterrichtsausschusses über 
die Regierungsvorlage (878 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über die Verleihung des Doktorates unter den 
Auspizien des Bundespräsidenten neuerlich 
abgeändert wird (1006 der Beilagen); 

6. Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage (880 der 
Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das Bau­
arbeiter-Urlaubsgesetz 1957 neuerlich abge­
ändert wird (1007 der Beilagen); 

7. Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage (939 der 
Beilagen): Bundesgesetz, mit dem zum Bun­
desgesetz über Wohnungsbeihilfen für das 
Geschäftsjahr 1969 eine Sonderregelung ge­
troffen wird (1008 der Beilagen); 
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Präsident Wallner 
8. Bericht des Ausschusses für Land- und 

Forstwirtschaft über die Regierungsvorlage 
(882 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem 
das Tierärztekammergesetz abgeändert und 
ergänzt wird (1018 der Beilagen); 

9. Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft über die Regierungs­
vorlage (852 der Beilagen): Vertrag zwischen 
der Republik Österreich und der Bundes­
republik Deutschland über Auswjrkungen der 
Anlage und des Betriebes des Flughafens Salz­
burg auf das Hoheitsgebiet der Bundesrepu­
blik Deutschland (1016 der Beilagen); 

10. Bericht des Ausschusses für Verkehr 
und Elektrizitätswirtschaft über die Regierungs­
vorlage (853 der Beilagen): Internationaler 
Fernmeldevertrag samt Schlußprotokoll und 
Zusatzprotokollen (1017 der Beilagen); 

11. Bericht des Handelsausschusses über die 
Regierungsvorlage (551 der Beilagen): Bundes­
gesetz, betreffend das Aufsuchen und die Ent­
gegennahme von Bestellungen (1021 der Bei­
lagen); 

12. Bericht des Verfassungsausschusses über 
den Antrag der Abgeordneten Dr. Withalm, 
DDr. Pittermann, Dr. van Tongel und Ge­
nossen (711 A) betreffend Bundes-Verfassungs­
gesetz-Novelle 1968 (1002 der Beilagen); 

13. Bericht des Verfassungsausschusses über 
den Antrag der Abgeordneten Dr. Withalm, 
DDr. Pittermann, Dr. van Tongel und Ge­
nossen (72/A) betreffend die Novellierung des 
Wählerevidenzgesetzes vom 28. November 
1960, BGBL Nr. 243/1960 (1003 der Beilagen); 

14. Bericht des Verfassungsausschusses über 
den Antrag der Abgeordneten Dr. Withalm, 
DDr. Pittermann, Dr. van Tongel und Ge­
nossen (73/A) betreffend die Novellierung der 
Nationalrats-Wahlordnung 1959, BGBL NI'. 71, 
in der durch das Bundesgesetz BG BI. Nr. 99/1962 
abgeänderten Fassung in der Form der Kund­
machung der Bundesregierung vom 17. Juli 
1962 über die Wiederverlautbarung der Na­
tionalrats-Wahlordnung (1004 der Beilagen). 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schlu13 der Sitzung: 20 Uhr 35 Minuten 

- ._-------------------------------------
österreiehisehe Staatsdruekerei L0084148 
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